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Der dührer und Reichskanzler, des deutſchen Volkes Staatsoberhaupt) 


Von Profeſſor Dr. Ritterbuſch, Königsberg 


1 


Rei „Das Amt des Reichspräſidenten wird mit dem des 
ichskanzlers vereinigt. Infolgedeſſen gehen die bisherigen 
gefugniſſe des Reichspräſidenten auf den Führer und Reichs⸗ 
inzler Adolf Hitler über. Er beſtimmt feinen Stellvertreter. 
Abl Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung von dem Zeitpunkt des 
(Gesc des Reichspräſidenten von Hindenburg in Kraft.“ 
1. Aus über das Staatsoberhaupt des Deutſchen Reiches vom 
Aug. 1934 [RGBl. I, 747.) 
präſitindenburg, „ber Reichspräsident“, ift tot. Die „Reichs 
er gehört damit der Geſchichte an. Sie gehört 
Man eihichte an, auf immer verbunden mit dem Namen des 
ii ar der als große Perſönlichkeit dieſem Titel eine ein⸗ 
na Br ige Bedeutung und dieſem Amt einen einmaligen Inhalt 
get hat. „Die Größe des Dahingeſchiedenen hat dem 
iſt nad eichspräſident eine einmalige Bedeutung gegeben. Er 
Aha rg aller Empfinden in dem, was er uns ſagte, un⸗ 
(Erlaß 1 5 verbunden mit dem Namen des großen Toten.“ 
e ber Reichskanzlers zum Vollzug des Geſetzes über das 
1. J 754 paupt des Deulſchen Reiches v. 1. Aug. 1954 [NO- 
egriff 10 Der „Reichspräſident“ iſt kein ſtaatsrechtlicher 
dieſer 18 keine verfaſſungsrechtliche Inſtitution mehr, denn 
an titution rechtliche Begriff und dieſe verfaſſungsrechtliche 
mativ⸗Inſtito sten mit dem Manne, der ſie über alles Nor⸗ 
lebendiger f zutionelle hinaus zur Wirklichkeit einer einmaligen, 
eite 8 charaktervollen politiſchen Geſtalt in und durch 
inden u omlichkeit ausgeprägt hat, zu exiſtieren aufgehört. 
Reichspräſſd eye iſt und bleibt „der Reichspräſident“. Der 
Führers 1 iſt damit nach dem verehrenden Willen des 
ſchichte geworden umakig bleibende Geſtalt der deutſchen Ge⸗ 
aß verfaſſun en. Dies iſt ein eindrucksvoller Beweis dafür, 
hafte Wirklich ſzsrechtliche Inſtitutionen ihre echte und wahr⸗ 
en, in der sie it in der großen politiſchen Perſönlichkeit ha⸗ 
Bismarck, de ihre originäre Geſtaltung gewinnen. Otto von 
Reichspräfie, er Reichskanzler“, Paul von Hindenburg, „der 
und drei We Adolf Hitler, „der Führer“, drei Namen 
S deutſchen Staats⸗ und Verfaſſungslebens, 
) Der Anfang August v 1 
techniſchen Gründen erſt a et Auſſatz konnte aus druck⸗ 
einer Reihe von Abhandlungen a A 
D. S. 


deren politiſche Wirklichkeit und verfaſſungsrechtliche Geltung 
nicht durch die normative Inſtitution an ſich beſtimmt war 
und iſt, ſondern durch die wirkende Geſtalt und die ſchöpfe⸗ 
ie originäre Geſtaltung der großen politiſchen Perſön⸗ 
ichkeit. 

Die Reichspräſidentſchaft gehört der deutſchen Verfaſ⸗ 
ſungsgeſchichte an. Ihre Geſchichte wird und muß noch ge⸗ 
ſchrieben werden, denn die politiſche Wirklichkeit „der Reichs⸗ 
präſidentſchaft Hindenburg“ als einer zweiten und anders⸗ 
artigen Verfaſſung neben der Verfaſſung des pluraliſtiſchen 
Parteienſtaates von Weimar iſt noch nicht richtig erkannt wor⸗ 
den. Als das deutſche Volk im Jahre 1925 Hindenburg zum 
Präſidenten des Reiches wählte, da gab es nach dem Verzicht 
der preußiſchen Monarchie, auf die das alte Reich gebaut war, 
den beſten poſitiv politiſchen, ſtaatserhaltenden Kräften dieſes 
anſcheinend für immer der Geſchichte angehörenden preußiſchen 
Soldatenſtaates wiederum Raum. Im tieferen Grunde inſtink⸗ 
tiv gab es ſich in dieſem letzten großen preußiſchen Soldaten 
ſelbſt einen Halt gegen das dem pluraliſtiſchen Syſtem von 
Weimar mit Notwendigkeit innewohnende Geſetz des Chaos 
und der Anarchie. Es appellierte gegen den Wahnſinn der ab⸗ 
ſoluten inneren Auflöſung und Zerfaſerung an die großen 
Werte und Tugenden des ſtaatserhaltenden preußiſchen Solda⸗ 
tentums, die ihm in dieſem Manne in einer übermenſchlichen 
Größe entgegenleuchteten. In ihnen und in ihm empfand es 
gegenüber dem Syſtem von Weimar, mit dem der innere 
Gegenſatz und Widerſtreit zur verfaſſungsrechtlichen Inſtitu⸗ 
tion erhoben worden war, ſein beſſeres politiſches Selbſt, ſeine 
ſtaatliche Einheit und die ſeinem geſchichtlichen Werden und 
ſeiner einſtigen Größe wahrhaft entſprechenden Charakterwerte. 
In der Perſon Paul von Hindenburgs, in der lebendigen Ver⸗ 
körperung dieſer Werte und dieſer ſtaatserhaltenden Kräfte des 
alten Reiches, ragten dieſe nunmehr in das Syſtem von Wei⸗ 
mar hinein, das ſeinem ganzen Weſen nach und nach der inne⸗ 
ren Geſetzlichkeit der es tragenden pluraliſtiſchen Mächte nie 
über eine ſtaatserhaltende Idee, geſchweige denn über eine 
ſtaatsbildende, politiſch poſitiv aufbauende Kraft verfügt hat. 
Das Verfaſſungserperiment von Weimar, dieſer Kompromiß⸗ 
verſuch der deutſchen Zwieſpältigkeiten, dieſer Verſuch eines 
permanenten Vertragsſyſtems, einer bloßen Vielheit von Kräf⸗ 
ten und Mächten, die ihre Exiſtenz aus dem Begriff des Gegen⸗ 
ſatzes zueinander herleiteten, und die ihre Totalität in der 
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Verneinung der ganzheitlichen Wirklichkeit des Volkes ſuchten, 
wird ſtets ein lächerliches Zwiſchenſpiel, allerdings eine Tragi⸗ 
komödie der deutſchen Geſchichte bleiben. Es hat, ſo hoffen wir, 
den bleibenden eindrucksvollen und endgültigen Beweis gelie⸗ 
fert, daß nur aus der Idee der Totalität und ganzheitlichen 
Wirklichkeit des Volkes wahrhaft aufbauende Kräfte und ſchöp⸗ 
feriſche Gedanken entſpringen können, und daß das Politiſche 
nur in der unmittelbaren Bewegung und Bewirkung jener 
Totalität die primäre Geſtaltwerdung der Volksgemeinſchaft 
ſein und ihre Wirklichkeit tragen kann. Es war ſo eine andere 
Welt der ſittlichen und politiſchen Werte, die in der Geſtalt 
des verewigten Mannes in das Weimarer Syſtem hineinragte 
und die mit ihm und in ihm die Wirklichkeit wahrhaft ſtaats⸗ 
erhaltender politiſcher Kraft repräſentierte. Eben darum war 
„der Reichspräſident“ eine andersartige politiſche Wirklichkeit 
und eine andere Verfaſſungs wirklichkeit als das Syſtem des 
Vielparteienſtaates. Durch nichts wurde das beſſer bewieſen 
als durch die Tatſache, daß in dem Augenblick, als der Natio⸗ 
nalſozialismus, der in der Geſtalt ſeines Führers zu einer 
neuen gültigen und beſtimmenden Wirklichkeit heranwuchs, das 
deutſche Volk zu einem neuen Gemeinweſen zu prägen begann, 
die pluraliſtiſche Welt der Klaſſen, Intereſſen und der gegen⸗ 
ſätzlichen Weltanſchauungen ſich an ihn klammerten, um das 
neue Werden, das mit Notwendigkeit die Verabſolutierung 
ihrer Exiſtenz in Frage ſtellte, abzuwehren. Aber gerade da⸗ 
mit gab ſich der Vielparteienſtaat, dieſes „Abfallprodukt eines 
tagtäglichen Kompromiſſes“ (Carl Schmitt) heterogener 
Intereſſen und Weltanſchauungen ſelbſt auf und lieferte den 
Beweis, daß ihm jede Wahrheit und jede eigene Kraft, ſich 
ſelbſt gegenüber dem neuen Werden zu geſtalten und zu erhal⸗ 
ten, fehlte. Innerhalb einer ringenden Welt der politiſchen 
Kräfte wurde ſo der Reichspräſident die alleinige Wirklichkeit 
und Garantie des ſtaatlichen Zuſtandes. Er wurde „der Staat“. 
Schon damals hat die eigentliche Verfaſſung von Weimar keine 
Geltung mehr gehabt. Jetzt konnte ſich hinter dem Reichs⸗ 
präſidenten eine Gruppierung derjenigen Krafte vollziehen, die 
es unternahmen, die poſitiven Mächte des alten Reiches — 
das konſervative und nationalliberale Bürgertum, das hohe 
preußiſch⸗deutſche Beamtentum in Verbindung mit dem ſtaat⸗ 
lichen Verwaltungsapparat, das in der Reichswehr wiederum 
zu einem ausſchlaggebenden Machtfaktor herangewachſene 
Heer — noch einmal in dem Experiment der Präſidialregie⸗ 
rung zur politiſch ausſchlaggebenden und tragenden Schicht 
der ſtaatlichen Wirklichkeit des Reiches zu entwickeln. Es wird 
aber gerade darum eines der unvergänglichſten Ruhmesblätter 
des Verewigten ſein und iſt die Krönung ſeines heroiſchen, ſol⸗ 
datiſchen Lebens geweſen, daß er nach dem Mißerfolg dieſes 
von dem ſeinem eigenen Werden am meiſten entſprechenden 
Kräften getragenen Experiments, mit dem jene Kräfte als ent⸗ 
ſcheidend politiſch geſtaltende und beſtimmende endgültig der 
Geſchichte angehörten, dem neuen politiſchen Werden, der im 
Nationalſozialismus herangereiften politiſchen Volkswerdung 
Raum gab, indem er ſie in der Geſtalt des Führers zur be⸗ 
ſtimmenden und geſtaltenden politiſchen Macht berief. In 
einer Epoche des Übergangs als „Reichspräſident“ die eigent⸗ 
lich ſtaatliche Wirklichkeit des Reiches in ſich verkörpernd und 
durch ſich garantierend, hat er die im Nationalſozialismus ſich 
vollziehende politiſche Revolution des deutſchen Volkes, das 
neue Reich, in dem das deutſche Volk ſich als ein wahrhaftes 
und wirkliches politiſches Gemeinweſen wiedergefunden hat, 
fanftioniert. 


ur, 


Wir müſſen uns jedoch mit dem Ernſt, den die Trauer 
um den großen Toten gebietet, darüber klar ſein, daß das 
deutſche Volk nunmehr endgültig eine neue Epoche ſeines poli⸗ 
tiſchen Werdens und ſeiner ſtaatlichen Geſtaltung begonnen 
hat. Es iſt dies die Epoche des rein nationalſozialiſtiſchen 
Staates. Ganz auf ſich geſtellt, hat der Nationalſozialismus 
nunmehr endgültig und ausſchließlich die Verantwortung für 
die politiſche Geſtaltung des völkiſchen Lebensprozeſſes über⸗ 
nommen. In der Geſtalt „des Führers“ bildet er jetzt die 
alleinige politiſche Exiſtenz des deutſchen Volkes und Reiches, 
ſowohl ſtaatsrechtlich als auch völkerrechtlich. 

Der Nationalſozialismus iſt, wenn wir ihn in ſeiner 


eigentlichen Tiefe erleben und erfaſſen, nicht eine beliebige 
Partei oder Parteidoktrin, die als ſolche kein Ausoruck der 
Wahrheit und Wirklichkeit wäre. Es iſt vielmehr der revolutio⸗ 
näre Durchſtoß zu der Totalität und Wahrheit unſeres Seins, 
das in der nihiliſtiſchen Entwicklung eines ſinnlos und be⸗ 
ziehungslos gewordenen Daſeins zu verweſen drohte. Als Um⸗ 
wälzung eines unwahr und unwirklich gewordenen Daſeins iſt 
er die Wiederentdeckung und die erneuernde Bewirkung der 
Totalität unſeres Seins als der Wahrheit und Wirklichkeit 
unſerer Exiſtenz. Dieſe Neuformung und erneuernde Bewir⸗ 
kung muß ſich notwendig als Revolution unſeres zu einem 
Pluralismus ſeiner Exiſtenzen gewordenen Daſeins vollziehen. 
Sie muß ſich in der Aufhebung und Ineiusſetzung unſeres 
pluraliſtiſch gewordenen Daſeins in und mit der Totalität 
und Wirklichkeit unſeres Seins vollziehen. Inſofern iſt der 
Nationalſozialismus auch mehr als eine bloße politiſche 
Richtung. Er iſt der Ausdruck und die Wiedergewinnung 
unſeres artgemäßen Weſens ſelbſt. Der Nationalſozialismus 
als Idee und Bewegung iſt darum nichts anderes, als die 
Verwirklichung des ewigen Prinzips aller Wahrheit, des 
„Erkenne dich ſelbſt“. Gegenüber einer bloß vielfältigen Welt 
der gegenſätzlichen, ſich im bloß Beſonderen verlierenden 
Weltanſchauungen, Konfeſſionen, Ideen, Intereſſen und 
Klaſſen iſt er die wahrhafte Selbſterkenntnis des deutſchen 
Volkes und die Selbſtgeſtaltung ſeiner ganzheitlichen art⸗ 
gemeinen Wirklichkeit. Dieſe Selbſterkenntnis und Selbſtver⸗ 
wirklichung kann ſich nur in der Verſöhnung von Idee und 
Exiſtenz vollziehen, in der revolutionären Durchdringung der 
mannigfaltigen Exiſtenz des völkiſchen Seins mit der Idee, 
die den ganzheitlichen, wahren Geiſt dieſes unſeres wirklichen 
Seins ausmacht. Mit Notwendigkeit muß ſich dieſe Selbſt⸗ 
erkenntnis und Selbſtverwirklichung als Bewegung unſeres 
wahren und wirklichen Seins und ſeiner Geſetze vollziehen. Oft 
genug hat es Adolf Hitler ausgeſprochen, daß der National⸗ 
ſozialismus nichts anderes iſt, als das wieder zur Geltung 
und gültigen Wirkung bringen der natürlichen Geſetze unſeres 
Seins. Nur durch die machtvolle Bewegung iſt dieſes Sein und 
feine Gefetze gegenüber einem unwahr und unwirklich ge⸗ 
wordenen Daſein ſelbſt wiederum ein Werdendes und damit 
in allem unterſchiedlichen Daſein ein ganzheitliches Weſen. In 
der nationalſozialiſtiſchen Idee und Bewegung iſt und wird 
die Totalität unſeres Seins, in ihr weſet ſie und wird ſie zu 
einer geltenden Wirklichkeit. 

Die Totalität unſeres Seins, die in dieſer Bewegung 
wird und ſich in ihr zu der weſenhaften Wirklichkeit unſeres 
Daſeins geſtaltet, iſt die ganzheitliche Gemeinſchaft des art⸗ 
gebundenen Volkes. Die nationalſozialiſtiſche Bewegung iſt 
Volkswerdung und dieſe Volkswerdung iſt nichts anderes als 
die erfüllende Verwirklichung der Wahrheit und Wirklichkeit 
von uns ſelbſt. Die dauernde Volkswerdung erfüllt das Geſetz 
unſerer Wirklichkeit und Wahrheit, denn nur das Ganze iſt 
wahr und wirklich und nur das Volk iſt die Ganzheit und 
darum die Wahrheit und Wirklichkeit von uns ſelbſt. Der 
Nationalſozialismus iſt als Idee und Bewegung der Totalität 
des Volkes der wahre und wirkliche Geiſt und das Weſens⸗ 
geſetz unſeres Daſeins. Hierin ruht ſein Recht auf Totalität 
gegenüber allen pluraliſtiſchen Kräften und Mächten. 

Von allem Anfang an hat der Nationalſozialismus den 
Ehrentitel für ſich in Anſpruch genommen, die politiſche 
Revolution des deutſchen Volkes zu ſein. Mit vollem Bewußt⸗ 
ſein hat er von jeher den Anſpruch darauf erhoben, daß ſich 
mit ihm allein die Totalität des Volkes zu einer ſouverän be⸗ 
herrſchenden Wirklichkeit durchringt. In dieſem Anſpruch hat 
er von jeher ſeinen abſolut entſchiedenen und ausſchließenden 
Charakter zum Ausdruck gebracht. Er hat ſich von jeher mit 
dem deutſchen Volk ſchlechthin für identiſch erklärt, weil er 
von jeher von dem abſoluten Glauben erfüllt und beſeſſen 
war, die Ganzheit und Gemeinſchaft des Volkes als die Wahr⸗ 
heit und die Vernunft der Wirklichkeit gegenüber all denen zu 
tragen und begriffen zu haben, für die ſich dieſes Totale, das 
Volk, in rein differenten Gegebenheiten, in der bloßen Viel⸗ 
heit, ſei es von einzelnen, ſei es von Klaſſen und Intereſſens⸗ 
gruppen, ſei es von Konfeſſionen, Weltanſchauungen und 
ſogenannten eigengeſetzlichen Sachgebieten, verlor. Das Be⸗ 
wußtſein, jenen gegenüber der alleinige Träger der Totalität 
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des Volkes, der alleinige unmittelbar⸗exiſtentielle Begriff diefer 
ganzheitlichen Wirklichkeit und ihre ausſchließlich bewegende 
und bewirkende Macht zu ſein, ließ den Nationalſozialismus 
den Anſpruch darauf erheben, ihr ausſchließlicher Geſtalter 
zu ſein. Das ganze Ringen der letzten Jahre iſt um dieſen 
Totalitätsanſpruch geführt worden. Dieſer Kampf iſt gegen 
a anderen geführt und gewonnen worden. Man hat zwar 
dem Nationalſozialismus dieſe ſeine Ausſchließlichkeit von 
jeher zum Vorwurf gemacht, man hat ihn eine politiſche Kon⸗ 
leſſion genannt, man hat ihn zwingen wollen, im Kompromiß 
andere Gruppen und Mächte neben ſich anzuerkennen und da⸗ 
mit darauf zu verzichten, ein Totales zu ſein. Man will auch 
heute noch nicht ſeine Totalität für manche Gebiete des völki⸗ 
chen Lebens anerkennen, weil man immer noch nicht begriffen 
hat, daß der Nationalſozialismus nicht eine politiſche Partei 
— Parteidoktrin, ſondern der gültige Ausdruck unſeres 
Weſens in allen feinen einzelnen Zügen iſt. Aber eine echt 
revolutionäre Bewegung, die ſich im Beſitze der Wahrheit 
weiß, die weiß, daß ſie gegenüber allen und allem anderen 
Die Totalität trägt, die weiß, daß diefe nur in ihr ift und 
durch ſie wird und darum nur mit ihr ein Weſen hat, kann 
ieſen Zug zur Ausſchließlichkeit niemals aufgeben, ohne ſich 
ſelbſt und damit die Wahrheit aufzugeben. Die Totalität kennt 
ne Differenz außer ſich, die als ſolche anerkannt werden 
mente, denn fie müßte dann ſelbſt zu etwas Differenten als 
oment eines bloß Vielen werden. 

0 Und gerade dadurch hat der Nationalſozialismus ſeinen 
kr politiſchen Charakter bewieſen und iſt ſeine Revolution 
zue eigentümlich politiſche, daß er wüßte, daß dieſe Totalität, 
1 er trägt und bewegt, nur im Politiſchen ihre ſouveräne 
Nattlichreit gewinnen konnte. Das Politiſche, wie es der 
ver alſozialismus in neuer Sinngebung dieſes Begriffes 
8 iſt ſtets der ſouverän beſtimmende Begriff und die 
0 ern Bewirkung, mit denen die Totalität unſeres Seins 
einem durch das mannigfaltige, unterſchiedene Daſein zu 
für u wirklichen Ganzen geprägt wird. Eben darum ergab ſich 
N Nationalſozialismus die Identität ſeiner ſelbſt mit 
15 Politischen als der primären Geſtaltwerdung der Totalität 
Sbentitte i neuen politiſchen Reich der Deutſchen. Und dieſe 


geworden t heute endgültige und ausſchließliche Wirklichkeit 


ganz, der, Nationalſoziglismus hat als die Geſtaltwerdung der 
reinf. lichen Gemeinſchaft des Volkes im neuen Reich ſeine 
und Wille ausdruckvollſte Exiſtenz in der politiſchen Geiſtes⸗ 
. illensgeſtalt Adolf Hitlers, ſeines Führers. Dieſer iſt 
bb ie ber Schöpfer der Idee, die in ihm primär zu einer 
ompran, Wirklichkeit, zu einem konkreten Begriff, zu einem 
Er ei iſſen Charakter und zur großen Perſönlichkeit wurde. 
Perſönlich darüber hinaus vermocht, das, was ſich in ſeiner 
ee 8 eit als eine ſouveräne und totale Wirklichkeit offen⸗ 
Men r feinen lebendigen Geiſt und Willen in die deutſchen 
wirkender Mähen und ſie ſo zu einer großen Bewegung als 
ee acht zu entfalten und zu geftalten. Das, was 
eigenklich z mus als Bewegung und Wirklichkeit iſt, iſt 
Menſchen © Auszierung ſeiner Perſönlichkeit in die deutſchen 
1 iſt ihr Werden in ihm und durch ihn zu einem 
ee Niemals konnten wir das große Wunder der 
en 00 1 unmittelbar erleben, als in unſerer Zeit. In 
und nur site ſammelt ſich das neue deutſche Gemeinweſen 
und ſein Cha it das neue Reich der Deutſchen, wo ſein Geiſt 
er oe fen mitten. unter ihnen ift. Eben darum ift er 
wenn je 919 15 egitime Führer des neuen Deutſchland, denn 
hatte, x enſch ein ſittliches Recht und die fittliche Pflicht 


Führer zu fein, als ſole 
e a „olcger anerfannt zu werden und 


ſpruch 
ze zugeſtaltende Wirklichkeit 
5 ie anz ſich z irklichkeitsid 


In 8 
Nationafſofen tolitiſchen Perſönlichkeit, im Führer, hat der 
des Volkes feine konkret ue, und Bewegung der Totalität 
überhaupt unter feet unmittelbare Wirklichkeitsgeſtalt. Wie 
vollendetſt nſer wirkliches, wahres und ganzes Weſen fi am 

en in der uns artgemäßen großen Perſönlichkeit 


ausprägt, hat auch der Nationalſozialismus als das neue 
gültige Gemeinweſen, als das Reich der Deutſchen, ſeine kon⸗ 
krete Unmittelbarkeit in der großen politiſchen Perſönlichkeit, 
im Führer gefunden. Er iſt die wahrhafte Ausprägung unſeres 
wirklichen, ganzheitlichen Seins und darin ruht feine Autori⸗ 
tät, denn in ihr tritt uns nur unſer beſſeres, wahres und 
wirkliches Selbſt entgegen, dem wir an und für ſich ver⸗ 
pflichtet ſind, wollen wir uns ſelbſt erfüllen. 

Aus der Perſönlichkeitsidee heraus, nach der unſer 
eigenes Weſen ſich verpflichtend und bindend in der großen 
politiſchen Perſönlichkeit ausprägt, iſt das nationalſozialiſti⸗ 
ſche Reich „Führerſtaat“. Im Führer iſt das Politiſche die 
konkret⸗ unmittelbare Geſtaltung und Geſtaltwerdung der To- 
talität des Volkes. In ihm und durch ihn iſt es die dauernde 
Durchdringung unſerer beſonderen Exiſtenz mit der in der 
großen politiſchen Perſönlichkeit unmittelbar wirkenden und 
verpflichtenden Autorität der Idee und Wirklichkeit des 
Ganzen. 


Und dies iſt heute die Verfaſſung des Deutſchen Reiches. 
„Der Führer und Reichskanzler“ repräſentiert nicht nur, ſon⸗ 
dern trägt heute die politiſche Einheit des Reiches nach innen 
und außen. In ihm ruht heute nach der Vereinigung des 
Amtes des Reichspräſidenten mit dem des Reichskanzlers und 
dem Übergang der bisherigen Befugniſſe des Reichspräſiden⸗ 
ten auf ihn als Führer der ſtaatstragenden Bewegung und 
als Reichskanzler überhaupt die politiſche Exiſtenz und Ver⸗ 
faſſung des Reiches. Mit dem Geſetz über das Staatsober⸗ 
haupt des Deutſchen Reiches v. 1. Aug. 1934 hat dies nun⸗ 
mehr auch ſeinen völkerrechtlichen Ausdruck gefunden. Dieſes 
Geſetz iſt als Kabinettsgeſetz verfaſſungsrechtlich gültig zu⸗ 
ſtande gekommen. Aber es entſpricht nur dem Charakter die⸗ 
ſes echten Führers, den wir als den Charakter unſeres neuen 
Gemeinweſens lieben und achten, daß er ſich nicht in dieſem 
Augenblick des Eintritts des deutſchen Volkes in eine neue 
Epoche ſeines politiſchen Werdens auf formell-rechtliche Ver⸗ 
faſſungsgültigkeit ſtützt. Er appelliert vielmehr an das ganze 
Volk, und empfindet und erklärt damit ſeine Würde, ſeine 
Macht und ſeine Autorität als die des Volkes ſelbſt. Der 
Führer will in dieſer entſcheidenden Stunde die „ausdrück⸗ 
liche Sanktion des Volkes“, dem er ſich in all ſeinem Tun 
und Handeln zutiefſt verpflichtet fühlt. Er will als wahrer 
Volksführer und Volkskanzler kein Volk, das ſich nur be⸗ 
herrſcht fühlt, ſondern das in einer entſcheidenden Stunde 
ſein Schickſal ſelbſt mitbeſtimmt. „Feſt durchdrungen von der 
Überzeugung, daß jede Staatsgewalt vom Volke ausgehen 
und von ihm in freier und geheimer Wahl beſtätigt ſein 
muß, bitte ich, den Beſchluß des Kabinetts ... dem deutſchen 
Volke zur freien Volksabſtimmung vorzulegen.“ Dieſe Worte 
des Erlaſſes des Führers v. 2. Aug. 1934 vermögen aller 
Welt zu zeigen, daß es kein Regiment in der Welt gibt, das 
ſo echte Volksherrſchaft iſt, wie das ſeine. Als ein echter 
Führer hat er Vertrauen auf das Volk, wie es kein Staats⸗ 
mann der heutigen Welt haben kann, denn kein anderer 
Staatsmann der Welt könnte dieſes Experiment unternehmen. 
Der Führer baut auf die Gefolgſchaft des Volkes und dieſes 
baut auf ihn. In dem gegenſeitigen Vertrauensverhältnis von 
Volk und Führer liegt heute das Fundament unſerer Ver⸗ 
faſſung. Alle Zwiſcheninſtanzen und ſtörenden Zwiſchenmächte 
ſind in dieſem Verhältnis ausgeſchaltet. Führer und Volk 
ſind die tragenden Pfeiler unſeres politiſchen Lebens und 
unſerer wirklichen Verfaſſung. Der Appell an das Volk er⸗ 
weiſt aber den deutſchen Führerſtaat als die echte Demokratie, 
die heute überhaupt gegenüber einem in aller Welt herrſchen⸗ 
den parlamentariſchen Vielparteienſtaat exiſtiert. Das deutſche 
Volk aber hat ſehr wohl ein Empfinden dafür, daß ſein 
Führer in dieſer entſcheidenden Stunde ſein politiſches Selbſt⸗ 
gefühl und die Würde und Ehre ſeiner politiſchen Freiheit 
und Selbſtbeſtimmung gewahrt hat. Als ein echter Sohn die⸗ 
ſes „anſtändigen Volkes“, wie er es ſelbſt nach der großen 
Volksabſtimmung des vorigen Jahres genannt hat, kennt er 
die Hingabe und das Vertrauen, deren dieſes Volk gegenüber 
einer echten Führung fähig iſt. Im Grunde hat er in dieſer 
Wahrung der politiſchen Würde und Ehre des deutſchen 
Volkes nur ſeine politiſche Ehre und Würde als Führer die⸗ 
ſes Volkes gewahrt, denn er ſelbſt will ja als Führer nichts 
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anderes, als die zur unmittelbaren Perſönlichkeit gewordene 
politiſche Einheit, Ehre, Freiheit und ſtaatliche Würde dieſes 
Volkes ſelbſt ſein. In ſeinem Vertrauensvotum wird ihn 
das Volk dafür von allen anderen hemmenden Mächten und 
ſtörenden Kräften unabhängig machen. 

In großen Umriſſen ſei hier noch der verfaſſungsrecht⸗ 
liche Zuſtand des Deutſchen Reiches gezeichnet. Völkerrechtlich 
geſehen iſt der Führer und Reichskanzler das Staats⸗ 
oberhaupt des Deutſchen Reiches. Mochte er bis jetzt gegen⸗ 
über den auswärtigen Mächten immer noch als Parteiführer 
erſcheinen, ſo iſt er heute als Staatsoberhaupt innerhalb des 
Völkerrechts die Repräſentation der ſtaatlichen Einheit, Quali⸗ 
tät und Würde des Reiches. Ihm kommen die im völkerrecht⸗ 
lichen Verkehr geltenden Ehren, Würden und Prärogativen 
des Staatsoberhauptes zu. Er empfängt und beſtätigt die 
Geſandten der auswärtigen Mächte, er vertritt das Reich 
völkerrechtlich, ernennt und abberuft die Vertreter des Reiches 
bei den auswärtigen Mächten. Unter ſeiner maßgeblichen 
Führung und Kontrolle wird ſich weiterhin, wie bisher, die 
Außenpolitik des Reiches vollziehen. Mit ihr wird er weiter⸗ 
hin, wie bisher, der vornehmſte Garant eines der ſtaatlichen 
Ehre und Würde des deutſchen Volkes und Reiches ent⸗ 
ſprechenden Völkerfriedens ſein. In ſeinen Händen liegt wei⸗ 
ter die für die Exiſtenz eines jeden ſtaatlichen Gebildes 
folgenſchwerſte politiſche Entſcheidung über Krieg und Frieden. 

Staatsrechtlich geſehen vereinigt ſich heute im Führer 
und Reichskanzler alle politiſch entſcheidende Macht und alle 
politiſch ausſchlaggebende Befugnis der Verfaſſung. Nur das 
Wichtigſte und Weſentlichſte ſei hier kurz aufgezählt. Der 
Führer iſt heute nicht nur der Führer der ſtaatstragenden 
Bewegung, ſondern er iſt auch die Spitze des nach dem Über⸗ 
gang der Hoheitsrechte der Länder auf das Reich einheitlichen 
ſtaatlichen Verwaltungsapparates. Bei ihm liegen damit alle 
Rechte und Befugniſſe, die die dauernde, konkrete Machtwirk⸗ 
lichkeit des Staates ausmachen. Er bildet die Reichsregierung, 
deren Führer er als gleichzeitiger Reichskanzler iſt, und er⸗ 
nennt und entläßt ihre Mitglieder. Er ernennt und entläßt 
unmittelbar oder mittelbar die Beamten des Reiches, heute 


die geſamten Funktionäre der ſtaatlichen Verwaltung. Er 
ernennt und entläßt die Reichsſtatthalter und kontrolliert 
über ſie, die noch als Verwaltungseinheiten beſtehenden ehe⸗ 
maligen Länder. Er ſelbſt iſt und bleibt als Reichskanzler der 
Reichsſtatthalter in Preußen. 

Der Führer iſt heute vor allem der oberſte Kommandeur 
der Wehrmacht, die in der politiſchen Entwicklung des letzten 
Jahrzehnts eine ausſchlaggebende Rolle geſpielt hat. Sie 
unterſteht ſeiner unmittelbaren Befehlsgewalt und iſt ihm 
perſönlich durch den ſoldatiſchen Treueid verpflichtet. Eine 
der ſtärkſten Stützen jeder ſtaatlichen Macht iſt ihm damit 
unmittelbar unterſtellt. Als Oberbefehlshaber ernennt er die 
Offiziere und Beamten der Wehrmacht. 

Sein Verhältnis zum Reichstag, der heute nur eine be⸗ 
ſtimmte Repräſentation der ſtaatstragenden Bewegung iſt, 
bietet keine Schwierigkeiten. Seine Mitglieder ſind ihm als 
Führer der Bewegung faſt ausſchließlich zu unbedingtem Ge⸗ 
horſam und zur bedingungsloſen Treue verpflichtet. Sie 
unterliegen der Diſziplin der Partei. Für den Führer iſt der 
Reichstag heute vornehmlich die Plattform großer politiſcher 
Erklärungen; eventuell ift er darüber hinaus für ihn ein 
Inſtrument der Geſetzgebung. Er kann außerdem den Reichs⸗ 
tag jeder Zeit auflöſen und neu wählen laſſen. Der Führer 
kann vor allen Dingen über jede Zwiſcheninſtanz hinweg, ſei 
es in Fragen der allgemeinen Politik, ſei es in Fragen der 
Geſetzgebung an das geſamte Volk appellieren und gegen alle 
Hemmniſſe das Vertrauensvotum derjenigen Inſtanz herbei⸗ 
führen, von der nach ihm alle Staatsgewalt ausgehen muß. 

Die Geſetzgebung des Reiches, ſie ſei Verfaſſungsgeſetz⸗ 
gebung oder ordentliche Geſetzgebung, fie ſei Kabinetts⸗, 
Reichstags⸗ oder Volksgeſetzgebung, iſt von der Entſcheidung 
des Führers abhängig. Gegen feinen Willen iſt kein Geſetz 
möglich, mit feinem Willen ein jedes. Über die normale 
Geſetzgebung hinaus unterliegt das ſtaatliche Notſtands⸗ und 
Ausnahmerecht ſeiner Entſcheidung, dieſe letzte Garantie der 
ſtaatlichen Einheit und Exiſtenz. Bei ihm liegt weiterhin das 
Recht der Begnadigung, dieſes Prärogativrecht einer juris⸗ 
diktionellen Funktion des Staatsoberhauptes. 


Die Beſchwerdebefugnis nach dem Keichserbhofgeſetz 


Von Oberlandesgerichtsrat und Erbhofgerichtsrat Dr. Wöhrmann, Celle 


Die Beſchwerdebefugnis der Beteiligten im Erbhofrecht 
gibt in der Praxis zu vielen Zweifeln Anlaß. Sedes materiae 
iſt nach $ 11 der 1. DurchfVO. der 820 RFGGG. Nach Abſ. 1 
dieſer Vorſchrift iſt beſchwerdeberechtigt derjenige, deſſen Recht 
durch die Verfügung, d. h. den anerbengerichtlichen Beſchluß 
beeinträchtigt iſt. Wann eine Beeinträchtigung vorliegt, iſt 
nicht immer ohne weiteres zu ſagen. 

1. In den ſog. Status verfahren, d. h. in den Ver⸗ 
fahren, in denen es ſich um die Feſtſtellung der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft, der Raſſereinheit und der Bauerufähigkeit handelt 
(88 10, 13, 18 RErbhofG.), ergibt ſich die eigenartige Erſchei⸗ 
nung, daß eine Beeinträchtigung ſowohl dann vorliegen kann, 
wenn die betreffende Eigenſchaft feſtgeſtellt als auch, wenn ihr 
Nichtvorhandenſein feſtgeſtellt iſt. Das liegt daran, daß die 
Feſtſtellung der Eigenſchaften ſowohl Vorteile wie Nachteile 
mit ſich bringt und daß im einzelnen Falle für den Antrag⸗ 
ſteller einmal die Nachteile, ein anderes Mal die Vorteile 
überwiegen können. Ein Eigentümer, der ſich in der Zwangs⸗ 
verſteigerung befindet, hält die Feſtſtellung der Erbhofeigen⸗ 
Schaft für wünſchenswert, um den Schutz des 8 38 RErbhofG. 
zu genießen, während ein anderer Eigentümer, der von ſeinem 
Grundbeſitz Parzellen veräußern will, die Feſtſtellung der Erb⸗ 
hofeigenſchaft nicht wünſcht, um nicht in ſeiner Verfügungs⸗ 
freiheit durch $ 37 NErbHof®. beſchränkt zu werden. Zweifel⸗ 
haft kann die Rechtslage ſein, wenn das Anerbengericht die 
Bauernfähigkeit bejaht hat. Soll eine Beſchwerde zugelaſſen 
werden, in der der Beſchwerdeführer geltend macht, er ſei un⸗ 
fähig, den Hof zu bewirtſchaften, er ſei nicht ehrbar uſw. ? 
Man wird dieſe Frage trotz mancher Bedenken bejahen müſſen; 


denn es kann dem Eigentümer auch an der Feſtſtellung der 
Bauernunfähigkeit gelegen ſein, z. B. wenn davon die Erb⸗ 
hofeigenſchaft ſeines Grundbeſitzes abhängt. 

Fraglich iſt, ob den Anträgen, die die Beteiligten im 
erſten Rechtszuge geſtellt haben, irgendwelche Bedeutung für 
ihre Beſchwerdebefugnis zukommt. Hat beiſpielsweiſe ein 
Eigentümer beim Anerbengericht den Antrag geſtellt, die Erb⸗ 
hofeigenſchaft ſeines Grundbeſitzes zu bejahen, und hat das 
Anerbengericht ſeinem Antrage entſprechend entſchieden, ſo 
könnte man die Auffaſſung vertreten, daß er nicht beſchwerde⸗ 
befugt iſt, weil er die Feſtſtellung erhalten hat, die er begehrt 
hat. Jedoch wäre eine ſolche Auffaſſung allzu ſtark von zivil⸗ 
prozeſſualen Grundſätzen beeinflußt. Die Anträge, die in den 
Statusverfahren der $$ 10, 13, 18 RErbhof G geſtellt werden, 
ſind keine eigentlichen Sachanträge, denen ſtattgegeben wird 
oder die abgelehnt werden, ſondern Verfahrensanträge, die 
erforderlich find, um das Verfahren in Gang zu ſetzen (ebenſo 
Bergmann, Erbhofverfahren S. 103 f.). Die Entſcheidung 
des Gerichts iſt an den geſtellten Antrag nicht gebunden. Will 
das Anerbengericht beiſpielsweiſe dem Antrage auf Feſtſtellung 
der Erbhofeigenſchaft nicht entſprechen, weil es einen Erbhof 
nicht als gegeben anſieht, ſo weiſt es den Antrag nicht zurück, 
ſondern es trifft die gegenteilige Feſtſtellung. Überhaupt iſt — 
anders als im Zivilprozeß — ein Antrag mit einem beſtimm⸗ 
ten Begehren nicht erforderlich; es genügt vielmehr, um eine 
Entſcheidung des Gerichts herbeizuführen, auch ein Antrag, 
„feſtzuſtellen, ob die Beſitzung ... Erbhofeigenſchaft hat oder 
nicht“. Ferner iſt das Gericht bei Prüfung des Sachverhalts 
auch nicht an das Vorbringen der Parteien gebunden; es prüft 
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vielmehr von Amts wegen den zugrunde liegenden Sachverhalt 
(812 Abf. 1 der 1. DurchfVO.). Demgemäß wird man, wie das 
die herrſchende Meinung für das Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ohnehin annimmt (vgl. Schlegelberger 820 
S. 294 f.), den Beteiligten auch dann eine Beſchwerdebefugnis 
zuerkennen müſſen, wenn ihrem Antrage entſprechend im erſten 
Rechtszuge entſchieden iſt. Für das Erbhofverfahren wird man 
das um ſo unbedenklicher annehmen können, als die Be⸗ 
ſchwerdebefugnis des Kreisbauernführers, der ſeine Anträge 
nicht aus eigenem Rechte, ſondern im Intereſſe des Volksgan⸗ 
zen ſtellt, ſicher nicht von dem formalen Erfordernis, daß er 
Abeſchwert“ iſt, abhängig gemacht werden kann. Es drängt 
ſich auch hier die Parallele zu den Statusverfahren im Zivil⸗ 
prozeß auf, in denen beiſpielsweiſe der Staatsanwalt und die 
Antragsberechtigten die Anfechtungsklage gegen einen die Ent⸗ 
mündigung ausſprechenden Beſchluß ſelbſt dann erheben kön⸗ 
nen, wenn ſie den Antrag auf Entmündigung ſelbſt geſtellt 
hatten (Stein $ 664 Anm. II 4). 


Hat ein Dritter, der nach $61 der 1. Durchf VO. 
ein rechtliches Intereſſe an der Feſtſtellung der Eigenſchaft hat, 
8. B. ein Gläubiger des Bauern oder ein Miterbe des Anerben, 
den Antrag geſtellt, jo gelten für feine Beſchwerdebefugnis die 
gleichen Grundſätze. Er kann alſo ſelbſt dann Beſchwerde ein⸗ 
egen, wenn das Gericht ſeinem Begehren entſprochen hat. 
anz beſondere Schwierigkeiten ergeben ſich dann, wenn er 
am Verfahren erſter Inſtanz formell nicht beteiligt war und 
nun die für ſeine Rechtsſtellung ungünſtige Entſcheidung des 
Anerbengerichts mit der Beſchwerde anfechten will. Es erhebt 
ſich die Frage, ob er durch die ergangene Entſcheidung in 
ſeiner Rechtsſtellung beeinträchtigt iſt. Die Beantwortung die⸗ 
er Frage hängt eng mit der anderen Frage zuſammen, welche 
Wirkung eine Entſcheidung des Anerbengerichts nach den 
88 10, 13, 18 RErbhof®. hat, ob fie nämlich nur unter den 
Perſonen wirkſam iſt, die am Verfahren formell beteiligt ſind, 
oder ob ſie darüber hinaus Wirkung inter omnes hat. Legt 
man ihr nur die Wirkung inter partes bei, wie Vogels, 
3. Aufl., S. 90, 282 und Hopp: DI. 1934, 812 im 
Gegenſaz zu Cammerer: JW. 1934, 266 und Berg⸗ 
mann S. 111 ff. das tun, fo kann ein Dritter, der ſich am 
beerfahren nicht beteiligt hatte, durch die Entſcheidung nicht 
lie rächtigt fein; denn fie wirkt nicht gegen ihn. Er kann 
15 nicht Beſchwerde einlegen, ſondern kann ſeinerſeits beim 
Wirrbengericht einen neuen Antrag auf Feſtſtellung ſtellen. 
Se dagegen die Entscheidung inter omnes, jo wird jeder 
ritte, der eine andere Feſtſtellung wünſcht, durch ſie in ſeinen 
en beeinträchtigt und iſt beſchwerdebefugt. Die Praxis 
1 901 immer mehr zu einer Anerkennung der von mir 
9 ufl. S. 26) ſchon immer behaupteten Wirkung inter 
ere Geſtattet man nämlich die erneute Anrufung des An⸗ 
. jedem Antragsberechtigten i. S. des $ 61 der 
Eigenſchlrr d. ſo iſt damit die Möglichkeit gegeben, daß die 
eren gft dem einen Beteiligten gegenüber bejaht, dem an⸗ 
keit, di eteiligten gegenüber verneint wird — eine Möglich⸗ 
die gr e gar nicht entfernt liegt, da ſich in der Zwiſchenzeit 
griffe, m. auungen des Anerbengerichts über beſtimmte Be⸗ 
haben kön Pachthof, Ackernahrung uſw., geklärt oder geläutert 
anderen men oder weil in einem Falle das Anerbengericht, im 
Frage entf das Erbhofgericht als letzte Inſtanz über die 
Entſcheidun eden haben kann. Liegen aber auseinandergehende 
vor dem 8 dieſelbe Eigenſchaft vor, ſo ſtehen wir 
Bauernfäh; ei der relativen Erbhofeigenſchaft, der relativen 
Beteiligten je uſw. Ein beſtimmter Hof ift für den einen 
hof. Das iſt ſch Erbhof, für den anderen Beteiligten kein Erb- 
eine Eigenfch aft if begrifflich ein unmögliches Ergebnis. Denn 
iſt kaum vorstelle vorhanden oder ſie iſt nicht vorhanden; es 
handen fein ſoll % daß fie teils vorhanden, teils nicht vor⸗ 
1115 wirtſchaftlic Abgeſehen davon iſt es aber auch rechtlich 
Gläubiger in den ein unmöglicher Zuſtand, daß der eine 
9 Eigentümer . Hof vollſtrecken kann, der andere nicht, daß 
„ 5 den einen Käufer frei veräußern kann, an 
erichts daß N nur mit Genehmigung des Anerben⸗ 
Reit $ für 55 den einen Gläubiger eine Hypothek be⸗ 
fei en ne % 5 anderen dagegen nicht. Die Schwierig⸗ 
eiten, die dadurch im Falle einer Zwangsderſteigerung ent⸗ 
ſtehen können, ſind nicht auszudenken. Vollends unerträglich 


wird der Zuſtand, wenn der Eigentümer des Hofes ſtirbt. 
Dann müßte ſich die Erbfolge für den einen Beteiligten nach 
Erbhofrecht, für den anderen nach BGB. richten; ein Gläu⸗ 
biger, dem gegenüber die Erbhofeigenſchaft feſtgeſtellt wäre, 
hätte als Rechtsnachfolger des Bauern den Anerben des 
RErbhofG., ein anderer die Erbengemeinſchaft des BGB. Ein 
Hof mit relativer Erbhofeigenſchaft könnte auch in die Erb⸗ 
höferolle nicht eingetragen werden. Alle dieſe Folgerungen 
werden vermieden, wenn man anerkennt, daß der Kreis⸗ 
bauernführer als das vom Geſetzgeber eingeſchaltete, unpar⸗ 
teiiſche Organ die Rechte aller am Verfahren formell nicht Be⸗ 
teiligten wahrzunehmen hat, und daß infolgedeſſen die einmal 
feſtgeſtellte Erbhofeigenſchaft inter omnes wirkt (vgl. Wöhr⸗ 
mann, 2. Aufl., S. 50, 270f.). 


Der Nachteil dieſer Auffaſſung — das ſoll nicht verkannt 
werden — beſteht darin, daß die formell am Verfahren nicht 
beteiligten Perſonen von der Entſcheidung betroffen werden, 
ohne daß ſie gehört ſind und ohne daß ſie infolgedeſſen auf 
die Entſcheidung Einfluß nehmen können. Dieſer Nachteil 
wiegt aber ungleich leichter als die Anerkennung der relativen 
Erbhofeigenſchaft. Denn einmal ſteht es den an der Entſchei⸗ 
dung Intereſſierten frei, ſich durch entſprechenden Antrag am 
Verfahren zu beteiligen; ſie müſſen ſich nur rechtzeitig bei 
dem Eigentümer oder beim Anerbengericht erkundigen, ob ein 
Verfahren ſchwebt. Und zum anderen handelt es ſich bei dem 
Verfahren nicht um Feſtſtellung ſtreitiger Parteibehauptungen 
wie im Zivilprozeß, bei dem die Anhörung des Gegners von 
entſcheidender Bedeutung iſt, ſondern um ein Amtsverfahren, 
in dem von Amts wegen die zur Feſtſtellung erforderlichen 
und objektiv vorhandenen Unterlagen zu ermitteln ſind. Nach⸗ 
dem das Geſetz durch § 7 der 3. DurchfVO. die Anhörung der 
Beteiligten überhaupt in das freie Ermeſſen des Gerichts ver⸗ 
ſtellt hat, erſcheint es nicht angängig, lediglich wegen der durch 
die Nichtanhörung für den einzelnen eintretenden Nachteile die 
Wirkung der Entſcheidung inter omnes zu leugnen. 

Denkbar wäre auch, aus 8 7 der 3. DurchfVO. zu folgern, 
daß das Geſetz nicht nur die Anhörung der Beteiligten, ſon⸗ 
dern auch ihre Beſchwerdebefugnis in das Ermeſſen des Ge⸗ 
richts hat verſtellen wollen. Auf dieſe Weiſe könnte man den 
Kreis der Beſchwerdebefugten beſchränken und dafür die Be⸗ 
ſchwerdefriſt jeweils nur nach Zuſtellung an die betreffende 
Perſon beginnen laſſen. Aber dieſe Auffaſſung läßt ſich prak⸗ 
tiſch nicht durchführen. Denn über die Zulaſſung der Be⸗ 
ſchwerde könnte nicht das Anerbengericht, ſondern nur das 
Beſchwerdegericht entſcheiden. Deſſen Entſcheidung wäre immer 
erſt dann möglich, wenn die Beſchwerde eingelegt wäre. Es 
könnte alſo vorkommen, daß durch die Beſchwerde eines Drit⸗ 
ten noch nach Monaten oder Jahren ein Verfahren wieder 
aufgerollt würde, das die am Verfahren Beteiligten ſelbſt als 
rechtskräftig erledigt angeſehen haben. Man würde alſo damit 
ſogar die Rechtskraft der Entſcheidung unter den Beteiligten in 
Frage ſtellen. Das wäre um ſo unerträglicher, als ſich die Be⸗ 
teiligten in der Zwiſchenzeit auf die Entſcheidung eingeſtellt 
und ihre Verfügungen danach eingerichtet haben können. Die 
einzig mögliche Auffaſſung iſt daher m. E., daß die Entſchei⸗ 
dungen nach den §§ 10, 13, 18 RErbhofGG. inter omnes wir⸗ 
ken und daß daher jeder Dritte, der ſich durch dieſe Entſchei⸗ 
dung beeinträchtigt fühlt, Beſchwerde einlegen kann. 

Es iſt dann nur noch die Frage zu beantworten, von 
wann ab für ihn die Beſchwerdefriſt des § 48 RErb⸗ 
Hof®. läuft. Folgt man der Auffaſſung, daß bislang der 
Kreisbauernführer ſeine Rechte mit wahrgenommen hat, ſo 
muß die Beſchwerdefriſt für ihn mit der Zuſtellung der Ent⸗ 
ſcheidung an den Kreisbauernführer laufen. Keinesfalls iſt es 
zuläſſig, die Entſcheidung erneut an ihn zuzuſtellen, um damit 
die Beſchwerdefriſt in Lauf zu ſetzen; denn dann würde prak⸗ 
tiſch die Wirkung inter omnes wieder wegfallen. Verſäumt der 
Dritte ohne ſein Verſchulden die Beſchwerdefriſt, ſo kann ihm 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gewährt werden 
(8 22 RFGG.). 

2. In den Verfahren, in denen es ſich um die Ertei⸗ 
lung der Genehmigung handelt (§ 37 Abſ. 2 und 3 
RErbhofGG.), iſt eine Beeinträchtigung ohne weiteres dann ge⸗ 
geben, wenn die Genehmigung entgegen dem Antrage der Be⸗ 
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teiligten verſagt iſt. Dagegen erſcheint es zweifelhaft, ob 
eine Beſchwerdebefugnis auch dann zuzubilligen iſt, wenn die 
Genehmigung entgegen dem Antrage eines Beteiligten er⸗ 
teilt iſt. Ein Bauer hat zum Beiſpiel ſeinen Erbhof ver⸗ 
kauft; der Verkauf reut ihn, und er beantragt beim Anerben⸗ 
gericht, die Genehmigung zur Veräußerung zu verſagen; das 
Anerbengericht erteilt jedoch die Genehmigung. Das LErb- 
hof. in Celle billigt dem Verkäufer in dieſen Fällen in ſtän⸗ 
diger Praxis die Beſchwerdebefugnis zu, und zwar ſelbſt dann, 
wenn der Kaufvertrag erſt nach dem 1. Okt. 1933 abgeſchloſſen 
iſt. Man kann dieſer Anſicht entgegenhalten, daß die An⸗ 
erbenbehörde nur den Rechtszuſtand gerichtlich beſtätigt hat, 
den der Bauer durch Abſchluß des Kaufvertrages ſelbſt hat her⸗ 
beiführen wollen, und daß er infolgedeſſen durch dieſe Beſtäti⸗ 
gung nicht in ſeinen Rechten beeinträchtigt ſein kann. Man 
kann der Anſicht auch weiter entgegenhalten, daß ſich die Be⸗ 
ſchwerde in den meiſten Fällen auf Vertragsuntreue ſtützen 
muß, nicht allein deshalb, weil der Verkäufer die Beſtimmun⸗ 
gen des RErbhofGG. dazu gebrauchen will, um feine im Kauf⸗ 
vertrage übernommenen Verpflichtungen loszuwerden, ſondern 
auch deshalb, weil er während des Schwebezuſtandes bis zur 
Entſcheidung über die Genehmigung in dem Sinne an den 
Vertrag gebunden iſt, daß er ſich nicht einſeitig davon los⸗ 
ſagen kann, ohne gegen Treu und Glauben zu verſtoßen 
(ebenſo Vogels S. 236; Gülland: Deutſche Juſtiz 1934, 
100). Auf der anderen Seite kann man als Gegengrund ins 
Feld führen, daß das RErbhofcf. die Nachprüfung der Kauf⸗ 
verträge auch im allgemeinen Intereſſe, z. B. wegen der Höhe 
des Kaufpreiſes, der Perſon des Erwerbers, der Erhaltung 
der Erbhofeigenſchaft des Grundbeſitzes, wünſcht, und daß es 
keiner Vertragspartei verwehrt werden kann, ſich auf dieſen 
Geſichtspunkt zu ſtützen, um eine Nachprüfung des Sachver⸗ 
halts durch das Beſchwerdegericht herbeizuführen. Dagegen 
kann man freilich wieder einwenden, daß zur Geltendmachung 
derartiger allgemeiner Gründe der Kreisbauernführer als be⸗ 
ſchwerdebefugt in das Verfahren eingeſchaltet iſt. Die Zulaſ⸗ 
ſung der Beſchwerde hat jedoch in der Praxis kaum zu Schwie⸗ 
rigkeiten oder Ungerechtigkeiten geführt, weil die Beſchwerde 
regelrecht als ſachlich unbegründet zurückgewieſen iſt. 


3. Bei Hofesübergabeverträgen kann die Be⸗ 
ſchwerdebefugnis der abgefundenen Geſchwiſter des Hofesüber⸗ 
nehmers Anlaß zu Zweifeln geben, wenn nämlich ihre Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche im Übergabevertrage zu niedrig feſtgeſetzt 
ſind. Hier muß man unterſcheiden: Sind die Geſchwiſter zu 
dem Vertragsſchluß mit herangezogen worden und haben ſie 
ihre Zuſtimmung erklärt, ſo können ſie durch eine gerichtliche 
Entſcheidung, die die Genehmigung zu dem Vertrage erteilt, in 
ihren Rechten nicht beeinträchtigt ſein. Denn ſie erhalten das, 
was ſie durch den Vertragsſchluß erhalten wollten. Sind ſie 
dem Vertrage nicht beigetreten, wie das regelmäßig bei Hofes⸗ 
übergabeverträgen der Fall iſt, ſo können ſie durch eine ge⸗ 
richtliche Entſcheidung, die den Vertrag genehmigt, ebenfalls 
nicht beeinträchtigt werden, allerdings aus einem anderen 
Grunde. Ihre Verſorgungsanſprüche find im 8 30 RErbhofch. 
geſetzlich feſtgelegt. Über die Rechtsnatur dieſer Anſprüche 
mögen Zweifel beſtehen; das ſteht aber jedenfalls feſt, daß ſie 
ein Teil der „Erbfolge kraft Anerbenrechts“ ſind und daher 
gemäß § 24 Abſ. 1 RErbhofGG. vom Erblaſſer durch Verfügung 
von Todes wegen nicht ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden 
können. Ein Hofesübergabevertrag i. S. des § 37 Abſ. 3 
RErbhof®. iſt nichts anderes als eine vorweggenommene Erb⸗ 
folge: der Bauer trifft diejenige Regelung unter Lebenden, die 
nach ſeinem Tode von Geſetzes wegen eintreten würde. Ebenſo⸗ 
wenig wie durch eine Verfügung von Todes wegen darf er 
deshalb auch durch einen Hofesübergabevertrag — als eine 
vorweggenommene Verfügung von Todes wegen — die Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche der weichenden Erben ſchmälern oder gar 
beſeitigen. Werden deshalb die Anſprüche im Hofesübergabe⸗ 
vertrage zu niedrig feſtgeſetzt, ſo berührt das die weichenden 
Erben nicht. Sie können vielmehr auf Grund des § 32 RErb⸗ 
hof®. das Anerbengericht anrufen und eine höhere Feſtſetzung, 
als ſie im Übergabevertrage vorgeſehen iſt, begehren. Ange⸗ 
ſichts dieſer Sachlage können ſie auch durch eine gerichtliche 
Entſcheidung, die einen Übergabevertrag genehmigt, nicht 
irgendwie in ihren Rechten beeinträchtigt ſein. 
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der Geſchwiſter nach Grund und Betrag nach, aber nicht zu 
dem Zwecke, um ſie mit bindender Kraft für alle Beteiligten 
feſtzuſetzen, ſondern nur, um feſtzuſtellen, ob ſie in der ver⸗ 
einbarten Form den Hof nicht über ſeine Kräfte hinaus be⸗ 
laſten. Dabei kann es zu dem Ergebnis kommen, daß die Ab⸗ 
findungen zu hoch feſtgeſetzt ſind, und kann die Beteiligten zu 
einer Herabſetzung veranlaſſen. Gerade in dem hier inter⸗ 
eſſierenden Falle, daß die Abfindungen zu niedrig feſtgeſetzt 
ſind, wird das Gericht keine Bedenken haben, die Genehmigung 
zu erteilen, und ſich nicht weiter mit der Höhe und Angemeſ⸗ 
ſenheit der Abfindungen befaſſen. Im übrigen würde eine 
Nachprüfung der Angemeſſenheit der Abfindungen nach ihrer 
Mindeſthöhe hin durch das Beſchwerdegericht auch einen Ver⸗ 
ſtoß gegen 8 32 RErbhofch. bedeuten, wonach das Anerben⸗ 
gericht allein endgültig über die Höhe der Verſorgungs⸗ 
anſprüche zu entſcheiden hat. 

4. Beſondere Schwierigkeiten macht in der Praxis das Be⸗ 
ſchwerderecht des künftigen Anerben. Wenn auch 
das Anwartſchaftsrecht des künftigen Anerben, das Scha pp 
S. 4 ff. in das Erbhofrecht zuerſt eingeführt hat, noch nicht all⸗ 
gemein anerkannt iſt — Vogels erwähnt es beiſpielsweiſe in 
feiner 3. Aufl. nicht einmal —, fo zeigt doch die Praxis, daß 
ohne dieſen Begriff nicht auszukommen iſt. Die Anwartſchaft 
des RErbhofG. iſt ein überaus ſtarkes Rechtsgebilde, viel ſtär⸗ 
ker als die Anwartſchaft eines Erben nach dem BGB. Hat 
beiſpielsweiſe der Bauer keine Töchter, ſondern nur einen 
Sohn, ſo kann dieſem Sohne — ſeine Bauernfähigkeit vor⸗ 
ausgeſetzt — durch eine Verfügung von Todes wegen die An⸗ 
wartſchaft auf den Erbhof überhaupt nicht genommen werden. 
Ahnlich iſt es — jedenfalls bei wörtlicher Auslegung des $ 25 
RErbhofch. —, wenn nur ein einziger Anerbe nach § 20 vor⸗ 
handen iſt. Auch dieſer hat ein unentziehbares Recht auf den 
Erbhof. In anderen Fällen kann dem Anerben das Recht auf 
den Erbhof nur mit Zuſtimmung des Anerbengerichts und 
dann unter Umſtänden nur beim Vorliegen eines wichtigen 
Grundes genommen werden. Es leuchtet ein, daß dieſe ſtarke 
Rechtsſtellung des Anerben auch ein Beſchwerderecht aus⸗ 
löſen muß. 

Voxrausſetzung iſt naturgemäß, daß es durch die gericht⸗ 
liche Entſcheidung irgendwie beeinträchtigt iſt. Dieſe Beein⸗ 
trächtigung kann ganz verſchieden ſein. Man muß zwei 
Gruppen unterſcheiden: Das Anwartſchafts recht kann nämlich 
als ſolches allgemein vernichtet oder beſchränkt werden. Eine 
Vernichtung ſteht z. B. in Frage, wenn das Anerbengericht 
im Verfahren nach § 10 NErbhof®. feſtſtellt, daß der Hof 
Erbhofeigenſchaft nicht hat, oder wenn es die Veräußerung 
von ſo viel Land genehmigt, daß der Hof zerſchlagen wird und 
ſeine Erbhofeigenſchaft verliert. Dann erliſcht das Anwart⸗ 
ſchaftsrecht auf den Hof ein für allemal. Eine Beſchränkung 
des allgemeinen Anwartſchaftsrechts liegt z. B. vor, wenn ein 
beſtehender Erbhof gemäß $ 64 der 1. Durchf VO. in zwei ſelb⸗ 
ſtändige Erbhöfe geteilt werden ſoll oder wenn einzelnen 
Grundſtücken des Erbhofs die Erbhofeigenſchaft entzogen wer⸗ 
den ſoll. Dann mindert ſich ein für allemal die Anwartſchaft 
um den abgetrennten Erbhof bzw. um die der Erbhofeigenſchaft 
entkleideten Grundſtücke. — Von dieſen Fällen zu unterſchei⸗ 
den ſind die Fälle, in denen das Anwartſchaftsrecht als ſolches 
beſtehen bleibt, in denen es nur gewiſſen Anerbenberechtigten 
genommen wird. Der Bauer beſtimmt beiſpielsweiſe durch 
Teſtament zum Anerben ſeines Hofes ſtatt ſeines Sohnes ſeine 
Tochter oder er übergibt den Hof durch Übergabevertrag ſtatt 
feinem Bruder dem Sohne feiner verſtorbenen Schweſter. Im 
erſten Falle wird dem Sohne, im zweiten Falle dem Bruder 
die Anwartſchaft auf den Hof genommen. 

Dieſe Unterſcheidung iſt für den Kreis der beſchwerde⸗ 
befugten Anwartſchaftsberechtigten von Bedeutung. In der 
erſten Gruppe iſt immer nur ein Anerbe, d. h. nur der nächſte 
Anerbenberechtigte beſchwerdebefugt; denn er ſchließt durch 
ſeine bevorzugte Stellung die anderen nachſtehenden Anerben 
von der Anwartſchaft auf den Hof aus; er repräſentiert ſozu⸗ 
ſagen die ſämtlichen im § 20 bezeichneten Anerben. Geneh⸗ 
migt alſo beiſpielsweiſe das Anerbengericht die Veräußerung 
von Erbhofgrundſtücken, ſo daß nach Durchführung der Ver⸗ 
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äußerung der Hof die Erbhofeigenſchaft verliert, ſo kann gegen 
die Erteilung der Genehmigung der nächſtberechtigte Anerbe 
— und nur dieſer — Beſchwerde einlegen. 

In der zweiten Gruppe der Fälle find dagegen alle die⸗ 
jenigen Anerben beſchwerdebefugt, die durch die Verfügung 
von Todes wegen oder unter Lebenden übergangen ſind. Denn 
wenn der nächſtberechtigte Anerbe durch die Verfügung von 
ſeiner Anwartſchaft ausgeſchloſſen iſt, tritt von ſelbſt das An⸗ 
wartſchaftsrecht des nächſtfolgenden Anerben in Kraft. Hat 
alſo beiſpielsweiſe der Bauer ſtatt eines ſeiner vier Söhne 
eine Tochter zum Anerben beſtimmt, ſo können alle vier Söhne 
gegen eine Entſcheidung des Anerbengerichts, die dieſe Be⸗ 
ſtimmung genehmigt, Beſchwerde einlegen. Vorausſetzung muß 
in jedem Falle ſein, daß der Anwartſchaftsberechtigte über⸗ 
gangen iſt; er muß alſo ein beſſeres Recht auf den Hof als 
der beſtimmte Anerbe oder der Hofesübernehmer haben. Hat 
der Erblaſſer alſo mehrere Töchter, ſo kann keine Tochter 
gegen die Genehmigung eines Übergabevertrages, durch den 
der Hof der einen Schweſter übergeben wird, Beſchwerde ein⸗ 
legen mit der Behauptung, ihr ſtehe der Hof zu. Denn der 
Bauer kann gemäß § 25 Abf. 4 NErbhof®. unter ſeinen 
Töchtern den Anerben frei auswählen; er kann alſo auch den 
Hof im Wege des Übergabevertrages derjenigen Tochter geben, 
die er für geeignet hält. Hat er mehrere Söhne, ſo kommt es 
darauf an, ob in der betreffenden Gegend bei Inkrafttreten 
des RErbhofch. Alteſten⸗ oder Jüngſtenrecht gegolten hat 
oder nicht. War es üblich, daß der Hof geſchloſſen einem be⸗ 
ſtimmten Sohne, z. B. dem älteſten übergeben wurde, ſo 
kann der danach Berechtigte gegen die Genehmigung eines 
Übergabevertrages oder eines Teſtamentes, das ihn über⸗ 
geht, Beſchwerde einlegen; denn ſein Anwartſchaftsrecht wird 
verletzt. War dagegen in jener Gegend freie Beſtimmung 
des Anerben oder Freiteilung üblich, fo kann keiner der üb- 
rigen Söhne als beſchwerdebefugt angeſehen werden. Setzt 
der Erblaſſer zu ſeinem Anerben ſeine Enkeltochter, alſo 
eine Perſon der ſechſten Ordnung des $ 20, ein, jo find 
alle Anerben der im 8 20 Ziff. 2—5 genannten Ordnungen 
berechtigt, gegen eine dieſe Beſtimmung genehmigende Ent⸗ 
ſcheidung Beſchwerde einzulegen. Der Kreis der danach Be⸗ 
ſchwerdeberechtigten kann alſo im Einzelfall recht erheblich ſein. 
Er erweitert ſich dann noch bedeutend, wenn man anerkennt, 
baß die Söhne und Sohnesſöhne der im 8 20 Ziff. 1, 3, 4, 5 
AErbhofch. genannten Perſonen auch ſchon als Anerben „be⸗ 
rufen“ ſind, obwohl der ſie von der Anerbfolge ausſchließende 
1 8 noch lebt. Vielleicht kann man aber in dieſem Falle 
gehmen, daß der parens die Rechte der durch ihn aus⸗ 
1 Söhne als ihr Repräſentant mit wahrzuneh⸗ 


fahren Außer e 20 Abſ 1 Ndchch iſ für das Beſchwerdever⸗ 

ren der Abſ. 2 des 8 20 von Bedeutung, welcher lautet: 

kaun“ Soweit eine Verfügung nur auf Antrag erlaſſen werden 

ſchwe m der Antrag zurückgewieſen worden tft, ſteht die Be⸗ 

en nur dem Antragſteller zu.“ 

Natur 555 Vorſchrift iſt im Erbhofrecht wegen der beſonderen 
er Entſcheidungen der Anerbenbehörden nur mit Vor⸗ 


ſicht anzuwenden. Ein Beiſpiel mag die Rechtslage erläutern: 
Der Bauer hat ein Erbhofgrundſtück veräußert; er beantragt 
die Erteilung der Genehmigung; das Anerbengericht lehnt die 
Erteilung der Genehmigung ab. Es fragt ſich, ob jetzt der Er⸗ 
werber des Grundſtücks gegen dieſe Entſcheidung Beſchwerde 
einlegen kann. Bei wörtlicher Anwendung des $ 20 Abſ. 2 
RG. könnte er es nicht, vielmehr wäre nur der Bauer be⸗ 
ſchwerdebefugt, weil er den zurückgewieſenen Antrag geſtellt 
hat. Dieſen Standpunkt hat in der Tat das LErbhofcG. Celle 
in einer Entſcheidung v. 24. März 1934 (EH Rſpr. § 15 d. VO. 
II Nr. 2) eingenommen und auch Zuſtimmung gefunden (vgl. 
Siehr a. a. O.). Der Standpunkt kann nicht gebilligt wer⸗ 
den, iſt inzwiſchen auch von der Praxis aufgegeben worden. 
Die Vorſchrift des § 20 Abſ. 2 RFGG. iſt nicht anwendbar; 
denn ſie ſetzt voraus, daß ein Sachantrag geſtellt iſt, der zu⸗ 
rückgewieſen worden iſt. Es iſt z. B. der Antrag auf Erteilung 
eines Erbſcheins geſtellt; dieſer Antrag muß die Erbquoten 
angeben. Hält das Nachlaßgericht die Angabe für unrichtig, 
ſo kann es den Erbſchein nicht mit den richtigen Erbquoten er⸗ 
teilen, ſondern muß den Antrag zurückweiſen. Im Erbhofrecht 
liegt die Sache anders. Wie oben ſchon dargelegt, ſind die 
Anträge des RErbhofG. bloße Verfahrensanträge, die erfor⸗ 
derlich ſind, um die Anerbenbehörden zur Tätigkeit zu veran⸗ 
laſſen. Beſtimmte Sachanträge brauchen nicht geſtellt zu wer⸗ 
den. Will die Anerbenbehörde einem etwa geſtellten Antrage 
nicht entſprechen, ſo weiſt ſie ihn nicht zurück, ſondern ſie 
trifft die gegenteilige Feſtſtellung oder Entſcheidung. § 20 
Abi. 2 RF GG. paßt alſo ſchon feinem Wortlaute nach in den 
meiſten Fällen nicht, weil gar kein Antrag „zurückgewieſen“ 
wird. Deswegen iſt in allen Fällen, in denen eine vom An⸗ 
trage abweichende Entſcheidung getroffen iſt, das Beſchwerde⸗ 
recht nicht auf den Antragſteller beſchränkt, ſondern kann von 
jedem Beteiligten ausgeübt werden (ebenſo Bergmann 
S. 103 f.), alſo beiſpielsweiſe vom Käufer bei der Genehmi⸗ 
gung einer Veräußerung, wenn im erſten Rechtszuge der Ver⸗ 
käufer den Antrag auf Genehmigung geſtellt hatte, vom Eigen⸗ 
tümer bei der Entſcheidung über die Erbhofeigenſchaft, wenn 
im erſten Rechtszuge ein dritter Intereſſierter den Antrag auf 
Feſtſtellung geſtellt hatte uſw. 

Damit ſoll freilich nicht gejagt fein, daß § 20 Abſ. 2 
RF. für das Erbhofrecht überhaupt nicht gilt. Es find 
ſehr wohl Fälle denkbar, in denen ein Antrag auf Entſcheidung 
auch zurückgewieſen wird. Das ſind die Fälle, in denen 
das Gericht es ablehnt, auf den Verfahrensantrag hin eine 
ſachliche Entſcheidung zu fällen. Die Ablehnung kann aus 
formellen Gründen erfolgen, z. B. weil dem Antragſteller die 
Antragsberechtigung fehlt, aber auch aus materiellen Grün⸗ 
den, wenn z. B. die Genehmigung für ein nicht genehmigungs⸗ 
fähiges Rechtsgeſchäft beantragt wird. Es wird beiſpielsweiſe 
die Genehmigung eines Hofesübergabevertrages begehrt, ob- 
wohl der Hof infolge inzwiſchen eingetretenen Todes des 
Hofesabgebers bereits auf den Anerben übergegangen iſt. In 
all dieſen Fällen liegt eine wirkliche Zurückweiſung des An⸗ 
trages vor, und deshalb iſt nur derjenige beſchwerdeberechtigt, 
der den Antrag in erſter Inſtanz geſtellt hatte. 


Iwei Fragen aus dem Keichserbhofrecht 


Von Regierungs⸗ und Kulturrat i. R. Geheimen Regierungsrat Spohr, Verden a. A. (Hannover) 


I. Wie ji 

Ann die Anrechte der Erbhöfe an den fog. landwirt⸗ 

b Was gen „Zweckgrundſtücken“ zu behandeln? 

ſchaftlichen g die Begriffsbeſtimmung der landwirt⸗ 
erinnert ſein maackgrundſtucke“ anlangt, ſo werden, wie hier 
Triften, Abzu Sa, darunter die Koppel⸗ oder Wirtſchaftswege, 
Kuhlen U. ä e Gruben, Kalk- und Steinbrüche, Plätze, 
lichen A rſtanden, welche entweder bei der urſprung⸗ 
tigen enen und Beſiedelung der Feldmarken zur künf⸗ 
ug ne ficke lien Benutzung für die ausgelegten Wirt⸗ 
el 1 = liegengelaſſen oder aber bei — auf Grund 
er nach den Met. 184 und 181 Abſ. 2 Ech B. aufrecht⸗ 
erhaltener Auseinanderſetzungsgeſetzgebung wohl aller Einzel⸗ 


ſtaaten des Deutſchen Reichs — ausgeführten Gemeinheits⸗ 
teilungen und Um- oder Zuſammenlegungen (auch Feld- und 
Flurbereinigungen) zu dem gleichartigen Zwecke wie vor als 
gemeinſchaftliches Grund- oder ſonſtiges Vermögen der betr. 
Beteiligtengeſamtheiten vorbehalten und beſonders ausgelegt 
worden find (zu vgl. namentlich noch § 1 PröGeſ. betr. die 
durch ein Auseinanderſetzungsverfahren begründeten gemein⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten v. 2. April 1887 [GS. 105] mit 
§ 4 Abſ. 3 Allg Vfg. des Juſt Min. v. 20. Nov. 1899 zur Aus⸗ 
führung der RBO. IM Bl. 349]). 

2. Hinſichtlich des Eigentumsrechts an dieſen Grundſtücken 
beſteht heute in Rechtſprechung und Schrifttum Übereinſtim⸗ 
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Kuffähe 


„ Juriſtiſche Wochenſchrift 


mung dahin, daß bei ihnen nicht römiſch⸗ rechtliches Miteigen⸗ 
tum der Mark⸗, bzw. Genoſſen der betr. Rezeßgemeinſchaft 
nach Bruchteilen i. S. der §8 1008 ff. BGB., ſondern aus⸗ 
ſchließlich deutſch-rechtliche Geſamthandſchaft vorliegt; auch 
daß es ſich bei ſolcher um eine agrarrechtliche Zwangsgemein⸗ 
ſchaft handelt !). 

3. Dabei iſt ferner anerkannt, daß hiernach „das Recht 
an den Zweckgrundſtücken als ein Realrecht, eine Gerechtſame 
des herrſchenden Grundſtücks anzuſehen, alſo mit dem Eigen⸗ 
tum an dieſem verbunden, „grundgebunden“ iſt, demnach als 
Beſtandteil des erſteren gilt, ſein rechtliches Schickſal teilt und 
nicht Gegenſtand beſonderer Rechte fein kann“ (OL KG. a. a. O. 
39, 163 ff.; OLG. Naumburg v. 26. Febr. 1925 a. a. O. und 
RG. a. a. O., auch OL KA. in der Ztſchr. f. A.⸗ u. Wr. 17, 
351); ferner daß als „herrſchendes“ Grundſtück nicht der ein⸗ 
zelne Abfindungsplan, ſondern nur die Geſamtabfindung, alſo 
die Geſamtheit der neuen Pläne als ſolche zu erachten iſt 
(OL KG. und RG. a. a. O.). 

4. Hiernach dürfte es zunächſt keinem Zweifel unterliegen, 
daß dies Anrecht, weil Beſtandteil der an dem Zweckvermögen 
anteilsberechtigten Grundſtücke, gleich dieſen „im Eigentum“, 
d. h. deutſchrechtlichen Miteigentum, „des Bauern ſtehendes 
Grundvermögen“ bildet, daher gleich den erſteren Grundſtücken 
„zum Erbhof gehört“ (8 7 Abſ. 1 RErbhofG.). Zwar handelt 
es ſich dabei nicht um „regelmäßig von der Hofſtelle aus be⸗ 
wirtſchaftetes“ Grundvermögen i. S. dieſer Vorſchrift; auf ber 
anderen Seite aber kann wohl mit Grund nicht beſtritten wer⸗ 
den, daß jenes Anrecht zufolge ſeiner wirtſchaftlichen Aufgabe 
und des ihm innewohnenden Verwendungszwecks die Beſtim⸗ 
mung hat, jedem Mitglied einer begrenzten und gewiſſen Ge⸗ 
meinſchaft zum Nutzen ſeiner Ländereien durch Erleichterung 
der Wirtſchaftsführung und Steigerung der Exträge von ſol⸗ 
chen (OL KG. a. a. O. 39, 167 und RG. a. a. O.), da⸗ 
mit aber auch dem Erbhof dauernd zu dienen, alſo zu den 
diesbezüglichen Rechten i. S. des § 2 der 2. DurchfVO. zählt. 

5. Daß „der Anteil an einem Grundſtück“ als ſolcher nach 
dieſer Vorſchrift zum Erbhof gehört, und dies namentlich auch 
von einem Miteigentumsanteil an Grenzrainen, Wegen und 
Abzugsgräben gelten ſoll, iſt wohl ſchon bisher herrſchende 
Meinung geweſen ?); gleichwohl erhob ſich gegen fie inſofern 
ein nicht unwichtiges Bedenken, als der § 2 a. a. O. nach 
ſeinem Wortlaut nur von Rechten, insbeſondere Nutzungs⸗ 
rechten ſpricht. Um dieſen Zweifel auszuräumen, iſt zwar die 
Allg Vfg. des RIM. über die Führung der Erbhöferolle v. 
27. Febr. 1934, If. 311 (Deutſche Juſtiz S. 270) ergangen, 
welche im § 2 Abſ. 2 vorſchreibt: 


„Gehört gem. § 2 der 2. DurchfVO. z. NErbhof®. der 
Anteil an einem Grundſtück zum Erbhof, ſo iſt er unter 
ſelbſtändiger laufender Nummer einzutragen. Die Größe des 
Anteils iſt in Spalte 2 zu vermerken“; 


ungeachtet ihrer damit erklärten Billigung der herrſchenden 
Auffaſſung beſteht m. E. gleichwohl noch keine Streitloſig⸗ 
keit über die Frage, ob ſie mit dieſer Anordnung nur auf das 
Miteigentum i. ©. der 88 1008 ff. BGB., wie es offenſicht⸗ 
lich der letzteren Meinung vorſchwebt, abzielt oder auch den 
Fall der deutſchrechtlichen Geſamthandſchaft, von welcher hier 
die Rede iſt, mitumgriffen wiſſen will. Aber auch zugegeben, 
daß ſie von der letzteren Abſicht ausgeht, ſo dürften noch vor⸗ 
läufig nicht gelöſte Schwierigkeiten, wenigſtens für Preußen, 
in der nachfolgenden Richtung beſtehen: 

A. Es darf hier als bekannt vorausgeſetzt werden, daß 
bei der Anlegung des Grundſteuerkataſters die hier in Be⸗ 
tracht kommenden Eigenſchaften, um ihre Grundſteuerfreiheit 
zu kennzeichnen, als Wege und Gräben zumeiſt in die Artikel 
„Offentliche Wege und Gewäſſer“ und als Plätze in den 
Artikel „Gemeinde“ (oder mit einer ähnlichen Bezeichnung) 
Veranlagung gefunden haben, daß alſo dieſe Zweckgrund⸗ 


1) So insbeſ. a) OL KG.: Ztſchr. f. LKG. 35, 239 ff.; 39, 163 ff.; 
40, 320 u. 327; b) OLG. Naumburg: OLG Rſpr. 18, 377 und v. 
26. Febr. 1925: Ztſchr. f. A.⸗ u. Wr. 5, 167 ff.; e) RG.: Seuff Arch. 79 
Nr. 30. 


2) Brinkmann⸗Roſcher, 3. Aufl. 1933, § 7 zu a und 
853 zu Abſ. 7; Vogels, 3. Aufl. 1934, 8 9 Ziff. I u. II, 3 mit 
Erl. zur 1. DurchfVO. § 27 zu II, 4 u. zur 2. Durchf VO. 8§ 2. 


ſtücke einer Feldmark nach dem Rechtsträger ihres wirklichen 
Eigentumsrechts in den Büchern der Kataſterverwaltung nicht 
auseinandergehalten worden ſind und werden. Ebenſo, daß 
dieſen kataſtermäßigen Eintragungen, ſoweit es ſich um die 
Eigentumsfrage handelt, keine — insbeſ. ausſchlaggebende — 
rechtliche Bedeutung beiwohnt. Die vorſtehend vermißte Aus⸗ 
einanderteilung jener Liegenſchaften wird aber, bevor der 
vorerwähnten Allg Vfg. Ausführung gegeben wird bzw. wer⸗ 
den kann, als unumgänglich notwendig zunächſt im Grund⸗ 
ſteuerkataſter zu veranlaſſen ſein, wenn erwogen wird: 

a) Unter den wie vor zu ihm einheitlich veranlagten 
Zweckgrundſtücken einer Feldmark befinden ſich erfahrungs⸗ 
gemäß auch Anlagen, welche als öffentliche Gemeindewege, 
Waſſerläufe II. O., Notkuhlen oder aus anderen Rechtsgrün⸗ 
den im Eigentum der Feldmarksgenoſcenſchaft bzw. der betr. 
Rezeßgemeinſchaft nicht ſtehen; vor deren Ausſonderung und 
der Zuſammenſchreibung der Reſtanlagen jener Art, g. F. 
in einen neuen Artikel der Grundſteuermutterrolle, wird es 
daher nicht möglich ſein, den dem Erbhof gehörenden „An⸗ 
teil an einem Grundſtück“, bzw. an dieſem Artikel i. S. der 
vorerwähnten Verfügung inſoweit begrifflich oder auch nur 
tatſächlich zu erfaſſen und in die Erbhöferolle einzutragen. 

b) § 1 der 2. DurchfVO. beſagt in ſeinem Abſ. 1: 

„Die Eintragung eines Grundſtücks in die Erbhöferolle 
begründet die Vermutung, daß das Grundſtück Erbhofeigen⸗ 
ſchaft beſitzt“ 
und fährt in ſeinem Abſ. 2 fort: 


„Sobald die Erbhöferolle als angelegt anzuſehen iſt, 
wird vermutet, daß Grundſtücke, die nicht in die Erbhöferolle 
eingetragen find, die Erbhofeigenſchaft nicht beſitzen.“ 

Auch im Hinblick auf dieſe Vorſchrift ſowie andererſeits 
das geſetzliche Gebot der Vollſtändigkeit und möglichſten Un⸗ 
aufechtbarfeit der Erbhöferolle in ihren Aus⸗ und Nachweis 
der zum Erbhof gehörigen Liegenſchaften uſw. dürfte ſich die 
geforderte Richtigſtellung der betr. Artikel der Grundſteuer⸗ 
mutterrolle im Wege geſonderter Ermittlung der einſchlägigen 
Zweckgrundſtücke ſchwerlich umgehen laſſen. 

B. Mit der Anordnung im Nachſatz ihres 8 2 Abſ. 2 
ſetzt die Allg Vfg. v. 27. Febr. d. J. weiter voraus, daß der 
einzutragende Anteil auch nach ſeiner Größe bekannt iſt. Dies 
mag für Grundſtücke in reinem (römiſch⸗ rechtlichen) Miteigen⸗ 
tum nach S$ 1008 ff. BGB. angebracht fein, trifft aber 
für die Zweckgrundſtücke ohne weiteres und allgemein nicht zu: 

a) Bei den alten Feldmarksgenoſſenſchaften ſteht die 
Anteilsgröße wohl nur im Falle des Vorhandenſeins einer 
an den fr. Anlagen eigentumsberechtigten deutſch⸗ rechtlichen 
Realgemeinde und ihrer ſtatutariſchen oder kraft Herkommens 
beſtehenden Ordnung feſt. 

b) Bezüglich der Rezeßgemeinſchaften geben bei Um⸗ 
legungen und Feldbereinigungen über jene Frage ältere Re⸗ 
zeſſe wohl nur in den ſeltenſten Fällen, vielmehr äußerſtens 
nur die ihnen mit zugrunde liegenden „Sollhaben“berechnun⸗ 
gen Auskunft, welche jedoch nicht immer vorhanden ſind. 

c) Anerkannten Rechtens ift, daß bei Zerſtückelung einer 
Geſamt⸗ oder auch nur Einzelabfindung eines Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahrens ihr Geſamthandſchaftsanrecht an den Zweck⸗ 
grundſtücken dem Eigentum der von der erſteren abgezweig⸗ 
ten Trennſtücke anteilig folgt (OLG. Naumburg v. 26. Febr. 
1925 und RG. a. a. O.). Auch zugeſtanden alſo, daß das 
Anrecht ungeachtet des Bedenkens aus Ziff. b bis dahin auch 
größenmäßig feſtſtand, ſo würde eine Zerſtückelung wie vor 
dieſen Tatbeſtand vernichten; es ſei denn, daß man den Weg 
aus § 6 Abſ. 3 Schlußſatz jenes 1887er Geſetzes zur Anwen⸗ 
dung bringt, eine Maßnahme, gegen deren rechtliche Zuläſſig⸗ 
keit, und zwar auch für Preußen, nicht unerhebliche rechtliche 
Bedenken beſtehen. 

Hiernach wird ſich das Anwendungsgebiet der Allg Pfg. 
v. 27. Febr. d. J. vorläufig auf das Vorliegen reiner Mit⸗ 
eigentumsanteile aus 88 1008 ff. BGB. beſchränken müſſen, 
in den hier erörterten anderen Fällen aber die Eintragung 
des Anrechts bei dem „herrſchenden“ Grundſtück nur in ähn⸗ 
licher Weiſe erfolgen können, wie bei den Anteilen der an 
Waſſerläufen II. und III. O. anliegenden Grundſtücken nach 
§ 13 Abſ. 2 PrWaſſch. v. 7. April 1913 u. v. 14. März 1924 


63. Jahrg. 1934 Heft 36/37) 


Aufſätze 
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(GS. 53/137) i. Verb. m. der VO. v. 18. März 1914 (GS. 

49) zur VO. über das Grundbuchweſen v. 13. Nov. 1899 

5185 519) ſowie mit der Allg Vfg. v. 14. Mai 1914 (JM⸗ 
479). 


II. Erübrigt ſich mit der Genehmigung der Abveräußerung 

eines „Zweckgrundſtücks“ durch das Anerbengericht aus 8 37 

Abſ. 2 RErbhofcf. die Einholung der Genehmigung aus 8 4 

Abf. 1 des bereits zu Ziff. 1 herangezogenen preußiſchen 
Geſetzes vom 2. April 18872 


Im Hinblick auf die Darlegungen zu Ziff. IL zu 3, 4 und 
5 zu Bec bedarf es wohl keiner weiteren Ausführung, daß die 
Abveräußerung eines Zweckgrundſtücks aus § 4 des fr. Gef. 
grundſätzlich die Genehmigung des Anerbengerichts nach 8 37 
Ab. 2 RErbhofG. erheiſcht. Dabei wird der „wichtige Grund“ 
dieſer Vorſchrift u. a. in der Entbehrlichkeit der zu veräußern⸗ 
den Anlage (Vergrabung einer Sandgrube, eines Lehm⸗ 
ſtichs uſw.), in der Möglichkeit ihrer Verwertung als Bau⸗ 
platz und zu Siedlungs⸗, namentlich Anlieger⸗Siedlungs⸗ 
zwecken u. dgl. m. gefunden werden dürfen, da die Prüfung 
des Anerbengerichts aus 8 37 a. a. O. mehr oder weniger 
dieſelben Geſichtspunkte verfolgt, wie diejenige der Verwal⸗ 
tungsbehörde aus der Bundgi VO. v. 15. März 1918 über den 
Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken (RGBl. 123) 
bei Liegenſchaften über 5 ha, ſo geht — wenigſtens im 
Schrifttum — die überwiegende Meinung dahin, daß eine 
durch das Anerbengericht gutgeheißene Veräußerung oder Be⸗ 
laſtung eines Erbhofs der weiteren Genehmigung aus der 
fr. VO. nicht bedarf). Dieſe Feſtſtellung legt die vorſtehend 
0 else Frage nahe; dieſe wird man jedoch zu verneinen 

en: 


1. Während das RErbhofGG. in feinem 8 37 von einer 
grundſätzlichen Unveräußerlichkeit und Unbelaſtbarkeit des Erb⸗ 
ofs und damit ſeiner einzelnen Beſtandteile ausgeht, und 
eine Ausnahme hiervon nur bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes nachläßt, unterſteht eine Abveräußerung eines Zweck⸗ 
Hrundſtücks nach 8 4 des 1887er Geſetzes der Prüfung der 
Auseinanderſetzungsbehörde zunächſt aus dem Geſichtspunkt 


— 


) Wöhrmann, Moringen: JW. 1934, 534; Vogels 
a. a. O., 837 Ziff. 1 zu 2b. u 


der Zweckmäßigkeit; das letztere Geſetz kennt ſomit keine 
grundſätzliche Unveräußerlichkeit uſw., wie das Erbhof. 

2. Dies wird eindeutig durch das 1887er Geſetz ſelbſt 
beſtätigt, wenn es im Abſ. 3 ſeines § 4 beſagt: 

„über die Genehmigung iſt unter Verwerfung unbegrün⸗ 
deter Einſprüche zu entſcheiden. Die Genehmigung iſt zu ver⸗ 
ſagen, wenn die Verfügung im landes⸗ oder ortspolizeilichen 
Intereſſe oder im Intereſſe der Beteiligten ſelbſt nicht zu⸗ 
läſſig oder unzweckmäßig erſcheint, oder wenn Rechte Dritter 
entgegenſtehen.“ 

Dieſe Vorſchrift dürfte nach Wortlaut, Aufbau und Sinn 
keine andere Auslegung zulaſſen, als daß das Geſetz 

a) grundſätzlich und nicht nur bei Vorliegen eines wich⸗ 
tigen Grundes ſich für die Gutheißung einer Subſtanzver⸗ 
fügung i. ©. feines $ 4 durch die Auseinanderſetzungsbehörde 
ausſpricht, alſo inſoweit einen dem RErbhofG. entgegengeſetz⸗ 
ten Standpunkt einnimmt; 

b) nur ausnahmsweiſe die Verſagung der von dem Ver⸗ 
treter der Rezeßgemeinſchaft uſw. beantragten Genehmigung 
fordert, wenn die unterſtellten beſonderen Fälle und Tat⸗ 
beſtände vorliegen; 

c) ſomit andere Ablehnungsgründe für eine Verweige⸗ 
rung der Genehmigung nicht kennt. 

3. Schon dieſe wenigen Darlegungen und Geſichtspunkte 
ergeben, daß die Erwägungen, von welchen aus die Ausein⸗ 
anderſetzungsbehörde an die Prüfung ihrer geſetzlichen Auf⸗ 
gabe heranzutreten hat, ſich im weſentlichen nach ganz an⸗ 
deren Richtungen bewegen, als die Stellungnahme des An⸗ 
erbengerichts im Falle des 8 37 RErbhofG., daß ſomit von 
einer Gleichartigkeit dieſer Linien ſchon an ſich nicht die Rede 
ſein kann. Hierzu ſei nur darauf hingewieſen, daß die Prüfung 
des Anerbengerichts ſtets nur auf die Belange des ein⸗ 
zelnen Erbhofs und dabei auf den Schutz „der Bauernhöfe 
vor Überſchuldung und Zerſplitterung im Erbgang“ ſowie auf 
ihren dauernden Verbleib „als Erbe der Sippe in der Hand 
freier Bauern“ abſtellt, daß dagegen das 1887er Geſetz, 
welches mit den Worten „im Intereſſe der Beteiligten ſelbſt“ 
zwar auch dieſem Erfordernis in gewiſſem Grade Rechnung 
trägt, daneben noch ganz andere Geſichtspunkte dem Kreis und 
Umfang des Ermeſſensgebiets der Auseinanderſetzungsbehörde 
ind welche dem NErbhof®. mehr oder weniger fremd 
ind. 


Fwangsvollſtreckungsmöglichkeiten der Sozialverſicherungsträger nach dem 
Keichserbhofgeſetz 


Von Dr. jur. M. Richter, Berlin⸗ Mariendorf 


R% vl RErbhofch. v. 29. Sept. 1933 (in Kraft getreten 


Ziele. 


Aut und insbeſ. die Städte immer wieder mit 
Geſchick der de ſpeiſt. Mit feinem Wohl und Wehe iſt das 
er ganzen Nati 5 
der Bauer lle Nation aufs engſte verbunden. Wenn aber 
wieder zu dem ſeine Aufgaben erfüllen ſoll, dann muß er 
Recht und altes dacht werden, was er nach altem deutſchen 
blütigen Menf 9 Sitte war: „zu dem ſchaffenden deutſch⸗ 
ſchlechts mit 5 — der als Glied in der Kette ſeines Ge⸗ 
Arbeit als Dien 1 Scholle blutsmäßig verbunden iſt, ſeine 
auffaßt und ſich nic Volksganzen und an der Sippe 
Stoffes, ſondern . als ichſüchtiger Eigentümer eines toten 
heiligen Dosen dag (a. 17 dem 
material der Reiche, Sippe betrachtet“ (vgl. Aufklärungs⸗ 
Balk 2, Daraus fepebagendaleltung der NEDUN. da. 
m 1 75 ik folgt, daß der deutſche Bauer nicht wie 
1 aniſche Farmer als ein kaufmänniſcher Unter⸗ 
nehmer den Boden lediglich danach bewerten ſoll, welchen 


Geldertrag er aus ihm erzielen kann. Der bäuerliche Hof 
darf keine Handelsware ſein, die man beliebig veräußern 
oder in Stücke teilen kann, gleichgültig ob an Fremde oder 
an eine Mehrzahl von Abkömmlingen oder Erben. 

Bei der Beurteilung von Einzelbeſtimmungen des RErb⸗ 
hofG. iſt ſtets zu beachten, daß dieſes Geſetz nicht für ſich 
allein ſteht, ſondern unlöslich mit den anderen 
agrarpolitiſchen Maßnahmen der Reichsregie⸗ 
rung verbunden iſt. Nur ſo wird klar, daß manche 
ſcheinbare Härte durch andere Maßnahmen doch zum 
Segen wird. Den Zweck des Geſetzes kann man kurz ſo zu⸗ 
ſammenfaſſen: Schutz der Bauernhöfe vor Verſchuldung und 
Zerſplitterung durch Erbteilung ſowie Schutz vor den Zu⸗ 
fälligkeiten des Wirtſchaftslebens durch Verbot der Veräuße⸗ 
rung, Belaſtung und Vollſtreckung (vgl. auch Vogels bei 
Pfundtner⸗Neubert, Das neue Deutſche Reichsrecht). 

Beſonders der letzte Geſichtspunkt der Unveräußerlichkeit 
und Unbelaſtbarkeit in Verbindung mit einem umfaſſenden 
Vollſtreckungsſchutz iſt es, der auch die Träger der reichs⸗ 
geſetzlichen Sozialverſicherung in praktiſch unmittelbarer Be⸗ 
ziehung, nämlich ſoweit ſie als Gläubiger von Bauern in 
Betracht kommen, ſtark berührt. Gibt es doch in Deutſchland 
etwa eine Million landwirtſchaftlicher Betriebe, die als Erb⸗ 
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hof eingetragen werden ſollen. Der umfangreiche Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz, der weiter unten eingehend beſprochen werden 
ſoll, macht es den Verſicherungsträgern zur Pflicht, ſich über 
den Begriff und den Umfang des Erbhofs Klarheit zu ver⸗ 
ſchaffen. 


1. Begriff und Umfang des Erbhofes 


Erbhof iſt dasjenige land- oder forſtwirtſchaftlich genutzte 
Eigentum, das mindeſtens die Größe einer Ackernahrung hat 
und nicht größer als 125 Hektar iſt. Zum Erbhof gehören 
alle im Eigentum des Bauern ſtehenden Grundſtücke, die 
regelmäßig von der Hofſtelle aus bewirtſchaftet werden, und 
das im Eigentum des Bauern ſtehende Zubehör. Eine zeit⸗ 
weilige Verpachtung oder ähnlich vorübergehende Benutzung 
von Hofgrundſtücken, z. B. als Altenteilsland, ſchließt die 
Hofzugehörigkeit nicht aus. Das Hofzubehör umfaßt insbeſ. 
das auf dem Hofe für die Bewirtſchaftung vorhandene Vieh, 
Wirtſchafts- und Hausgerät einſchließlich des Leinenzeugs 
und der Betten, den vorhandenen Dünger und die für die 
Bewirtſchaftung dienenden Vorräte an landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſen. Dieſe Aufzählung des Geſetzes iſt nicht er⸗ 
ſchöpfend. Auch andere nach Herkommen und Rechtſprechung 
als Zubehör anerkannte Dinge werden zuzurechnen ſein. Zum 
Hofzubehör gehören nach Vorſchrift des Geſetzes außerdem 
die auf den Hof bezüglichen Urkunden, aus früheren Gene⸗ 
rationen ſtammende Familienbriefe, ferner Bilder mit Er⸗ 
innerungswert, Geweihe und ähnliche auf den Hof und die 
darauf ſeßhafte Bauernfamilie bezügliche Erinnerungsſtücke. 
Zum Erbhof gehören auch die Forderungen aus den für den 
Hof und deſſen Zubehör eingegangenen Verſicherungen nebſt 
den hierauf ausgezahlten Entſchädigungsſummen ſowie ein 
zur Abtragung einer Hofſchuld angeſammeltes Tilgungsgut⸗ 
haben. Nach der 2. DurchfVO. zum RErbhofch. v. 19. Dez. 
1933 (RG Bl. I, 1096) gehören ferner Forſtnutzungsrechte, 
ſonſtige dem Erbhof dienende dingliche Nutzungsrechte, An- 
teile an einer Waldgenoſſenſchaft und ähnliche dem Erbhof 
dienende Rechte zum Erbhof, gleichviel ob ſie mit dem Eigen⸗ 
tum am Erbhof verbunden find oder dem Bauern perſönlich 
zuſtehen. Das gleiche gilt für den Anteil an einer Molkerei, 
Zuckerfabrik oder ähnlichen Einrichtung, in der Erzeugniſſe 
des Erbhofes verarbeitet oder verwertet werden, ſowie für 
den Anteil an einer gemeinſchaftlich benutzten Dreſchmaſchine 
oder ähnlichen Anlage. Über Zweifel an der Erbhofeigenſchaft 
entſcheidet ſtets das Anerbengericht. 


Die Erbhöfe werden von Amts wegen in die Erbhöfe⸗ 
rolle eingetragen. Die Erbhöferolle wird vom Anerben⸗ 
gericht, das beim AG. für deſſen Bezirk gebildet iſt, ge⸗ 
führt. In der Erbhöferolle ſind die zum Erbhof gehörigen 
Grundſtücke aufzuführen. Die Eintragung in die Erbhöferolle 
hat rechtserklärende, keine rechtsbegründende Bedeutung. 
Wenn danach die Erbhofeigenſchaft auch unabhängig von der 
Eintragung iſt, fo iſt doch in der 2. Durchf VO. ausgeführt, 
daß die Eintragung eines Grundſtücks in die Erbhöferolle die 
Vermutung begründet, daß das Grundſtück Erbhofeigen⸗ 
ſchaft beſitzt. Sobald die Erbhöferolle als angelegt anzuſehen 
und der Zeitpunkt der Anlegung bekanntgegeben iſt, wird ver⸗ 
mutet, daß Grundſtücke, die nicht in die Erbhöferolle einge⸗ 
tragen ſind, die Erbhofeigenſchaft nicht beſitzen. Danach 
wird die Erbhöferolle wichtigſte Quelle für die 
Verſicherungsträger ſein, um vor Einleitung 
von Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen daraus 
die etwaige Erbhofeigenſchaft feſtzuſtellen. Da 
Verſicherungsträger in ihrer Eigenſchaft als Gläubiger ein 
berechtigtes Intereſſe darzulegen vermögen, iſt ihnen nach 
§ 31 der 1. DurchfVoO. v. 19. Okt. 1933 (RG Bl. I, 749) die 
Einſichtnahme geſtattet. 


2. Beſchränkungen der Veräußerung und 
Belaſtung des Erbhofs 


Der Erbhof iſt grundſätzlich unveräußerlich und unbelaſt⸗ 
bar. Nur über Zubehörſtücke kann im Rahmen ordnungs⸗ 
mäßiger Wirtſchaftsführung verfügt werden. Wenn ein Zu⸗ 
griff auf Zubehörſtücke im Wege der Zwangsvollſtreckung 
auch ausgeſchloſſen iſt, ſo hat es der Bauer doch in der 


Hand, zur Befriedigung von Forderungen der Verſicherungs⸗ 
träger Zubehörſtücke, vorausgeſetzt, daß der Rahmen ord⸗ 
nungsmäßiger Wirtſchaftsführung gewahrt iſt, zu veräußern. 
Darüber hinaus kann das Anerbengericht eine Veräußerung 
oder Belaſtung gegebenenfalls unter Auflage genehmigen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Die Befriedigung von 
Forderungen der Verſicherungsträger wird, da im weiteren 
die Vollſtreckung wegen öffentlich-rechtlicher Geldforderungen 
beſonders geregelt iſt, einen ſolchen wichtigen Grund ſchwer⸗ 
lich bilden. Zwar iſt in 8 64 der 1. DurchfVO. gejagt, daß 
das Verbot der Belaſtung des Erbhofs ſich nicht auf Grund⸗ 
dienſtbarkeiten, beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten oder 
öffentliche Laſten beziehe. Zu den öffentlichen Laſten ge⸗ 
hören Forderungen der Verſicherungsträger jedoch nicht. Von 
Intereſſe kann für Verſicherungsträger aber die weitere Vor⸗ 
ſchrift in S 64 Abſ. 4 der 1. DurchfVO. fein, wonach dann, 
wenn vor dem Inkrafttreten des Geſetzes auf eine Beſitzung, 
die Erbhof i. S. des Geſetzes geworden iſt, eine Hypothek 
eingetragen, der Gegenwert aber noch nicht ausgezahlt iſt, 
das Verbot der Belaſtung den Gläubiger nicht hindert, durch 
Auszahlung des Gegenwerts die Hypothek zu erwerben. So⸗ 
lange der Gegenwert nicht ausgezahlt iſt, ſteht die Hypothek 
gem. $ 1163 BGB. dem Eigentümer zu und geht erſt mit 
Auszahlung des Gegenwerts auf die Gläubiger über. Dieſer 
Übergang kann ſich auch nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
ohne Genehmigung des Anerbengerichts vollziehen (vgl. 
Vogels bei Pfundtner⸗ Neubert, Das neue Deutſche 
Reichsrecht, Anm. 6 zu $ 64 der 1. DurchfVO.). Hat eine 
Beſitzung, die auf Grund des NSiedIG. v. 11. Aug. 1919 
oder des Geſetzes über die Neubildung deutſchen Bauerntums 
v. 14. Juli 1933 geſchaffen iſt, die Erbhofeigenſchaft, ſo ſteht 
das Verbot der Belaſtung durch das RErbhof. einer von 
der Siedlungsbehörde zugelaſſenen Belaſtung des Hofes nicht 
entgegen. 

Offen iſt noch die Frage des Verhältniſſes der Hy⸗ 
potheken⸗ und Grundſchuldgläubiger (zu denen auch Verſiche⸗ 
rungsträger gehören können) zu einer Beſitzung, die mit dem 
Inkrafttreten des RErbhofGG. Erbhof geworden iſt. Dem Ver⸗ 
nehmen nach ſoll eine beſondere Regelung dahin getroffen 
werden, daß eine Rentenbank, der gegenüber der Bauer eine 
mäßige Tilgungsrente zahlt, die Befriedigung ſolcher Gläu- 
biger durchführt. 


3. Ausſchluß der Zwangsvollſtreckung in den 
Erbhof 


Die Zwangsvollſtreckung in den Erbhof wegen einer 
Geldforderung ſchließt das RErbhofG. grundſätzlich aus. Die- 
ſer Grundſatz gilt ausnahmslos, und zwar wegen aller Geld⸗ 
forderungen, ſeien fie privater oder öffentlich- rechtlicher Art. 
Sämtliche Geldforderungen von Verſicherungsträgern fallen 
deshalb ebenfalls unter dieſen Ausſchluß. Damit verbieten 
ſich Zwangsverſteigerung, Zwangsverwaltung und die Ein— 
tragung einer Sicherungshypothek. 

Die Verſicherungsträger ſind auch hinſichtlich ſolcher 
Geldforderungen an der Zwangsvollſtreckung in den Erbhof 
gehindert, die vor dem Inkrafttreten des R Erbhof. be⸗ 
gründet waren. Wegen ſolcher Forderungen zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des RErbhofG. bereits laufende oder 
infolge des allgemeinen landwirtſchaftlichen Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzes einſtweilen eingeſtellte Vollſtreckungsverfahren heben 
ſich infolge des Vollſtreckungsverbots durch das RErb⸗ 
hof G. auf. 


4. Beſchränkte Zuläſſigkeit der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in die auf dem Erbhof gewonnenen 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe 


Auch in die auf dem Erbhof gewonnenen landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſe kann grundſätzlich nicht vollſtreckt werden. 
Dieſes Verbot gilt aber nur für privatrechtliche For⸗ 
derungen. Seine Wirkung iſt zudem vorläufig noch hin⸗ 
ausgeſchoben. Für öffentliche Abgaben, für Anſprüche aus 
öffentlichen Laſten und für ſonſtige öffentlich⸗rechtliche Geld⸗ 
forderungen iſt jedoch allgemein eine Ausnahme vorgeſehen. 
Hierfür iſt die Vollſtreckung in die auf dem Erbhof ge⸗ 
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en landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe zuge⸗ 
aſſen. 

Zu den „ſonſtigen öffentlich⸗rechtlichen Geld- 
forderungen“ gehören auch die Forderungen der 
Verſicherungsträger. Darunter fallen ſämtliche Bei⸗ 
träge (in weiteſtem Sinne) und Leiſtungen, die der Bauer 
als Arbeitgeber oder Verſicherter an die Verſicherungsträger 
zu entrichten hat und die im Wege des Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahrens beitreibbar ſind. Auch Forderungen der Verſiche⸗ 
rungsträger auf Rückzahlung zu Unrecht gewährter Leiſtun⸗ 
gen und Schadenserſatzanſprüche (z. B. nach $ 1542 RVO.) 
werden hierher gehören. Anſprüche dieſer Art ſtehen den Ver⸗ 
ſicherungsträgern ebenfalls auf Grund öffentlich-rechtlicher 
Vorſchriften zu und ſind demzufolge „ſonſtige öffentlich⸗ 
rechtliche Geldforderungen“, ſelbſt wenn die Beitreibung nicht 
im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens, ſondern nach 
den Vorſchriften der ZPO. erfolgt. Für das Verfahren der 
Zwangsvollſtreckung hat das RéErbhofG. demzufolge auch 
Regelung für beide Wege der Beitreibung getroffen. Die zu⸗ 
gelaſſene Vollſtreckung in die auf dem Erbhof gewonnenen 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe iſt nicht unbeſchränkt möglich. 
Unzuläſſig iſt die Vollſtreckung in die Erzeugniſſe vielmehr: 

1. ſoweit dieſe zum Zubehör gehören und 

2. zum Unterhalt des Bauern und ſeiner Familie bis zur 

nächſten Ernte erforderlich ſind. 

Für den Fall, daß ſich die zuläſſige Vollſtreckung in die 
auf dem Erbhof gewonnenen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe 
nach den Vorſchriften der ZPO. richtet, iſt folgendes Ver⸗ 
fahren vorgeſehen: Die Vollſtreckung darf nur beginnen, 
wenn der Gläubiger einen Monat vorher dem Kreis⸗ 
bauernführer den Vollſtreckungstitel ſowie die Erklärung 
hat zuſtellen laſſen, daß er die Zwangsvollſtreckung gegen 
en Bauern beabſichtige. Innerhalb dieſer Monatsfriſt kann 
er Kreisbauernführer, falls er vom Reichsnährſtand dazu 
ermächtigt iſt, dem Gläubiger gegenüber ſchriftlich die Er⸗ 
klärung abgeben, daß er die Schuld für den Reichsnährſtand 
übernehme. Durch dieſe Erklärung wird der Reichsnährſtand 
verpflichtet, den Gläubiger gegen Aushändigung des Voll⸗ 
ſtreckungstitels nebſt einer öffentlich beglaubigten Empfangs⸗ 
beſtätigung zu befriedigen. Der Gläubiger kann dann die 
Corde ung nicht mehr gegen den Bauern geltend machen. 
3 der Reichsnährſtand den Gläubiger befriedigt, geht 
2 Forderung des Gläubigers kraft Geſetzes auf ihn über. 
114 Reichsnährſtand ſelbſt kann dann aus dem Vollſtreckungs⸗ 

ei gegen den Bauern, aber nur in Berückſichtigung des 
Voliſtrecungsverbots in den Erbhof und der beſchränkten. 
andſtrecungsmöglichteit in die auf dem Erbhof gewonnenen 

wirtſchaftlichen Erzeugniſſe vollſtrecken. 
Ade beſondere Verfahren findet nur An⸗ 
Loſten 9 wenn die Forderung ohne Zinſen und 
7 ern den Betrag von 150 AM überſteigt. Bei 
kann . die unter dieſem Betrag bleiben, 
in dem 5 äubiger ohne weiteres die Vollſtreckung 

Unt eſchränkt zuläſſigen Umfange betreiben. 
wegen i eine hiernach beſchränkt zuläſſige Vollſtreckung 
treibunge ner öffentlich⸗rechtlichen Geldforderung der Bei⸗ 
ren g, J% gilt dege des Verwaltungszwangsverfah⸗ 
der 1. Durch nn vorſtehend dargelegte Verfahren nach § 65 

Die el 555 mit nachſtehend aufgeführten Abweichungen: 
ſtellt eine Erklär. Beitreibung befaßte Vollſtreckungsbehörde 
1. Glaugt arung aus, in der ſie 
Aubiger und S 2 5 d 2 
Anſpruchs RT ſowie Grund und Höhe des 
2. die 1 . 
gibt once (Entſcheidung, Anordnung, Beſchluß) an⸗ 
3 10: der die Verpflichtung zur Zahlung hervorgeht, 
3. beſcheinigt, daß d x 
> der Anſpruch vollſtreckbar und im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren beizutreiben iſt. 
Die Vollſtreckungsb 


5 = ehörde läßt dieſe Beſcheinigung dem 
nt Voll telle, wodurch die ſonſt vorgeſehene 
rungen von Be lſtreckungstitels erſetzt wird. Bei For⸗ 
15 11 15 Vollſtrcerungsträgern iſt Vollſtreckungsbehörde 
ind es I ung beauftragte Gemeindebehörde, 
bw. find es bei Krankenkaſſen im Falle des $ 404 Abſ. 4 
O. die als Vollſtreckungsbeamte beſtellten Beamten oder 


Angeſtellten der Kaſſe. Wenn der Kreisbauernführer auch 
hier die Schuld für den Reichsnährſtand übernehmen will, 
ſo hat er dies der Vollſtreckungsbehörde gegenüber zu er⸗ 
klären. Der Reichsnährſtand befriedigt den Gläubiger nicht 
direkt, ſondern durch Zahlung an die Vollſtreckungsbehörde. 
Die Verpflichtung des Reichsnährſtandes zur Befriedigung 
des Gläubigers iſt abhängig von der Aushändigung einer 
weiteren von der Vollſtreckungsbehörde vollzogenen und mit 
dem Dienſtſiegel verſehenen Beſcheinigung, die ebenfalls den 
oben angegebenen Inhalt haben und außerdem die Be⸗ 
ſtätigung enthalten muß, daß der Reichsnährſtand die Schuld 
übernommen und beglichen hat, und daß die Forderung 
gegen den Schuldner auf den Reichsnährſtand übergegangen 
iſt. Iſt die letztere Beſcheinigung dem Kreisbauernführer aus⸗ 
gehändigt worden, ſo iſt der Reichsnährſtand berechtigt, die 
Forderung nach den Vorſchriften über die Beitreibung öffent⸗ 
licher Abgaben beitreiben zu laſſen. 


5. Zuläſſigkeit der Vollſtreckung in ſonſtiges 
Vermögen 


Erbhoffreies Vermögen des Bauern unterliegt keinem 
beſonderen Schutz durch das RErbhofc᷑. In derartiges Ver⸗ 
mögen, z. B. Schmuck, Bargeld, Wertpapiere, Bank-, Poſt⸗ 
ſcheck⸗ oder Sparkaſſenguthaben uſw., kann deshalb ohne Be⸗ 
ſchränkung nach den allgemein geltenden Vorſchriften voll⸗ 
ſtreckt werden. 


6. Forderungen der Verſicherungsträger als 
Nachlaßverbindlichkeiten 


Beim Tode des Bauern geht der Erbhof nach näheren 
Vorſchriften des RErbhofG. ungeteilt auf den Anerben über. 
Das außer dem Erbhof vorhandene Vermögen des Bauern 
vererbt ſich nach den Vorſchriften des allgemeinen Rechts. 
Die Nachlaßverbindlichkeiten, zu denen auch Schulden des 
Verſtorbenen gegenüber den Verſicherungsträgern gehören, 
ſind, ſoweit das außer dem Hof vorhandene Vermögen dazu 
ausreicht, aus dieſem zu berichtigen. Dieſe beſondere Regelung 
iſt von den Verſicherungsträgern zu beachten, um die Be⸗ 
friedigung von Forderungen, die gegenüber dem Verſtor⸗ 
benen vor ſeinem Tode vielleicht nicht erreichbar war, nun⸗ 
mehr aus dem im Erbgange offenbar werdenden ſonſtigen 
Vermögen zu ermöglichen. Soweit die Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten nicht in der vorgeſehenen Weiſe berichtigt werden 
können, iſt der Auerbe den Miterben gegenüber verpflichtet, 
ſie allein zu tragen und die Miterben von ihnen zu befreien. 
In einem ſolchen Falle wirken allerdings die Verbote und 
Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung in den Erbhof auch 
im Verhältnis der Gläubiger gegenüber dem Anerben. Ge⸗ 
hören zum Nachlaß mehrere Erbhöfe, ſo tragen die An⸗ 
erben die Nachlaßverbindlichkeiten im Verhältnis zueinander 
entſprechend dem Wert der Höfe. 


7. Andere Maßnahmen zur Erreichung der 
Schuldenzahlung . 


Iſt die Vollſtreckung in das fonftige Vermögen des 
Bauern fruchtlos ausgefallen, führt auch die Durchführung 
der beſchränkt zuläſſigen Vollſtreckungsmaßnahmen zu keinem 
Erfolg, hat aber der Verſicherungsträger berechtigten Grund 
zu der Annahme, daß die Nichtabdeckung der Schuld auf 
nicht ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung des Bauern 
beruht, ſo können unter Umſtänden die Vorſchriften des 
NErbhofß. über Ehrbarkeit und Befähigung des 
Bauern zu einer Befriedigung führen. Der Bauer muß 
nach dem RErbhofcß. ehrbar fein. Er muß fähig fein, den 
Hof ordnungsmäßig zu bewirtſchaften. Fallen dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen fort oder kommt der Bauer ſeinen Schuld⸗ 
verpflichtungen nicht nach, obwohl ihm dies bei 
ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung möglich 
wäre, ſo kann das Anerbengericht auf Antrag des Lan⸗ 
desbauernführers die Verwaltung und Nutznießung des Erb⸗ 
hofs dauernd oder auf Zeit auf den Ehegatten des Bauern 
oder auf denjenigen übertragen, der im Falle des Todes des 
Bauern der Anerbe wäre. Iſt ein Ehegatte oder Anerbe nicht 
vorhanden, oder ſind dieſe nicht bauernfähig, ſo kann das An⸗ 
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erbengericht das Eigentum am Erbhof auf Antrag des Reichs⸗ 
bauernführers auf eine von dieſem möglichſt aus den Reihen 
der Verwandten des Bauern vorzuſchlagende bauernfähige 
Perſon übertragen. Dieſe Vorſchriften legen einer etwaigen 
böswilligen Ausnutzung der Schutzvorſchriften des RErbhofG. 
durch den Bauern einen Riegel vor. In gegebenen Fällen 
wird zweifellos Abtragung der Schuldverpflichtungen erreicht 
werden, wenn der Verſicherungsträger von der nicht gebotenen 
Hartnäckigkeit ſeines Schuldners dem Landesbauernführer 
Kenntnis gibt und dieſer den Bauern auf die Regelung ſeiner 
Verpflichtungen hinweiſt. Denn die Begleichung von begrün⸗ 
deten Forderungen der Verſicherungsträger iſt zweifellos eine 
Ehrenpflicht. 

Eine weitere Maßnahme, mit der die Verſicherungsträger 
aus den Beſchränkungen des RErbhofG. erwachſenden Schwie⸗ 
rigkeiten bei Einziehung ihrer Beitrags forderungen be⸗ 
gegnen können, bildet die Anwendung der ſich aus den 
§8 398, 402 RVO. ergebenden Möglichkeiten. Danach kann 
auf Antrag einer Krankenkaſſe das Verſicherungsamt wider⸗ 
ruflich anordnen, daß Arbeitgeber, die mit Abführung der 
Beiträge rückſtändig ſind und ſich in einem Zwangsbeitrei⸗ 
bungsverfahren als zahlungsunfähig erwieſen haben, nur 
ihren Beitragsteil einzahlen. Die von ihnen beſchäftigten 
Verſicherungspflichtigen haben dann ihren Beitragsteil an 
den Zahltagen ſelbſt einzuzahlen. Solange die Anordnung 
nicht getroffen iſt, haben die Arbeitgeber die Lohnabzüge zu 
machen und den Betrag ſpäteſtens binnen drei Tagen an die 
berechtigte Kaſſe abzuführen. Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorſchriften machen den Arbeitgeber nach 8 532 RVO. ſtraf⸗ 
bar. Wenn der Wortlaut auch vorſchreibt, daß die Zahlungs⸗ 
unfähigkeit „in einem Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahren“ erwieſen ſein muß, das doch bei Bauern durch das 
RErbhofG. ausgeſchloſſen iſt, fo bildet dieſe Faſſung doch kein 
Hindernis für die Anwendung dieſer Vorſchriften. Hahn⸗ 
Kühne, Handbuch der Krankenverſicherung, 10./11. Aufl., 
Anm. 1b zu 8 398 RVO. äußern ſich zur Frage des Nach⸗ 
weiſes der Zahlungsfähigkeit wie folgt: „Die Begründung 
(S. 225) bemerkt, daß nach der Abſicht des Entwurfs Zah⸗ 
lungsunfähigkeit ſchon dann anzunehmen iſt, wenn der Arbeit⸗ 
geber zwar noch Mittel beſitzt, die aber erſt durch ein um⸗ 
ſtändliches Verfahren, z. B. durch Zwangsvollſtreckung in 
unbewegliches Vermögen, flüſſig gemacht werden könnten. 
Das Reichsverſicherungsamt hat angenommen, daß die Feſt⸗ 
ſtellung der Zahlungsunfähigkeit jedenfalls nicht vorausſetzte, 
daß zuvor noch die Vollſtreckung in unbewegliches Vermögen 
oder in Forderungsrechte des Schuldners verſucht ſei (RVerſA. 
1889: RVerſA Nachr. 1901, 606).“ Unter Zugrunde⸗ 
legung dieſer Auslegung kann die Zahlungs⸗ 
unfähigkeit eines Bauern ſchon dann angenom⸗ 
men werden, wenn er nicht zahlt, da ja im üb⸗ 
rigen die Zwangsvollſtreckung unzuläſſig iſt. 
Wurde eine in die auf dem Erbhof gewonnenen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe beſchränkt zuläſſige oder in das ſon⸗ 
ſtige Vermögen des Bauern unbeſchränkt zuläſſige Beitrei⸗ 
bungsmaßnahme ohne Erfolg durchgeführt, dann iſt die Be⸗ 
rechtigung zur Erwirkung einer Anordnung ohne weiteres 
offenſichtlich. In ähnlichem Sinne hat ſich auch der Präſident 
des Landesarbeitsamts Mitteldeutſchland in einem Rund⸗ 
ſchreiben v. 27. Febr. 1934 — 3002 R. 12 — geäußert: 

„Aus der Einſchränkung des Zwangsvollſtreckungsrechts 
ergibt ſich, daß bei der Einziehung von Beiträgen Schwierig⸗ 
keiten entſtehen können und damit gerechnet werden muß, daß 
Beiträge nicht einziehbar ſind. Es iſt die Frage zu prüfen, 
ob Anordnungen nach den 88 398 und 402 RVO. erlaſſen 
werden können, wenn der Arbeitgeber mit der Abführung 
von Beiträgen rückſtändig iſt und auf Grund des Erbhof. 
Zwangsvollſtreckungen nicht vorgenommen werden dürfen. 
Sie iſt m. E. zu bejahen. Die genannten Paragraphen ſchrei⸗ 
ben zwar vor, daß vor Erlaß der Anordnungen in einem 


Zwangsbeitreibungsverfahren die Zahlungsunfähigkeit des Ar⸗ 
beitgebers feſtſtehen muß. Nach den Ausführungen zu § 398 
RVO. im Kommentar von Krohn⸗Zſchimmer zur RVO. 
iſt Zahlungsunfähigkeit ſchon dann anzunehmen, wenn der 
Arbeitgeber zwar noch die Mittel beſitzt, dieſe aber erſt durch 
ein umſtändliches Verfahren, z. B. durch Zwangsvollſtreckung 
in unbewegliches Vermögen, flüſſig gemacht werden können 
(Begr. S. 225, 226). Dieſe Vorausſetzung iſt m. E. ſchon 
dann gegeben, wenn ein Betriebsinhaber den Schutz des 
Erbhof. genießt, das vorſchreibt, daß Erbhöfe grundſätzlich 
nicht belaſtet und Zwangsvollſtreckungen — die, wenn ſie zu⸗ 
läſſig wären, wohl in einer Reihe von Fällen zur Befrie⸗ 
digung führen würden — nicht vorgenommen werden dürfen. 
Andererſeits kann angenommen werden, daß der Bauer Zah⸗ 
lung leiſten würde, wenn er zahlungsfähig wäre. Bei der 
Abgabe zur Arbeitsloſenhilfe, die bei der Reichsanſtalt vor 
allem in Frage kommt, iſt zudem zu berückſichtigen, daß es 
ſich nur um Arbeitnehmergelder (Lohnabzüge) handelt.“ 

Die Kaſſenverwaltungen ſind meiſtens mit der Be⸗ 
antragung von Anordnungen nach SS 398 ff. RVO. ſehr 
zurückhaltend, denn damit, daß an Stelle eines ſchwierigen 
Schuldners eine Vielheit vielleicht nicht weniger ſchwieriger 
Schuldner tritt, iſt zumeiſt eine Vermehrung der Verwal⸗ 
tungsarbeit, oft aber nicht die erhoffte Vermehrung an Bei⸗ 
tragseinnahmen verbunden. Dennoch wird bei der Erſchwe⸗ 
rung der Inanſpruchnahme durch das RErbhofc G. die Her⸗ 
beiführung einer ſolchen Anordnung gegebenenfalls in grö⸗ 
ßerem Ausmaße verſucht werden müſſen. Zu beachten 
bleibt dabei aber ſtets, daß die Verſicherungsträger nicht 
mit unnötiger Schärfe gegen die Schuldner vor⸗ 
gehen ſollen, die ſich ſehr oft in einer unver⸗ 
ſchuldeten Notlage befinden, der auch die Verſiche⸗ 
rungsträger vernünftigerweiſe im Rahmen des ihnen Mög⸗ 
lichen Rechnung tragen müſſen. Soziales Recht ſoll 
ſtreng, aber gerecht und voller Verſtändnis für 
Gläubiger und Schuldner fein (vgl. auch Schieckel, 
Das Recht der Zwangsvollſtreckung, 1934, Rechtsverlag Mün⸗ 
chen, S. 11). Zu hoffen bleibt ferner, daß die Fälle, in denen 
gegen einen Erbhofbauern die Zwangsvollſtreckung durchge⸗ 
führt werden muß, allmählich überhaupt verſchwin⸗ 
den werden. Was oben von den Trägern der Kranken- 
verſicherung geſagt iſt, gilt entſprechend nach SS 765 ff. RVO. 
für die Träger der Unfallverſicherung, nach 8 1435 RVO. 
für die Träger der Invalidenverſicherung und nach § 183 
Abſ. 3 AngVerſcg. für die Reichsverſicherungsanſtalt für An⸗ 
geſtellte in dem dort bezeichneten Umfange. 


8. Erbhofgeſetz und allgemeiner landwirtſchaft⸗ 
licher Vollſtreckungsſchutz 


Vom 1. Jan. 1934 an gelten für landwirtſchaftliche, 
forſtwirtſchaftliche und gärtneriſche Betriebe die Vorſchriften 
der VO. über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangs⸗ 
vollſtreckung v. 26. Mai 1933 (RG Bl. I, 302) nach Maßgabe 
der beſonderen Beſtimmungen des Zweiten Geſetzes über den 
landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchuz v. 27. Dez. 1933 
(RG Bl. I, 1115). Für Erbhöfe gilt dieſer Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz jedoch nicht. Vielmehr iſt in dem Geſetz v. 27. Dez. 1933 
ausdrücklich betont, daß ſich bei Erbhöfen der Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz nach den Vorſchriften des RErbhofc . und feiner 
DurchfVoO. beſtimmt. Soweit die beſchränkte Vollſtreckung in 
die auf dem Erbhof gewonnenen landwirtſchaftlichen Erzeug⸗ 
niſſe zuläſſig iſt, ſind bei ihrer Durchführung die Vorſchriften 
der VO. v. 26. Mai 1933 demzufolge nicht zu beachten. 
Während inſoweit Klarheit geſchaffen iſt, ſteht es jedoch noch 
dahin, ob der Erbhof einem landwirtſchaftlichen Entſchul⸗ 
dungsverfahren (Geſetz v. 1. Juni 1933 [RGBl. I, 331] nebſt 
DurchfVO.) unterliegt. Es verlautet, daß die Schaffung eines 
beſonderen Entſchuldungsgeſetzes für Erbhöfe be⸗ 
abſichtigt iſt. 
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Die Neuordnung der deutſchen Getreidewirtſchaſt 


Von Rechtsanwalt Dr. Kurt Klamroth, Halberſtadt 


Wohl auf keinem Gebiet iſt die Durchgliederung des 
ſtändiſchen Aufbaus bereits ſo weit fortgeſchritten wie im 
Reichsnährſtand. Nächſt der Tatkraft des Reichsbauernführers 
und Miniſters für Ernährung und Landwirtſchaft R. Walter 
Darrs beruht dies auf den beſonderen wirtſchaftlichen Not⸗ 
wendigkeiten und der überragenden Bedeutung unſerer Er⸗ 
nährungswirtſchaft. Die Lage unſerer Ernährungswirtſchaft 
zwang gebieteriſch zu einer einheitlichen Zuſammenfaſſung 
aller daran beteiligten Wirtſchaftskreiſe. Mit dem Abſchluß 
des organiſatoriſchen Aufbaus war aber nur die Vorbedin⸗ 
gung geſchaffen für eine planmäßige Neugeſtaltung der Markt⸗ 
pflege auf den verſchiedenen Gebieten der Ernährungswirt⸗ 
haft. Am weiteſten fortgeſchritten find in dieſer Beziehung 
die Arbeiten auf dem Gebiete der Neuordnung der deutſchen 
Getreidewirtſchaft. Was auf dieſem Gebiete bisher geleiſtet 
worden iſt, zeugt von einem geradezu gigantiſchen Willen der 
leitenden Stellen, mit dem bisherigen Syſtem der libera⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaftsweiſe radikal zu brechen und die geſamte 
Getreidewirtſ aft auf der Grundlage einer Bedarfsdeckungs⸗ 
wirtſchaft im Sinne der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
grundſätze umzuſtellen. Wie im RErbhofG. der deutſche Bo⸗ 
den der Spekulation entzogen und wieder zur unveräußer⸗ 
lichen, geſicherten Grundlage der Ernährung und blutmäßigen 

rneuerung unſeres Volkes geworden iſt, ſo ſind durch die 
neue Getreidegeſetzgebung die wichtigſten Fruchtarten dieſes 
Bodens, das Brot⸗ und Futtergetreide, aus dem libera⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem herausgenommen und ihre Er⸗ 
zeugung, Verteilung und Verwertung einer planmäßigen Ord⸗ 
nung zugeführt, deren Leitgedanke allein in der Befriedigung 
leg es d. h. der Sicherſtellung unſerer Volksernährung, 

Die Hauptpunkte dieſer Neuordnung ſind in dem Geſetz 
zur Ordnung der Getreidewirtſchaft v. 27. Juni 1934 (RGBl. 
527) wie folgt zuſammengefaßt: 

Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
ermächtigt, vorzuſchreiben, in welcher Weiſe und in 

em Umfange: 

1 Erzeuger von inländiſchem Roggen und inländiſchem Weizen 
lolches Getreide für Zwecke der menſchlichen Ernährung 

2 5 feſtgeſetzten Preiſen abliefern dürfen oder müſſen; 

ö enoſſenſchaften, Händler und ſonſtige Verteiler Roggen 
werb eizen für Zwecke der menſchlichen Ernährung er⸗ 
Mu 5 oder weiter veräußern dürfen oder müſſen; 

hlen und ſonſtige Verarbeiter Roggen und Weizen für 
arbeite der menſchlichen Ernährung erwerben oder in ver⸗ 
e Zuſtand weiterveräußern 

müſſen. 
e Durchführung dieſer Regelung ſoll die Geſamt⸗ 
B „Brotgetreide, deren Ablieferung zur Deckung des 
hal en für die menſchliche Ernährung inner⸗ 
getrennt fu 8 beftimmten Zeitraums notwendig iſt, 
Feſtſtellun r Roggen und Weizen feſtgeſtellt werden. Dieſer 


gebiete, die dentſprechend ſoll die Liefermenge über Liefer⸗ 
ſchaft beſtimmt Reichsminiſter für Ernährung und Landwirt 
Eine 5 1 auf die Erzeuger verteilt werden. 

Induſtriegetreidhe Regelung iſt für Futtergetreide und ſog. 
Reichsminiſter „. vorgeſehen. Darüber hinaus wird dem 
mächtigung erteilt Ernährung und Landwirtſchaft die Er⸗ 
Getreide und ig Vorſchriften über die Ausmahlung von 
Inneren Vorſchriſte nvernehmen mit dem Reichsminiſter des 
erlaſſen. Er erhält en über die Herſtellung von Backwaren zu 
mit dem Reichsfing ener die Ermächtigung, im Einvernehmen 
mungen über Aug fu zminiſter die Zolltarife und die Beſtim⸗ 
geſehen, daß auf Grubrſcheine zu ändern. Schließlich iſt vor⸗ 
für Ernährung 12 einer Anordnung des Reichsminiſters 
erzeugniffe nur noch Landwirtſchaft Getreide und Getreide⸗ 
ſtelle in den Verkeh durch eine von ihm beſtimmte Reichs⸗ 
hrung se 21 r gebracht werden dürfen. Zur Durch⸗ 

g ſeiner Anordnungen wird der Reichsernährungs⸗ 


wird 
welch 


miniſter mit der Befugnis zum Erlaß entſprechender Straf⸗ 
vorſchriften ausgeſtattet. 

Von den ihm erteilten Ermächtigungen hat der Reichs⸗ 
miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft zu einem großen 
Teil durch den Erlaß der VO. zur Ordnung der Ge⸗ 
treidewirtſchaft v. 14. Juli 1934 (RGBl. I, 629) Ge 
brauch gemacht. Von der in elf Abſchnitte zerfallenden VO. 
ſind die ſich mit der Übergangsregelung für die kommende 
Ernte befaſſenden Abſchnitte 2—11 bereits am 16. Juli 1934 
in Kraft getreten. Für das Inkrafttreten des eigentlich grund⸗ 
legenden Teils, der ſich mit dem zukünftigen Aufbau der 
deutſchen Getreidewirtſchaft befaßt, war in der VO. noch kein 
Zeitpunkt vorgeſehen. Inzwiſchen ſind auch dieſe Beſtimmun⸗ 
gen durch die VO. v. 21. Juli 1934 (RGBl. I, 719) mit ſo⸗ 
fortiger Wirkung in Kraft geſetzt. 

Die gewaltige Tragweite der damit geſchaffenen Neu⸗ 
regelung kann nur dann richtig verſtanden werden, wenn man 
ſie in Beziehung ſetzt zu den früheren Maßnahmen ſtaatlicher 
Marktregelung und der dadurch geſchaffenen Entwicklung am 
deutſchen Getreidemarkt. 


Eines der Hauptkennzeichen liberaliſtiſcher Wirtſchafts⸗ 
weiſe iſt die ungeregelte Beziehung zwiſchen Erzeugung und 
Bedarf. Die liberaliſtiſche Wirtſchaftsauffaſſung überläßt die 
Erzeugung und Abſatzregelung grundſätzlich dem ſog. „freien 
Spiel“ der Wirtſchaft und entſchließt ſich erſt dann zu ſtaat⸗ 
lichen Eingriffen, wenn in den Erzeugungs⸗ oder Abſatz⸗ 
bedingungen Hemmungen eintreten, welche die Exiſtenz be⸗ 
teiligter Wirtſchaftskreiſe oder das Staatsintereſſe gefährden. 
Die Hilfsmittel ſind lediglich Schutzzoll und Subvention. 
Solange die deutſche Ernährungswirtſchaft liberaliſtiſchen 
Grundſätzen folgte, ſchien es deshalb keine anderen Mittel 
zur Löſung der Agrarkriſe zu geben als Abſperrung der deut⸗ 
ſchen Grenzen gegen Marktüberflutung von außen und ſtaat⸗ 
liche Stützungskäufe zur Feſtigung der Preisbildung im In⸗ 
nern. Wer die Entwicklung der deutſchen Getreideerzeugung 
während der letzten Jahre beobachtete, mußte mit Schrecken 
die Gefahren erkennen, die eine derartige Methode unaufhalt⸗ 
ſam heraufbeſchwor. Da die ſtaatlichen Stützungskäufe nicht 
dem tatſächlichen Bedarf entſprachen, ſondern lediglich der 
Entlaſtung des Erzeugers dienten, ſchufen ſie unabhängig von 
dem Bedarf und der Konſumkraft der Bevölkerung bei dem 
Erzeuger den Anreiz zu ſtändiger Vergrößerung der Getreide⸗ 
anbaufläche. So wünſchenswert auch das damit erreichte und 
durch die beſonders günſtigen Witterungsverhältniſſe im letzten 
Erntejahr ſogar überſchrittene Ziel der „Nahrungsfreiheit“ 
war, mußte es doch jedem Einſichtigen klar werden, daß ſelbſt 
bei Aufwendung größter Reichsmittel die bisherige Methode 
der Marktpflege eines Tages zuſammenbrechen mußte, weil 
es das natürliche Verhältnis von Erzeugung und Bedarf 
weitgehend verſchob. Es kam hinzu, daß im Laufe der Enk⸗ 
wicklung die Stützungskäufe immer weniger der unter dem 
Abſinken der Preiſe ſchwer leidenden Landwirtſchaft zugute 
kamen. Da die Regierung auf die Preisbildung keinen Ein⸗ 
fluß hatte, war ſie gezwungen, durch die Stützungsſtelle das 
zur jeweiligen Börſennotiz angebotene Getreide aufzukaufen, 
ſofern ſie einem Abſinken der Preiſe vorbeugen wollte. Da⸗ 
mit war der Getreideſpekulation Tür und Tor geöffnet. Die 
zur Stabiliſierung des Preiſes aufzukaufenden Mengen rich⸗ 
teten ſich nicht nach den tatſächlich vorhandenen Bedarfs⸗ 
überſchüſſen, ſondern den jeweils am Terminmarkt vor⸗ 
liegenden Spekulationsangeboten. Wollte die Regierung der 
deutſchen Getreideerzeugung entſcheidende Hilfe bringen und 
damit auch die zukünftige Volksernährung ſicherſtellen, ſo 
war ein Bruch mit dem bisherigen Syſtem unvermeidlich. 
Nur die Loslöſung der deutſchen Getreidewirtſchaft aus dem 
liberaliſtiſchen Syſtem willkürlicher Erzeugung und freier 
Preisbildung konnte den erforderlichen grundlegenden Wandel 
ſchaffen. So kam es als erſte Übergangsregelung für das 
Erntejahr 1933/34 zu dem Geſ. zur Sicherung der Getreide⸗ 
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preiſe v. 26. Sept. 1933 (RG Bl. I, 667) und der auf Grund 
dieſes Geſetzes erlaſſenen VO. über Preiſe für Getreide vom 
29. Sept. 1933 (RG Bl. I, 701). Das Problem wurde dort 
angefaßt, wo es zur Zeit am notwendigſten war: bei der 
Preisbildung innerhalb der erſten Abſatzſtufe. Ganz Deutſch⸗ 
land wurde nach Maßgabe des natürlichen Preisgefälles in 
einzelne Preisgebiete aufgeteilt, die der Getreidebewegung von 
Oſten nach Weſten folgend für die oſtpreußiſchen Korngebiete 
die geringſten und die rheiniſchen Induſtriebezirke die höchſten 
Preiſe vorſahen. Für die einzelnen Monate des Wirtſchafts⸗ 
jahrs wurden Zuſchläge feſtgeſetzt, um einen Anreiz zur 
Lagerung zu ſchaffen und der natürlichen Preisſteigerung im 
Laufe des Wirtſchaftsjahres zu folgen. Damit wurde zugleich 
das für die Börſen Berlin und Breslau vom preußiſchen 
Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit bereits am 19. Sept. 1933 
verbotene handelsrechtliche Lieferungsgeſchäft praktiſch gegen⸗ 
ſtandslos gemacht. Den oben erwähnten Bedenklichkeiten der 
Stützungsmethode war die Spitze abgebrochen. Die Stützung 
brauchte ſich in Zukunft nur darauf zu beſchränken, aus 
frachtungünſtig gelegenen Stellen der einzelnen Preisgebiete, 
den ſogenannten „toten Winkeln“, Überſchüſſe aufzunehmen, 
deren Abſatz notleidend geworden war. Daß ſolche Abſatz⸗ 
ſtockungen auftraten, war nicht verwunderlich. Sie waren zum 
Teil eine Folge der oben umſchriebenen Schäden des ver⸗ 
gangenen Syſtems, zum Teil eine Auswirkung des ungewöhn⸗ 
lichen Ernteſegens im vergangenen Wirtſchaftsjahr. Ihr Auf⸗ 
treten bedeutete eine ſtarke Belaſtungsprobe der davon be⸗ 
troffenen Erzeuger⸗- und Händlerkreiſe. Für die Geſamt⸗ 
entwicklung des Getreidemarkts hat ſich die ſo entſtandene Ab⸗ 
ſatzſchleuſe nicht ungünſtig ausgewirkt. Sie allein ermöglichte 
eine ſinnvolle Anwendung der Stützungsmethode, die natür⸗ 
lich nicht von heute auf morgen zu entbehren war. 


Ernſtlichere Schwierigkeiten lagen darin, daß die Be⸗ 
ſchränkung der freien Preisbildung nur die erſte Abſatzſtufe 
betraf, während Verteilung und Verbrauch in den dem erſten 
Abnehmer nachgeordneten Abſatzſtufen der freien Wirtſchaft 
überlaſſen blieben. Die in dem Kommentar zur Getreidepreis⸗ 
VO. von Düring und Bretſchneider ausgeſprochene Er⸗ 
wartung, es werde infolge der notwendigen Zuſchläge, die 
für einen angemeſſenen Händlernutzen berechnet werden, das 
Getreide beim Weiterverkauf ſicherlich nicht zu Preiſen in den 
Verkehr kommen, die unter dem Erlös liegen, der dem Er⸗ 
zeuger geſichert werden ſollte, erfüllte ſich nicht. Es zeigte 
ſich vielmehr, daß eine Regelung der Getreidewirtſchaft allein 
durch die Feſtſetzung von Erzeugerpreiſen undurchführbar war. 
Die ganze Entwicklung drängte auf eine Regelung, die nicht 
allein den Schutz des Erzeugers im Auge hatte, ſondern von 
den Bedarfsnotwendigkeiten ausgehend alle Abſatzſtufen in 
eine einheitliche Ordnung zwang. Solange nur die erſte Ab⸗ 
ſatzktufe der Preisbindung unterlag, war die Verteilungs⸗ 
aufgabe des Handels faſt undurchführbar. Die Mühlen deckten 
ihren Bedarf nach Möglichkeit unmittelbar bei den ihnen 
nächſtgelegenen Erzeugern. Inzwiſchen füllten ſich die Läger 
der Händlerſchaft, die trotz der Unmöglichkeit gewinnbringen⸗ 
der Weiterveräußerung aus betrieblichen Gründen Ware auf⸗ 
nehmen mußten. Der Druck dieſer zweithändigen Lager⸗ 
beſtände beeinflußte aber wiederum die Börſennotiz. Die 
Folge davon war, daß monatelang am freien Markt Getreide 
unter dem Erzeugerfeſtpreis gehandelt wurde. Zwangsläufig 
ergab ſich daher der nächſte Schritt auf dem Wege zur Neu⸗ 
ordnung der Getreidewirtſchaft, wie ſie jetzt in ihren Grund⸗ 
zügen vor uns liegt: Durch die VO. über den Einkaufs⸗ 
preis der Mühlen für inländiſchen Roggen und 
Weizen v. 13. März 1934 (RG Bl. I, 194) wurde den 
Mühlen mit über 10 t Tagesleiſtungsfähigkeit grundſätzlich 
verboten, vom Erzeuger zu kaufen. Gleichzeitig wurde durch 
die Einführung eines ſog. „Ausgleichsbetrages“ der an den 
Händler zu zahlende Einkaufspreis feſtgeſetzt. Damit war eine 
freie Preisbildung nur noch in den Zwiſchenſtufen des Groß⸗ 
handels möglich, in der erſten und letzten Abſatzſtufe des un⸗ 
verarbeiteten Getreides aber ausgeſchloſſen. Immerhin konnte 
von einer eigentlichen Planwirtſchaft noch nicht die Rede ſein. 
Erzeugung und Abſatz blieben im Rahmen der feſtgeſetzten 
Preisbeſchränkungen nach wie vor der freien Wirtſchaft über⸗ 
laſſen. Anſatzpunkte zeigten ſich lediglich in dem Geſetz über 


den Zuſammenſchluß von Mühlen v. 15. Sept. 1933 
(RGBl. I, 627) und feiner AusfVO. v. 5. Nov. 1933 (RG Bl. 
I, 810). Der erſte Schritt auf dem Wege zur Herſtellung einer 
geſchloſſenen ſtändiſchen Marktorganiſation erfolgte hier durch 
den zwangsweiſen Zuſammenſchluß aller Roggen und Weizen⸗ 
mühlen zu einem Selſtverwaltungskörper, der mit Rechts⸗ 
fähigkeit ausgeſtattet iſt und den Namen „Wirtſchaftliche Ver⸗ 
einigung der Roggen⸗ und Weizenmühlen“ führt. Aufgabe 
der Wirtſchaftlichen Vereinigung iſt insbeſ. die Regelung der 
Kontingentierung beſtehender Müllereibetriebe ſowie der Kon⸗ 
zeſſionierung von Neu- und Exweiterungsanlagen. Sie gibt 
ſich ihre Satzung ſelbſt und erfüllt auch die ihr obliegenden 
Aufgaben grundſätzlich im Wege der wirtſchaftlichen Selbſt⸗ 
verwaltung. Allerdings find weitgehende Aufſichtsbefugniſſe 
des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft vor⸗ 
geſehen, die durch einen bei der Wirtſchaftlichen Vereinigung 
zu beſtellenden, unmittelbar dem Miniſter unterftehenden. 
Beauftragten ausgeübt werden. Die Machtbefugniſſe der Wirt⸗ 
ſchaftlichen Vereinigung gegenüber ihren Mitgliedern ſind 
durch ſtrenge Strafbeſtimmungen geſichert. Während im all⸗ 
gemeinen die nähere Ausgeſtaltung der Rechte und Pflichten 
der Mitglieder der Wirtſchaftlichen Vereinigung der vom 
Verwaltungsrat mit Genehmigung des Reichsminiſters für 
Ernährung und Landwirtſchaft aufzuſtellenden Satzung über⸗ 
laſſen iſt, legt die VO. ſelbſt als unmittelbare wirtſchaftliche 
Maßnahme den Mitgliedern eine Verpflichtung zur Einlage⸗ 
rung von inländiſchem Roggen und Weizen auf. Die Ein⸗ 
lagerungsquote iſt verſchieden für die Zeit vor und nach der 
Kontingentszuteilung. Nach der Kontingentszuteilung muß die 
auf eigene Rechnung von jedem Müllereibetriebe einzulagernde 
Menge mindeſtens die doppelte Menge des Monatskontingents 
betragen. Die Einlagerungspflicht der Mühlen bedeutet eine 
Belaſtung der Mühlen zum Nutzen und zur ſtändigen Ent⸗ 
laſtung des Getreidemarkts. Sie dient wie der Zuſammen⸗ 
ſchluß der Betriebe überhaupt zur Förderung der ordnungs⸗ 
mäßigen Bewegung des Getreides vom Erzeuger zum Ver⸗ 
braucher. 

Für die Getreidebewegung im Wirtſchaftsjahr 1934/35 
iſt nun im 2. bis 11. Abſchnitt der VO. v. 14. Juli 1934 
eine neue Übergangsregelung vorgeſehen, die zum Teil die 
bisherige Regelung übernimmt, zum Teil eine weſentliche 
Erweiterung bringt in Richtung der zukünftigen allumfaſſen⸗ 
den ſtändiſchen Organiſation des Getreidemarktes. Die bis⸗ 
herige Getreidegeſetzgebung wird mit Ausnahme des Geſetzes 
und der VO. über den Zuſammenſchluß von Roggen⸗ und 
Weizenmühlen außer Kraft geſetzt, und zwar, ſoweit ſie ſich 
auf Weizen bezieht, mit dem Ablauf des 15. Aug. 1934. 
Auf Grund der alten Vorſchriften anhängige Strafverfahren 
werden freilich durch dieſe Außerkraftſetzung nicht berührt. 
Die neuen Vorſchriften haben — im Gegenſatz zu der Be⸗ 
ſtimmung in $ 10 GetreidepreisVO. v. 29. Sept. 1933 — 
inſoweit rückwirkende Kraft, als ſie ſich auch auf Kaufverträge 
erſtrecken, die zwar vor dem 16. Juli 1934 abgeſchloſſen 
worden ſind, aber nach dieſem Tage erfüllt werden (88 37, 
51 VO.) 

Die Grundzüge 
folgende: 

Wie bisher wird das ganze deutſche Getreidewirtſchafts⸗ 
gebiet in einzelne Preisgebiete aufgeteilt mit feſten, an die 
Erzeuger dieſer Gebiete zu zahlenden Preiſen unter örtlicher 
und zeitlicher Staffelung. Zur Vermeidung frachtungünſtig 
gelegener toter Winkel ſind die Preisgebiete verkleinert und 
in ihrer Anzahl vermehrt. Außer für Roggen und Weizen 
ſind in Anbetracht der Notlage am Futtermittelmarkt nun⸗ 
mehr auch für Hafer und Futtergerſte feſte Preiſe mit be⸗ 
ſonderen Preisgebieten vorgeſehen. Während jedoch im vorigen 
Jahr nur die Mindeſtgrenze des an den Erzeuger zu zahlen⸗ 
den Preiſes feſtgelegt war und Zuſchläge in beliebiger Höhe 
zuläſſig waren, jo daß der Ausdruck „Feſtpreiſe“ eigentlich 
nicht ganz korrekt war, ſind nunmehr wirkliche Feſtpreiſe ein⸗ 
geführt, von denen grundſätzlich bei Durchſchnittsqualität we⸗ 
der nach oben noch nach unten abgewichen werden darf. Die 
techniſchen Einzelheiten, nach denen gewiſſe Abſchläge oder 
Zuſchläge geſtattet ſind, können hier übergangen werden. Die 
Feſtlegung des Getreidepreiſes nach oben war geboten durch 


der neuen Übergangsregelung find 
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die ungünſtige Erntelage, um einer Verteuerung des Brot⸗ 
und Futtermittelpreiſes zu begegnen. Mit dieſer Maßnahme 
verliert die Getreidegeſetzgebung endgültig den Charakter 
eines Schutzgeſetzes zum Schutze der Erzeugerſchaft. Während 
die vorjährigen Maßnahmen noch vorwiegend unter dieſem 
Geſichtspunkt betrachtet werden konnten, ſind nunmehr die 
geſamtwirtſchaftlichen Belange in den Vordergrund getreten. 
Die Neuordnung der Getreidewirtſchaft dient ausſchließlich 
dem Zwecke der Sicherſtellung der deutſchen Volksernährung 
und Futtermittelverſorgung. Im Intereſſe dieſer Zielſetzung 
mußten von allen beteiligten Wirtſchaftsſtufen, nicht zuletzt 
auch von der Landwirtſchaft, Opfer verlangt werden. Indi⸗ 
viduelle Hilfsmaßnahmen für unter beſonderen Dürreſchäden 
leidende Gegenden find angekündigt. Die neue Getreidewirt⸗ 
ſchaftsVO. ſelbſt aber kann nicht mehr im Rahmen der land⸗ 
wirtſchaftlichen Notgeſetzgebung verſtanden werden. 


Zur Förderung der Getreidebewegung vom Erzeuger 
zum Verbraucher ſind in der neuen VO. eine Reihe neuer 
wichtiger Maßnahmen enthalten, durch die das Prinzip der 
50 e a ae 1 Da 25 155 

heblich geringeren Ernte im Gegenſatz zum vorigen Jah 
mit einem weſentlich geringeren Angebot gerechnet werden 
muß, zwingt das Geſetz die Erzeuger, bis zum 31. Okt. min⸗ 
deſtens 30% der vorjährigen Roggenernte und 250% der vor⸗ 
licrigen Weizenernte zum vorgeſchriebenen Feſtpreiſe abzu⸗ 
nen Die Ablieferungspflicht iſt das Korrelat zur Ein⸗ 
e Saß fen dene = ns 5 1 
ige Strafbeſtimmungen geſichert. Bei etwaigen Abſatz⸗ 
ſchwierigkeiten hat einſtweilen der Landesbauernführer oder 
die von ihm beſtimmte Stelle eine Abſatzmöglichkeit nachzu⸗ 
. Der Abſat iſt grundſätzlich geregelt durch die Bei⸗ 
Ahlen e 225 Fin 115 U und nl 
1 Wie bisher dürfen ühlen mit einer Geſamt⸗ 
leiſtungsfähigkeit von mehr als 10 t Tagesleiſtung im all⸗ 
e nur vom Händler kaufen und müſſen dieſem den 
Glekhöberages van 4 2% Mir die Tonne zahlen, Die Fracht 
rages von für die Tonne zahlen. Die Frach 
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ändler. Der Spielraum für die Zwiſchenſchaltung des 
Hetreidehandels iſt alſo nur gering. Innerhalb desſelben 
on d bleibt eine e 20 a 
om Erzeuger zur Mühle weniger als . für den 
Zentner beträgt. Doch ergeben ſich für die Erfüllung der 
nngteilungsfunktion des Handels neue Anreize durch die Aus⸗ 
r 
Br h der Handel der natürlichen Oſt⸗Weſt⸗Bewe⸗ 
ehe des Getreides angepaßt. Wo Abſaßzſchwierigkeiten ent⸗ 
ag iſt die Zwiſchenſchaltung der Reichsſtelle für Getreide, 
9 n Mer Selle landwirtſchaftliche 2 Ki 
ieſer Stelle ift nicht nur die laufende Beaufſich⸗ 

beichen der Betriebe, Kontrolle der Bücher und Ablieferungs⸗ 
rechtlichen gen ſowie das Antragsrecht hinſichtlich der ftraf- 
ganen N Verfolgung übertragen. Sie hat neben den Or⸗ 
befugnizes Reichsnährſtandes auch ſonſt weitgehende Macht⸗ 
1 hinſichtlich der Durchführung der neuen Übergangs⸗ 
vom Bat allem kann fie auch ſelbſt Roggen und Weizen 
verwenden ger erwerben und für von ihr beſtimmte Zwecke 
1 ober weiterveräußern ($ 29 Abſ. 2 VO.). Bei dem 

zun ſie mit miniſterieller Zuſtimmung von den 
bedeutſame, reiſen abweichen. Dieſe Beſtimmung iſt um fo 
Kontrahierun As der Reichsſtelle gegenüber jede Mühle dem 
Mühle verpfſechtvang unterliegt. Rach $ 5 Bd. it jede 
Angebot über diet, ein ihr von der Reichsſtelle zugehendes 
inländiſchem aden Verkauf von inländiſchem Roggen oder 
Reichsſtelle dies zen an die Mühle anzunehmen, wenn die 
i - dies unte : 1 N 
langt. In dieſem * Berufung auf dieſe Vorſchrift ver 
als angenommen Falle gilt das Angebot mit dem Zugange 
berührt. Ne werden dadurch ſelbſtverſtändlich nicht 


Beſondere Vorſchriften ; 

9 B gelten bzgl. der Preisſpannen 
ee Suttergerite. Während als Abnehmer des 
5 5 re. a letzten Abſatzſtufe lediglich die Müllerei⸗ 
d rede in Frage ommen und infolgedeſſen die Feſtlegung 

es Einkaufspreiſes der Roggen⸗ und Weizenmühlen den ge⸗ 
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ſamten Abſatz an Brotgetreide erfaßt, liegen die Dinge hin⸗ 
ſichtlich des Futtergetreides weſentlich komplizierter. Zunächſt 
einmal bedurfte es der Vorſchrift, daß Gerſte, die vom Er⸗ 
zeuger als Futtergerſte eingekauft wird, auch nur als Futter⸗ 
gerſte weiterverkauft werden und auch nach Reinigung oder 
Ausſortierung nicht als Braugerſte verwandt werden darf, 
ebenſo wie umgekehrt Braugerſte niemals als Futtergerſte 
weiterveräußert oder für Futterzwecke verarbeitet oder ſonſt 
verwandt werden darf (8 41 BD.) Die Abſatzmöglichkeiten 
für Futtergetreide ſind nun aber ſo verzweigt, daß auch unter 
dieſer Vorausſetzung eine der bei den Weizen⸗ und Roggen⸗ 
mühlen ähnliche Regelung nicht getroffen werden konnte. Nur 
ein verhältnismäßig kleiner Teil der Ware geht in der letzten 
Abſatzſtufe an die Schrotmühlen oder die Herſteller von 
Miſchfutter. Der meiſte Teil wird nach Zwiſchenſchaltung des 
Handelsapparates an den Klein⸗ oder Großverbraucher ver⸗ 
kauft. Es erſchien nicht tunlich, dieſer Verbraucherſchicht gegen⸗ 
über eine ſtarre, allgemeine Preisbindung vorzuſchreiben. 
Das führte zur Einführung eines neuen geſetzlichen Begriffs, 
des ſog. „Verteilungshändlers“. Verteilungshändler und Ver⸗ 
teilungsgenoſſenſchaften find nach $ 65 VO. diejenigen Be⸗ 
triebe, die inländiſche Futtergerſte und inländiſchen Hafer 
ausſchließlich oder überwiegend an Verbraucher verkaufen. 
Wer dieſe Feſtſtellung trifft, iſt im Geſetz nicht vorgeſehen. 
Da mit Zuſtimmung des Kreisbauernführers gem. 8 65 Abſ. 2 
gewiſſe Abweichungen von den für Verteilungshändler gel⸗ 
tenden Vorſchriften zuläſſig ſind, iſt anzunehmen, daß bei 
Zweifelsfragen die Anſicht der Organe des Reichsnährſtandes 
als maßgeblich anzuſehen iſt. Der Verteilungshändler hat 
hinſichtlich der Geſtaltung des Einkaufspreiſes eine den Mül⸗ 
lereibetrieben im Roggen⸗ und Weizenhandel ähnliche Stel» 
lung. Sofern er Hafer oder Futtergerſte von einem anderen 
als dem Erzeuger kauft — alſo vom Getreideaufkäufer oder 
Großhändler —, hat er den Erzeugerfeſtpreis zuzüglich eines 
Ausgleichsbetrages von 3 RM für die Tonne zu zahlen. Im 
Gegenſatz zu den Müllereibetrieben hat er aber die Koſten 
der Anfuhr ab Station des Erzeugers zu tragen, ſo daß der 
Ausgleichsbetrag von 8 RAM für die Tonne dem Großhändler 
oder Aufkäufer in voller Höhe zugute kommt. Dafür aber 
beſteht für ihn kein Verbot, vom Erzeuger zu kaufen. Kauft 
er vom Erzeuger, ſo braucht er nur den gewöhnlichen Feſt⸗ 
preis des betr. Preisgebietes zu zahlen. Im Verkauf iſt 
der Verteilungshändler durch das Geſetz ſelbſt zahlenmäßig 
nicht gebunden. Er darf jedoch nur einen Preis verlangen, 
der feinem Einkaufspreis zuzüglich des ortsüblichen Auf⸗ 
ſchlages entſpricht. Der Reichsnährſtand kann über die Höhe 
der ortsüblichen Aufſchläge bindende Grundſätze aufſtellen. 
Dadurch iſt eine gewiſſe Elaſtizität der Kleinverkaufspreiſe 
ſichergeſtellt. 


Es kann jedoch auch vorkommen, daß Nichtverteilungs- 
händler unmittelbar an Verbraucher verkaufen. Für dieſen 
Fall iſt vorgeſehen, daß der Verbraucher den für den Ver⸗ 
teilungshändler für den Einkauf vom Nichterzeuger vorge⸗ 
ſehenen Einkaufspreis, d. h. alſo den Feſtpreis zuzüglich 
3 Nell Ausgleichsbetrag, zu zahlen hat. Der Verteilungs⸗ 
händler kann alſo in dieſen Fällen nur konkurrenzfähig blei⸗ 
ben, wenn er ſeinerſeits vom Erzeuger einkaufen kann. Her⸗ 
ſteller von Miſchfutter oder Schrotmühlen haben beim Ein⸗ 
kauf einer Futtergetreidemenge von 5 Tonnen und darüber, 
ſofern ſie nicht vom Erzeuger kaufen, den gleichen Preis zu 
zahlen wie der Verteilungshändler. Bei einem Kleinverkauf 
unter 5 Tonnen iſt der ortsübliche Aufſchlag auf den Ein⸗ 
kaufspreis zu nehmen. Wie ſich dieſe Vorſchriften in der 
Praxis bewähren, wird ſich erſt noch zeigen müſſen. Für den 
Großhandel ergeben ſich beſondere Schwierigkeiten, wenn 
Sammelladungen aus mehreren Partien zuſammengeſtellt 
werden und über Lager gehen. Ferner ergeben ſich Lücken 
im Fall der Verarbeitung verſchiedener Lagerpartien durch 
Reinigung oder Ausſortierung. Überhaupt iſt die Feſtſtellung 
der Qualität für das ganze Feſtpreisſyſtem von entſcheidender 
Bedeutung. Mehr denn je wird der Kauf „nach Muſter“ in 
den Vordergrund treten. Grundſätzlich gelten die Feſtpreiſe 
für Durchſchnittsqualität. Was unter durchſchnittlicher Be⸗ 
ſchaffenheit zu verſtehen iſt, richtet ſich nach den Feſtſetzungen 
der amtlichen Großmärkte und Märkte. Deren Feſtſetzungen 
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bedürfen der Genehmigung der oberſten Landesbehörden und 
können von dieſen durch eine Anordnung erſetzt werden. Bis 
zum Vorliegen derartiger Feſtſetzungen richtet ſich die durch⸗ 
ſchnittliche Beſchaffenheit nach dem, was an dem der Er⸗ 
zeugerſtation nächſtgelegenen Markt verkehrsüblich iſt, oder 
nach „allgemeinen Erfahrungen“. Der Spielraum iſt alfo 
vorerſt reichlich groß, und es wäre zu wünſchen, daß die 
nun ſchon lange vorbereitete Normung nach Güteklaſſen bald 
durchgeführt würde. Abweichungen von der durchſchnittlichen 
Beſchaffenheit können im Preis durch Zu⸗ oder Abſchläge 
ausgedrückt werden. Doch müſſen darüber beſondere Be⸗ 
ſcheinigungen nach Formblättern ausgeſtellt werden, die von 
beiden Parteien zu unterzeichnen und aufzubewahren ſind. 
Kommt eine Verſtändigung über die Höhe des Mehr- oder 
Minderwerts nicht zuftande, fo iſt die ſchriftliche Entſcheidung 
eines von dem Reichsnährſtand beſtellten Schiedsmannes 
herbeizuführen. Zeigt ſich ein Mehr⸗ oder Minderwert erſt 
nach Kaufabſchluß, ſo kann neben dem Schiedsgericht des 
Reichsnährſtandes auch das ordentliche Gericht angerufen 
werden. Die Vorſchriften über die Wandelung und Minde⸗ 
rung bleiben im übrigen unberührt. 

Die Vorſchriften über die Vermahlung von Weizen, den 
Ausmahlungsſatz für Roggenmehl, die Buchführungsvorſchrif⸗ 
ten ſowie die Überwachungs- und Strafvorſchriften brauchen 
in dieſem Zuſammenhang nur geſtreift zu werden. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß derartig einſchneidende Wirtſchaftsmaß⸗ 
nahmen in der praktiſchen Durchführung einer eingehenden 
Kontrolle bedürfen, und daß ihre Befolgung durch ſtrenge 
Strafdrohungen geſichert werden muß. In beſchränktem Um⸗ 
fange iſt der Reichsſtelle für Getreide die Befugnis zum 
Erlaß von Ordnungsſtrafen erteilt. Grundſätzlich bleibt die 
Strafgewalt jedoch den ordentlichen Gerichten überlaſſen. Eine 
begrüßenswerte Milderung in der Strafdrohung gegenüber 
der vorjährigen Getreidepreis VO. liegt darin, daß grundſätz⸗ 
lich die Alternative beſteht zwiſchen Gefängnis⸗ oder Geld⸗ 
ſtrafe, ſo daß leichtere Vergehen mit einer entſprechenden 
Geldſtrafe gefühnt werden können. In beſonders ſchweren 
Fällen iſt die Strafe Zuchthaus und unbeſchränkte Geldſtrafe. 
Daneben Polizeiaufſicht und Verluſt der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte. 

Alle dieſe Vorſchriften haben jedoch lediglich übergangs⸗ 
charakter und dienen nur zur Überbrückung des Zwiſchenzu⸗ 
ſtandes bis zur endgültigen Neugeſtaltung der deutſchen Ge⸗ 
treidewirtſchaft im Rahmen der Grundzüge des erſten Ab⸗ 
ſchnitts der neuen VO. v. 14. Juli 1934. Ohne dieſe über⸗ 
gangsregelung, insbeſ. die für das gegenwärtige Erntejahr 
eingeführte Getreideablieferungspflicht, wäre andererſeits die 
geplante Neuregelung gar nicht denkbar. Die Entwicklung der 
Getreidegeſetzgebung iſt ein Muſterbeiſpiel für die allmähliche 
Überführung der freien Wirtſchaft in die planmäßige Ge⸗ 
bundenheit eines zentraliſierten Wirtſchaftsapparates. Der 
Kerngedanke der neuen Regelung iſt der Zuſammenſchluß der 
geſamten, an der Erzeugung, Verteilung und Verarbeitung 
von Getreide (Roggen, Weizen, Gerſte, Hafer) beteiligten 
Wirtſchaftsbetriebe zu rechtsfähigen Getreidewirtſchaftsver⸗ 
bänden. Dieſe Getreidewirtſchaftsverbände werden unter⸗ 
einander zur Hauptvereinigung der Deutſchen Getreidewirt⸗ 
ſchaft (Hauptvereinigung) zuſammengeſchloſſen. Insgeſamt 
ſind 19 Getreidewirtſchaftsverbände vorgeſehen, deren Gebiete 
mit denen der Landesbauernſchaften übereinſtimmen. Die 
oben erwähnte Wirtſchaftliche Vereinigung der Roggen- und 
Weizenmühlen wird unbeſchadet der für ſie geltenden Vor⸗ 
ſchriften der Hauptvereinigung angeſchloſſen. Der Aufbau der 
Geſamtorganiſation iſt trotz der breiten Grundbaſis ſtraff 
zentraliſiert und die einheitliche Führung durch ein Syſtem 
von Abhängigkeiten geſichert. Während die VO. über den 
Zuſammenſchluß der Roggen» und Weizenmühlen v. 5. Nov. 
1933 die Errichtung der Satzung dem Verwaltungsrat über⸗ 
ließ, ſind nunmehr die Satzungen der Hauptvereinigung ſo⸗ 
wohl wie der einzelnen Wirtſchaftsverbände Beſtandteile der 
VO. und dieſer als Anlage beigefügt. 

An der Spitze der Hauptvereinigung ſteht der 
vom Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft im 
Einvernehmen mit dem Reichsbauernführer auf die Dauer 
von zwei Jahren zu berufende Vorſitzende und deſſen Stell⸗ 
vertreter. Eine vorherige Abberufung iſt zuläſſig. Dem Vor⸗ 


ſitzenden ſteht ein Verwaltungsrat zur Seite. Dieſer beſteht 
aus 18 Mitgliedern, und zwar je einem Vertreter der der 
Hauptvereinigung angehörigen Zuſammenſchlüſſe, einem Ver⸗ 
treter der Reichsſtelle für Getreide, je drei Vertretern der 
Getreideerzeuger, der Müller und der Bäcker, je einem Ver⸗ 
treter der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, des Getreide⸗ 
handels und des Mehlhandels ſowie drei weiteren Mitglie- 
dern. Sämtliche Mitglieder werden vom Reichsminiſter für 
Ernährung und Landwirtſchaft im Einvernehmen mit dem 
Reichsbauernführer berufen. Grundſätzlich hat der Verwal⸗ 
tungsrat nur beratende Funktion, doch kann er gegen ge⸗ 
wiſſe Anordnungen des Vorſitzenden Einſpruch einlegen, über 
den der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
endgültig entſcheidet. Aufgabe der Hauptvereinigung iſt es, 
die Tätigkeit der Getreidewirtſchaftsverbände und der ſonſti⸗ 
gen ihr angeſchloſſenen Verbände einheitlich „nach den Not⸗ 
wendigkeiten der Geſamtwirtſchaft und des Gemeinwohls“ zu 
lenken und die deutſche Getreide- und Brotverſorgung ſicher⸗ 
zuſtellen. Zur Erfüllung dieſer Aufgabe kann der Vorſitzende 
Weiſungen, Richtlinien und Grundſätze erlaſſen, die für die 
Mitglieder, d. h. die Getreidewirtſchaftsverbände und die 
Wirtſchaftliche Vereinigung der Weizen- und Roggenmühlen, 
maßgebend ſind. Er kann auch Anordnungen und Maß⸗ 
nahmen der unteren Verbände aufheben oder ihre Musfüh- 
rung unterſagen. 

Die Organiſation der Wirtſchaftsverbände iſt ähnlich ge⸗ 
ſtaltet. Neben den Vorſitzenden und den Verwaltungsrat tritt 
allerdings noch die Vertreterverſammlung, die jährlich minde⸗ 
ſtens einmal zu berufen iſt und über die Jahresrechnung und 
den Haushaltsvoranſchlag Beſchluß zu faſſen hat. Der Vor⸗ 
ſitzende ſowohl wie ſämtliche Mitglieder des Verwaltungsrats 
und der Vertreterverſammlung werden aus den Kreiſen der 
zuſammengeſchloſſenen Betriebe vom Vorſitzenden der Haupt⸗ 
vereinigung im Einvernehmen mit dem Landesbauernführer 
berufen. Die Durchführung der Aufgaben des Wirtſchafts⸗ 
verbandes liegt grundſätzlich — im Rahmen der Weiſungen 
der Hauptvereinigung — in der Hand des Vorſitzenden. Bei 
der Erledigung beſonderer Aufgaben kann der Vorſitzende — 
wiederum im Rahmen der Richtlinien der Hauptvereinigung — 
zu ſeiner Beratung Sonderausſchüſſe bilden, die im Einver⸗ 
nehmen mit dem Landesbauernführer perſonell zu beſetzen 
ſind. Auch können Getreidewirtſchaftsſtellen errichtet werden 
mit der Aufgabe, die Mitgliedsbetriebe zu überwachen und 
die Marktverhältniſſe zu beobachten. 

Sachlich umfaßt die Tätigkeit der Getreidewirtſchafts⸗ 
verbände die geſamte Organiſation der Getreidebewegung von 
der Erzeugung bis zum Verbrauch. Der Getreidewirtſchafts⸗ 
verband ſelbſt darf freilich wirtſchaftliche Unternehmungen 
weder betreiben noch ſich an ſolchen beteiligen. In § 1 der 
Satzung ſind die Verbandsaufgaben wie folgt umſchrieben: 

„Der Getreidewirtſchaftsverband hat die Aufgabe, 
unter Wahrung der Belange der Geſamtwirtſchaft und des 

Gemeinwohls ſowie der beteiligten Wirtſchaftsſtufen den 

Abſatz und die Verwertung von Getreide (Roggen, Weizen, 

Gerſte, Hafer) und Erzeugniſſen hieraus und von Brot, 

ſowie die Preiſe und Preisſpannen für Erzeugniſſe aus 

Getreide und für Brot ſo zu regeln, daß die Verſor⸗ 

gung der Verbraucher ſichergeſtellt iſt.“ 
Welche Machtmittel zur Erfüllung dieſer Aufgaben dem Vor⸗ 
ſitzenden an die Hand gegeben ſind, zeigt die Zuſammen⸗ 
ſtellung in 8 8 Abſ. 2 der Satzung. Hiernach kann der Vor⸗ 
ſitzende, wenn es aus wirtſchaftlichen Gründen und zur Er⸗ 
reichung der Aufgaben des Getreidewirtſchaftsverbandes unter 
Würdigung der Belange der Geſamtwirtſchaft und des Ge⸗ 
meinwohls geboten erſcheint, nach Anhörung des Verwal⸗ 
tungsrats insbeſ. 

1. die von den Mitgliedern der Erzeugergruppe abzuliefern⸗ 
den Getreidemengen nach Maßgabe der von der Haupt⸗ 
vereinigung erlaſſenen Kontingentierungsordnung feſt⸗ 
ſetzen, 

2. Beſtimmungen über den Erwerb und den Abſatz von 
Getreide, Erzeugniſſen hieraus und Brot treffen, 

3. anordnen, wohin die Mitglieder Getreide, Erzeugniſſe 
hieraus und Brot zu liefern haben, und von welchen 
Mitgliedern ſie abzunehmen ſind, 
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4. Lieferungs⸗ und Zahlungsbedingungen für Lieferungen 
von Getreide, Erzeugniſſen hieraus und Brot feſtſetzen, 
5. Erwerbs⸗, Abſatz⸗ und Mindeſtumſatzmengen für die 
Mitglieder feſtſetzen, ſowie volkswirtſchaftlich unnötige 

Betriebe vorübergehend oder dauernd ſtillegen, 

6. anordnen, daß die Erweiterung des Geſchäftsbetriebes 
von Mitgliedern für beſtimmte Zeit unterbleibt oder 
von ſeiner Genehmigung abhängig iſt, 

die Mitglieder zur Leiſtung von Ausgleichsabgaben ver⸗ 
pflichten, 

wirtſchaftlich angemeſſene, der allgemeinen Wirtſchafts⸗ 
lage und der Kaufkraft der Bevölkerung entſprechende 
Preiſe und Preisſpannen feſtſetzen, 

von den Mitgliedern nach Maßgabe ihrer Umſätze Bei- 
träge erheben, 

10. Ordnungsſtrafen feſtſetzen. 


Ex 


2 


— 


Durch die Übertragung dieſer Befugniſſe auf den Vorſitzenden 
des Wirtſchaftsverbandes iſt trotz des ſtreng zentraliſtiſchen 
Aufbaues der Geſamtorganiſation die Möglichkeit gegeben, die 
neue Marktregelung elaſtiſch zu geſtalten und den beſonderen 
Gegebenheiten der einzelnen Wirtſchaftsgebiete anzupaſſen. 
Die Schlagkräftigkeit des neu geſchaffenen Juſtruments wird 
im weſentlichen von der Auswahl der leitenden Perſönlich⸗ 
keiten abhängen, die dafür zu ſorgen haben werden, daß die 
Organiſation ſtets Mittel zum Zweck bleibt und die Be⸗ 
wegungsfreiheit der einzelnen Wirtſchaftsglieder nicht unter 
organiſatoriſchen Maßnahmen erſtickt. Wird dieſe Gefahr im 
Auge behalten, ſo darf man ſicher ſein, daß mit dem Erlaß 
dieſes grundlegenden Geſetzeswerks ein Fundament geſchaffen 
iſt, deſſen geſchloſſene Folgerichtigkeit für die deutſche Ge⸗ 
treidewirtſchaft auf Jahre hinaus weg- und zukunftweiſend 
ſein wird zum Segen unſerer geſamten deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaft. 


Das Keichsjagoͤgeſetz vom 3. Juli 1034 (NGGl. I, 549) 


Von Geheimen Juſtizrat Stelling, Oberſtaatsanwalt i. R., Hannover 


Der ſeit langer Zeit geäußerte Wunſch der deutſchen 
Jagerwelt und der ſonſtigen Jagdberechtigten und Jagdinter⸗ 
eſſenten, ein einheitliches, das ganze Deutſche Reich um⸗ 
faſſendes Jagdrecht zu beſitzen, iſt durch Erlaß des RJagdG. 
int neuen nationalſozialiſtiſchen Staat erfüllt worden, mit dem 
ausgeſprochenen Zwecke, die Liebe zur Natur und ihren Ge⸗ 
ſchöpfen zu vertiefen, insbeſ. mit einem angemeſſenen Wild⸗ 
ſtande auch die weidmänniſche Ausübung der Jagd zu pflegen. 
Treuhänder der deutſchen Jagd iſt jetzt der Reichsjägermeiſter, 
Belper (8 63) einzelne ihm nach dieſem Geſetz zuftehenden 
b eſugniſſe auf die nachgeordneten Jagdbehörden zu über⸗ 
“ragen berechtigt iſt. Bisher wurden die zuſtändigen Miniſter 
ermächtigt, bloße AusfVoO. zu erlaſſen, welche eine Ergän⸗ 
zung des Geſetzes nicht geftatteten. Jetzt iſt jedoch der Reichs⸗ 
1 ermächtigt (8 70), nicht bloß zur Durchführung, 
‚ordern auch 
Forſchriften im Einvernehmen mit den im Geſetz genannten 

eichsminiſtern zu erlaſſen. Alsdann bilden ſie einen Teil des 


Jogdch felbft und find daher als öffentlich Jagdrechtliche 
5 28 für alle Jäger und Jagdberechtigten bindend. Da 


iſt, meJagdch. in mannigfacher Hinſicht nur ein Rahmengeſetz 
nannten Inſt 5 5 
Geſe inen anzen ergehen. Abgeſehen hiervon iſt das neue 


1 überſichtlich geordnet und eine Überſicht des Stoffes 


Angabe de 


Neichsfagdrehn bildet für alle deutſche Länder das neue 
Jagd betreff t die alleinige Rechtsquelle, inſofern alle die 
(8 71), einf Tan deutſchen Landesgeſetze aufgehoben werden 
ſoweit ſolche wehlih aller Pol VO. jagdpolizeilichen Inhalts, 
tenden Jagdalterhaupt noch in den Ländern neben den gel- 
noch deut sſetzen zuläſſig waren. Inſofern gibt es nur 
Pflichten. Jäger mit gleichen Rechten, aber auch gleichen 
Wichtig if, d g g 
jagdbaren X; daß der Kreis der bisher landesrechtlich 
Jagdberechtigun tere erweitert iſt. Jagdbar, alſo nur der 
baren Schalenwalp unterworfen, find (8 1) neben dem jagd⸗ 
Kaninchen (wie in und Raubtieren namentlich: Die wilden 
Wiſent⸗, Sika⸗ (Hirſchreußen, 1 Sagb®. v. 18. Jan. 1934) 
Alpenhaſen, Steinirſchgattung), Stein⸗ (Steinbock), Ganswild, 
wild); ferner: Ra (neben Edelmarder) und Iltis (Haar⸗ 
wild „alle Tag⸗ Meer (Kreuzung zwiſchen Auer⸗ und Birk⸗ 
Weitere Tiere für ja uchtraubvögel, Steinhühner (Federwild). 
überlaſſen (8 2 Abf. r zu erklären ift der Ergänzungs VO. 
daß 8 für ſich - Der alte deutſchrechtliche Grundſatz, 
daß an und für ſich das materielle, objektive oder urſprüng⸗ 


liche Jagdrecht!) als ein Recht an der Scholle und mit dem 
Eigentum (Grundbucheigentum, §8 872, 873, 925 BGB.) am 
Grund und Boden mit dem dazugehörigen Luftraum (8 905 
BGB.) untrennbar verbunden erſcheint, iſt in 8 3 mit dem 
Zuſatze ausgeſprochen, daß dies Jagdrecht als ein ſelbſtändiges 
dingliches Recht auf fremden Grundſtücken nicht begründet 
werden kann: weder durch Erſitzung, Eintragung in das 
Grundbuch noch durch Beſtellung einer Grundgerechtigkeit 
oder einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit uſw. Eben⸗ 
ſowenig iſt ein Verzicht auf das materielle Jagdrecht mög⸗ 
lich. Denn ſolange das Grundeigentum beſteht, beſteht auch 
das Jagdrecht und iſt nur mit jenem übertragbar 2). Dagegen 
iſt ein Verzicht auf das Grundeigentum vor dem GBA. 
und deſſen Eintragung in das Grundbuch rechtswirkſam 
(8 928 BGB.). Alsdann erliſcht auch das Jagdrecht, weil 
das Grundſtück herrenlos wird, bis der Fiskus es erwirbt 2a). 
Das RJagdG. enthält nunmehr mit den Ergänzungs O. die 
jagdpolizeiliche poſitive öffentliche Ordnung 
und iſt, da es Strafbeſtimmungen ($ 60) enthält, zugleich 
ein Strafgeſetzs) für das geſamte deutſche Reichsgebiet. Klar 
und ſcharf geſchieden von dieſem Jagdrecht iſt das Jag d⸗ 
ausübungsrecht (z. B. 88 12, 13 Abſ. 3, 14 Abſ. 1, 30, 
33 uſw. „der Jagdausübungsberechtigte“), welches (88 5 
Abſ. 2, 8) immer nur ein und derſelben Perſon (Eigen⸗ 
jagdbeſitzer, Perſonenmehrheit, Miteigentümer, Nutznießer), 
dagegen bei gemeinſchaftlichen Jagdbezirken (88 9, 10) der 
rechtsfähigen und öffentlich⸗rechtlichen Korporation der Jagd⸗ 
genoſſenſchaft zuſteht, während das materielle Jagdrecht den 
kleinen Grundeigentüntern (Jagdgenoſſen) kraft Geſetzes ver⸗ 
bleibt. Scharf und richtig iſt die Unteilbarkeit dieſes Jagd⸗ 
ausübungsrechts«) ausgeſprochen, inſofern es nur in feinen 
Geſamtheit und nicht in Teilen, d. h. nach einzelnen Wild⸗ 
arten, an Dritte verpachtet werden kann ($ 12), wobei nur 
ein vertragsmäßiger Vorbehalt eines Teiles der Jagdnutzung 
durch den Verpächter zugelaſſen iſt. Ferner iſt zwar (8 14 
Abſ. 2) die vorübergehende Überlaſſung der Jagdausübung 
gegen Entgelt nicht verboten. Allein mit Recht wird dieſe ſog. 
Abſchußverpachtung, z. B. eines Bockes, Hirſches uſw., in 


1) Denkſchr. z. Entw. z. SICB. 1919, 343, 344; 1927, 187; 
mein Buch: „Die Hannov. Jagdgeſetze“ (3. Aufl. 1930) S. 79 ff. 
mit Entſch. (im folgenden als „mein Buch“ aufgeführt); R.: 22. 
1928, 191. 

2) Mein Buch S. 75—77ff. 

2a) RG. 82, 74; Prog. 89, 120; 91, 151. Aber der immer⸗ 
hin noch vorhandene Wildſtand ſteht unter dem Schutz des Straf⸗ 
geſetzes, daher Jagdvergehen des Jägers (8 292 StGB.); mein Buch 
S. 660, 661. 

3) RGSt. 26, 266. 

4) Mein Buch S. 83 ff. 


2210 
Hinblick auf die immerhin mögliche Gefährdung des Wild⸗ 
ſtandes im Wege der Ergänzungs O. geregelt werden. 


Grundſätzlich iſt (§ 8) für das eigene Jagdausübungs⸗ 
recht auf Eigenjagdbezirken eine Mindeſtgröße von 
75 ha im Zuſammenhange mit der Eigenſchaft einer land⸗, 
forſt⸗ oder fiſchereiwirtſchaftlichen Nutzbarkeit feſtgeſetzt, jo daß 
auch Talſperren und ſonſtige Gewäſſer: wie Waſſerläufe, 
Seen und Reichswaſſerſtraßen, hierher gehören. Auf den letz⸗ 
teren ſind jedoch beim Übergang des Privateigentums daran 
auf das Reich (Art. 97, 171 RVerf. und RGeſ. v. 29. Juli 
1921 [RG Bl. 960, 970 mit Verzeichnis der Reichswaſſer⸗ 
ſtraßen]) den einzelnen Ländern die Jagdberechtigungen 
verblieben, welche, obwohl den Ländern das Grundeigentum 
fehlt, in dem Reichsrecht ihre ſelbſtändige Quelle haben ia). 
Auch hier iſt der Unterſchied zwiſchen dem materiellen Jagd⸗ 
recht und dem Jagdausübungsrecht ſcharf zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, deſſen nähere Regelung der Ergänzungs O. überlaſſen 
iſt (§ 68). Die Vorſchrift über die Mindeſtgröße von 75 ha 
für Eigenjagdbezirke iſt öffentlich- rechtlicher Natur und 
das bedeutet, daß die Mindeſtgröße in denjenigen Ländern, 
in welchen die Jagdgeſetze einen anderen Größenmaßſtab, z. B. 
Morgen, zugrunde legen, nicht dadurch in Frage geſtellt wer⸗ 
den darf, daß die geſetzlichen 75 ha in Morgen umgerechnet 
werden und in dem Fall, wo, wie in der Provinz Hannover 
für den Einzeljagdbezirk 300 hannov. Morgen (§ 2 Hann⸗ 
JagdO.) = 78, 63 ha verlangt wurden, der geſetzliche Be⸗ 
ſtand eines Eigenjagdbezirks nicht deshalb verneint werden 
darf, weil das Grundeigentum im Zuſammenhange nur 
289 hannov. Morgen umfaßt. Denn dieſe entſprechen dem 
geſetzlichen Erfordernis von 75 has), und dieſe Mindeſtgröße 
tft unabänderlich 6). Das gilt auch für Erbhöfe (RGeſ. vom 
29. Sept. 1933 [RG Bl. I, 685). Die Neubildung von 
Eigenjagdbezirken regelt das RJagdG. nicht; fie entſtehen 
daher kraft Geſetzes, ſobald die geſetzlichen Vorausſetzungen 
(8 8) gegeben find und ſich ein einheitliches zuſammen⸗ 
hängendes Grundbucheigentum von mindeſtens 75 ha in einer 
Hand vereinigt. Nur kann ($ 8 Abſ. 2) die Mindeſtgröße der 
Eigenjagdbezirke für beſtimmte Gebiete bis auf 150 ha, für 
das Gebirge und ſein Vorland bis auf 500 ha, wobei Erbhöfe 
bei ſonſtiger Größe eines Eigenjagdbezirks ausgenommen 
werden können, erhöht werden. Wie es ſcheint, ſollen damit 
nicht bereits beſtehende, ſondern erſt künftig zu bil⸗ 
dende Eigenjagdbezirke getroffen werden. Einen Verzicht des 
Grundeigentümers auf die Eigenſchaft ſeines beſtehenden oder 
neu zu bildenden Eigenjagdbezirks kennt das RIagdG. nicht, 
da der Reichsgeſetzgeber mit Recht von der Auffaſſung aus⸗ 
geht, daß Eigenjagdbezirke, welche als öffentlich⸗jagdrechtliche 
Ganze kraft Geſetzes ent⸗ und beſtehen und einen grund⸗ 
legenden Teil der öffentlichen reichsrechtlichen Jagdordnung 
bilden, als ſolche nicht der Willkür ihrer Grundeigentümer 
unterworfen werden können). Dagegen kann der Eigenjagd⸗ 
beſitzer auf die Ausübung ſeines Jagdausübungsrechts 
zugunſten eines angrenzenden Jagdberechtigten vertragsmäßig 
verzichten (S 137 Satz 2 BGB.), jo daß der Beſtand des 
Eigenjagdbezirks unberührt bleibt. Das RJagdG. hat ferner 
einen ſehr praktiſchen Grundſatz der öffentlich⸗rechtlichen Ab⸗ 
rundung der Jagdbezirke geſchaffen (8 6), um deren Ge⸗ 
ſtaltung mit den Erforderniſſen der Jagdpflege in Einklang 
zu bringen. Das Mittel dazu, einzelne Grundflächen not⸗ 
falls von einem Jagdbezirk abzutrennen oder einem ſolchen 
anzugliedern oder Flächen aneinander grenzender Jagdbezirke 
auszutauſchen, wird dazu beitragen, die ſog. Bindfaden⸗ 
oder Handtuch-Eigenjagdbezirke zu beſeitigen, welche 
vielfach dadurch gebildet wurden, daß der Eigentümer ſeinen 
getrennt liegenden Grundbeſitz von 50 und 30 ha durch den 
Erwerb eines, nur wenige Meter breiten und 1000 Meter 


4) Siehe näheres mein Buch S. 82 ff., 125— 127. 
5) Mein Buch S. 132. 
6) Mein Buch S. 114; PrO VG. 78, 370. 


7) Mein Buch S. 137, 138. Damit ſteht nicht in Widerſpruch, 
wenn der Grundeigentümer ſeinen Grundbeſitz aufteilt. An dieſe zu⸗ 
läſſigen Verkaufsgeſchäfte (8 903 BGB.) knüpft ſich kraft Geſetzes die 
öffentlich⸗jagdrechtliche Folge des Unterganges des Eigenjagdbezirks. 
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langen Landſtreifens miteinander verband). In gleicher Weile 
werden die ſog. Jagdenklaven, die das Geſetz als ſolche 
nicht erwähnt, ihre zweckentſprechende öffentlich⸗jagdrechtliche 
Behandlung und Stellung erhalten (Angliederung, $ 5). 

Der in den meiſten deutſchen Jagd. der Länder ſich 
findende Grundſatz, daß natürliche und künſtliche (Kanäle) 
Waſſerläufe, Wege, Triften leinſchließlich der ſog. Koppel⸗ 
oder Intereſſentenwege) und Eiſenbahnkörper ſowie ähnliche 
Grundflächen (Deiche), wenn ſie nach Umfang und Geſtalt für 
ſich allein eine ordnungsmäßige Jagdausübung nicht ge⸗ 
ſtatten, keinen Jagdbezirk bilden, aber auch den Zuſammen⸗ 
hang eines ſolchen nicht trennen und umgekehrt den Zu⸗ 
ſammenhang zur Bildung eines Jagdbezirks zwiſchen ge⸗ 
trennt liegenden Grundſtücken eines Grundeigentümers nicht 
herzuſtellen vermögen, iſt in §S 6 in knapper Form zum Aus⸗ 
druck gelangt. Bei den Waſſerläufen (Flüſſe, Bäche, Ströme, 
Reichswaſſerſtraßen) und ähnlichen Grundflächen (Teiche, 
Seen) iſt ein Unterſchied nicht gemacht; nur hat der Jagdaus⸗ 
übungsberechtigte beim Betreten der Eiſenbahnkörper und 
Schienenwege die Vorſchriften des 8 77 Eiſ BBetrO. vom 
17. Juli 1928 (RGBl. II, 541, 580), Art. 91 RVerf. für die 
Reichsbahn zu beachten. 

Die gemeinſchaftlichen Jagdbezirke werden (8 9) 
aus den Grundflächen einer Gemeinde oder abgeſonderten Ge⸗ 
markung gebildet und müſſen im Zuſammenhange mindeſtens 
150 ha umfaſſen, eine land⸗ oder forſt⸗ oder fiſchereiwirt⸗ 
ſchaftlich benutzbare Fläche wird daher nicht erfordert. Dabei 
ſind Anderungen für beſtimmte Gebiete ſowohl in Anſehung 
der Mindeſtgröße als auch der Herabſetzung auf 75 ha, auch 
über die Behandlung der Fiſchereiflächen ergänzende Beſtim⸗ 
mungen vorgeſehen. Dabei ſind von großer öffentlich⸗jagd⸗ 
rechtlicher Bedeutung die ſog. Aus- oder Eingemein⸗ 
dungen, ſei es ganzer Gemeinden, ſei es Teile ſolcher. 
Dieſe kommunalpolitiſchen Eingliederungen haben auch gleich⸗ 
zeitig öffentlich⸗jagdrechtliche Wirkungen in Anſehung der 
Verringerung oder Vergrößerung der beteiligten gemein⸗ 
ſchaftlichen Gemeindejagdbezirke (RGSt. 37, 48; JW. 1933, 
19120). Für ſolche Fälle ſind für die beteiligten Jagd⸗ 
pächter beſondere Schutzbeſtimmungen ($ 17) namentlich da⸗ 
hin getroffen, wenn der Pachtjagdbezirk nur mehr als 
ein Fünftel größer oder kleiner geworden iſt (Kündigungs⸗ 
recht). Jagdvorſteher der rechtsfähigen Jagdgenoſſenſchaft des 
öffentlichen Rechts iſt der Vorſteher der Gemeinde ($ 10), 
Jagdgenoſſe der beteiligte Grundeigentümer innerhalb des 
gemeinſchaftlichen Gemeindejagdbezirks. Sein Anteilrecht an 
den Jagderträgen nach Verhältnis der Größe ſeines Grund⸗ 
ſtücks iſt Zubehör desſelben, beim Bauern Zubehör des Erb⸗ 
hofs s). Die nach manchen deutſchen JagdG. zweifelhafte 
Frage, ob ein Jagdgenoſſe, auf deſſen Grundſtück die Jagd 
ruht oder nicht ausgeübt werden darf (88 7, 36, 60 Nr. 9 
Jagd.; 88 367 Nr. 8, 368 Nr. 7 StGB.), an der Ver⸗ 
teilung des Jagderlöſes teilnimmt, iſt mit Recht verneint 
(§ 11 Abſ. 4). Sehr vereinfacht iſt die Behandlung der Be⸗ 
teiligung Dritter an der Jagdausübung inſofern, als die Vor⸗ 
ſchriften über Verpachtung, Erteilung von Erlaubnisſcheinen 
an Alleinjäger uſw. gemeinſam für Eigenjagdbezirke und ge⸗ 
meinſchaftliche Jagdbezirke getroffen find (8$ 12—21). Teil⸗ 
bezirke können nur verpachtet werden, wenn jeder Teil den 
Erforderniſſen eines entſprechenden Jagdbezirks (SS 8, 9) 
entſpricht. Grundſätzlich iſt die Schriftlichkeit (§ 126 BGB.) 
ſowie die Genehmigung des Kreisjägermeiſters in der Pacht⸗ 
urkunde vorgeſchrieben, ferner für Niederwildjagden min⸗ 
deſtens die Dauer von neun Jahren, für Hochwildjagden von 
zwölf Jahren. Daneben können bindende Muſter für Pacht⸗ 
verträge aufgeſtellt werden. Für den Pächter iſt die Inhaber⸗ 
ſchaft eines Jahresjagdſcheins eines deutſchen Landes (gültig 
bis 31. März 1935, § 66 Abſ. 2) ſowie die Mitgliedſchaft der 
deutſchen Jägerſchaft, einer Korporation des öffentlichen Rechts 


8) Solche Eigenjagdbezirke konnten vielfach nicht verboten wer⸗ 
den, oft auch ſchon deshalb nicht, weil für die Verbindungsfläche die 
Eigenſchaft einer land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Nutzbarkeit nicht er⸗ 
fordert wurde; mein Buch S. 134, 135, 145, 146. 

9) 87 RErbhofG G. v. 29. Sept. 1933 (RGBl. 685); § 2 Nr. 2 
der 2. DurchfVO. dazu v. 19. Dez. 1933. 
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(8 66) oder die in Ausſicht ſtehende Aufnahme zwingend vor⸗ 
geſchrieben. Die Anzahl der Mitpächter kann im Verordnungs⸗ 
wege beſchränkt werden. Die Aufnahme eines Mitpächters iſt 
Weiterverpachtung (§ 13 Abſ. 2 Satz 2), Unter- (After-) Ver⸗ 
pachtung nur mit Zuſtimmung des Kreisjägermeiſters und, 
wenn ſie im Pachtvertrage vorgeſehen iſt (§ 13 Abſ. 3); dar⸗ 
unter fällt auch die ſchriftliche Erteilung einer Jagderlaubnis 
gegen Entgelt an einen Dritten ($ 14). Der Jagdgaſt muß 
vom Jagdberechtigten auf der Jagd begleitet fein oder beim 
Alleinjagen in fremden Jagdbezirken den ſchriftlichen Erlaub⸗ 
nisſchein des Jagdberechtigten bei ſich führen (§ 14 Abſ. 4), 
widrigenfalls Beſtrafung eintritt ($ 60 Abſ. 2 Nr. 1). Mit 
Recht iſt von der Feſtſetzung einer beſtimmten Anzahl der 
auszuſtellenden Jagderlaubnisſcheine im Geſetz Abſtand ge⸗ 
nommen, vielmehr dem Kreisjägermeiſter im Einzelfall aus 
Gründen der Jagdpflege und der öffentlichen Sicherheit die 
Beſchränkung oder das gänzliche Verbot der Ausſtellung 
ſolcher Scheine oder der ſonſtigen unentgeltlichen Beteiligung 
anderer (Jagdgäſte) übertragen (§ 14 Abſ. 3). Selbſtverſtänd⸗ 
lich muß der Erlaubnisjäger den erhaltenen Jagderlaubnis⸗ 
ſchein dem Kontrollberechtigten (88 39, 40) auf der Jagd vor⸗ 
zeigen; ſeine Weigerung der Vorzeigung wird (wie beim Jagd⸗ 
ſchein 8 60 Abſ. 2 Nr. 3) noch ergänzend unter Strafe ge⸗ 
ſtellt werden. Die Nichtigkeit der Jagdverträge wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen die jagdpolizeilichen Zwangsvorſchriften (8 134 
GB. 10)), namentlich gegen 88 12—14 und die auf Grund 
derſelben erlaſſenen Ergänzungsvorſchriften iſt im § 15 noch 
ausdrücklich ausgeſprochen. Wenn aber dem Kreisjägermeiſter 
das Recht (Abſ. 2) erteilt wird, für die Dauer eines über die 
Frage der Nichtigkeit eingeleiteten Rechtsſtreits die Aus⸗ 
übung der Jagd zu unterſagen uſw., ſo ſind, da Sondervor⸗ 
ſchriften im Geſetz nicht enthalten find, die ordentlichen Ge⸗ 
richte (8 13 GVG.) für zuſtändig erklärt. Es entſpricht nur 
dem allgemeinen Volksbewußtſein und Rechtsempfinden, wenn 
5.16) der Grundſatz der 88 571 ff. BG B.: Kauf bricht nicht 
ae oder Pacht beim Wechſel des Grundeigentums eines 
Eigen⸗ oder gemeinſchaftlichen Jagdbezirks Anerkennung ge⸗ 
den hat, wie ſolches ſchon in einigen Ländern geſchehen 
.). Bei Veränderungen der Jagdbezirke ermäßigt oder 
erhöht ſich der Pachtzins entſprechend; dagegen iſt dem Jagd⸗ 
er ein Kündigungsrecht (8 17 mit 8 595 BGB.) ge⸗ 
ren. wenn der Jagdbezirk um mehr als ein Fünftel größer 
Fine kleiner geworden iſt. Sinkt dagegen die verpachtete Jagd⸗ 
5 en infolge der Verkleinerung unter die geſetzlich Größe 
or ſo erliſcht der Jagdpachtvertrag kraft Geſetzes, weil ein 


patbatener Jagdbezirk kein geeigneter Gegenstand der Ver⸗ 


des gg fein kann 12). Endlich ſind für den Fall des Todes 
trages 1 päcters, über das Erlöſchen des Jagdpachtver⸗ 
ſowie galt Geſezes (mit der Haftpflicht des Jagdpächters) 
Nechtsſt 5 die Verkündigung des Pachtvertrages und die 
reichende lung der Mitpächter hierbei kurze, aber völlig aus⸗ 
Namentli und durchaus angemeſſene Vorſchriſten getroffen. 
weiteres ich. iſt es begrüßenswert, daß der Jagdpächter ohne 
chen Jai ‚einer Rechte entſetzt wird, wenn er aus der deut⸗ 
oder wie derſchaft ausgeſchloſſen, ihm der Jagdſchein verſagt 
pflichtung z entzogen wird (88 18—22, 23—26). Die Ver⸗ 
mit Lich ene Jägers, den auf ſeinen Namen lautenden und 
vn verſehenen Jagdſchein auf der Jagd nicht 
Nr. 3), ſonb zu führen (andernfalls: Strafe nach § 60 Abſ. 2 
| Abf. ch dem Kontrollbeamten vorzuzeigen, iſt 
iſt ſcharf und ri⸗ 1) ausdrücklich ausgeſprochen. Nicht minder 
ſchein auf Ve labtig die Weigerung des Jägers, ſeinen Jagd⸗ 
3) bangen vorzuzeigen, unter Strafe geſtellt (8 60 
Anſicht mit Reg SR iſt die — ſtrafrechtlich unmögliche — 
lich ſeinen Jagd abgelehnt, daß der Jäger, welcher tatſäch⸗ 
verweigert, als Kein bei ſich führt, feine Vorzeigung aber 
die Jagd ohne eim ſolcher angeſehen werden müſſe, welcher 
—— Agdſchein ausübe 1). Die Jagdſcheinkontrolle 
N 9.8 uch S. 103, 104, 337. 
Ts 88 8 Abſ. 4, 13 BraunſchwJagdO.; auch mein Buch 
12) 9 i 
ſich 155 ick ale 08; RG. 73, 363. Der Jagdpächter muß 
einanderſetzen (88581 Ab dem Jagdberechtigten (Verpächter) aus⸗ 


2, 536 Abſ. 2 Satz 2, 51 G9 
15) Mein Bud) S. ee 1855 er;. 


kann im Jagdbezirk zu jeder Zeit ſowie an jedem Orte aus⸗ 
geübt werden. Ein Gewohnheitsrecht dahin, daß der Kontroll⸗ 
berechtigte immer nur auf Sammelplätzen (bei Treibjagden) 
die Vorzeigung der Jagdſcheine verlangen dürfe, gibt es auf 
dieſem jagdpolizeilichen Gebiete nicht und kann ſich nicht ent⸗ 
wickeln, da alle Vorausſetzungen dafür fehlen‘. Der Ver⸗ 
ſuch der Legitimation mittels eines falſchen, d. h. nicht auf 
ſeinen Namen lautenden Jagdſcheins wird jetzt, da der Schein 
das Lichtbild ſeines Trägers oder Inhabers tragen muß, nicht 
mehr vorkommen, iſt daher im RJagdG. mit Recht nicht er⸗ 
wähnt 16). Die im Geſetz (§ 24 Nr. 3) erwähnte Fälſchung 
eines Jagdſcheins, d. h. die fälſchliche Anfertigung oder Ver⸗ 
fälſchung eines (echten) Jagdſcheins iſt, da der Schein eine 
öffentliche Urkunde iſt, Urkundenfälſchung nach 88 267, 268 
Nr. 2 StGB. 16). Die Erſchleichung eines nicht auf feinen, 
fondern auf fremdem Namen ausgeſtellten Jagdſcheins wäre, 
ſofern ſie überhaupt noch möglich, ſog. intellektuelle Falſch⸗ 
Beurkundung nach $$ 271, 272 StGB. wie nach bisherigem 
Recht 163). Übrigens verleiht der Jagdſchein niemals ſeinem 
Inhaber das öffentliche oder private Recht zur Ausübung der 
Jagd, er iſt vielmehr nur eine polizeiliche Beſcheinigung dar⸗ 
über, daß der Inhaber die jagdpolizeilichen Vorausſetzungen 
der Jagdſcheinlöſung erfüllt hat und daher Bedenken gegen 
ſeine Jagdausübung und weidmänniſche Eigenſchaft nicht vor⸗ 
liegen. Jagt der Jagdberechtigte, ohne einen Jagdſchein gelöſt 
zu haben oder zu beſitzen, fo fällt feine Tat unter §8 60 Nr. 3, 
da eine Sonderſtrafvorſchrift mit Recht weggelaſſen iſt. Denn 
ein ſolcher Jäger jagt ſtets, ohne einen gültigen Jagdſchein 
mit ſich zu führen. 

Unter den ſachlichen Beſchränkungen der Jagdausübung 
(8 35, Strafbeſtimmung, $ 60 Nr. 8) iſt neben dem Verbot 
der Ausrottung jagdbarer Tiere ($ 4) die Unterſagung ihrer 
Vergiftung, z. B. von Füchſen, ſehr wichtig und zu be⸗ 
grüßen, ebenſo das Verbot der Aufſtellung von Schlingen und 
Tellereiſen jeder Art zum Fangen von Wild. An Sonn⸗ 
tagen und den geſetzlichen Feiertagen (Reichs O. v. 27. Febr. 
1934 [RG Bl. I, 129) iſt jetzt die Hetz⸗ und Treibjagd 
oder die Beteiligung an ſolchen während der ortsüblichen 
Zeit des Hauptgottesdienſtes verboten, ſofern hierdurch der 
Gottesdienſt unmittelbar geſtört wird 1). Zu den anerkann⸗ 
ten kirchlichen Feſttagen kommen noch: das Reformationsfeſt 
(31. Oktober) und Fronleichnam 18). Die ſtille Jagd (Anſtand) 
iſt daher erlaubt. Die Schaffung eines Jägernotweges 
(8 28) wird jeder Jäger mit Freude begrüßen, infofern er 
— ohne der Beſtrafung nach § 368 Nr. 10 StGB. zu ver⸗ 
fallen — auch außerhalb der öffentlichen, zum allgemeinen 
Gebrauch beſtimmten Wegen einen fremden Jagdbezirk in 
Jagdausrüſtung betreten darf, wenn er ſein Jagdrevier nicht 
auf einem öffentlichen Wege, ſondern nur auf einem un⸗ 
zumutbaren Umwege erreichen kann; er muß aber die 
Schußwaffe ungeladen und in einem Überzug (Futteral) oder 
mit verbundenem Schloß und ſeinen Hund an der Leine mit⸗ 
führen 182). Im übrigen find die zahlreichen Beſtimmungen 
zum Schutz des Wildes mit den Strafandrohungen bei Zu⸗ 
widerhandlungen (S 60) von echt waidmänniſchem Geiſte und 
großer Liebe zum edlen Wildſtande getragen: 88 30— 34: 
Pflicht des Schützen, alſo nicht bloß des Jagdausübungs⸗ 
berechtigten, zur Mitteilung krankgeſchoſſenen Schalenwildes 
an den benachbarten Jagdausübungsberechtigten, Verhalten 
bei verabredeter — ſonſt ſtrafbarer (8 292 StGB.) — 


14) Mein Buch S. 104, 105. 

15) Andernfalls müßte 8 360 Nr. 8 StGB. (Beilegung eines 
ihm nicht zukommenden Namens dem zuftändigen Beamten gegen⸗ 
über) Anwendung finden; mein Buch ©. 624ff. 

16) Mein Buch S. 591ff. f 

16) Wie bei Erſchleichung polizeilicher Ausweiſe, Päſſe, Militär⸗ 
fahrſcheinen, RGSt. 55, 173; 58, 74; 60, 104; JW. 1925, 4383; 
1926, 22674 Die entgegenſtehenden Entſch. IW. 1906, 249 40; 
RGSt. 42, 14; 59, 13 (18) find jetzt jedenfalls gegenſtandslos ge⸗ 
worden; mein Buch S. 592, 593. 

17) Das gleiche Verbot fand ſich ſchon im 8 4 ReichsVO. v. 
16. März 1934 (RG Bl. I, 199). 

18) In den überwiegend evangeliſchen und katholiſchen Gegenden, 
Reichs BO. v. 18. Mai 1934 (RGBl. I, 394). 

182) So ſchon ähnlich 8 36 HannovJagdO.; mein Buch S. 492. 
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Wildfolge Erankgeihoffenen, in den Nachbarbezirk 
herübergewechſelten Wildes, bei Auftreten von Wild⸗ 
ſeuchen, geſetzliche Pflicht zu einer angemeſſenen Wild⸗ 
fütterung in der Notzeit und zur Haltung von Jagd⸗ 
hunden — eine geſetzliche Pflicht, die ihm auferlegt wer⸗ 
den kann; ebenſo wird der Umfang des Wildabſchuſſes und 
die Zeit des Abſchuſſes (Schon⸗ und Jagdzeit) geregelt wer⸗ 
den (88 37, 38). Ein wichtiger Gegenſtand iſt die Befugnis 
des Jagdſchutzes, welcher (88 39, 40) den Beamten des 
Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes ſowie dem Jagdausübungs⸗ 
berechtigten als Inhaber eines Jagdſcheins ſowie ſeinen be⸗ 
ſtellten, durch die untere Verwaltungsbehörde beſtätigten 
Jagdaufſehern übertragen iſt. Sehr wichtig iſt das Recht der 
zum Jagdſchutz berechtigten Perſonen, Katzen, die in einer 
Entfernung von mehr als 200 m vom nächſten bewohnten 
Hauſe betroffen werden, ſowie Hunde (mit Ausnahme der 
Hirten⸗, Jagd⸗, Sanitäts-, Blinden⸗ und Meldehunde der 
Wehrmacht), die im Jagdbezirk außerhalb der Einwir⸗ 
kung ihres Herrn betroffen werden, zu töten. Dazu be⸗ 
ſtimmt jetzt für Tierhalter 8 24 Abſ. 1 RStraßVerkO. vom 
28. Mai 1934 (RGBl. I, 455), daß Tiere im Verkehr einen 
geeigneten Führer haben müſſen, der ausreichend auf ſie ein⸗ 
wirken kann. In Verbindung damit ſteht die Strafbeſtim⸗ 
mung ($ 60 Nr. 13), wonach es verboten iſt, Hunde oder 
Katzen unbeaufſichtigt in einem Jagdbezirk laufen (alſo 
nicht erſt: umherlaufen) zu laſſen. Ein Wildern, d. h. 
ein Aufſpüren, Verfolgen, Jagen, Hetzen oder Reißen des 
Wildes, durch den Hund oder die Katze wird daher für die 
Tötung nicht erfordert. Dagegen kann der Jagdberechtigte 
einem Jagdgaſt eine (ſchriftliche und auf der Jagd mit ſich 
zu führende) Anweiſung zum Abſchuß wildernder Hunde 
und Katzen erteilen. In dieſem Falle ſteht, da der Jagd⸗ 
ſchutz zum Jagdausübungsrecht gehört, der tötende Jagd⸗ 
gaſt unter dem Schutz der SS 117ff. StGB. ($ 39 Abſ. 1 
Jagd.), mag er auch im übrigen i. S. des Geſetzes (8 14 
Abſ. 5) ein ſolcher nicht fein. Die Beſchränkung ($ 40 Abf. 4) 
des Schadensanſpruchs der Eigentümer der getöteten oder be⸗ 
ſeitigten Hunde und Katzen auf den Nachweis, daß die ge— 
ſetzlichen Vorausſetzungen der Tötung nicht vorgelegen haben, 
entſpricht dem Art. 153 RVerf., inſofern das RJagdcg. etwas 
anderes beſtimmt, d. h. die Enteignung ausſchließt oder doch 
einſchränkt. Daneben iſt das Selbſtverteidigungsrecht gegen 
wildernde Hunde und Katzen nach $ 228 BGB. unberührt 
geblieben 19). Die Rechte, welche dem Jagdausübungsberech⸗ 
tigten ſowie dem Eigentümer und dem Nutznießer, nament⸗ 
lich dem landwirtſchaftlichen Pächter eines Grundſtücks, ſowie 
die anzuwendenden Mittel zur Fernhaltung des Wildes und 
Verhütung von Wildſchaden zugeſtanden werden, ſind in 
den 88 41—43 durchaus nach dem Grundſatz der Billigkeit 
ſowie zur gerechten Ausgleichung der beiderſeitigen Intereſſen 
verteilt. Die Eigentümer und Nutznießer der gefährdeten 
Grundſtücke dürfen aber bei dieſer Abwehr das Wild weder 
gefährden noch verletzen, weil darin eine ſtrafbare (unbefugte) 
Jagdausübung (8 292 StGB.) liegen würde. Zwar hat der 
Jagdberechtigte das geſetzliche Recht (8 4), das Wild zu hegen, 
jedoch nicht in übermäßiger, die Belange der Forſt⸗, Land⸗ 
und Fiſchereiwirtſchaft (Otter) ſchädigenden Weiſe. Es kann 
ſich daher für ihn nur um die Erhaltung eines angemeſſenen 
Wildſtandes (unter Aufſicht des Kreisjägermeiſters) handeln, 
ohne das Wild auszurotten, was ihm verboten ift (8 4). Das 
Ausſetzen von wilden Kaninchen ſowie von Schwarzwild iſt 
ihm bei Strafe ($ 60 Nr. 13) unterſagt, abgeſehen davon, 
daß Schwarzwild nur in ſicheren, ein Ausbrechen verhütenden 
Einfriedigungen gehegt werden darf. Wildſchaden, welcher 
kraft Geſetzes und (wie nach bisherigem Reichsrecht § 835 
BGB.) ohne den Nachweis eines Verſchuldens des Jagd⸗ 
berechtigten zu erſetzen iſt (8 44), iſt nur derjenige, welcher 
durch Schalenwild und wilde Kaninchen in Grund⸗ 
ſtücken der gemeinſchaftlichen Jagdbezirke (8 9) ſowie an den, 
dieſen angegliederten Grundſtücken (8 6 Abſ. 1) verurſacht 
wird. Schaden durch anderes Wild, z. B. Faſanen, iſt zwar 
Wildſchaden, aber geſetzlich nicht zu erſetzen. Zu beachten iſt 
jedoch, daß jetzt die Erſatzpflicht für den geſetzlich zu erſetzen⸗ 
den Wildſchaden dürch Schalenwild und wilde Kaninchen 


19) Mein Buch S. 473, 474 ff. 
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jagdpolizeilicher und nicht mehr wie bisher nach § 835 
BGB. nachgiebiger Natur iſt, fo daß ſie im Jagdpachtver⸗ 
trage nicht abgeandert oder aufgehoben oder beſchränkt werden 
kann, andernfalls Nichtigkeit der Abrede eintritt (88 134, 139 
BGB.). Aus gleichem Grunde kann die (§ 44 Abſ. 4) zuge⸗ 
laſſene Ausdehnung der Erſatzpflicht auf weitere Wildarten 
nicht durch ein privatrechtliches Rechtsgeſchäft (Vertrag), ſon⸗ 
dern nur durch Ergänzungs VO. (Geſetz) erfolgen. Für den 
genannten geſetzlich zu erſetzenden Wildſchaden durch Schalen⸗ 
wild und wilde Kaninchen haftet die rechtsfähige Jagd⸗ 
genoſſenſchaft mit der Verteilung des aus der Genoſſenſchafts⸗ 
kaſſe geleiſteten Erſatzes auf die Jagdgenoſſen nach Verhältnis 
der Größe ihrer beteiligten Grundſtücke unter Aufhebung des 
8 835 und der Worte „vorbehaltlich der Beſtimmung des 
8 835 Abf. 3“ im $ 840 BGB. (Geſamtſchuldverhältnis) nach 
§ 71 Abſ. 2 Nr. 1 RJagdGg. Wird dagegen, was für zuläſſig 
erklärt iſt, im ſchriftlichen Jagdpachtvertrage die Verpflichtung 
zum Erſatz des geſetzlich zu erſetzenden Wildſchadens durch 
Schalenwild und wilde Kaninchen ganz oder teilweiſe vom 
Jagdpächter übernommen, ſo trifft ihn allein die Haftpflicht. 
Darin liegt ein Vertrag zugunſten der durch dieſen Wild⸗ 
ſchaden Geſchädigten, namentlich des landwirtſchaftlichen Päch⸗ 
ters nach 88 328 ff. BGB. 20). Nach dem Vorbild des Hannov⸗ 
Wildſchadensc. v. 21. Juli 1848 21) bleibt aber die Haft⸗ 
pflicht der Jagdgenoſſenſchaft beſtehen, ſoweit der Berechtigte 
Erſatz vom Jagdpächter nicht zu erlangen vermag, z. B. bei 
Zahlungsunfähigkeit desſelben — eine auch dem heutigen 
Rechtsbewußtſein durchaus entſprechende Hilfsvorſchrift. In 
entſprechender Weiſe iſt die Erſatzpflicht und die Hilfserſatz⸗ 
pflicht bei Wildſchaden geregelt, welcher an Grundſtücken ver⸗ 
urſacht iſt, welche einem Eigenjagdbezirk angegliedert 
find (88 6, 5 Abſ. 2 Satz 2). Abgeſehen von dieſem Falle 
richtet ſich die Haftpflicht für den Wildſchaden (Abſ. 1) an 
Grundſtücken eines Eigenjagdbezirks nach dem zwiſchen 
den Geſchädigten und dem Jagdausübungsberechtigten be- 
ſtehenden Rechtsverhältnis 2a). In Ermangelung einer ent- 
ſprechenden Abrede haftet der Jagdausübungsberechtigte in 
dem Falle, wenn ihn ein Verſchulden infolge unzulänglichen 
Abſchuſſes (übermäßige Hege) des Schadenwildes trifft. — 
Das in einem Gehege befindliche Schalenwild iſt zwar 
nicht herrenlos ($ 960 Abſ. 1 Satz 2 BGB.), tritt es aber 
aus dem Gehege aus, ſo haftet für den von ihm verurſachten 
Wildſchaden derjenige, welchem als Jagdausübungsberechtig⸗ 
ten (8 8 Abſ. 3) oder Eigentümer, Nießbraucher, Pächter 
oder aus einem ähnlichen Nutzungsverhältnis die Aufſicht 
über das Gehege obliegt (8 45). Es iſt daher unerheblich, ob 
das Schalenwild des Geheges (Tiergarten, Zoo) als zahm 
oder gezähmt ($ 960 Abſ. 2 u. 3. BGB.) anzuſprechen iſt — 
im Gegenſatz zum bisherigen Recht (8 835 BGB.), wonach 
nur durch wilde, herrenloſe und in natürlicher Freiheit lebende 
jagdbare Tiere Wildſchaden verurſacht werden konnte 22). Der 
Haftpflichtige kann ſich aber durch den Nachweis befreien, daß 
das Gehege durch höhere Gewalt (Unwetter) oder vorſätzlich 
durch Dritte beſchädigt und dadurch dem Wild der Austritt 
ermöglicht wurde. Dem iſt der Fall gleichzuſtellen, daß die 
Türen oder ſonſtige Eingänge in der Einfriedigung des Ge⸗ 
heges durch andere (Spaziergänger) offengelaſſen oder vor⸗ 
ſätzlich geöffnet worden ſind. Die Erſatzpflicht umfaßt 
neben dem Schaden an Grundſtücken und deren Erzeugniſſen 
(88 94, 99 BGB.) auch die getrennten, aber noch nicht ein⸗ 
geernteten Erzeugniſſe eines Grundſtücks, wie das noch in 
Stiegen auf dem Felde ſtehende Getreide, gemähtes Gras 
(Heu) uſw., nicht aber die bereits geernteten, in Mieten oder 
Diemen eingebrachten, aber noch auf dem Felde ſtehenden Er⸗ 
zeugniſſe, namentlich Kartoffeln, die das Rotwild heraus⸗ 
ſchlägt und äſt. Für ſolchen Schaden haftet der Eigentümer 
oder Pächter ſelbſt 2s). Der Anſpruch auf Erſatz des Wild⸗ 


20) Mein Buch S. 16, 17; RGG.: JW. 1901, 2077; 1921, 6781; 
OLG. Köln: IW. 1932, 13419. 

21) 8 6 Abſ. 2; mein Buch S. 56. 

212) Eine reichsgeſetzliche, ohne Verſchulden eintretende Erſaßz⸗ 
pflicht des Eigenjagdbeſitzers beſteht alſo künftig im Reiche nicht; es 
entſcheidet vielmehr die vertragliche Abrede zwiſchen dem Eigen⸗ 
jagdbeſitzer (Jagdpächter) und den Beſchädigten. 

22) Mein Buch S. 15, 16. 

28) Mein Buch S. 24—26. 
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ſchadens fällt aber fort, wenn den Geſchädigten ein eigenes 
Verſchulden trifft (8 254 BGB.), namentlich, wenn er die 
zur Abwehr gegen Wildſchaden vom Jagdberechtigten ge⸗ 
troffenen Maßnahmen unwirkſam macht oder bei Gärten, 
Obſtgärten, Baumſchulen uſw. (§ 47), die Herſtellung von 
üblichen Schutzvorrichtungen unterlaſſen hat, welche unter ge⸗ 
wöhnlichen Umſtänden zur Abwendung des Schadens aus⸗ 
reichen. Für Schleswig⸗Holſtein hat OVG. Berlin (OVG. 90, 
336: JW. 1933, 1555 5) als feſtgeſtellt angeſehen: eine orts⸗ 
übliche Umzäunung (für Schattenmorellen und Roſen) in 
Höhe von 92 em Maſchendraht. Um ſich feinen Erſatzanſpruch 
zu ſichern, iſt daher jetzt kraft Reichsrechts jeder Grundeigen- 
tümer zu einer ſolchen, möglicherweiſe ortsüblichen oder doch 
ſelbſtverſtändlichen Einfriedigung ſeines Grundſtücks verpflich⸗ 
tet? ), und der landwirtſchaftliche Pächter hat ſchon reichs⸗ 
geſetzlich (8'582 BGB.) die perſönlichen Ausbeſſerun⸗ 
gen vorhandener und von ihm übernommener Einfriedigun⸗ 
gen auf eigene Koſten zu bewirken. — Verſchieden vom Wild⸗ 
ſchaden iſt begrifflich der ſog. Jagdſchaden, welcher durch 
mißbräuchliche Ausübung der Jagd (Bertreten der Saaten) 
an den Feldfrüchten entſteht (8 48). Sind auch Treibjagden 
auf beſäten oder mit Halmfrüchten (auch Tabak) beſtandenen 
Früchten verboten (Strafe nach § 60 Nr. 15), fo kann doch 
bie Suchjagd, z. B. durch den Hund, erfolgen, da fie in der 
Regel ohne Schaden für die reifenden Früchte ausgeübt wer⸗ 
en kann. Jeder Jäger hat die berechtigten Belange der 
Grundeigentümer möglichſt zu ſchonen, und der Jagdaus⸗ 
Ubungsberechtigte haftet nicht bloß für den eigenen, durch 
mißbräuchliche Jagdausübung verurſachten Schaden, ſondern 
was zu beachten iſt — auch für den Schaden, welchen fein 
angeſtellter Berufsjäger, Jagdaufſeher und feine Jagd- 
gäſte angerichtet haben. Das tft der richtige, ſchon den 
50 278, 831 BGB. zugrunde liegende Rechtsgedanke, wo⸗ 
ei dem haftpflichtigen Jagdausübungsberechtigten eine Ent⸗ 
eng nach § 831 Satz 2 BGB. kraft poſitiver Satzung des 
offentlichen Rechts verſagt iſt. Der Beſchädigte kann ihn da⸗ 
ausgunmittelbar in Anſpruch nehmen, während dem Jagd⸗ 
e Ge en 1 840 
e eigentli Schädi i 3 
u. 3 08 chen Schädiger offenbleibt (8 840 Abf 


er Der Anſpruch auf Wild⸗ und Jagdſchaden iſt binnen 
ſchädiategen nach erhaltener Kenntnis 25) bei der für das be⸗ 
melden Grundſtück zuſtändigen Ortspolizeibehörde ꝛe) anzu⸗ 
5 8. widrigenfalls er kraft Geſetzes erloſchen iſt. Das wei⸗ 
(88 an rſahren wird durch Ergänzungs VO. geregelt werden 
Schon 50). Das gleiche gilt (8 51) für den Handel mit 
und Wildt ſowie für die Einrichtung von Urſprungsſcheinen 
DER Rel bandelsbücher (8 51). Neu ift (8 52) die Einteilung 
kreiſe Ysgebietes in Jagdgaue, welche mehrere Jagd⸗ 
ſamte benfaſſen, Jagdbehörden (8 53) find: für das ge⸗ 
u ae Jagdweſen: der Reichsjägermeiſter, ferner Gau⸗ 
jagdrat mi, sermeifter, von denen die erſteren den Reichs⸗ 

mit anderen dazu berufenen Vertrauensperſonen, na⸗ 


„„ 
349 r das bisherige Recht mein Buch S. 39—41 mit RG. 52, 
und O2G, Celle: IR. 1933 2541. 1 i 


25) 5 
5 ie oder durch Dritte (ORG. 91, 207). 
mit Bo. ur Preußen: Pol Verw. v. 1. Juni 1931 (GS. 77) 


I: 
b. 2. März 1980 150 9 8 (daſ. 214, 215) i. d. Faſſ. der VO. 


mentlich des Reichsnährſtandes, bilden. Die Jägermeiſter ſind 
Beamte, die ihr Amt als Ehrenamt führen. — Ein Verfahren 
und der Beſchwerdeweg in den durch das Geſetz (Durchf VO.) 
den Jagdbehörden übertragenen Angelegenheiten wird im 
Verordnungswege geregelt. Es iſt zu hoffen, daß in einigen 
ſehr ſchwierigen Streitfällen ein Verwaltungsſtreitverfahren 
zwiſchen den Beteiligten eingeführt wird, z. B. über die 
Frage, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen eines Eigenjagd⸗ 
bezirks vorliegen ſowie, ob eine Fläche durch Verſchiebung 
der Grundeigentumsverhältniſſe: Entſtehung, Vergrößerung, 
Aufteilung (8 17 Abſ. 4) von Eigenjagdbezirken die öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Eigenſchaft einer Jagdenklave erhalten hat. 
Im Intereſſe aller Beteiligten erſcheint in ſolchen Fällen 
eine höchſtrichterliche Entſcheidung ſehr erwünſcht. — Neben 
der durch die Inhaber der Jahresſcheine zuſammengefaßten 
Korporation der deutſchen Jägerſchaft mit der Aufgabe der 
Heranbildung echter Weidmänner und Erhaltung eines von 
den Vätern übernommenen Wildſtandes (mit Satzung des 
Reichsjägermeiſters) ſind Vereinigungen mit gleicher oder ähn⸗ 
licher Zielſetzung verboten ($ 57), entſprechendenfalls können 
fie durch den Reichsjägermeiſter aufgelöſt werden (8 70 Abſ. 3). 
Sodann werden (88 57—59) Jäger⸗Ehrengerichte errichtet. 
Der Spruch des Ehrengerichts bedarf der Beſtätigung der 
zuſtändigen Jägermeiſter. 

Die meiſten unter Strafe geſtellten Zuwiderhandlungen 
(8 60 Abſ. 2) find Übertretungen nach $ 1 Abſ. 3 StGB. Die 
Einziehung der verbotswidrig gefangenen oder erlegten Tiere 
iſt neben dem objektiven Strafverfahren für zuläſſig erklärt 
(8 61), deſſen Vorausſetzungen jedoch in der Regel nicht vor⸗ 
liegen. Denn da die Perſon des als Täter allein in Frage 
kommenden Jagdausübungsberechtigten beſtimmt oder zu er⸗ 
mitteln iſt, erſcheint die Einziehung ſeiner Wildbeute ſchon 
nach 8 61 Abſ. 1 zuläſſig. Ihre objektive Einziehung nach 
88 40, 42 StGB. ſcheidet bei Übertretungen (§ 60 Abſ. 2) 
aus, und ſelbſt die Schonwildbeute des Jagdausübungsberech⸗ 
tigten iſt durch ſein neu geſchaffenes jagdpolizeiliches Ver⸗ 
gehen (Gefängnis, $ 60 Abf. 1) ebenſowenig hervorgebracht 
(8 40 StGB.) wie die herrenloſe und der Einziehung über⸗ 
haupt nicht unterliegende Wildererbeute, $ 295 SGB. (mein 
Buch S. 10, 224, 685). 

Die Überleitungsvorſchriften werden mit Zuſtimmung 
des Reichsjägermeiſters erlaſſen ($ 66) mit der Befugnis, 
Jagdpächtern und Verpächtern ein Kündigungsrecht vorzeitig 
zu gewähren. Es iſt zu hoffen, daß hiervon Gebrauch gemacht 
werden möge, um allen Beteiligten eine genügende Zeit zu 
ſchaffen, ſich auf die vielfach ganz neuen Jagdverhältniſſe 
umzuſtellen. Abgeſehen von den ſachlichen Verboten in 8 35, 
dem Aufbau der Jagdverwaltung (88 52—56) ſowie den 
Sonderregelungen uſw. in den 88 63-66, 68— 70 — in 
Kraft getreten am Tag der Verkündigung des Geſetzes — 
find Art. 69 (Jagd), 88 70—72 EGBGB. (mit 88 835 u. 
840 betr. Vorbehalt BGB.) ſowie alle die Jagd betreffenden 
Landesgeſetze nach Art. 71 RJagdG, erft am 1. April 1935 
aufgehoben, ſo daß erſt an dieſem Tage das einheitliche 
Reichsjagdrecht in Wirkſamkeit tritt. Alles in allem iſt das 
neue RJagdG. nach Inhalt, Form, Aufbau und Zweck eine 
hervorragende Tat des nationalſozialiſtiſchen Staates, und 
es iſt nicht zweifelhaft, daß der deutſche Jäger das feſte Ver⸗ 
trauen, welches der Reichs⸗Jagdgeſetzgeber in ſeine waid⸗ 
männiſche Tüchtigkeit ſetzt, in vollſtem Maße rechtfertigen 
wird. 


Gemen ungen zum Wandel des politiſchen Deliktes und der Strafgeſetze zum 
chutze von volk, Bewegung und Staat in Recht und Rechtspolitik 


Von Referendar Dr. Johannes Martin Ritter, Breslau 


Die Beſinnung au 


Tatbeſtänden zum f den grundſätzlichen Wandel in den 


gz utze von Volk, Staat und der ſtaats⸗ 
a an von dem Abſchluß der liberaliſtiſchen 
a der Sb ſindet in der durch ſie geprägten Geſtal⸗ 
1 0 ſolen eotedhen lediglich eben dieſen Staat 

einen fungiblen Wirkungsbereich geſchützt ohne Rück⸗ 


ſicht auf ſachliches Ziel und inhaltliche Rechtfertigung des 
Staates. Es iſt die Welt der ungebundenen Selbſtzwecke, in 
der wir nichts von dem finden, was für uns das Höchſte 
iſt: das Deutſche Volk. Es gilt die Feſtſtellung Roſen⸗ 
bergs (Mythus des 20. Jahrhunderts, Berlin 1934, 
S. 564): „Gerade hier ſtehen wir vor dem vielleicht furcht— 
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barſten Gleichnis des Charakterverfalls, der lange begonnen 
hat, aber erſt heute fo offenkundig geworden iſt, wie nie zu⸗ 
vor: im ganzen „deutſchen“ Geſetz gibt es keine einzige Be⸗ 
ſtimmung unter tauſenden, die eine Beſchimpfung der Volks⸗ 
ehre unter Strafe ſtellt.“ Es gab kein Geſetz „zum Schutze 
der Nation“, wie es in einem von der NSDAP. dem 
Reichstage zugeleiteten Entwurfe zur Abänderung des Ge⸗ 
ſetzes „zum Schutze der Republik“ verlangt wurde (RT- 
Druckſ. Nr. 1741, 4, 1928). Der Gedanke des Dienſtes und 
der Treuebindung der einzelnen Rechtsgenoſſen und ſeiner 
Gemeinſchaftsformen, insbeſ. des Staates an eine über die 
einzelnen und ihre Organiſationen hinausreichende Gemein⸗ 
ſchaft und Gemeinſchaftsaufgabe, die wir im deutſchen Volke 
lebendig ſehen, macht den eigentlichen Gehaltwandel in der 
Geſtaltung der Staatsverbrechen wie des politiſchen Deliktes 
aus. Wenn man die Rechtspoſition wertmäßig erfaßt, ſo er⸗ 
geben ſich als ſchutzbedürftige Rechtsgüter: die Treue und 
der Dienſt und als ihre Frucht: die Ehre. Solche Wert⸗ 
begriffe ſind zwar im liberaliſtiſchen Gefüge als juriſtiſche 
Begriffe ein Schwert ohne Griff, doch wird die Entwicklung 
des deutſchen Rechtes zeigen, daß gerade dieſe Wertbegriffe 
als Rechtsbegriffe deutſcher Wurzel auf dem Boden volks⸗ 
tümlichen Rechtes wieder den Platz einnehmen werden, der 
ihnen in der deutſchen Rechtsgeſchichte, insbeſ. des Mittel⸗ 
alters, zukommt. Sieht man einmal von der Umwertung 
aller Werte ab und betrachtet man allein die Tatbeſtands⸗ 
ſubſtanz, ſo erkennt man auch hier einen grundlegenden 
Gehaltwandel, der für die ſtrafrechtlichen Schutzbedürfniſſe 
nicht unbeachtet gelaſſen werden darf. Ein richtiges Straf⸗ 
recht wird die von ihm zu ſchaffende Figur des politiſchen 
Deliktes naturgemäß auf der politiſchen Subſtanz der deut⸗ 
ſchen Lebensgemeinſchaft aufzubauen haben. Das heutige po⸗ 
litiſche Bild ergibt nun jene drei Ordnungsreihen von Volk, 
Bewegung und Staat, wie ſie uns von C. Schmitt (Staat, 
Bewegung, Volk, Hamburg 1933) aufgezeigt worden iſt. Be⸗ 
trachtet man die Frage des Schutzes dieſer drei politiſchen 
Ordnungsgruppen, ſo eröffnen ſich rein gedanklich zwei 
Möglichkeiten des Vorgehens: Man kann alle Ordnungs⸗ 
und Führungszentren auf einen politiſchen Nenner bringen, 
dies würde üblicherweiſe der Staat ſein; es bliebe dann le⸗ 
diglich der Staat geſchützt. Man kann aber auch jede Ord⸗ 
nungsreihe für ſich beſonders ſchützen. Die Einbeziehung der 
drei Lebenskreiſe in den ſtrafrechtlichen Gemeinſchaftsſchutz 
begegnet alſo zunächſt der Frage nach der Notwendigkeit 
ſolchen Vorgehens. Man könnte ſagen: da der Staat nichts 
anderes iſt als das organiſierte Volk ſelber und auch die 
NSDAP. der Staat geworden iſt und der Nationalſozialis⸗ 
mus der ſtaattragende und ſtaatgeſtaltende Wert, ſo iſt eben 
der Staatsſchutz bereits Volks⸗ bzw. Bewegungsſchutz. Man 
könnte vielleicht auch darauf hinweiſen, daß das Vorhanden⸗ 
ſein von Beſtimmungen zum Schutze des Staates neben 
denen zur Sicherung des Volkes und der volk- und ſtaat⸗ 
tragenden Bewegung zu ſehr auf ein Eigendaſein dieſer Le⸗ 
bensbereiche hinweiſe. So hat denn das faſchiſtiſche Straf⸗ 
recht im weſentlichen nur einen verdeckten Garantenſchutz der 
Faſchiſtiſchen Partei geſchaffen, wie ja auch das faſchiſtiſche 
Staatsrecht die Faſchiſtiſche Partei zum organo dello Stato 
gemacht hat (vgl. C. Schmitt a. a. O. S. 20), während 
die NSDAP. nach dem Geſetze zur Sicherung der Einheit 
von Partei und Staat v. 1. Dez. 1933 eine Körperſchaft 
des „öffentlichen“ Rechtes iſt; ähnlich wird in den Tat⸗ 
beſtänden des codice penale im einzelnen anſcheinend faſt 
willkürlich bald die ſtaatliche, bald die volkliche Seite des 
Schutzgegenſtandes als Tatbeſtandsmerkmal genannt. Die Er⸗ 
läuterungswerke wie die amtlichen Geſetzesmaterialien kom⸗ 
men hierbei allerdings mit Recht zur Bejahung des Schutzes 
aller drei Ordnungsreihen, aber immer nur iſt das möglich 
innerhalb der Blankettbegriffe des codice penale: wie 
Staat, nationale Intereſſen, politiſches Amt uſw., wo eine 
ungegliederte Erfaſſung der drei Ordnungsgruppen als der 
Lebenskreiſe, die die politiſche Identität des faſchiſtiſchen Ge⸗ 
meinſchaftslebens ausmachen, möglich iſt (vgl. dazu J. M. 
Ritter, Staatsverbrechen und Staatsverfaſſung, Heft 339 
der „Strafrechtl. Abhandlungen“, 1934, S. 85, 128—133 
und JW. 1933, 2622 ff.). Die PrDenkſchr. nennt das Volk 


und die Bewegung bald beſonders als unmittelbaren Schutz⸗ 
gegenſtand, bald wird lediglich das „Staatliche“ als Schutz⸗ 
gut hervorgehoben (a. a. O.). Ahnlich unterſcheidungslos geht 
das Andcg. v. 24. April 1934 vor, das in feinen beiden 
neuen Beſtimmungen gegen die landesverräteriſchen Lügen⸗ 
meldungen (88 90 f.) das „Anſehen des Deutſchen Volkes“ 
und in der landesverräteriſchen Beſtechung (§ 90 j) „das 
Wohl des Reiches“, alſo die ſtaatliche Seite des Schutz⸗ 
gegenſtandes, nennt, aber, wie eine ſinngemäße Auslegung 
annehmen wird, immer die Totalität der politiſchen Ord⸗ 
nung ſchützen will. Es iſt nun allerdings kein Zweifel, daß 
man im Wege einer ſtaatsformbedingten, d. h. einer richtigen 
Auslegung des Geſetzes, zu einem gewiſſen Schutze aller drei 
politiſchen Ordnungsreihen kommen kann, wenn auch nur einer 
der drei Lebenskreiſe dem Wortlaute des Geſetzes nach das eigent⸗ 
liche Tatbeſtandsmerkmal bildet. Doch wird dieſer umfaſſende 
Schutz immer nur innerhalb der Blankettatbeſtände möglich ſein, 
die nicht ausdrücklich genannten Ordnungsreihen bleiben aber 
dort ungeſchützt, wo ſie ſich nicht decken (z. B. auf organi⸗ 
ſatoriſchem Gebiete: der Schutz des Reichstages kommt nicht 
dem Reichsparteitage zu, der Schutz des Regierungsmitglie⸗ 
des nicht dem hohen politiſchen Leiter der Partei; die ſtraf⸗ 
rechtliche Sicherung der Ehre des Regierungsmitgliedes er- 
greift nicht die eines Volkshelden der deutſchen Geſchichte in 
Vergangenheit oder Gegenwart). Schon die Tatſache, daß die 
Ordnungsreihen ſich nicht vollkommen überdecken, erweiſt das 
Schutzbedürfnis in allen drei Ordnungsreihen !). Ich habe be⸗ 
reits an anderer Stelle (a. a. O. S. 132, 133) darauf hin⸗ 
gewieſen, daß ſich die ſtrafrechtliche Sonderung von Volk, 
Staat und Bewegung mit den Feſtſtellungen C. Schmitts 
(a. a. O. S. 12) begründen läßt, daß „jedes einzelne der 
drei Worte: Staat, Bewegung, Volk, für das Ganze der 
politiſchen Einheit gebraucht werden kann“, daß jeder dieſer 
drei Begriffe „aber gleichzeitig auch eine beſondere Seite und 
ein ſpezifiſches Element dieſes Ganzen“ meint. Insbeſ. er⸗ 
gibt ſich die Einreihung des Schutzes der ſtaat⸗ und volk⸗ 
tragenden Bewegung in die Geſtaltung der politiſchen Ver⸗ 
brechen neben den Staatsſchutz daraus, daß „das ſtaatliche 
Behörden⸗ und Amterweſen nicht mehr mit dem politiſchen 
Ganzen und nicht mehr mit einer in ſich ſelbſt ruhenden 
„Obrigkeit“ identiſch iſt“ (a. a. O. S. 15), vielmehr durch⸗ 
drungen (bewegt und getragen) wird von der Bewegung. 
Folgt man dem, fo gilt über das Verhältnis zwiſchen Volks⸗, 
Staats- und Bewegungsſchutz der Satz C. Schmitts 
(a. a. O. S. 21): „Die organiſatoriſchen Grundlinien ſind 
mit dem Dreiklang Staat, Bewegung, Volk, gegeben und 
gehen folgerichtig dahin, daß Staat, Bewegung, Volk unter⸗ 
ſchieden, aber nicht getrennt, verbunden, aber nicht verſchmol⸗ 
zen ſind.“ Die Erfaſſung dieſer Dreieinigkeit in der Art, daß 
jeder der drei Führungs⸗ und Ordnungsbereiche beſonders 
geſchützt wird, iſt klarer und volkstümlicher. Man hat mit 
Recht von einer volkstümlichen Rechtsgeſtaltung gefordert, daß 
ihre tragenden Grundlagen und ihre beſtimmenden Voraus⸗ 
ſetzungen auf den erſten Blick ſichtbar find. Die Dreigliede⸗ 
rung deckt zugleich einen Wandel im Begriff des politiſchen 
Deliktes auf. Während man früher den Begriff der Staats⸗ 
verbrechen im objektiven Tatbeſtande dem Begriffe des po⸗ 
litiſchen Deliktes gleichzuſetzen pflegte (z. B. Binding, 
Lehrb. S. 363 Anm. 1), kann heute „das Politiſche nicht mehr 
vom Staate her, ſondern muß der Staat vom Politiſchen her 
beſtimmt werden“ (C. Schmitt a. a. O.). Denn er ruht ein⸗ 
ebettet in ein Syſtem, das Staat, Volk und ſtaatstragende 
Kräfte zu einer Einheit verſchmilzt und alle drei Ordnungs⸗ 
gruppen in den Bereich des Politiſchen und des öffentlichen 
Rechtes ſtellt, während der liberale Staat das Volk höchſtens 


1) And. Anſ. H. v. Weber: Ger. 104, 233: Nur im Staate 
ſei das Volk als Geſamtheit in feinen Beſtande ſchutzbedürftig und 
ſchutzfähig (vgl. dagegen die im Texte unter A genannten Tatbeſtände!). 
„Die raſſiſchen und kulturellen Werte, die ſich im Volke verkörpern, 
können zwar durch mannigfache Handlungen geſchädigt werden. Aber 
alle dieſe Handlungen, ſo ſtrafwürdig ſie auch ſind, richten ſich doch 
immer nur gegen einzelne Verkörperungen dieſer Werte, nicht gegen 
das Volk als Ganzes.“ Das kann man aber auch ſagen bei An⸗ 
griffen auf „dieſen“ Reichstag, „dieſes“ Regierungsmitglied, die eben⸗ 
falls nur einzelne Verkörperungen des Volkswertes ſind. 
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als Staatsvolk als Organiſationskomponente verwandte und 
die ihn tragenden und bewegenden Kräfte im Bereiche der 
privaten Anonymität beließ. So kommt es, daß die wetten 
„öffentlichen“ Bereiche des Volkes und der ſtaattragenden 
Kräfte im liberalen Syſtem der politiſchen Delikte außer An⸗ 
ſatz blieben. Gerade die totale „Verſtaatlichung“ des Schutz⸗ 
gegenſtandes ohne Rückſicht auf Staatswerte und Staats⸗ 
grundlagen hat ja zu einem guten Teile dazu beigetragen, 
die Grundlage der früheren Geſtaltung der Staatsver⸗ 
brechen als liberal zu erweiſen und für die heutigen 
Bedürfniſſe als unpaſſend abzulehnen. Auch zeigt eine gei⸗ 
ſtesgeſchichtliche Betrachtung, daß die Aufhebung und Ver⸗ 
flüchtigung der ſpannenden und polaren Wertgehalte einer 
Weltanſchauung immer zur Subſtanzminderung und Sub⸗ 
ſtanzverbildung geführt hat (vgl. Roſenberg a. a. O. 
S. 30, 323 u. a.). Dabei iſt noch zu betonen, daß der Staat 
nicht die einzige, wenn auch eine ſehr wichtige Lebensform 
des Volkes iſt (Freisler: Deutſche Juſtiz 1933, 694; 1934, 
43). Schließlich iſt nicht zu verkennen, daß die Augriffsrich⸗ 
tung des politiſchen Verbrechers bald nach der einen, bald 
nach der anderen Seite der politiſchen Geſamtwelt zielen 
wird. Die Aufrechterhaltung der Dreigliederung für das 
Strafgeſetz hat auch dort, wo Volk und Bewegung inhaltlich 
oder organiſationstechniſch vom Staate unterſchieden ſind, 
generalprävenierende Schutzwirkungen zur Folge, die auf den 
Rechtsgenoſſen im Sinne der politiſchen Auffaſſung erzieh⸗ 
lich wirken. Von Weber hat gerade im Hinblick auf die Tat⸗ 
beſtände der Staatsverbrechen darauf hingewieſen, daß hier 
nicht nur die politiſche Subſtanz das Recht beeinflußt, ſon⸗ 
dern auch umgekehrt: vom Strafrecht als Volkserziehung 
kann zu einem guten Teile eine Beeinfluſſung der politiſchen 
Haltung des Volkes und der Volksgenoſſen ausgehen. Denn 
ein der Handhabung eines Rechtsgedankens liegt vielleicht 
die ſtärkſte typenbildende, aber auch typenzerſtörende Kraft“ 
oſenberg a. a. O. S. 566). Die Herausſtellung der 
drei Ordnungsreihen, insbeſ. die Sicherung des Volkstums, 
ergibt erſt einen wirkſamen Strafſchutz des außerſtaatlichen 
Volkstums. Die Sicherung des deutſchen Volkstums außer⸗ 
halb der Reichsgrenzen begegnet einem dreifachen Schutz⸗ 
dedürfnis: Zum deutſchen Volke gehören die anderen deutſchen 
baten außerhalb des Reiches (Danzig und Deutſch-⸗Oſterreich), 
ft 5 Reichsangehörigen außerhalb des Reiches und die — zwar 
bie ehremden, aber volksangehörigen — Minderheiten (über 
N Möglichkeiten eines derartigen Strafſchutzes vgl. J. M. 
ae a. a. O. S. 122, 129, 130). Bei letzteren iſt aller⸗ 
nn der ſtrafrechtliche Schutz aus naheliegenden Gründen 
S dobwierigſten (vgl. dazu Nicolai, Raſſe und Recht, 1933, 
heiten 67), doch wird ein Angriff auf die deutſchen Minder⸗ 
griff ſoweit er die deutſche Ehre beleidigt, auch einen An⸗ 
wer uf das deutſche Volk darſtellen und daher ſchon des⸗ 
gen ſtrafbar ſein. 

als Aa alledem iſt die Sicherung der drei Lebensbereiche 
mit der zer; bolitifcher Ordnungsreihen in Übereinſtimmung 
Frage nacblitiſchen Subſtanz zu bejahen. Geht man nun der 
Bewegunh, wie die Beſtimmungen zum Schutze von Volk, 
werden n Staat im einzelnen ausgeſtaltet und gegliedert 

„Jollen, fo iſt der Gehalt immer derſelbe: das raſſiſch 
Deutſche Volk. Das Volk iſt Grundlage und Auf- 
beiden Le Ordnungsreihen Bewegung und Staat, dieſe 
immer wieden Gewalt und Geſtalt des völkiſchen Gehaltes 
tt, das ; er don neuem. Was allen Delikten gemeinſam 
˖ 8 ſie ſich auf der Ebene des Politiſchen ab⸗ 
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der Syſtematik der Denkſchr. des Pr Juſt Min.). Das Volk iſt 
ſchutzfähig einmal als Blutsgemeinſchaft der deutſchen Ge⸗ 
ſchlechter in der Reinerhaltung und Mehrung ſeines Blutes, 
ſodann als Schickſalsgemeinſchaft in ſeiner Geſchichte und 
ſchließlich als Ausdruck einheitlichen Gemeinſchaftswillens im 
Gegenſatze zu volkszerſtörenden Kräften, als deren wichtigſte 
Repräſentanten einem volksſozialiſtiſchen Rechte heute die 
Klaſſen erſcheinen. 

In dieſem Zuſammenhange intereſſierten die Verbrechen 
am Volke nur, ſoweit ſie auch politiſche Delikte ſind. Das 
hindert natürlich nicht, daß das künftige Strafgeſetz den reinen 
Blutſchutz, der in der Form des ſog. Raſſenſchutzes (richtiger: 
des Schutzes des Deutſchen Blutes; vgl. Nicolai, Raſſe 
und Recht S. 24, 26 —28, 62, 64—66; Frank auf dem 
Deutſchen Juriſtentage 1933, S. 240, 241, der von Schraut 
zuſammengeſtellten Anſprachen, Berlin 1933) in das künf⸗ 
tige Strafgeſetz eingehen ſoll, an die Spitze der im übrigen 
als politiſche Delikte ſich kennzeichnenden Verbrechen ſtellen 
kann. Außer als Blutsgemeinſchaft iſt das Volk als Schick⸗ 
jal3- und Kulturgemeinſchaft ſchutzbedürftig und ſchutzfähig 
gegen Angriffe, die ſich gegen ſeinen Beſtand oder ſein Weſen 
richten (ſich mithin auf der politiſchen Ebene bewegen). Hier⸗ 
hin gehört die dreifache Schutzmöglichkeit der Deutſchen außer⸗ 
halb des Staatsraumes, auf die bereits oben hingewieſen 
wurde (im vorletzten Abſatz vor A). Die Kulturgemeinſchaft 
des Deutſchen Volkes wird angegriffen durch Verletzung der 
Ehre des Volkes und ſeiner Geſchichte, die ſich offenbart in 
Überlieferung und Brauchtum des Deutſchen Volkes. Sein 
Kulturwille, ſein Wille zu Freiheit und Brot, zu Sitt⸗ 
lichkeit und Arbeit wird geſchützt. 

Ausdruck des deutſchen Kulturwillens iſt auch der po⸗ 
litiſche Geſtaltungswille der deutſchen Vergangenheit, ſofern 
er uns verehrungswürdig erſcheint. So ſtellt ſich der Volks⸗ 
ſchutz auch vor die Vergangenheit und die Tradition des Vol⸗ 
kes — Schutzgüter, die man in der liberalen Geſtaltung der 
Staatsverbrechen vergebens ſucht. Es wird hier alſo die blei⸗ 
bende und dauernde Quellkraft des deutſchen Kulturwillens, 
das überzeitliche Weſen der deutſchen Lebensgemeinſchaft ge⸗ 
ſchützt; das iſt der Unterſchied gegenüber dem Staatsſchutze, 
der nicht ſo ſehr Geſtaltungsmöglichkeiten als vielmehr eine 
bereits geſtaltete Außerung deutſchen Kulturwillens: den 
Staat in ſeiner derzeitigen Führung und Sachgeſtaltung 
ſichern will und dabei hauptſächlich an gegenwärtig vorhan⸗ 
dene Werte denkt. 

Von den praktiſchen Vorſchlägen zum Schutze des deut⸗ 
ſchen Volkes als Schickſal⸗ und Kulturgemeinſchaft ſeien zu⸗ 
erſt die bereits erwähnten Anträge der NSDAP. im 
früheren Reichstage genannt. Roſenberg (a. a. O. S. 565, 
566) hat in dieſem Zuſammenhange den Erlaß folgen⸗ 
den Strafgeſetzes vorgeſchlagen: „Jeder Deutſche und in 
Deutſchland lebende Nichtdeutſche, der durch Wort, Schrift 
und Tat ſich einer Beſchimpfung des deutſchen Volkes 
ſchuldig macht, wird, je nach der Schwere des Falles, mit 
Gefängnis, Zuchthaus oder mit dem Tode beſtraft. Ein Deut⸗ 
ſcher, der außerhalb der Reichsgrenzen genanntes Vergehen 
begeht, wird, falls er ſich nicht dem deutſchen Gericht ſtellt, 
für ehrlos erklärt. Er verliert alle Staatsbürgerrechte, wird 
für immer des Landes verwieſen und in die Acht getan. Sein 
Vermögen wird zugunſten des Staates beſchlagnahmt.“ Ahn⸗ 
lich ſieht die Pr Denkſchr. (S. 60, 61) als umfaſſenden Tat⸗ 
beſtand die Kränkung der Volksehre vor und nennt als Bei⸗ 
ſpiele unwahre Zweckbehauptungen zum Schaden der Ehre 
des Deutſchen Volkes, Ehrenkränkungen zum Schaden des 
Andenkens an die geſchichtlichen Leiſtungen des Deutſchen 
Volkes („Geſchichtsfälſchung in beleidigender Abſicht“), unter 
denen die Leiſtungen des Volksheeres, der toten Volkshelden, 
der Kriegsgefallenen und der verſtorbenen Freiheitskämpfer 
beſondere Beachtung verdienen. Hierher gehören (abweichend 
von der Syſtematik der Denkſchr. S. 54, 55) die Störung der 
Totenruhe an Ehrenhainen oder ſonſtigen Stätten der Toten⸗ 
und Heldenehrung, an Kriegerdenkmälern oder Denkmälern 
verſtorbener Volkshelden ſowie die Schändung der Helden⸗ 
und Kriegergräber. 

Die Zwillingsſchweſter des Willens zur Ehre iſt der 
Wille zur Wehr. Daher findet hier auch der Vorſchlag, die 
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Zerſetzung des Wehrwillens zu beftrafen, feinen Platz; wie 
die Denkſchr. S. 56 ausführt, ſoll darunter das Unternehmen 
fallen, öffentlich in Wort, Schrift, Druck, Bild oder in ſon⸗ 
ſtiger Weiſe den Willen zur wehrhaften Selbſtbehauptung des 
Deutſchen Volkes böswillig zu lähmen oder zu zerſetzen (über 
den ſtrafrechtlichen Wehrſchutz, Grau: Deutſche Juſtiz 1933, 
709 ff.). Der Wehrſchutz als Volksſchutz ergänzt den ſtaat⸗ 
lichen Wehrſchutz wirkſam (darüber C). 

Der Wille zur Ehre und zur Wehr ſchafft erſt die Vor⸗ 
ausſetzung für den Willen zur Arbeit. Der Arbeitswille iſt 
als Gegenſtand der Beſtimmungen zum Schutze des Deutſchen 
Volkes dort ſchutzbedürftig und ſchutzfähig, wo er in ſeinem 
Beſtande und in ſeinem Weſen angegriffen wird (zum Unter⸗ 
ſchiede von den bloßen „Verwaltungs“verbrechen im Be⸗ 
reiche der Volkswirtſchaft). Der Beſtand des Arbeitswillens 
iſt geſichert in der deutſchen Volkswirtſchaft und der ihr zu⸗ 
grunde liegenden Gemeinſchaft am Nationalvermögen, und 
ſein Weſen macht die volksſozialiſtiſche Geſinnung aus. Ge⸗ 
rade hier hat die jüngſte Rechtsentwickelung als Kräfte des 
„nationalen Gemeinſchaftsſtaates“ Bindungen des einzelnen 
freigelegt, die nicht mehr als bloßes Rechtsverhältnis zwi⸗ 
ſchen ihm und dem Subjekt Staat, ſondern gewiſſermaßen 
als Geſamthandsgemeinſchaft zwiſchen ihm und dem Volke be⸗ 
griffen werden können. Es iſt hier auf die Arbeiten Küchen⸗ 
hoffs (Nat. Gemeinſchaftsſtaat, Berlin 1934); Höhns (Die 
Wandlungen im ſtaatsrechtl. Denken, 1934, S. 13 ff.) ſowie 
Liermanns (Das Deutſche Volk als Rechtsbegriff im 
Reichsſtaatsrecht der Gegenwart, 1927) und die verdienſt⸗ 
vollen Beiträge in den Juliheften des „Deutſchen Rechtes“ 
zu verweiſen. Die ſozialiſtiſchen Gemeinſchaftskräfte bedingen 
eine Reihe von Unrechtsgruppen, die zum Schutzgegenſtande 
haben: das ſchaffende Arbeitsvolk (insbeſ. die Arbeitskraft), 
ſeine ſachlichen Arbeits⸗ und Wirtſchaftsmittel ſowie die 
Organiſierung des Wirtſchaftseinſatzes des deutſchen Arbeits⸗ 
volkes. Die Verbrechen gegen Sachgeſtaltung und Führung 
der deutſchen Volkswirtſchaft bilden den Kreis der politiſchen 
Delikte eines Volkswirtſchaftsſtrafrechtes, deſſen Unterſuchung 
im einzelnen hier zu weit führen würde und daher für eine 
andere Gelegenheit vorbehalten bleiben muß. Hierher ge⸗ 
hören zum großen Teile die von der Denkſchr. des PrJuſt⸗ 
Min. vorgeſchlagenen Tatbeſtände zum Schutze des Vertrauens 
in die deutſche Wirtſchaft (S. 79), der nationalen Arbeits⸗ 
kraft (im Gegenſatz zur Einzelarbeitskraft; vgl. dazu grund⸗ 
legend Grau: Deutſche Juſtiz 1934, 536 ff. und Geißeler: 
Deutſches Recht 1934, 59, 60) ſowie der Volkswirtſchafts⸗ 
verrat (volksverräteriſche Anreicherung einer fremden Volks⸗ 
wirtſchaft zu Laſten der deutſchen), die Sabotage der ſozia⸗ 
liſtiſchen Gemeinſchaftsbeſtrebungen (Arbeitsbeſchaffung, Ar⸗ 
beitsdienſt, Winterhilfe u. ä.; vgl. Diener: Deutſches Recht 
1934, 331). 

Der Volksſchutz wäre unvollſtändig, würde er nicht auch 
die friedliche Einheit des Volkes gegen die Gegenſpieler 
ſeiner Einheit ſicherſtellen, als deren wichtigſte Repräſentanten 
heute die Klaſſen erſcheinen. 

Das zentrifugale Prinzip iſt im Bereiche des Volkes 
der Klaſſenhaß, ſo wie es im Bereiche des Staatlichen der 
Partikularismus und Separatismus und im Bereiche der 
ftaattragenden Bewegung das Vielparteienſyſtem iſt. Während 
der Marxismus das Prinzip der Klaſſenherrſchaft iſt und 
daher im bolſchewiſtiſchen Strafrecht die Klaſſe oberſter ge— 
ſchützter Staatswert iſt, hat der politiſche Liberalismus die 
Lehre vom Nebeneinander der Klaſſen im Staate vertreten, 
jedenfalls die Klaſſen nicht beſeitigt. Der liberalen Poſition 
entſpricht das Verbot der Klaſſenhetze in 8 130 StGB. Die 
Klaſſen (zu denen die Rechtſprechung allerdings auch nicht als 
Klaſſen anzuſehende Bevölkerungsgruppen rechnet) werden 
hier als beſtehend vorausgeſetzt, ihr friedliches, d. h. nach 
den Regeln des liberalen Wirtſchafts⸗ und Staatsrechtes ſich 
abwickelndes Nebeneinanderſein iſt ſogar Schutzgegenſtand des 
Strafgeſetzes. Die PrDdenkſchr. (S. 61) führt aus, daß dieſe 
Vorſchrift im nationalſozialiſtiſchen Staate keine Bedeutung 
mehr habe, weil es jetzt nur noch Volksgenoſſen, keine Klaſſen 
mehr gäbe. Gerade deshalb erſcheint aber die Wieder auf⸗ 
richtung von Klaſſengegenſätzen und erſt recht die Klaſſen⸗ 
hetze und die Einführung einer Klaſſendiktatur als beſonders 


gefährlicher Angriff. Denn die Volkseinheit wird durch die 
Klaſſenſpaltung aufs empfindlichſte getroffen. Die Klaſſen⸗ 
hetze und das Unternehmen einer Klaſſendiktatur wäre als⸗ 
dann als beſonders gefährlicher Tatbeſtand des von der 
Denkſchr. vorgeſchlagenen Geſetzes gegen die Volksverhetzung 
zu bewerten. Es iſt darauf zu verweiſen, daß der codice 
penale in Art. 270, 272 die Propaganda und die Bildung 
von Organiſationen beſtraft, die auf einen gewaltſamen Um⸗ 
ſturz der im Staate beſtehenden wirtſchaftlichen oder ſozialen 
Ordnungen gerichtet ſind; als beſondere Beiſpiele nennt das 
Geſetz die gewaltſame Diktatur einer Klaſſe über eine an⸗ 
dere, die gewaltſame Unterdrückung einer Klaſſe durch eine 
andere und die gewaltſame Beſeitigung jeder politiſchen und 
rechtlichen Ordnung (Anarchismus). Freilich iſt ein Unter⸗ 
ſchied, der auf außerſtrafrechtlichen Verſchiedenheiten beruht, 
nicht zu verkennen: der codice penale ſetzt ebenſo wie das 
liberale deutſche StGB. von 1871 die Klaſſen zunächſt ein⸗ 
mal als ſoziale Gegebenheit voraus, um dann ihr friedliches 
(ſo das DStGB.) bzw. ihr in der Staatsnation geeintes (fo 
der codice penale) Nebeneinanderſein zu regeln, während die 
Wirtſchafts⸗ und Arbeitsverfaſſung des neuen Deutſchland 
auch in der unterſten Stufe keine ſozialen Gegenſpieler kennt, 
was aber, wie geſagt, nicht dahin zu führen braucht, die 
Klaſſenhetze als beſonders gefährlichen Angriff auf die Volks⸗ 
einheit ungeſtraft zu laſſen. Auch würde ſich empfehlen, dem 
Tatbeſtande der Volksverhetzung, der in der Denkſchr. auf 
die hetzeriſche Erörterung von Angelegenheiten des Staates 
beſchränkt bleibt, die hetzeriſche Erörterung von Angelegen⸗ 
heiten des Volkes zugrunde zu legen; denn der National- 
ſozialiſtiſche Staat iſt weit davon entfernt zu glauben, daß 
„die für das Volksganze beſte Art der Führung überall die 
ſtaatliche ſei. Weite Lebensgebiete will er, unbeſchadet ſeines 
Rechtes einzugreifen, anderen Ordnungs⸗, Kraft⸗ und Füh⸗ 
rungszentren überlaſſen“ (Freisler: Deutſche Juſtiz 1934, 
100 0 Auch dieſe Lebensgebiete ſind ſchutzbedürftig und ſchutz⸗ 
ähig. 

Überall, wo das Volk und das Deutſche geſchützt wird, 
wird nicht bloß das geſchützt, was anderen Völkern gegenüber 
als das eigenartige Volksgut gerade der Deutſchen erſcheint, 
ſondern alles das, was der Nationalſozialismus unter Volk 
und Deutſch verſteht; denn das, was den deutſchen Namen 
heute in der Welt ausmacht, wird geprägt und geſtaltet von 
der Kraft, die das Volk trägt und bewegt. Abſchließend fei 
hier noch ein Grundzug des Volksſchutzes hervorgehoben: Es 
handelt ſich dabei um die Quellkraft deutſchen Kulturwillens. 
Das ſagt ſchon, daß es nicht um die Sicherung ſtagnierender 
Verhältniſſe geht, wie eine faſchiſtiſche kritiſche Stimme zum 
Raſſenſchutz gemeint hat, denn das Deutſche Volk iſt nicht 
bloß das gegenwärtig lebende Geſchlecht als Ganzes, zu ihm 
gehören vielmehr „die unendliche Reihe der Geſchlechter der 
Vergangenheit, die, weil ſie gelebt, gekämpft, gelitten und ge⸗ 
ſiegt haben, und weil ſie geſtorben ſind, mit uns weiterleben, 
und die Reihe der Geſchlechter nach uns ..., die, weil fie 
geboren werden ſollen, leben, arbeiten, leiden, ſiegen und 
ſterben werden, mit uns leben“ (Freisler: Deutſche Juſtiz 
1933, 670). Das Volk iſt Inhalt der Strafbeſtimmungen: 
nicht nur ſeine Würde, auch ſeine Verheißung, nicht nur 
ſeine Leiſtungen, auch ſeine Hoffnungen. Wenn auch nicht 
Stagnation, wie die zitierte kritiſche Stimme meint, ſo folgt 
doch das eine aus dem Gedanken des ſich ſelbſt genügenden 
(autarken) Volkes: daß der Raſſen⸗ und Volksgedanke dem 
ſtaatlichen Streben Grenzen auferlegt, Grenzen des Friedens 
aus dem Streben nach „einer gerechten Staatenordnung auf 
der Grundlage des Volkstums“ (vgl. v. Weber a. a. O. 
S. 238; Nicolai a. a. O. S. 41, 42, 66 ff., insbeſ. S. 68; 
vgl. auch das unter E am Ende dieſes Aufſatzes genannte 
Beiſpiel). 


B. 


Die Strafgeſetze zum Schutze der NSDAP. als der be⸗ 
wegenden und führenden Kraft des Staates und der politiſchen 
Willensträgerin der deutſchen Lebensgemeinſchaft können die 
Bewegung ſchützen in ihrer Einheit als Körperſchaft oder in 
ihrer Vielheit von Mitgliedern (über den Schutz des Na⸗ 
tionalſozialismus als Weltanſchauung: JW. 1933, 2622). 
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I. Zunächſt mag eine Überſicht über den bereits be⸗ 
ſtehenden Strafſchutz folgen: 

1. Der Beſtand der NSDAP. und ihr Schutz vor An⸗ 
griffen ihrer Gegenſpieler wird ſichergeſtellt durch das Geſetz 
gegen die Neubildung der Parteien v. 14. Juli 1933. Es 
zerfällt in zwei Vorſchriften: ein Verfaſſungsgeſetz, das den 
gegenwärtigen Zuſtand zum Geſetze für die Zukunft erhebt: 
in Deutſchland beſteht als einzige politiſche Partei die 
NSDAP. 8 2 des Gef. bringt die ſtrafrechtliche Sicherung 
dieſes Verfaſſungszuſtandes: die Aufrechterhaltung des or⸗ 
ganiſatoriſchen Zuſammenhaltes einer Partei oder die Neu⸗ 
A ee wird ſtreng beſtraft (über den 1 
er Partei im Sinne des Strafgeſetzes: a. a. O. S. 2623 f.). 
Mit dieſem Geſetze, das den Parteienpluralismus durch das 
Einparteiſyſtem ablöſt, iſt nur die negative Seite eines 
Verfaſſungswandels aufgezeigt, die poſitive Seite wird im Ge⸗ 
ſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 
1. Dez. 1933 ſtaatsrechtlich unterbaut: die Einpartei wird als 
Führung und Bewegung in den Staat eingebaut. Beide Ge⸗ 
ſetze zuſammen erſt machen die magna charta der Bewegung 
aus. Für den Gehalt⸗ und Geſtaltwandel ſtrafrechtlicher 
Normen iſt hier zweierlei feſtzuſtellen: das Unternehmen, der 
Partei die unlösliche Verbundenheit mit dem Staate zu neh- 
men und der Trägerin des nationalſozialiſtiſchen Staates die 
führende und bewegende Kraft zu nehmen (88 1, 3 Ein⸗ 
heitsG.), fällt unter den Tatbeſtand des Verfaſſungshochver⸗ 
rates, doch nur dann, wenn dieſes Unternehmen durch Ge⸗ 
walt oder Drohung mit Gewalt ausgeführt werden ſoll (8 80 
II StGB. i. d. Fall. des Gef. v. 24. April 1934). Das Er⸗ 
1 8 5 me iſt ſtrafrechtlich 15 . 

erkmal, das den Tatbeſtand des § 80 II a. a. O. von dem 
Tatbeſtande der Partelbilbung i. S. des $2 Einpartei®. 
unterſcheidet. Abgeſehen von dieſem ſtrafrechtlichen Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmal iſt der Normengehalt auch grundſätzlich zu 
trennen. Einmal handelt es ſich um das Grundgeſetz der 
Bewegung gegenüber dem Staate, das andere Mal um das 
Grundgeſetz des Staates im engeren Sinne. Sollte nun in 
Zukunft das Erfordernis der Gewalt im Verfaſſungshochver⸗ 
rate dem bloßen Erfordernis der Rechtswidrigkeit Platz 
machen, ſo würde allerdings rein ſtrafrechtlich die Wieder⸗ 
oder Neuerrichtung einer Partei zugleich ein Unternehmen 
rechtswidriger Verfaſſungsänderung darſtellen. Auch die ſub⸗ 
lektiven Tatbeſtände würden ſich decken, insbeſ. auch das Er⸗ 
ſordernis der Beſtimmtheit des hochverräteriſchen Vorſatzes 
bedeben fein; denn der Täter beginge durch die Teilnahme au 
er vorhandenen Organiſation ſchon das Unternehmen, ich 
5 Verbote der Verfaſſung, einer anderen Partei anzuge⸗ 
uhr rechtswidrig zu entziehen. Behandelte man alſo in 
als ar bie drei Ordnungsreihen: Volk, Bewegung und Staat 
ſezez eſondere Rechtsgüter des Strafrechtes, ſo würde Ge⸗ 
Ventonkurrenz vorliegen. Wollte man aber, wie die Pr⸗ 
ine 10 55 den Schutz des Beſtandes beider Ordnungsreihen 
noch bl Schutze der Staatsverfaſſung aufgehen laſſen und nur 
beſtandsße Rechtswidrigkeit der Verfaſſungsänderung als Tat- 
11 amerkmal des Hochverrats vorſehen, ſo würde es ſich 
beſtanß fehlen, die Parteibildung als qualifizierten Tat⸗ 
Vorſchriftn behandeln. Der Bewegungsſchutz wird durch die 
litiſche ten vervollſtändigt, die ſich allgemein auf „po⸗ 
ſchriften ſübaniſationen“ beziehen, ſei es, daß die Strafvor⸗ 
eind nice chützen oder beſtrafen; hier werden Freund und 
Fall iſt on tiv beſtimmt, wie es im Bewegungsſchutz der 
Verſammlunern nach Tätigkeiten allgemeiner Art abgegrenzt 
Werbung), 18 5 Aufzüge, Sammlungen, Uniformtragen, 
des Deutſchen ſusbeſ. in der VO. des RPräſ. zum Schutze 
alls Der Zeit Volles v. 4. Febr. 1933 und in den Not VO. 

2. Die B des Parteienpluralismus. 
gen un eg als Ganzes haben auch die Beſtimmun⸗ 
den Bewegun tende, die ſich mit der Ehre der ſtaatstragen⸗ 
ihrer Ehrenkleld efaſſen. Hier iſt zunächſt einmal der Schutz 

; er und Abzeichen vor unbefugtem Beſitz (der 
Uniformen) und T en N 
B00. v. 21. Mä 1 80 (der Abzeichen) gemäß $ 1 Abwehr⸗ 
een 15 1933 zu nennen. Man hat in der Recht⸗ 
NS Dal ofen Recht angenommen, daß ein Mitglied der 
a oder lch ohne SA. ⸗Mann zu fein, SA.⸗Uniform 
gt, oder welcher ein ihm nicht zuſtehendes Abzeichen führt, 


nicht nach § 1 a. a. O. ſtrafbar iſt (Sonder®. Hannover, Halle: 
Deutſche Juſtiz 1934, 452 mit Anm. von Knapp; im Schrift⸗ 
tum nicht unbeſtritten). Denn der § 1 a. a. O. hat den Schutz 
des Verbandes im Auge, er gewährt einen inſtitutionellen, 
nicht perſonellen Schutz; die SA. wie die PO. ſind aber nur 
Gliederungen ein und derſelben Bewegung, wie auch aus 
dem Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat 
hervorgeht. So wird die Ehre des Typus, und zwar des 
Typus des politiſchen Soldaten, geſchützt, nicht aber ein bloßer 
Verſtoß gegen die innerkörperſchaftlichen Diſziplinarvorſchrif⸗ 
ten beſtraft. Mit Recht hat das RG. in einem Urteil vom 
24. April 1934 1 D 294/34: JW. 1934, 1726 angenom⸗ 
men, daß auch die NSDAP. als Ganzes ein Verband i. S. 
der §8 1 und 2 a. a. O. iſt, obwohl dieſe Vorſchriften nur von 
Verbänden ſprechen, während § 3 a. q, O. ausdrücklich die 
Parteien neben den Verbänden als Schutzſubjekte nennt. Die 
Ausdrucksweiſe ſcheint mir darauf zu beruhen, daß der Über⸗ 
gang von der Parteienverfaſſung mit Geſellſchaftscharakter zu 
Verbandsgliederungen mit Führerprinzip und Gemeinſchafts⸗ 
charakter in dieſer Zeit ſich vorbereitete. Daß unter das Tra⸗ 
gen von Abzeichen auch ſolche Abzeichen fallen, die echten Ab⸗ 
zeichen zum Verwechſeln ähnlich ſind, hat die Rechtſprechung 
und nunmehr auch das RG. in der genannten Entſcheidung 
(a. a. O.) mit Recht angenommen, denn auch ein falſches Ab⸗ 
zeichen wird doch nur getragen, um die Mitgliedſchaft des 
Verbandes zu „kennzeichnen“ i. S. des 8 1 Abſ. 2 a. a. O. — 
Eine Beſtätigung findet m. E. dieſe Anſicht in 8 360 Nr. 7 
i. d. Faſſ. von Art. I Ziff. 19 des Gef. v. 26. Mai 1933, wo 
ausdrücklich der Gebrauch von Wappen und Flaggen, die den 
echten zum Verwechſeln ähnlich ſehen, dieſen gleichgeſtellt wer⸗ 
den. Eng mit § 1 Abwehr VO. verwandt iſt die Vorſchrift des 
§ 2, die den beſtraft, der bei Begehung einer ſtrafbaren 
Handlung — (ganz allgemein, aber natürlich nicht bei fahr⸗ 
läſſigem Vergehen, da die VO. nur „heimtückiſche“ An⸗ 
griffe beſtrafen will; ſo nunmehr auch das RG. a. a. O. 
und ſchon vorher die Rſpr.; vgl. Urt. des Sonder. Berlin: 
Deutſche Juſtiz 1933, 688) — das Ehrenkleid oder Abzeichen 
der Bewegung unbefugt trägt. Die Ehre iſt nicht das einzige 
Schutzgut der Vorſchrift, ſondern ebenſoſehr auch das Ver⸗ 
trauen des In⸗ und Auslandes auf die Lauterkeit der Be⸗ 
wegung. Das geht auch aus dem Abſ. 2 des Geſ. hervor, der 
mit den ſtrengſten Strafen die Tat belegt, die in der Abſicht 
begangen wird, einen Aufruhr oder in der Bevölkerung Angſt 
oder Schrecken zu erregen oder dem Deutſchen Reiche außen⸗ 
politiſche Schwierigkeiten zu bereiten. Außenpolitiſche Schwie⸗ 
rigkeiten ſind m. E. auf Grund der heutigen internationalen 
Ordnung auch nicht bloß zwiſchenſtaatliche im engeren Sinne, 
ſondern auch ſolche, die zunächſt auch zwiſchen Privatwirtſchaf⸗ 
ten ſich abſpielen, aber auf die Lage der Volkswirtſchaft rück⸗ 
wirken (Abbruch von Handelsbeziehungen durch ausländiſche 
Truſts uſw.). Das Vertrauen des Volkes und des Auslandes 
zu der führenden und bewegenden Kraft des deutſchen Volks⸗ 
ſtaates iſt auch das in 83 Abwehr VO. (2. Fall) geſchützte 
Rechtsgut, der die unwahren Zweckmeldungen (nicht: bloße 
Werturteile) über die nationalſozialiſtiſche Bewegung in Strafe 
nimmt. Die Verbreitung einer unwahren Behauptung i. S. 
des 8 3 a. a. O. kann auch in einer vertraulichen Weitergabe 
an einen einzelnen geſchehen (im Gegenſatz zur Verbreitung 
einer Schrift i. S. der 88 110, 184 Nr. 1 StGB.; RG. : 
Deutſche Juſtiz 1934, 710 f.). Das Schutzgut des Vertrauens 
iſt natürlich nicht mehr ein parlamentariſches Vertrauen etwa 
i. S. des Art. 54 der Weimarer Verfaſſung, ſondern es iſt die 
Gefolgſchaftstreue des deutſchen Volkes. So wird auch hier 
die Abwendung des Strafgeſetzgebers von einer bloßen Er⸗ 
faſſung des öffentlichen Rechtsverkehrs zwiſchen zwei Rechts⸗ 
ſubjekten (Bürger, Staat) in einzelnen öffeutlich- rechtlichen 
Rechtsgeſchäften erſichtlich. Die neuen Unrechtsgruppen decken 
aber gleichzeitig als einen Grundzug des neuen Rechtes das 
Beſtreben des Geſetzgebers auf, den Bereich der öffentlich⸗ 
rechtlichen Rechtsbeziehungen in Gemeinſchaftsverhält⸗ 
niſſe aufzugliedern. 

3. Ein beſonderes Rechtsgut iſt Gegenſtand des 8 4 Ab⸗ 
wehr O., der die erſchlichene Mitgliedſchaft der Nichtmitglied⸗ 
ſchaft gleichſetzt und daher den Erſchleicher der Mitgliedſchaft 
wegen unbefugten Tragens von Abzeichen oder Uniformen be⸗ 
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ſtraft. Unter den Tatbeſtand der Erſchleichung fällt die Ver⸗ 
ſchweigung von Tatſachen, von denen der Bewerber weiß, daß 
ſie ſeinem Eintritt entgegenſtünden, wenn ſie bekannt wären. 
Doch kann man von einer Erſchleichung doch wohl nur im 
Falle der Täuſchung ſprechen, wenn Tatſachen verſchwiegen 
werden, deren Angaben erfordert werden (Logen⸗, Partei⸗ 
zugehörigkeit, Deutſchblütigkeit, Vorſtrafen). Das Schutzgut 
der genannten Vorſchrift iſt ſo die Reinerhaltung der Ausleſe, 
und die verbotene Angriffshandlung iſt die Zerſetzung der Be⸗ 
wegung (darüber: IW. 1933, 2625). Es wäre in Anbetracht 
der Bedeutung des Schutzgutes ſehr bedauerlich, wenn die 
Vorſchrift in Zukunft fallengelaſſen werden ſollte, wie es in 
der PrDenkſchr. der Fall iſt. 

4. Neben dem Verbandsſchutz hat das Geſetz zur Gewähr⸗ 
leiſtung des Rechtsfriedens v. 13. Okt. 1933 den Organ⸗ und 
Mitgliedsſchutz geſtellt, der das Tötungserbieten und die An- 
nahme deſſen ſowie das Unternehmen der Tötung von Amts⸗ 
waltern der NSDAP. (nicht: Parteigenoſſen) oder Angehöri⸗ 
gen der SA. aus politiſchem Beweggrunde oder wegen ihrer 
amtlichen oder dienſtlichen Tätigkeiten mit den ſtrengſten Stra⸗ 
fen beſtraft. Politiſch iſt der Beweggrund dann, wenn der 
Täter mit dem Angriff auf den Betroffenen zugleich einen fol- 
chen gegen Sachgeſtaltung und Führung der deutſchen Lebens⸗ 
gemeinſchaft verbindet; weiter geht der Angriff auf die amt⸗ 
liche oder dienſtliche Tätigkeit des Angegriffenen, die auch in 
der reinen Verwaltungsſphäre liegen kann. Die Prdenkſchr. 
(S. 36) will den Schutz der Vielheit der Träger der Bewegung 
nicht mit übernehmen und ſieht eine ähnliche Rechtslage vor, 
wie ſie der codice penale kennt (im Gegenſatz zum bolſche⸗ 
wiſtiſchen Syſtem). 

II. Überprüft man das vorhandene Geſetzesmaterial, ſo 
findet man bei näherem Zuſehen noch beträchtliche Lücken. 

1. Zwar gibt es einen Beſtandsſchutz für die Bewegung 
(B J, 1), doch nur gegenüber ihren Gegenſpielern (den Par⸗ 
teien), nicht aber wird die Bewegung in „dieſer“ ihrer Sach⸗ 
geſtaltung (in ihrem Soſein) geſchützt, die ſichergeſtellt wird 
durch die Verfaſſung oder entſprechend § 1 Abſ. 2 Satz 2 des 
genannten Einheit3&., richtiger: durch die Satzung der NS⸗ 
DAB. Nun kann man zwar mit Rückſicht darauf, daß die 
Ordnungsreihen Staat und Bewegung keine getrennten, ſon⸗ 
dern weſentlich miteinander verbundene Lebenskreiſe ſind, die 
Satzung der NSDAP. als einen weſentlichen Teil der Staats⸗ 
verfaſſung anſehen und das Unternehmen ihrer gewaltſamen 
oder durch Drohung mit Gewalt vollzogenen (nicht aber: bloß 
rechtswidrigen) Anderung als Verfaſſungshochverrat erfaſſen. 
Ein Schutz läßt ſich daher in dieſem Falle noch ſchlecht und 
recht durch die Auslegung des beſtehenden Geſetzes erreichen. 

2. Anders iſt das ſchon mit dem Schutz der Führer der 
Bewegung. Zwar iſt durch das Einheits. (§ 2 i. d. Tuff. 
des Geſ. v. 4. Juli 1934) einem Amtsträger der Bewegung: 
dem Stellvertreter des Führers der Schutz der Regierungsmit⸗ 
glieder (unter C III) zuteil geworden, es handelt ſich dabei um 
echten Bewegungsſchutz; denn der Geſchäftsbereich des Mini⸗ 
ſters „liegt nicht im Staate, ſondern in der Partei“ (Fabri- 
cius, Anm. 2 zu 82 in Pfundtner⸗Neubert). Das 
gleiche gilt von der Tätigkeit des Führers; denn die Verbin⸗ 
dung von Führer⸗ und Reichskanzler⸗ und nunmehr auch 
Reichspräſidentenamt hat bereits inſtitutionellen Charakter 
(C. Schmitt S. 20). Dieſe Verfaſſungsinſtitution wird als 
geltendes Recht bereits in dem Geſetz über das Staatsober⸗ 
haupt des Deutſchen Reiches v. 1. Aug. 1934 vorausgeſetzt, 
wonach die Befugniſſe des Reichspräſidenten „auf den Füh⸗ 
rer und Reichskanzler Adolf Hitler“ übergehen (81 [RG Bl. I, 
747); vgl. auch den Erlaß des Reichskanzlers zum Vollzug 
dieſes Geſetzes v. 2. Aug. 1934 Punkt 1 [RG Bl. I, 751). Es 
fällt daher unter den Tatbeſtand des Amtszwanges i. S. des 
§ 81 StGB. n. F. auch ein Angriff auf das Führeramt. (Ent⸗ 
ſprechend würde bei Verletzungen der „Führer“ ehre ein An⸗ 
trag nicht erforderlich fein, falls der Vorſchlag der PrDenkſchr. 
S. 35 Geſetz würde, die bei beſonders ſchweren Amtsbeleidi⸗ 
gungen wegen der gleichzeitig verletzten Belange der Volks⸗ 
gemeinſchaft an der Ehre ihrer Führer von einem Straf⸗ 
antrage des Verletzten mit Recht abſehen will.) Doch fehlt 
ein Führer⸗ und Amtsſchuz (Angriff auf Leib und Leben, 
Geſundheit, körperliche Bewegungsfreiheit, Entſchlußfreiheit, 
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Amt) der anderen führenden Amtsträger der Bewegung, 
mögen ſie in Perſonalunion mit ſtaatlichen Behörden oder 
Amtern ſtehen oder nicht; denn dort, wo die Perſonalunion 
keinen verfaſſungsinſtitutionellen Charakter hat, fällt der Be⸗ 
wegungsſchutz eben nicht mit dem Staatsſchutze zuſammen. 

In dieſem Zuſammenhange iſt auf die Doppelſeitigkeit 
eines jeden echten Amtsſchutzes hinzuweiſen: einmal auf die 
Beſtimmungen, welche die Amtsträger beſonders ſchützen, ſo⸗ 
dann aber auch auf diejenigen, die ſie beſonders ſtreng beſtra⸗ 
fen, wenn ſich die Amtsträger eine Volksſchädigung zuſchulden 
kommen laſſen. Auch in dem zweiten Falle handelt es ſich um 
den Schutz der Bewegung als ſolchen, denn die Reinheit ihrer 
Träger wird geſchützt. So hat die Prdenkſchr. (S. 45) den 
Führertreuebruch (groben Mißbrauch des in einen Führer der 
Bewegung geſetzten Vertrauens) als beſonders ſchwer zu 
ahndendes Delikt in Vorſchlag gebracht. Darin liegt die Wie⸗ 
derbelebung des alten deutſchen Treue⸗ (fidelitas-) Gedankens 
(Prdenkſchr. a. a. O.; v. Weber: GS. 104, 236; Nagler: 
Deutſches Recht 1934, 53) für die Geſtaltung der Staatsver⸗ 
brechen, die von der Verantwortlichkeit des Amtsträgers 
gegenüber dem Volke ausgeht und dem Unverantwortlichkeits⸗ 
grundſatze der liberalen Geſtaltung ähnlich wie dem römijch- 
rechtlichen Majeſtasprinzip entgegengeſetzt iſt (vgl. G. Fe⸗ 
der, Der Staat auf nationaler und ſozialer Grundlage, 1933, 
S. 57, 98, wo er darauf hinweiſt, daß der mit rückſichtsloſer 
Strenge durchzuführende Satz der Verantwortlichkeit der 
öffentlichen Amtsträger allein das Vertrauen des Volkes zu 
ſeiner Führung garantiert). Die verfloſſene Epoche in der Ge⸗ 
ſtaltung des politiſchen Deliktes hat einen beſonderen Schutz 
der ſtaatstragenden und ⸗bewegenden Kräfte vor Machtmiß— 
brauch weder in der konſtitutionell⸗monarchiſchen noch in der 
republikaniſchen Zeit geſchaffen. Das entſpricht nur dem Un⸗ 
verantwortlichkeltsdogma jener Zeit, ja fie hat noch darüber 
hinaus Strafausſchließungsgründe für Abgeordnete geſchaffen. 
Man muß ſchon in die Geſchichte vor dem Liberalismus zu⸗ 
rückgehen, wenn man den Machtmißbrauch ſtaatstragender 
Kräfte als ſtrafbaren Tatbeſtandstypus finden will. Er wird 
verkörpert im verbrecheriſchen Amtsträger oder richtiger im 
verbrecheriſchen Beamten des PrALN. Es iſt eine preußische 
Leiſtung von rechtsgeſchichtlicher Bedeutung, den Amtsmiß⸗ 
brauch der Beamtenſchaft, die nach Niederwerfung der Land⸗ 
ſtände in Preußen, insbeſ. ſeit der Zeit des Großen Kur⸗ 
fürſten und der Verwaltungsreform Friedrich Wilhelms J., 
im Verein mit der Armee zu den ſtaatstragenden Kräften 
gehörte, in umfaſſender Weiſe in das Strafrecht einbezogen 
zu haben. Mit der Einführung eines Parlamentes verlor das 
Beamtentum feine ſtaatstragende Bedeutung in dem um⸗ 
faſſenden alten Sinne, um ſich auf die Trägerſchaft des 
Staats, apparates“ im engeren Sinne zu beſchränken und um 
im Weimarer Staate auf Grund der Abhängigkeit der Re⸗ 
gierung vom Parlamente ſowie des Aufkommens und immer 
größeren Anwachſens der Einrichtung des „politiſchen Be— 
amten“ uſw. in fortſchreitendem Liberaliſierungsprozeſſe ſeiner 
Auflöſung entgegenzugehen, nachdem das Beamtentum wäh⸗ 
rend des Umſturzes von 1918 — auch dieſes Mal im Verein 
mit der von Hindenburg geführten Armee — für kurze Zeit 
zur ſtaats⸗ und volkstragenden Kraft geworden war und 
durch ſein ununterbrochenes Weiterarbeiten Deutſchland vor 
dem endgültigen Zerfall errettet hatte. So iſt es denn als 
ein äußerſt bemerkenswerter Wandel im ſtrafrechtlichen Schutze 
der ſtaatstragenden Kräfte in dieſem Jahre feſtzuhalten, daß 
die Rechtſprechung des RG. den Typus des ſtrafbaren Amts⸗ 
trägers der NSDAP. als der ſtaatstragenden Bewegung von 
heute auf den Typus des ſtrafbaren Beamten zurückzuführen 
verſucht. 

Der Amter⸗ und Führerſchutz iſt in dem Urteil des 
3. Strafſenats des RG. v. 18. Jan. 1934 (Deutſche Juſtiz 
1934, 399 ff.) zwar nicht in der eigentlich politiſchen Sphäre 
der Führung und Sachgeſtaltung, ſondern in der weiten 
Sphäre der Verwaltung auf dem Wege über den Beamtenſchutz 
Gegenſtand der Entſcheidung geworden. Doch fallen natürlich 
auch die Amter und Amtsinhaber mit politiſchem Führungs⸗, 
nicht bloßem Verwaltungscharakter unter den allgemeinen Be⸗ 
griff des öffentlichen Amtes und Amtsträgers. Das RG. be⸗ 
trachtet in der genannten Entſcheidung einen Bannführer der 
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93. als Beamten im Sinne des Strafrechts (8 359 StGB.). 
Die eigentliche Begründung für dieſe Entſcheidung iſt nicht 
gerade als zulänglich zu bezeichnen — das RG. befaßt ſich in 
der genannten Entſcheidung mit der Frage, ob der Bannführer 
Erzieher i. S. des $ 174 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. iſt. Es beruft 
ſich auf den Grundgedanken des Geſ. zur Sicherung der Ein⸗ 
heit von Partei und Staat v. 1. Dez. 1933 und führt zur Be⸗ 
gründung an, daß Staat und nationalſozialiſtiſche Bewegung 
ſeit der Machtübernahme durch den Führer der Bewegung aufs 
engſte zuſammenhingen; mit ihrer Tätigkeit als Erzieher und 
Lehrer erfüllten die Führer der H J. daher ſtaatliche Aufgaben, 
die ſie aus der Staats gewalt herleiteten und die der Ver⸗ 
wirklichung ſtaatlicher Zwecke dienten. In einem Auf⸗ 
ſatze über „Parteidienſtſtellen und Parteimitglieder als Be⸗ 
hörden und Beamte im Sinne des Strafrechtes“ will Dietze 
(DR. v. 15. Juni 1934 S. 166 f.) unterſcheiden, ob die Partei 
im Innenverhältniſſe zu ihren Mitgliedern oder nach außen 
zur Volksgeſamtheit in Erſcheinung tritt, und will im erſten 
Fall den Dienſtſtellen und ihren Amtsträgern Behörden- bzw. 
Beamtenqualität zuſprechen, da fie alsdann als Staats- 
organe auftreten. Beide Außerungen laſſen ein vertieftes Ein⸗ 
gehen auf die ſtaatsrechtlichen Grundlagen vermiſſen. Es iſt 
ja nicht an dem, daß die NSDAP. dadurch, daß fie zur ſtaats⸗ 
tragenden Schicht wurde, einfach in die ſtaatliche Sphäre ein⸗ 
gerückt iſt und nun ein Organismus unter vielen anderen 
ſtaatlichen Organismen iſt. Weder die Parteiorganiſation als 
Einheit noch eine Parteidienſtſtelle iſt lediglich Staatsorgan 
(ogl. Einleitung dieſes Aufſatzes). Das Verufsbeamtentum, 
an deſſen Erneuerung der nationalſozialiſtiſche Staat mit ſtar⸗ 
ker Hand gegangen iſt, verkörpert allerdings keine ſtaats⸗ 
tragende und ⸗bewegende Kraft, wie es der politiſche Leiter 
der Bewegung iſt, vielmehr repräſentiert er etwas mehr 
Statiſches: den Rechtswert des Staates (Foellreutter, 
Allg. Staatslehre, S. 268 ff., 116) oder richtiger: den Ord⸗ 
nungswert des Staatsapparates im engeren Sinne des 
5 ortes. Die Bewegung iſt eine Gemeinſchaft politiſcher 
Soldaten, die den Staat trägt und bewegt, und aus einer 
beivaten Partei die politiſche Garantin eines neuen Staats⸗ 
anubtfeins geworden. Das beſagt nur, daß fie und ihre 
waenſtſtellen in die öffentlich⸗ rechtliche Sphäre gerückt ſind, 
1757 allein das Einheits®. in § 1 Abſ. 2 anerkannt hat 
SH eine Entſcheidung des AG. Köln: DRZ. 1934, Beil 
Förde ff. Nr. 319, in der die HJ. als öffentlich⸗rechtliche 
be erſchaft angeſehen wird). Das allein genügt aber auch 
en für das Strafrecht?); denn der Beamtenbegriff des 
weltlrechtes iſt ja nicht derſelbe wie der des Staats- und Ver⸗ 
öffe ungsrechtes. Außer der Stellung der Körperſchaft im 
ein ntlich rechtlichen Bereich erfordert der Beamtenbegriff noch 
= ee tlich-vechtliches Dienſtverhältnis auf Grund öffentlich 
zu icher Einberufung, das den Betreffenden typiſcherweiſe 
beſond gemessener Dienſtleiſtung, beſonderem Gehorſam und 
verpf derer Treue und die Körperſchaft zu beſonderem Schutze 
(Roh Sctet und durch diſziplinariſche Vorſchriften geſchützt iſt 
ee 60, 139). Beide Erforderniſſe erfüllen § 8 Ein- 
dente Fi der übrigens außer den erhöhten Pflichten gegenüber 

l 1 5 und Volk ausdrücklich auch die gegenüber dem 
beſtimm etont, einerſeits und die 88 4, 5 mit ihren Dienſtſtraf⸗ 
natisnalſa den andererſeits. Daß bei den Amtsträgern der 
11510 die ſozialiſtiſchen Bewegung das gleiche Schutzbedürfnis 
der rein gleiche Schutzfähigkeit vorliegen kann wie bei den in 
Gef a ‚„Itaatlichen“ Sphäre ſtehenden Amtsträgern, hat der 
Nei 1 um Geſetz zur Gewährleiſtung des Rechtsfriedens 
Er Denkſchr. nt Ahnliches gilt von den Vorſchlägen der 
Boligeibeannt 45, 38: Führertreubruch, Aufwiegelung von 
freilich der 8. SA und SS. Angehörigen). Wenn auch 
——ů griff des Beamten i. S. des $ 359 StGB. 


2 
und Sal et wan mit Recht angenommen, daß die Braunen Hauſer 
81 Nr. 2 Mer „Öffentlichen Zwecken dienende Bauwerke“ i. S. des 
An A hu Abwehr politischer Gewalttaten find (Schäfer 
Drucklegung dieſes ei Pfundtner⸗ Neubert). — Während der 
v. 13. Juli 1934 Aufſatzes wurde ein Beſchluß des LG. Dresden 
die Perſon eines Ac t eutſche Juſtiz 1934, 1033) bekannt, der für 
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zur Zeit nicht zugleich den Träger des öffentlichen Amtes 
ſchlechthin mitumfaßt (vgl. Binding, Lehrb. § 193 pr. 
S. 382, dagegen aber auch ſchon die dort in Anm. 3 ges 
naunte Literatur), ſo iſt doch die Tendenz bemerkbar, den 
öffentlichen Dienſt mehr und mehr in den ſtrafrechtlichen 
Beamtenbegriff aufgehen zu laſſen. Für eine derartige ſchon 
jetzt weithin richtige Auslegung ſpricht auch eine durch die 
Strafrechtsnovelle v. 24. April 1934 (RGBl. I, 341 ff.) an⸗ 
geordnete Anderung des StGB. Gemäß Art. II Nr. 1 find 
in § 4 Abſ. 2 Nr. 1 StGB. die Worte „als Beamter des 
Deutſchen Reiches oder eines Bundesſtaates“ durch die Worte 
„als Träger eines deutſchen Amtes“ erſetzt worden. Nun 
wollte dieſe Anderung wohl nur die partikulariſtiſche Wen⸗ 
dung des früheren StGB. beſeitigen. Doch bleibt es be⸗ 
achtenswert, daß es „Träger eines deutſchen Amtes“, nicht 
aber „deutſcher Beamter“ heißt; und es erſcheint bemerkens⸗ 
wert, daß der heutige Strafgeſetzgeber offenbar einer allzu 
engen Auslegung des ſtrafrechtlichen Beamtenbegriffes ab⸗ 
lehnend gegenüberſteht und vom Träger eines Amtes ſpricht, 
wo früher das Wort: Beamter ſtand. In der gleichen Linie 
liegt der Erlaß des Reichsjuſtizminiſters an die deutſchen 
Juſtizbehörden v. 20. Juli 1934 (Deutſche Juſtiz 1934, 925), 
der ebenfalls allgemein von der erhöhten Strafbarkeit der 
Träger eines deutſchen Amtes, der Führer oder Unterführer 
ſpricht. Der Beamtenbegriff des Strafrechts iſt ein durchgehen⸗ 
der Begriff aller drei Ordnungsreihen: Volk, Bewegung und 
Staat. Denn daß auch Träger von Gemeinde-, ja auch Kirchen⸗ 
ämtern unter den ſtrafrechtlichen Beamtenbegriff fallen, iſt 
herrſchende Rechtſprechung, und doch liegen dieſe Ämter, insbeſ. 
der kommunalen wie nunmehr auch der ſtändiſchen Selbſtver⸗ 
waltung nicht im Bereiche des „Staates“, ſondern in dem des 
„Volkes“ (vgl. C. Schmitt a. a. O. S. 13, 17 Anm. 1). Daher 
können Bedenken aus dem Grunde allein, daß Bewegung und 
Staat nicht identiſch ſind, gegen die Einreihung der Dienſt⸗ 
ſtellen und der Amtsträger der Bewegung in den Behörden⸗ 
und Beamtenbegriff des Strafrechtes nicht erhoben werden; 
denn dieſer Einwand würde auch für die Amtsträger in der 
volklichen Selbſtverwaltung gelten. (In dieſem Zuſammenhang 
ſei die Entſcheidung des KG.: Deutſche Juſtiz 1934, 294 f. 
angeführt, die im Rahmen eines bürgerlichen Rechtsſtreites 
den Kreisbauernführer, alſo einen Amtstypus der ſtändiſchen, 
in der Ordnungsreihe des Volkes liegenden Selbſtverwaltung 
als öffentlichen Amtsträger behandelt hat.) Folgt man dem, 
ſo ergibt ſich, daß die von Dietze a. a. O. gemachte Unter⸗ 
ſcheidung, ob die Bewegung nach außen oder nach innen in 
Erſcheinung tritt, nicht Platz greifen kann. Dietze will nur 
im zweiten Falle Behörden- und Beamteneigenſchaft als ge⸗ 
geben anſehen, weil nur in dieſem Falle Hoheitsbefugniſſe auf 
Grund der Unterordnung gegeben ſeien. Das iſt zu verneinen. 
Denn auch nach außen tritt die Bewegung als Hoheitsträgerin 
auf; gerade das iſt ja der Sinn einer ſtaatstragenden und 
bewegenden Kraft, wie auch aus §8 2, 6 Einheits. und 81 
Einpartei®. hervorgeht. Die Hoheit braucht nicht notwendig 
immer in der Vornahme gewaltſam durchſetzbarer Hoheits⸗ 
akte auf Grund eines Unterwerfungsverhältniſſes zu be⸗ 
ruhen, ſondern kann ſich auch in Initiativen, Repräſen⸗ 
tationen und vor allem in der gegenſtändlich nicht beſchränk⸗ 
ten Integration, d. h. in der immer wieder vollzogenen Her⸗ 
ausſtellung der Einheit von Volk, Staat und Bewegung 
äußern. Wenn man ſagen will, die Bewegung ſei nicht Be⸗ 
hörde, weil fie nicht „in das kleinliche Behörden- und Ver⸗ 
waltungsgetriebe hinabſteigen“ wolle, ſo muß behauptet wer⸗ 
den, daß dieſer Einwand auch für das Verhältnis nach innen 
gelten müßte, daß aber gerade jede Idee, die ſich durchſetzen 
will, der Organiſation bedarf (vgl. Hitler, Mein Kampf, 
11. Kap.) und ſelbſtverſtändlich nicht die Bewegung als ſolche 
ebenſowenig wie der Staat als ſolcher, ſondern nur die organi⸗ 
ſatoriſche Verwaltungseinheit von Amtern, etwa die Gau⸗ 
geſchäftsſtelle der PO. (vgl. Hatſchek, Verwaltungsrecht, 
3.— 4. Aufl., 813), als Behörde, und zwar immer nur als 
Behörde im Sinne des Strafgeſetzes in Betracht kommt. 
Dietze glaubt nun auch ein praktiſches Bedürfnis für ſeine 
Anſicht anzuführen: Speziell für den Tatbeſtand der falſchen 
Anſchuldigung (8 164 StGB.) will er die Behördenqualität im 
Sinne des Strafgeſetzes dann verneinen, wenn ſich die An⸗ 
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zeige „gegen Außenſtehende richtet und nur an die Partei als 
Verkörperung der Staatsgrundlage herangetragen wird“; denn 
nach ſeiner Meinung dürfte nicht verkannt werden, „daß 
gerade dieſe Stellen in einem ganz anderen Verhältnis 
zur Bevölkerung ſtehen als etwa die Polizei, und daß ſie ein 
Intereſſe daran haben, über alles, auch über umlaufende Ge⸗ 
rüchte, informiert zu ſein“. Dem iſt zu erwidern, daß nie ein 
Intereſſe daran beſtehen kann, daß jemand eine Dienſtſtelle 
der Bewegung belügt, ſei es auch nur leichtfertig; mag doch 
der Anzeigende alsdann ſeine Anzeige ausdrücklich als Gerücht 
beſtimmter Kreiſe an die Geſchäftsſtelle weitergeben und ſeine 
ſubjektive Meinung unter Umſtänden hinzuſetzen, wenn er es 
durchaus nicht laſſen zu können meint. Gerade im Falle des 
3 164 StGB. zeigt ſich, daß beſonders der außenſtehende 
Volksgenoſſe noch ſchutzbedürftiger iſt als derjenige, der unter 
der Ordnungsgewalt der Bewegung ſteht, denn dieſer kann 
ſich in einem Verfahren rechtfertigen, unter Umſtänden ſelbſt 
ein ſolches gegen ſich beantragen und vor allem: er wird 
noch eher von der Anſchuldigung erfahren als das Nicht⸗ 
mitglied. Daß nun aber eine Anzeige bei der Bewegung 
auch für Außenſtehende die gleichen unangenehmen Folgen 
haben kann wie etwa eine Anzeige bei der Polizet, er- 
kennt auch Dietze an. Da aus dem Erfordernis der 
öffentlich⸗rechtlichen Dienſtgewalt gefolgert werden muß, daß 
die Bewegung durch ihre Dienſtſtellen und Amtsträger 
ähnlich wie der Staat durch Behörden und Beamte in 
ein hoheitliches Mittlungsverhältnis zu dem Volksgenoſſen 
tritt, begründet die bloße Parkei-⸗ und Verbandszugehörigkeit 
als ſolche keine Behörden⸗ oder Beamteneigenſchaft, da hier 
eine Gleichordnung mit den übrigen Volksgenoſſen gegeben iſt. 
Die Rechtslage ändert ſich z. B. im Falle des § 164 StGB., 
wenn das Parteimitglied oder der SA.⸗Mann lediglich als 
Empfangsbote für die Dienſtſtelle der Bewegung tätig werden 
ſoll. Doch ſteht auch der einfache Parteigenoſſe und SA.⸗ 
Mann möglicherweiſe unter erhöhter Strafnorm dort, wo 
nicht von einem Amte, ſondern bloß von einer dienſtlichen 
Stellung geſprochen wird, wie etwa in 8 90e StGB. n. F. 
Abſchließend ſei auf den Erlaß des Führers an den neuen 
Stabschef (Punkt 6) v. 30. Juni 1934 ſowie die Reden des 
Stellvertreters des Führers und des Min Präſ. Göring vor 
den Leitern der preuß. Staatsanwaltſchaften anläßlich der 
Ereigniſſe vom 30. Juni bis 2. Juli (vgl. Deutſche Juſtiz 
1934, 880 ff. s)) ſowie auf den Erlaß des Reichsjuſtizminiſters 
an die deutſchen Juſtizbehörden v. 20. Juli 1934 (in der 
Deutſchen Juſtiz 1934, 925) hingewieſen, die ſämtlich nach⸗ 
drücklich feſtſtellen, daß der im öffentlichen Leben ſtehende 
Amtsträger ſtrenger zu ſtrafen iſt als der einfache Bürger, 
daß anderſeits normalerweiſe die ſtaatlichen Organe zur 
Aburteilung zuſtändig ſind, ein Grund für Mißtrauen zu 
ihnen als Organen des nationalſozialiſtiſchen Staates 
beſteht nicht. 

Ein gewichtiges, weder vom RG. noch von Dietze be- 
achtetes Bedenken gegen die hier vertretene Anſicht gilt es 
allerdings noch aus dem Wege zu räumen. Das heutige poli- 
tiſche Recht lehnt die juſtizförmige Überwachung der politiſchen 
Gewalt und die Einmiſchung der Gerichte in den Bereich des 
Politiſchen ab, wie ſie im Liberalismus einen, nicht den ein⸗ 
zigen, wenn auch typiſchen Ausdruck in der Einrichtung des 
Staatsgerichtshofes gefunden hat. C. Schmitt hat in der 
ſchon mehrfach genannten grundlegenden Schrift (S. 21, 22) 
Ausführungen gemacht, die unter Umſtänden gegen die hier 
vertretene Anſicht bedenklich ſtimmen könnten: 

„Es wird notwendig ſein, die ſaubere Abgrenzung der 
verſchiedenen Sphären durch bewährte Einrichtungen, wie die 
der ſog. Konfliktserhebung, zu ſichern und die Gerichte im 
Intereſſe ihrer Unabhängigkeit vor den Gefahren der politi⸗ 
ſchen Sphäre zu bewahren. Denn es liegt nahe, daß offene 
und verſteckte Feinde des neuen Staates ſich des alten politi⸗ 
ſchen Mittels bedienen, eine Frage als „reine Rechtsfrage“ 
hinzuſtellen, um den Staat oder die Bewegung vor Gericht 
zu ziehen, und daß ſie — vermittels der in der Logik eines 
Prozeßverfahrens enthaltenen Gleichordnung der Parteien — 


5) Dieſe Arbeit iſt bereits vor den in Bezug genommenen Er⸗ 
eigniſſen fertiggeſtellt worden. 


auf dieſe Weiſe ſich ſelbſt als dem Staat und der Bewegung 
gleichberechtigt aufſpielen.“ „Die innere Organiſation und 
Diſziplin der Staat und Volk tragenden Partei iſt ihre eigene 
Angelegenheit. Sie muß in ſtrengſter Selbſtverwaltung ihre 
eigenen Maßſtäbe aus ſich ſelbſt entwickeln. Die Parteiſtellen, 
denen dieſe Aufgabe obliegt, haben eine Funktion wahrzuneh⸗ 
men, an der nichts weniger als das Schiefal der Partei, damit 
auch das Schickſal der politiſchen Einheit des deutſchen Volkes 
hängt.“ 

C. Schmitt ſtellt hier wohl vor allem Erwägungen 
de lege ferenda an, wie ſich daraus ergibt, daß er die Ge⸗ 
fahr der Einmiſchung der Gerichte nicht nur in die Sphäre 
der Bewegung, ſondern auch des Staates behandelt, hier aber 
vorläufig die Konflikterhebung auf dem Gebiete des Be⸗ 
amtenſtrafrechtes kein Inſtitut des geltenden Rechtes iſt. Das 
geht aus ſeinem Aufſatze über „Konfliktserhebung bei Scha⸗ 
denserſatzanſprüchen gegen Staat und Körperſchaften des 
öffentlichen Rechtes“ in der DIZ. 1934, 776 ff. hervor, wo 
er die Frage der ſtraf rechtlichen Inanſpruchnahme eines Be⸗ 
amten übrigens ausdrücklich von feinen Betrachtungen aus⸗ 
nimmt (a. a. O. Sp. 779), offenbar, weil hier die Gefahr 
einer Verkleidung öffentlich- rechtlicher, insbeſ. politiſcher Strei⸗ 
tigkeiten in das Gewand eines unpolitiſchen Streitgegenſtan⸗ 
des nicht ſo groß iſt. Außerdem hat das Geſetz zur Sicherung 
der Einheit von Partei und Staat bereits eine Diſziplinar⸗ 
gewalt der Dienſtſtellen der Bewegung aufgebaut. Dieſe von 
der Bewegung in ihrem eigenen Schoße ſich vollziehende 
Dienſtordnung geht neben der allgemeinen Strafordnung des 
Staates her, fo wie ſich Beamtendiſziplinar⸗ und Beamten⸗ 
ſtrafrecht überſchneiden. Die Aburteilung politiſcher Verbrecher 
wie der Amtsvergehen hat der Geſetzgeber bisher den Gerichten 
des Staates überlaſſen. C. Schmitt hat an anderer Stelle 
(S. 17) darauf hingewieſen, „daß gerade die Entſcheidung 
darüber, ob eine Angelegenheit oder ein Sachgebiet unpolitiſch 
iſt, in ſpezifiſcher Weiſe eine politiſche Entſcheidung darſtellt“. 
Wenn nun etwa der Reichsgeſetzgeber dem Vorſchlag der Pr⸗ 
Denkſchr. der Schaffung eines Geſetzes gegen Führertreuebruch 
folgen würde, ſo würde er damit zum Ausdruck bringen, daß 
er den Bruch des in einen Führer geſetzten Vertrauens für 
eine reine Rechtsfrage hält und den Gerichten die Entſchei⸗ 
dung überläßt. Das iſt auch der Punkt, der Klarheit bringt 
in die letzte Poſition, von der aus die richtige Entſcheidung 
möglich iſt. Es iſt die von jedem Verfaſſungsſyſtem zu be⸗ 
antwortende Frage: quis judicat? Heute können die ordent⸗ 
lichen Gerichte noch darüber entſcheiden, ob eine Sache un⸗ 
politiſch iſt oder nicht. Doch wenn man von dem organi⸗ 
ſatoriſchen Problem der Kompetenz-Kompetenz des ordent⸗ 
lichen Gerichtes abſieht, die C. Schmitt als ein Merkmal 
liberalſtaatlicher Geſtaltung nachgewieſen hat, ſo iſt auch heute 
ſchon der ordentliche Rechtsweg unzuläſſig, wenn das ordent⸗ 
liche Gericht den im Strafprozeß befangenen Streitgegen⸗ 
ſtand als einen in Wahrheit politiſchen erkennt. Aufgabe der 
ſtaatstragenden Bewegung iſt es nun, den inneren Staats⸗ 
feind zu beſtimmen und zu bekämpfen (C. Schnitt a. a. O. 
S. 12, 14; derſ., Begriff des Politiſchen, 1932, S. 34, 35; 
Schwabe: JW. 1934, 1617). Wenn und ſoweit die 
Tätigkeit eines Amtsträgers der Bewegung ſich im Rahmen 
der Aufgaben ſeiner Dienſtherrin hält, iſt ein Rechtsſtreit dar⸗ 
über wegen des politiſchen Charakters des Streitgegenſtandes 
unzuläſſig. Im übrigen, d. h. über die ſog. „Tatbeſtands⸗ 
wirkung“ des politiſchen Aktes ſeitens einer Stelle der Be⸗ 
wegung für die anderen Hoheitsträger des öffentlichen Rech⸗ 
tes hinaus, kann von einer „Einmiſchung“ der Gerichte in 
das Führungs⸗ und Bewegungszentrum der deutſchen Le⸗ 
bensgemeinſchaft nicht die Rede ſein. Die neueſten, bereits 
erwähnten Erlaſſe haben nachdrücklich klargeſtellt, daß ein 
Mißtrauen gegen den Staat als den nationalſozialiſtiſchen 
Staat den Nationalſozialismus trifft; ſpeziell ein Mißtrauen 
gegen die Gerichte aber verträgt ſich nicht mit der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Auffaſſung von der Einheit des Imperiums. 

Es iſt ſchließlich daran zu erinnern, daß die meiſten 
Amtsdelikte nur qualifizierte „bürgerliche“ Delikte ſind, quali⸗ 
fiziert nur dadurch, daß ſie gegen oder von einem Beamten 
begangen werden; fo wird man die Frage der Nötigung, des 
Diebſtahls, der Untreue immer als eine reine Rechtsfrage an⸗ 
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zuſehen haben. Es iſt auch nicht zu verkennen, daß jenes Be⸗ 
denken überhaupt nur erhoben werden könnte gegen die Ab⸗ 
urteilung der Verbrechen und Vergehen im Amte (SS 331 ff. 
StGB.), nicht aber dort, wo Behörden und Amtsträger beſon⸗ 
ders geſchützt werden, wie es in den 88 114, 134, 136, 156, 
184 u. a. der Fall iſt (zweifelhaft beim Begriff der Obrigkeit 
der 88 110, 131, der eine allgemeine Anordnungsbefugnis 
vorausſetzt). Gerade die ſtrengere Beſtrafung von Trägern 
eines öffentlichen Amtes als die „freier Bürger“ läßt ſich 
mit dem Grundſatze der größeren Verantwortlichkeit des öffent⸗ 
lichen Amtswalters begründen. Auch dient die ſtrengere Be⸗ 
ſtrafung der Beamten nur der Beamten ſchaft; der Ty⸗ 
pus des öffentlichen Amtswalters wird geſchützt. Die ſtrengere 
Beſtrafung iſt nur die ſtrafrechtliche Folge der erhöhten um⸗ 
faſſenden Treuepflicht des Beamten, wie ſie bereits in ALR. 
II 10 88 86 ff. für die Staatsbeamten und in ganz ähnlicher 
Weiſe in 883, 4 Einheits G. für die Angehörigen der ſtaat⸗ 
und volktragenden Bewegung umſchrieben werden. Eines aller⸗ 
dings erſcheint prüfenswert, ob und inwiefern nicht doch eine 
Verſchiedenheit der Schutzbedürfniſſe im einzelnen Falle vor⸗ 
liegt. So fällt z. B. unter den Tatbeſtand der Beamtennöti⸗ 
gung nicht die Nötigung zur Niederlegung des Amtes über⸗ 
haupt (ſo auch RGSt. 56, 22); der Geſetzgeber mag hier ein 
Schutzbedürfnis als nicht vorhanden angenommen haben, da 
in den meiſten Fällen das dem Beamten gewährte ſtaatliche 
Gehalt ihn in ſeiner Lebensſtellung ſichert. Anders iſt dies 
bei den Amtsträgern der Bewegung, die als politiſche Solda⸗ 
ten meiſtens Arbeiter, d. h. aber von Privatperſonen abhängige 
olksgenoſſen und Amtsträger in einer Perſon ſind; daher 
wäre eine Ausfüllung dieſer Lücke angebracht. Auf einer ande⸗ 
ren Ebene liegen de lege ferenda die Fragen des Rechts⸗ 
weges. Nun haben die politiſchen Delikte ſchon immer im 
Verfahrensrechte eine beſondere Rolle geſpielt. Neue Wege 
hat hier auch das And. v. 24. April 1934 in der Errichtung 
eines Volksgerichtshofes beſchritten. Doch das würde nichts an 
dem materiellen Strafrechte ändern. 
- 3. Was den Ehrenſchutz anbelangt, fo find die wichtigften 
Varteiſymbole bereits als ſtaatliche Symbole durch $ 134a 
an: geſchützt (für die Hakenkreuzfahne: Jena: DRZ. 
1988, Nr. 548), doch bleiben andere Ehrenzeichen gewiſſer 
ohne crunger, der Bewegung und gleichgeſtellter Verbände 
beits Schutz (die Fahne des Luftſportverbandes und des Ar⸗ 
1 dienſtes). Formen des Ehrenſchutzes ſind die von der 
De küche. vorgeſchlagene Beſtrafung der Verunglimpfung 
. weerlänbifchen Weihegeſänge (Horſt⸗Weſſel⸗Lied) und der 
das Ve Geſetzgebung bereits geregelte Vertrauensſchutz. Um 
wäre ertrauen der Gefolgſchaft vollkommener zu ſchützen, 
An 5 die von dem Geſetz bereits beſtraften heimtückiſchen 
er ne gegen Perſonen und Vermögen von Volksgenoſſen 
of alle die Fälle auszudehnen, wo jemand unter Berufung 
mal ie in Wahrheit nicht erteilte Anordnung oder Erlaubnis 
10 5 ienſtſtelle der Bewegung einen anderen zu einem Ver⸗ 
halten zu beſtimmen unternimmt. 
Mit 4. Ein Schutz der organiſatoriſchen Zuſammenfaſſung der 
* al inberſchaff wie ſie etwa im Reichsparteitage ihren Aus⸗ 
fehle findet und analog 8 105 StGB. geſchützt werden könnte, 


C. 


Die Ordnungsreihe des „Staates“ ift Angriffsgegenſtand 
rt des politiſchen Deliktes im heutigen Sinne. 
des politic brechen im engen Sinne ſind der älteſte Typus 
gebung 805 e tes, doch auch fie haben in der Geſetz⸗ 
gemacht. Bien Jahres einen grundlegenden Wandel durch⸗ 
Zum beſſeren Verſtändni 1 

ü rſtändnis der nachſtehenden Überſicht 
NN era und Gehaltwandel in Recht und Rechts⸗ 
güterſchutzes enwart ſei zunächſt eine Gliederung des Rechts⸗ 
Boden: II b Es können geſchützt werden: J. der 
III die Mihre: zerfaſſung: 1. ihr Beſtand, 2. ihre Ehre; 
ire Treue 1 ihre Perſon, 2. ihr Amt, 3. ihre Ehre, 
Ei 100 lt, 2. al die politiſche Führung überhaupt: 1. als 
a 1 9 . als Amterinbegriff ; V. die Führung und Be⸗ 
. es Staates nach außen: 1. die ſtaatsgeheime 
phäre, 2. das Vertrauen in die Lauterkeit der deutſchen 


Staatsführung, 3. die Treue der Amtsträger im zwiſchenſtaat⸗ 
lichen Verkehr, 4. die Treue der Volksgenoſſen im zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Verkehr, 5. die Beweismittel, 6. der Frieden im 
zwiſchenſtaatlichen Verkehr; 7. die Kriegsführung: VI. die 
Staatsbürgerſchaft: 1. ihre Organiſation, 2. ihre Organiſie⸗ 
rung zum Staate, 3. ihr Vertrauen zur Regierung; VII. die 
Staatsehre. 

Das And. v. 24. April 1934 hat eine durch alle For⸗ 
men der Staatsverbrechen durchgehende Anderung gebracht: in 
der allgemeinen Abgrenzung der Angriffshandlung und in der 
Strafe. Als Strafart iſt die Feſtungshaft, bereits durch das 
And. v. 26. Mai 1933 auf ſeltene Ausnahmen beſchränkt, aus 
dem Gebiete des Hoch- und Landesverratsrechtes verſchwunden, 
neu hinzugekommen iſt die Vermögensſtrafe des 8 86 n. F. Das 
Strafmaß iſt in dem Verhältnis erhöht worden, als es zum 
Ausdruck deſſen nötig erſchien, daß es hier um den Schutz 
der wertvollſten Güter des Staatsvolkes geht (über Strafart 
und ⸗maß: Ritter a. a. O. S. 51—54). Die Abgrenzung 
der Angriffshandlung durch das And. bringt den folgerichti⸗ 
gen Erſatz des liberaliſtiſchen Erfolgs- und Verletzungsſtraf⸗ 
rechtes durch ein Willens⸗ und Gefährdungsſtrafrecht. Die 
Reihen Erfolgs⸗ bzw. Willensſtrafrecht einerſeits und Ver⸗ 
letzungs⸗ bzw. Gefährdungsſtrafrecht andererſeits bedeuten 
nicht dasſelbe, ſondern ſind wohl zu unterſcheiden (Nagler: 
Deutſches Recht 1934, 55). Das „Unternehmen“ als Grund⸗ 
typus der Angriffshandlung und damit die Beſeitigung des 
Verſuchsbegriffes gehört dem Willensſtrafrecht an; es kann 
ſtrafbar ſein als ein Unternehmen der Verletzung (z. B.: 
wer es unternimmt, der Sicherheit des Reiches zu ſchaden) 
ebenſogut wie als Unternehmen der Gefährdung (z. B.: wer 
es unternimmt, die Sicherheit des Reiches zu gefährden). 
Die Unklarheit, die im Reformſchrifttum weithin zu einer 
Gleichſetzung von Willens⸗ und Gefährdungsſtrafrecht führte 
(3. B. bei Schwarz: GerS. 104, 362), beruht darauf, daß 
beide Typen den Forderungen nach einem wirkſamen Staats⸗ 
und Volksſchutz entgegenkommen. 

Auch auf dem Gebiete des Rechtsgüterſchutzes iſt eine allen 
Staatsverbrechen gemeinſame Anderung eingetreten: der Weg⸗ 
fall des Partikularismus; die Länder erſcheinen entſprechend 
Art. 2 des Geſ. über den Neuaufbau des Reiches v. 30. Jan. 
1934 nicht mehr als geſchützte Subjekte neben dem Reiche. 
Ihre gewaltſame Wiedererrichtung wäre Hochverrat i. S. des 
8 80 Abſ. 2 StGB. n. F.; immerhin wäre die beſondere 
Nennung der Reichseinheit als Schutzgut des Hochverrates, 
wie es im alten und neuen italieniſchen Strafgeſetz der Fall 
iſt, wegen der damit verbundenen generalprävenierenden Wir⸗ 
kung und im Intereſſe einer volkstümlichen beiſpielhaften 
Rechtsſprache zu begrüßen. 

I. Bereits in der Gliederung der Rechtsgüter iſt ein 
Wandel eingetreten, der auch in das poſitive Recht hinüber⸗ 
wirkt. Das StGB. von 1871 ſchützte zuerſt die Fürſten, dann 
erſt die Verfaſſung (im Gegenſatze zum PrAL R.!) und 
ſchließlich das Staatsgebiet des Reiches und der Bundes⸗ 
ſtaaten und faßte die drei Verbrechen im Hochverrats⸗ 
tatbeſtande zuſammen. Dagegen wird der Hochverrat im 
And. nacheinander als Verbrechen gegen Boden, Verfaſſung 
und Führer erfaßt. Dem Boden, deſſen Verluſt nicht nur 
eine Minderung der Grundlagen räumlicher Staatsgewalt, 
ſondern Verluſt von deutſchen Volksgenoſſen als Staatsange⸗ 
hörigen bedeutet, räumt eine Staatsauffaſſung, die in Blut 
und Boden den Quell völkiſchen Daſeins ſieht, als dem Ele⸗ 
mente der Staatsgewalt, das die Zukunft des Volkes am nach⸗ 
drücklichſten verbürgt, die erſte Stelle im Strafſchutze ein. 
Wenn der 8 80 I n. F. neben der Einverleibung an einen 
fremden Staat auch die Losreißung eines Reichsteiles beſon⸗ 
ders nennt, ſo iſt damit der Separatismus gemeint. Wenn 
nun auch Partikularismus und Separatismus bereits unter 
Hochverratsſtrafen ſtehen, ſo iſt doch die Frage, ob nicht in 
Form einer Generalklauſel jede beſonders gefährliche Schmä⸗ 
lerung der Unabhängigkeit des Staates (unter Umſtänden auch 
durch wirtſchaftliche Mittel) nach Art des italieniſchen Straf⸗ 
rechtes zu verfolgen wäre. 

II. Auf dem Gebiete des Verfaſſungshochverrates hat das 
And. im großen und ganzen nur eine Kodifikation des be⸗ 
ſtehenden Rechtes gebracht. Die Reformvorſchläge gehen in 
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zwei Richtungen: in der des Schutzgutes und der der Angriffs- 
handlung. 

1. Die PrDDenkſchr. (S. 21, 30, 31) meint, an die Stelle 
der Verfaſſung die beſtehende politiſche, wirtſchaftliche und ge⸗ 
ſellſchaftliche Grundordnung des Volkslebens ſetzen zu müſſen. 
Unter Verfaſſung verſteht ſie im Einklang mit der richtigen 
Anſicht den Inbegriff derjenigen Vorſchriften, die die Grund⸗ 
lagen des politiſchen Staatslebens regeln, begrenzt jedoch den 
Begriff im Sinne der liberaliſtiſchen Lehre auf die geſchriebene 
Verfaſſung, was jedoch in Schrifttum und Rechtſprechung 
faſt ſtets verneint worden iſt (vgl. etwa van Calker, 
Vergleich. Darſtellung II 1 S. 195 Kohlrauſch, 8 81 
Anm. 1). Daher enthalten bereits geltendes Recht die Vor⸗ 
ſchläge der Denkſchrift, es ſolle auch dasjenige Ver⸗ 
faſſungsrecht unter den Schutztatbeſtand der Hochverrats⸗ 
norm fallen, „das in den rechtmäßigen Handlungen einer 
auf das Wohl aller Volksgenoſſen bedachten Staatsfüh⸗ 
rung zum Ausdruck kommt“. Das gleiche gilt auf Grund 
des das ganze heutige Verfaſſungsrecht beherrſchenden Führer⸗ 
grundſatzes von folgendem Satze der Prdenkſchr.: „Die jo 
gekennzeichnete Staatsgrundordnung nach den wechſelnden Be⸗ 
dürfniſſen des Volkswohls zu geſtalten und, wenn nötig, zu 
ändern, iſt ausſchließlich Sache der verantwortlichen Führer 
der Volksgemeinſchaft. Ein anderer, der ſie unbefugt angreift, 
begeht Hochverrat.“ Auch mit dem Erſatz des Wortes „Ver⸗ 
faſſung“ durch das Wort „Staatsgrundordnung“ wäre kein 
weſentlicher Unterſchied herbeigeführt, wenn man auch in Zu⸗ 
kunft darunter eine Rechtsordnung verſtände. Nun iſt aber 
der Verfaſſungsbegriff nicht erſt unter dem Einfluß liberaler 
Staatsauffaſſung in das Strafrecht eingegangen, bereits das 
Pra LR. II 20 $ 92 definiert den Hochverrat als eine gewalt⸗ 
ſame Umwälzung der Verfaſſung des Staates, und auf dieſe 
Beſtimmung geht § 80 Abſ. 2 StGB. n. F. auf dem Wege 
über § 61 Nr. 2 PrStGGB. letzten Endes zurück. Auch der 
heutige Staat hat ſeine Verfaſſung (C. Schmitt: Deutſches 
Recht 1934, 27). Was noch wichtiger iſt: Er iſt ein Rechts⸗ 
ftaat, d. h. ein Staat, in dem Machtablauf und völkiſches Zu⸗ 
ſammenleben durch Recht und Gerechtigkeit, d. h. aber durch 
Rechtsnormen (Geſetz, Gewohnheitsrecht), begründet und ge⸗ 
rechtfertigt wird. Es wäre nun ſehr merkwürdig, wenn in 
einer ſonſt ſo ſorgfältigen Geſtaltung der Staatsverbrechen 
jenes Recht und Gerechtigkeitsſtreben ohne Schutz bliebe. Es 
iſt hier auf den Vorgang des faſchiſtiſchen Strafgeſetzes zu ver⸗ 
weiſen, das den Angriff auf die Staatsverfaſſung weiterhin 
als einen ſolchen gegen die politiſche Rechts ordnung beſtraft, 
wie es bereits im alten c. p. (codice penale) der Fall geweſen 
iſt. Daher iſt auch entgegen vielfachen Außerungen des älteren 
und neueren Schrifttums daran feſtzuhalten, daß als Ver⸗ 
faſſung nur die Rechtsordnung als geſtaltgewordener Aus⸗ 
druck politiſchen Gerechtigkeitsſtrebens der deutſchen Lebens⸗ 
gemeinſchaft, nicht aber ein tatſächlicher Zuſtand zu verſtehen 
iſt (vgl. dazu ausführlich: Ritter a. a. O. S. 33 f., 49f.). 
Der auf Grund der Verfaſſung beſtehende tatſächliche Zuſtand 
iſt bereits geändert, wenn eine politiſche Einrichtung in dieſer 
ihrer konkreten Erſcheinung (dieſer Reichstag, dieſe Regierung), 
nicht aber überhaupt beſeitigt wird. Ein derartiger Schutz, 
der Perſonen und Amtsträger in ihrer jeweiligen Er⸗ 
ſcheinung zum Gegenſtande hatte, aber war nur in den 
88 80, 181 Nr. 1 und 105 StGB. a. F. für die Fürſten 
und den Reichstag vorhanden und blieb in der Schluß— 
periode liberaler Geſtaltung der Staatsverbrechen auf den 
Reichstag beſchränkt. Die Sondergeſetzgebung (insbeſ. der 
Republikſchutzgeſetze) kann hier außer Betracht bleiben, da ſie 
jene liberalparlamentariſche Grundlage bereits verließ. Es 
fehlte insbeſ. ein Regierungsſchutz als Amtsſchutz vollſtändig. 
Daß dieſe Poſition, die als letzte Konſequenz liberaler Geſtal⸗ 
tung der Staatsverbrechen erſcheint (darüber Ritter a. a. O. 
S. 67 ff.), den Bedürfniſſen eines wirkſamen ſtrafrechtlichen 
Staatsſchutzes nicht entſprach, bedarf keiner weiteren Erklä⸗ 
rung. Hierin ſehe ich den weltanſchaulichen Grund für jene 
ſich noch oder gerade in der liberaliſtiſchen Epoche anbahnende 
Verwiſchung von Verfaſſungs⸗ und Amterſchutz, die in der 
berühmten (Kapp⸗) Entſcheidung: RGSt. 56, 263 ihren 
praktiſchen Niederſchlag gefunden hat: „Als Hochverrat er⸗ 
ſcheint jeder gewaltſame Angriff auf den Träger der Staats⸗ 


gewalt, der ihm und ſeinen dazu berufenen Organen das Recht 
der freien Regierungsbetätigung entzieht.“ Dieſer Satz iſt 
auch im Schrifttum weithin vertreten worden (neuerdings z. B. 
von Schäfer-Richter a. a. O. Anm. 1 zu 8 81). Es iſt 
aber nicht an dem, daß der Tatbeſtand des § 81 n. F. „zu 
einem weſentlichen Teil“ (a. a. O.) einen Verfaſſungshochverrat 
darſtellt; die Angriffe liegen auf ganz verſchiedener Ebene des 
politiſchen Geſchehens. Indem nunmehr die Strafgeſetzgebung 
außer in §8 105, 107 StGB. auch im Geſetz zum Schutze des 
politiſchen Rechtsfriedens und das letzte And G. vor allem auch 
in § 81 n. F. einen weitgehenden Schutz der politiſchen Amter 
und Amtsträger geſchaffen hat, iſt auch nicht mehr das Schutz⸗ 
bedürfnis gegeben, das zu jener falſchen Auslegung des Ver⸗ 
faſſungstatbeſtandes geführt haben mag. 


2. Hinſichtlich der Angriffshandlung hat ſich gegenüber 
dem früheren Rechtszuſtande nicht viel verändert. Er ih durch 
das And. nur klarer und überſichtlicher geordnet worden. 
Wie bisher ſind Begehungsformen des Verbrechens: das 
Unternehmen, das nunmehr $ 87 bindend entſprechend der 
bisher herrſchenden Anſicht als Vollendung und Verſuch 
definiert — und die Vorbereitungen, von denen in 88 82 und 
83 I, III beſtimmte Begehungsformen qualifiziert beſtraft wer⸗ 
den. Die qualifizierten Vorbereitungshandlungen haben es 
faſt alle irgendwie mit der Beeinfluſſung von Gruppen zu 
tun, fo die Verabredung, die Konſpiration mit einer aus— 
ländiſchen Regierung, der Mißbrauch einer anvertrauten 
öffentlichen Macht (nach dem im Abſchn. B Geſagten z. B. 
auch im Bereiche der Bewegung; aber auch wohl öffentlich- 
rechtliche Macht über Sachen oder im Wirtſchaftsverkehr, z. B. 
die Befugnis, Richtpreiſe zu erlaſſen, Tarife feſtzuſetzen), An⸗ 
werben oder Einüben von Mannſchaften (als deren wichtigſter 
Typus heute politiſche Kampforganiſationen erſcheinen). Neu 
iſt die Vorſchrift des § 82 III, die für den Sonderfall der 
Verabredung bei tätiger Reue auch aus dem Geſichtspunkte 
des 8 83 Abſ. 2 (allgemeine Vorbereitung) gewährt. Die 
Frage des Rücktritts und der tätigen Reue beim ſtrafbaren 
Unternehmen hat bereits im bisherigen Schrifttum einen 
breiten Raum eingenommen. Mit Rückſicht auf das Staats⸗ 
intereſſe an der Verhinderung des hochverräteriſchen Unter⸗ 
nehmens iſt § 82 Abſ. 3 geſchaffen worden (amtliche Be⸗ 
gründung). Eine Unebenheit liegt jedoch darin, daß zwar bei 
einer beſonders gefährlichen Vorbereitung tätige Reue möglich 
iſt, nicht aber bei der mindergefährlichen Vorbereitung, und 
daß alſo faſt ein Anreiz beſteht, wenn jemand ſich nach 
§ 83 Un. F. ſtraffällig gemacht hat, nunmehr auch noch nach 
$ 82 J ſtrafbar zu werden, um fo in das Privileg des § 82 IM 
kommen zu können. Es iſt daher fraglich, ob die Vorſchrift 
des § 82 III (mindeſtens in ihrem letzten Halbſatz: Straf⸗ 
loſigkeit auch nach 8 83) empfehlenswert iſt, ob uicht viel⸗ 
mehr nur eine tätige Reue und ein Rücktritt von den quali⸗ 
fizierten Handlungen oder aber eine Ausdehnung auf alle 
Vorbereitungen zuzulaſſen wäre. $ 83 Abſ. 3 Nr. 1 beſtraft 
die Herſtellung oder Aufrechterhaltung eines organiſatoriſchen 
Zuſammenhaltes, der auf die Vorbereitung eines Hochverrates 
gerichtet ift. Dadurch unterſcheidet er fi) vom $ 2 Parteien⸗ 
verbotsG., der Gewaltanwendung nicht vorausſetzt. Neben 
$ 83 III Nr. 1 behält auch § 5 des Abſchn. II der VO. zur 
Erhaltung des inneren Friedens v. 19. Dez. 1932 weiter 
ſeinen Anwendungsbereich, der die Gruppenteilnahme an 
einem wegen hochverräteriſcher Betätigung aufgelöſten Verein 
beſtraft. § 83 III Nr. 2 erſetzt den S 5 VO. des RPräſ. gegen 
Verrat am Deutſchen Volke und hochverrätiſcher Umtriebe 
v. 28. Febr. 1933 und beſtraft den Zerſetzungshochverrat an 
Reichswehr und Polizei (nicht ſchlechthin die öffentliche Amts⸗ 
trägerſchaft in Staat und Bewegung). Dieſer Zerſetzungs⸗ 
hochverrat iſt echter Hochverrat, da er auch auf Anderung der 
Verfaſſung gerichtet iſt. Nur nimmt der Tatbeſtand die Zer⸗ 
ſetzung als Mittel des Angriffs auf. Im übrigen bleibt die 
Zerſetzung und Sabotage im Bereiche der Hochverratsnorm 
ſtraflos. Die Zerſetzung iſt ein der Anderung, die immer auf 
Herbeiführung einer Grundſatzentſcheidung gerichtet iſt, vor⸗ 
gelagerter Tatbeſtand des allmählichen Untauglichmachens, der 
Verherrlichung begangener politiſcher Delikte (die aber unter 
das neue Tatbeſtandselement der Anreizung i. S. des 8 83 I 
n. F. fallen kaun), des Unterwühlens und Untergrabens der 
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Staatsgrundlagen — Deliktstypen, die aus der Republikſchutz⸗ 
geſetzgebung bekannt ſind. Der Tatbeſtand der Zerſetzung iſt 
vor allem durch die Unbeſtimmtheit des Tatvorſatzes aus⸗ 
gezeichnet, während der Hochverratstatbeſtand die Beſtimmt⸗ 
heit des hochverräteriſchen Vorſatzes vorausſetzt (dazu R.: 
Deutſche Juſtiz 1934, 34), wenn auch an die Beſtimmtheit 
des Vorſatzes keine allzu großen Anforderungen zu ſtellen ſind, 
vor allem auch alternativer Vorſatz als ausreichend anzuſehen 
iſt, da ſich das Verbrechen ja noch im Vorbereitungsſtadium 
befindet. Auch bei mangelndem Vorſatze iſt nach § 85 n. F., 
der aus 8 6 VO. gegen Verrat uſw. v. 28. Febr. 1933 hervor⸗ 
gegangen iſt, die Begründung, Herſtellung, Verbreitung (dazu 
iG. a. a. O.) oder das Vorrätighalten zum Zwecke der Ver⸗ 
breitung einer Druckſchrift (nicht Schallplatten, bildlichen Dar⸗ 
ſtellungen wie in § 83 III Nr. 3) ſtrafbar, ſofern ihr Inhalt 
den äußeren Tatbeſtand des Hochverrates begründet, obwohl 
der Täter bei ſorgfältiger Prüfung der Schrift den ſtrafbaren 
Inhalt hatte erkennen können. Die Figur eines fahrläſſigen 
Hochverrates hat v. Weber (GS. 104, 229) mit Recht als 
einen Typus illiberaler Geſtaltung der Staatsverbrechen be⸗ 
zeichnet; denn hier wird der Täter nicht bloß zu einem Unter⸗ 
laſſen, ſondern zu einem poſitiven Tun verpflichtet, wie es der 
Erfaſſung des Staatsverbrechens als eines Treuebruchs ent⸗ 
ſpricht. Als Beiſpiele nannte 8 6 a. a. O. Aufforderung oder 
Anreizung zum gewaltſamen Kampf gegen die Staatsgewalt 
oder zum Streik in einem lebenswichtigen Betriebe, General⸗ 
ſtreik oder anderen Maſſenſtreik. Als Ergänzung bleibt weiter⸗ 
hin 8 21 J VO. v. 4. Febr. 1933 beſtehen, der eine Anzeige⸗ 
und Ablieferungspflicht für den aufſtellt, der von einem 
fremden Vorrat (ſo RG.: ZW. 1933, 270617) an Druck⸗ 
ſchriften der dort genannten Art glaubhafte Kenntnis 
erlangt. In der ſtärkeren Beachtung von Gruppen und 
der qualifizierten Behandlung des Unternehmens, Maſſen 
= hochverräteriſchen Sinne zu beeinfluſſen ($ 83 Abſ. 3 
ſch 3 SGB. n. F.), liegt eine Hervorkehrung des Gemein- 
haftsfriedens — ein Moment, das ebenfalls die ſtär⸗ 
Ste Betonung des Staates als Volksgemeinſchaft an 
l elle der früheren „zwiſchenperſönlichen“ Beziehungsrege⸗ 
N ug zwiſchen Staat und Staatsangehörigen als einzelnen 
erausſtellt. 
EM Eine Erweiterung des Strafſchutzes wäre noch möglich, 
5 das Geſetz an Stelle der Gewalt nur noch Rechtswidrig⸗ 
es in es hochverrätiſchen Unternehmens verlangen würde, wie 
(Frantrebreren Strafgeſetzen liberaler und illiberaler Prägung 
ſchieb reich, Norwegen, Italien) der Fall iſt und von ver⸗ 
ener Seite verlangt worden iſt (ſo bereits früher von 


a. r a. a. O. S. 36; und neuerdings von v. Weber 
als geſe i. 234, der allerdings Gewaltſamkeit der Ausführung 
in poli 7 Straferſchwerungsgrund verlangt). Eine Kritik 
We en Dingen (darüber vgl. v. Weber a. a. O.), die 
. ſchon im PrAL R. Beachtung findet und ſchon 
— ach ſtark beſchäftigte, würde nur dann dem Tat⸗ 
auf Nö 11 zu unterſtellen ſein, wenn ſie in irgendeiner Weiſe 
tigung der politiſchen Gewalt gerichtet wäre. 


III. Eine weſentliche Anderung in die Geſtaltung der 
Staats verbrechen bringt das Andch. v. 24. April 1934 in 
a 1 Steh ., der das Staatsoberhaupt und die Reichs⸗ 
. Und (übrigens nicht mehr die Reichsſtatthalter) in glei⸗ 
walt og lange vor „Amtszwang“ (Gewalt, Drohung mit Ge⸗ 
a einem Verbrechen oder Vergehen) ſchützt. Es genügt 
Arbeits und rahung rechtswidriger Nachteile, z. B.: Boykott, 
zu 8 106 atdelsjabotage; im übrigen vgl. dazu Rſpr. 

1795 8 der Sicherung der Führer vor Amts⸗ 

empfindliche Lücke im Strafſchutze des heu⸗ 

tigen Staates geſchloſſen; denn es iſt 1180 der 
Nate n Staatsverbrechen, neben dem Recht 
vorausbeſtimmte grundſätzen des politiſchen Lebens als den 
die Selbſtſicherheit 5 rdnungswerten des Gemeinſchaftslebens 
(ogl Koeln er Führung ſtrafrechtlich zu gewahrleiſten 
Verhältnis 1 a. Allgem. Staatl. S. 108). Über das 
dung (Deutſche & 77 zu 88 SO II ſagt die amtliche Begrün⸗ 
be 1 Be Juſtiz 1934, 595), daß der Amtszwang häufig 
b 1 erfaſſungshochverrat fein wird. Auch aus dem 
5 uß des zu II 1 am Ende Geſagten ergibt ſich, daß 
eide Vorſchriften ſchon mit Rücksicht auf ihre Schutzgüter 


nicht in Geſetzeskonkurrenz ſtehen können. Richtet ſich ein An⸗ 
griff auf die Regierung in ihrer beſonderen greifbaren Er⸗ 
ſcheinung zugleich gegen ſie als inſtitutionelle Einrichtung und 
als ein die Perſon überdauerndes Organamt, ſo liegt Ideal⸗ 
konkurrenz vor. 

Neben dem Amtsſchutz bleibt beſtehen der umfaſſende 
Perſonenſchutz: 1. des Staatsoberhauptes (früher des Reichs⸗ 
präſidenten): a) an Leib und Leben vor Tötungsunterneh⸗ 
men gem. § 5 II Nr. 1 VO. zum Schutze von Volk und 
Staat v. 28. Febr. 1933 (Tötungsunternehmen, Aufforde⸗ 
rung, Verabredung, Sicherbieten, Annahme deſſen; dazu vgl. 
die zu § 49a StGB. ergangene Rſpr.) ſoſoie vor Gewalt⸗ 
tätigkeiten gem. 8 94 StGB.; b) an der Ehre vor öffentlichen 
Beſchimpfungen und Verleumdungen gem. § 94 StGB.; 
2. der Regierungsmitglieder an ihrem Leben vor Tötungs⸗ 
unternehmen gem. § 5 II Nr. 1 a. a. O. Dieſer Perſonen⸗ 
ſchutz erſcheint auch in Zukunft unentbehrlich. Die Straf⸗ 
beſtimmungen können keine abgeſonderte und ungeſchützte 
„Privat“ ſphäre der oberſten Führer beſtehen laſſen. In einem 
auf Führung beruhenden Gemeinſchafts⸗ und Gefolgſchafts⸗ 
ſtaate ſind die oberſten Führer immer die „Fahne der 
Nation“. Der Glaube an ihre Kraft zur Verkörperung der 
völkiſchen Gemeinſchaftswerte und an ihre ausleſende Ent⸗ 
ſcheidung hat es mit ihrer ganzen Perſon zu tun (über die 
ähnliche Lage im italieniſchen Recht ſowie die Frage eines 
beſonderen Amts- und eines qualifizierten Kanzlerſchutzes vgl. 
Ritter a. a. O. S. 69.—75). 

Wie Amt, Leib, Leben und Ehre der Führer, ſo kann 
auch ihre Treue Gegenſtand des Schutzes ſtrafrechtlicher Be⸗ 
ſtimmungen ſein. In dieſem Zuſammenhang gehört der Vor⸗ 
ſchlag der PrDeenkſchr., den Führertreuebruch als beſonders 
ſchweres Verbrechen zu ahnden. Von Weber (a. a. O. S. 236) 
hat darin mit Recht die eigentliche Überwindung des römiſch⸗ 
rechtlichen Majeſtasprinzips und die Rückkehr zum deutſch⸗ 
rechtlichen Fidelitasgedanken in der Geſtaltung der Staats⸗ 
verbrecher geſehen. 

IV. Eine Generalklauſel zum Schutze der politiſchen Ge⸗ 
walt, wie ſie der codice penale in der Beſtrafung der An⸗ 
maßung irgendeines politiſchen Amtes (potere politico, nicht 
bloß dello Stato) und im Bürgerkriegstatbeſtande kennt, iſt 
dem deutſchen Recht und den deutſchen Reformvorſchlägen un⸗ 
bekannt. Der Bürgerkriegstatbeſtand erſcheint allerdings nur 
als beſondere Note des Hochverratstatbeſtandes entbehrlich. 

V. Die Verletzung der ſtaatsgeheimen Sphäre nach 88 80 
bis 90, 900 — e StGB. n. F. iſt das wichtigſte Delikt gegen 
die Führung und Behauptung des Reiches im außenſtaat⸗ 
lichen Verkehr (arg. § 80: „Vor einer ausländiſchen Regie⸗ 
rung“); nicht: „vor dem Auslande“, nicht: „vor dem Inlande“, 
im Gegenſatz zum codice penale, der auch lediglich innen⸗ 
politiſche wichtige Geheimniſſe in den Strafſchutz einbezieht). 
Gerade auf dieſem nunmehr an erſter Stelle behandelten Ge⸗ 
biete hat die Geſetzgebung der nationalen Regierung beſonders 
und ſchon frühzeitig den Strafſchutz durch Novellengeſetz⸗ 
gebung verſtärkt, fo daß die PrDenkſchr. den Schutz bereits 
als ausreichend bezeichnen konnte; doch hat das And. noch 
igeiteren Wandel geſchaffen. 

Die einheitliche Erfaſſung des Geheimnisbegriffs in 8 881 
bringt die bisherige Unterſcheidung von diplomatiſchen und 
militäriſchen Geheimniſſen und die verſchiedene Behandlung 
von Gegenſtänden und bloßen Nachrichten durch das Spion®. 
in Fortfall. So blieben ſtraflos: die leinfache) Ausſpähung 
und die (einfache) Mitteilung: a) bloß militäriſcher geheimer 
Nachrichten, weil ſie ja im liberalen Gefüge Gegenſtand der 
anonymen unverantwortlichen Meinungsbildung und des aus 
ihr reſultierenden Staatswillens waren, b) ſowie ſämtlicher 
diplomatiſcher Geheimniſſe, deren mindere Schutzwürdigkeit 
für den Liberalismus eine Selbſtverſtändlichkeit war, während 
ſich auf dem Gebiete des Militärweſens auch der Liberalismus, 
beſonders in ſeiner Ausprägung als Nationalliberalismus 
oder als Imperialismus zu einer ſtaatsmonopolen, den öffent⸗ 
lichen Debatten, Erörterungen, Enthüllungen, Interpel⸗ 
lationen uſw. der Parlamente, Parteien uſw. entrückten Zu⸗ 
ſammenfaſſung in den Händen der ſtaatlichen Behörden ver⸗ 
ftanden hat. SS 90d und e beſtrafen über den bisherigen 
Rechtszuſtand hinaus die Ausſpähung wie die Preisgabe eines 
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Staatsgeheimniſſes auch ohne Gefährdungs⸗, ja evtl. ohne 
Mitteilungsvorſatz, jedoch nur dann, wenn der Täter das 
Wohl des Reiches fahrläſſig gefährdet. Letztere Einſchränkung 
folgt daraus, daß der Geſetzgeber offenbar nicht die Wiſſen⸗ 
ſchaft eines jeden Mitbürgers von außenpolitiſchen, geheim⸗ 
zuhaltenden Gegenſtänden als ſtaatsgefährlich anſehen will, da 
ja der Staat keine in ſich ruhende Obrigkeit iſt, ſondern die 
immer erneute Anteilnahme des Volkes am Staatsſchickſal 
will. Der Richter hat ſich bei Anwendung des § 90d Abſ. 1 
die Frage vorzulegen, ob der Mitteilende die erforderliche 
(nicht: übliche) Sorgfalt in bezug auf Prüfung der Ver⸗ 
trauenswürdigkeit des Empfängers beobachtet hat. Ahnliches 
gilt für 8 90 d Abſ. 2: Wer ſich auf eigene Fauſt in den Beſitz 
von Staatsgeheimniſſen ſetzt, tut dies auf eigene Gefahr; kann 
er z. B. ſtaatsgeheime Gegenſtände nicht ſorgfältig verwahren 
oder muß er ſich auf Grund ſeines ganzen politiſchen Ver⸗ 
haltens bei ſorgfältiger Selbſtprüfung ſagen, daß ſeine Kennt⸗ 
nis von den Geheimniſſen als der Reichsführung gefährlich, 
nicht etwa ſchon abträglich, angeſehen werden muß, ſo muß 
er ſeine Hand davon laſſen. Der ſubjektive Maßſtab iſt mit 
Rückſicht auf den allgemeinen Fahrläſſigkeitsbegriff auch hier 
zugrunde zu legen, doch ſchadet er nicht, da bereits der Nach⸗ 
weis einer fahrläſſigen Gefährdung genügt. Von 8 90d 
unterſcheidet ſich die ebenfalls neue Beſtimmung des § 90e 
dadurch, daß fie ſich mit dem kraft Amtes, dienſtlicher Stel⸗ 
lung oder eines von amtlicher Seite erteilten Auftrages zu⸗ 
gänglichen Geheimniſſes befaſſen. Hier wird nicht mehr und 
nicht weniger als eine abſolute Verbergungspflicht der 
in der öffentlichen Sphäre ſich bewegenden oder in einem 
gewollten Abhängigkeitsverhältnis zu ihr ſtehenden Volks⸗ 
genoſſen ausgeſprochen. Es iſt die Verſchwiegenheitspflicht des 
politiſchen Soldaten, die nicht bloß zu einem Schweigen, ſon⸗ 
dern zur ſorgfältigen Verbergung, alſo einem poſitiven Tun 
(insbeſ. z. B. bei Aufbewahrung ſtaatsgeheimer körperlicher 
Gegenſtände) verpflichtet. Unter den Tatbeſtand der dienſt⸗ 
lichen Stellung fällt jedes öffentlich-rechtliche Dienſtverhältnis 
(alſo nicht nur der Beamte, Soldat, ſondern auch nach dem 
unter B Geſagten: jedes Parteimitglied, SA.⸗Mann uſw.) 
ebenſo wie ein privates Dienſtverhältnis (z. B. das Verhält⸗ 
nis eines privatvertraglichen Angeſtellten), wie auch unter den 
Tatbeſtand des von amtlicher Seite erteilten Auftrages jeder 
ſelbſt in den Formen des Privatrechtes gegebene Auftrag (im 
wirtſchaftlichen Sinne, alſo auch Kauf, Werklieferungsvertrag 
uſw.; nicht etwa nur ein Auftrag zur Führung z. B. von 
Wirtſchaftsverhandlungen) fällt. Immerhin muß der Täter 
gerade auf Grund ſeiner dienſtlichen Stellung in Kenntnis 
des Staatsgeheimniſſes oder Beſitz desſelben (3. B. der Auf⸗ 
tragsurkunde) ſein. Außer Kauſalzuſammenhang und fahr⸗ 
läſſiger Preisgabe ift die bereits bei 8 90e erwähnte Ge⸗ 
fährdungsfahrläſſigkeit nötig. Der § 90e füllt übrigens, was 
man bisher anſcheinend noch nicht genügend gewürdigt hat, 
eine empfindliche Lücke im Geheimnisſchutz: das ſtrafrecht⸗ 
liche Gebot einer Verbergungspflicht hat zur Folge, daß auch 
die Preisgabe an einen, den der Täter für einen Wiſſenden 
hält, der aber keine Kenntnis von ihnen hat, beſtraft werden 
kann, wenn der Mitteilende bei ſorgfältiger Prüfung ſich 
hätte ſagen müſſen, daß der Erklärungsempfänger noch keine 
Kenntnis von den Dingen haben kann. Denn in ſolchen 
Fällen kann man von der Preisgabe eines Geheimniſſes weder 
i. S. des $ 88 II noch des § 90d I reden. Es iſt daher die 
Frage, ob nicht die fahrläſſige Preisgabe über den Kreis der 
im 8 90e benannten Perſonen erforderlich wäre, um dem 
Täter die ſchwer zu widerlegende Entſchuldigung zu nehmen, 
er habe den Gegenſtand feiner Erzählung für dem Erklärungs⸗ 
empfänger bereits bekannt gehalten. Dabei ift auf 88 90 1, 91 
des norweg. StGB. von 1902 zu verweiſen, das jede Ent⸗ 
hüllung und Preisgabe beſtraft (bei fehlender Gefährdungs⸗ 
fahrläſſigkeit allerdings ſehr milde). In manchen Fällen wird 
allerdings auf ſeiten des Erklärungsempfängers § 90d II 
gegeben ſein, wenn er den Irrtum des Preisgebenden aus⸗ 
nutzt. 

Daß die politiſchen Wandlungen im Geheimnisſchutz eine 
Anderung nicht nur des Geſetzes, ſondern auch der Geſetzes⸗ 
auslegung bedingten, ſei hier nur erwähnt. Für die Frage 
deſſen, was das Wohl des Reiches „erfordert“, iſt die Wer⸗ 
tung der politiſchen Führung maßgebend. Dieſe Auslegung, 
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die v. Weber (Feſtgabe f. d. RG. Bd. 5 S. 196) allerdings 
bereits als feſtſtehenden Satz der Rſpr. nachgewieſen hat, iſt 
wichtig für die Frage der Tatbeſtandsmäßigkeit. Denn da der 
Geheimnisſchutz im Hinblick auf den Geheimwillen des Füh⸗ 
rers und der von ihm berufenen Stellen beſteht, ſo iſt die 
ſog. Einwilligung der berufenen Stellen nicht Rechtfertigungs⸗ 
oder Entſchuldigungsgrund, ſondern ſchließt bereits den Tat⸗ 
beſtand aus. Das meinten wohl ſchon die 88 2, 4 Spion, 
wenn ſie ausdrücklich die Rechtswidrigkeit der Geheimverletzung 
verlangen. Die politiſche Gewalt kann im Rahmen ihrer Zu⸗ 
ſtändigkeit einen Unwiſſenden in die Geheimniſſe einführen 
bzw. ihm die Kenntnisverſchaffung geſtatten. Durch die Nicht⸗ 
übernahme des Wortes „rechtswidrig“ in 88 90 d, e hat ſich 
nichts geändert. — Auch in dem Umfange des Geheimnis⸗ 
begriffes zeigt ſich ein Auslegungswandel. In einem Kultur⸗ 
und Wirtſchaftsſtaate, in dem Volksbildung und Volkswirt⸗ 
ſchaft keine politiſch wert⸗-neutralen Sektoren des Gemein⸗ 
ſchaftslebens mehr ſind, fallen volkswirtſchaftliche und kultur⸗ 
politiſche Dinge ebenfalls unter den Geheimnisſchutz. In dieſen 
Zuſammenhang gehören daher auch die Vorſchläge volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Landesverrates (vgl. PrDenkſchr. S. 75). 

2. Während Sinn einer jeden ſtaatsgeheimen Sphäre ift, 
ein Überraſchungsmoment und einen Unſicherheitsfaktor in den 
zwiſchenſtaatlichen Verkehr zu bringen, muß ſich die heutige 
Staatsauffaſſung, die einen Wandel auch in der Erfaſſung 
völkerrechtlicher Probleme bringt (vgl. Nicolai, Raſſe und 
Recht S. 68, 69; v. Weber: GS. 104, 238) ebenſoſehr an⸗ 
gelegen ſein laſſen, den unkontrollierbaren Gerüchten ent⸗ 
gegenzutreten, die das aus dem Vorhandenſein eines ſtaats⸗ 
geheimen Bereiches reſultierende Mißtrauen der Staaten 
untereinander ins Ungemeſſene ſteigern. Nicht nur die guten 
Beziehungen der Staaten untereinander, wie ſie 88 102 ff. 
StGB. ſchützen, ſondern darüber hinaus das Vertrauen der 
Völker zueinander im Rahmen der zu erſtrebenden Friedens⸗ 
gemeinſchaft der ſelbſtändigen Völker ſind Schutzgüter eines 
auf der Abkehr vom Imperialismus beruhenden Syſtems der 
Staatsverbrechen. De lege lata beſtrafen $ 90a die landes⸗ 
verräteriſche Fälſchung, § 90b die durch Veröffentlichung von 
Gegenſtänden, die der fremden Regierung bereits bekannt ſind, 
hervorgerufene Vergiftung des zwiſchenvölkiſchen Verkehrs 
und § 90 f die Zweckmeldungen, die das Anſehen des deutſchen 
Volkes gefährden (nicht des Staates; daher auch gegenüber 
anderen Gruppen und ſoziologiſchen Schichten möglich, wie im 
Falle kultureller und wirtſchaftlicher Greuelpropaganda). 8 90 f 
ſteht zu 8 3 Abwehr VO. v. 21. März 1933 in Geſetzes⸗ 
konkurrenz. Die Brunnenvergiftung des zwiſchenſtaatlichen 
Verkehrs iſt typiſches Emigrantendelikt. So geht auch die dem 
§ 90 k entſprechende Vorſchrift des Art. 269 codice penale 
auf die Tätigkeit der italieniſchen Emigranten zurück, und es 
iſt geſchichtlich nicht unintereſſant, daß die SS 102 ff. auf das 
Treiben der franzöſiſchen Emigranten um die Wende des 
18. Jahrhunderts zurückgehen (vgl. Gerland, V. D., Bel. 
Teil, Bd. 1 S. 123). Das Rechtsgut des Vertrauens in der 
Völkerrechtsgemeinſchaft iſt Gegenſtand auch folgender de lege 
ferenda erörterter Tatbeſtände: Vornahme auslandsfeindlicher 
Handlungen, wobei die SS 85, 95 norweg. StGB. als Vor⸗ 
bild dienen könnten (vgl. auch Art. 244 codice penale), ſowie 
die Verletzung der Neutralität (Entw. 1927: 8 115). 

. 4. Die Treue der Amtsträger und der Volksgenoſſen 
im zwiſchenſtaatlichen Verkehr kann ebenfalls Gegenſtand des 
Strafſchutzes ſein (vgl. § 90 g einerſeits, § 901 andererſeits). 
Die Beſtimmung des 8§ 901, die den Tatbeſtand der landes⸗ 
verräteriſchen Beſtechung beſtraft, iſt neu, doch hat hier offen⸗ 
bar Art. 246 codice penale als Vorbild gedient, wonach der 
Staatsbürger beſtraft wird, der von einer fremden Macht für 
ſich oder andere Vorteile oder Verſprechungen für das Unter⸗ 
nehmen von Handlungen annimmt, die den nationalen Inter⸗ 
eſſen entgegenſtehen, ſowie der Ausländer, der die Vorteile 
gewährt oder verſpricht. Das Entgelt i. Sinne des $ 90 i 
iſt jeder Vermögensvorteil; ob ihn der Täter für ſich oder für 
andere fordert, muß unerheblich fein. 8 90 f will die beſondere 
Treueverletzung des Deutſchen gegenüber ſeinem Vaterlande 
beſtrafen (amtliche Begründung), während der codice penale 
auch den Ausländer beſtraft. Doch iſt meines Erachtens auch 
der Ausländer wegen Anſtiftung ſtrafbar. Das ergibt ſich aus 
der Rechtſprechung (RGSt. 38, 417, 59, 34), die zur ſo⸗ 
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genannten Anſtiftung zum Sonderverbrechen ergangen iſt. 
Allerdings bleibt der Ausländer bei Nichtzuſtandelommen der 
Haupttat ſtraflos auf Grund der akzeſſoriſchen Natur der An⸗ 
ſtiftung. § 90 j iſt ſubſidiär, daher nicht anwendungsfähig, 
wenn ſich die landesverräteriſche Beſtechlichkeit zu einem 
Landesverrat verdichtet hat. 


6. Der Tatbeſtand der landesverräteriſchen Konſpiration 
mit einer ausländiſchen Regierung oder deren Agenten erfaßt 
die Herbeiführung nicht nur eines Krieges, ſondern nunmehr 
auch ſchwerer Nachteile für das Reich oder Reichsangehörige. 
Ob die Nachteile auf öffentlichem oder privatrechtlichem Ge⸗ 
biete liegen, iſt meines Erachtens gleich. Insbeſondere fallen 
unter § 91: der Wirtſchaftskrieg und andere wirtſchafts⸗ 
politiſche Maßnahmen, ſerner Beſchlagnahme von auslands⸗ 
befindlichem Vermögen der Reichsangehörigen oder ſonſtige 
Eingriffe in ihre Gläubigerſtellung. 8 91 beſtraft Deutſche 
und Ausländer in gleicher Weiſe; zu einem guten Teile wird 
dadurch die Beſtrafung der „Schmälerung der Unabhängigkeit 
des Reiches“ (vgl. unter OI a. E.) erreicht. Zu erwägen wäre, 
ob nicht in Anbetracht dieſer Erweiterungen als möglicher 
Konſpirationspartner nicht nur die ausländiſchen Regierun⸗ 
gen, ſondern auch andere ausländiſche Stellen behandelt 
werden müßten (Konſpiration mit Emigrantenverbänden, Par⸗ 
teien, ausländiſche Truſts zum Zwecke des Boykotts oder 
ſonſtiger Schädigung deutſcher Arbeit und Arbeitsergebniſſe 
Nat sch bloß privatwettbewerblicher, ſondern politischer 

ur). 


9 7. Hinſichtlich des Schutzes der Kriegführung hat das 
And. weſentliche Anderungen nicht gebracht. Doch hat auch 
ger die Auslegung die Abkehr vom Liberalismus insbeſ. im 
Fatbeſtande der landesverräteriſchen Begünſtigung (8 91 p) die 
dlufgabe einer alten liberaliſtiſchen Vorſtellung zur Folge, 
di nämlich die Kriegführung der Staaten nicht ohne weiteres 
55 Handelsfreiheit der Bürger der Staaten berühre. Der 

rieg iſt aus einem Waffengange zweier Heeresſäulen im 
offenen Schlachtfelde zu einem Ringen von Völkern in ihrem 
Aa en Raum geworden. Der Krieg iſt auch Wirtſchaftskrieg 
en Volkswirtſchaft und Volkswirtſchaft und damit auch 
bil en den Einzelnen, aus denen ſich die Volkswirtſchaften 
mit de er unterbindet jeden Handel und fördernden Wandel 
liche em feindlichen Auslande (zu der ſtaats- und völferrecht- 
S Seite vgl. Koellreutter, Allgem. Staatslehre, 1933 
leiſten⸗ 175). Was der Richter im einzelnen als „Vorſchub⸗ 
algen anzusehen hat, das muß er auf der Grundlage der 
— Richtlinien des Führers und der von ihm be⸗ 
2 T. Organe im Rahmen ihrer Zuſtändigkeit entſcheiden. 
Krie eatbeſtand des § 91 b gilt auch im Falle eines drohenden 
das Gre Dieſes neue Tatbeſtandsſtück hat eine Unklarheit in 
nicht blafgeſet gebracht: Das Drohen des Krieges iſt offenbar 
an >> Bedingung der Strafbarkeit, fondern auch Be⸗ 
92 0 ber inneren Tatſeite. Zweifelhaft iſt, ob eine Strafe 
er ann eintritt, wenn ein Krieg nur „gedroht“ hat, aber 
5 nicht eingetreten iſt. Für die Beſtrafung auch ſolcher 
Ge e ſprechen Wortlaut des Geſetzes und die Tendenz eines 
ob Hbrbungsftzaftechts, obwohl die Beantwortung der Frage, 
er enn wirklich ein Krieg gedroht hat, mitunter nicht leicht 

n wird (anders ausdrücklich Art. 310 codice penale). 


D. 


Die Ausführungen haben die beſonderen Schutzbedürfniſſe 
und ⸗möglichkeiten in jedem der drei politiſchen Bereiche der 
deutſchen Lebensgemeinſchaft gezeigt und die praktiſche und 
rechtspolitiſche Fruchtbarkeit einer Sonderung auch für die 
ſtrafrechtlichen Zwecke erwieſen. Die Ausführungen haben 
immer wieder das Ineinander und die mannigfachen Be⸗ 
rührungen der drei Ordnungsreihen aufgezeigt. Das beweiſt 
das Geſetzesmaterial unmittelbar in der Figur des verdeckten 
Bewegungsſchutzes dort, wo ſich Staat und Bewegung über⸗ 
decken: wer den Nationalſozialismus als Grundſatzentſcheidung 
der heutigen politiſchen Rechtswelt gewaltſam aufheben will, 
der will die Verfaſſung ändern und iſt nach $ 80 II ſtrafbar; 
wer den Nationalſozialismus beſchimpft, der beſchimpft auch 
die Verfaſſung (8 1342 StGB.). Umgekehrt ſteht ein für 
allemal feſt, daß das heutige Recht jeden Angriff und jedes 
Unterwühlen des Staates als einen Angriff und eine Un⸗ 
terwühlung auch des Nationalſozialismus betrachtet (vgl. die 
Rede des Führers am 17. Aug. 1934 in Hamburg und die in 
der Deutſchen Juſtiz 1934, 881 abgedruckte Anſprache des 
MinPräſ. Göring). Auch die Auslegung zeigt die 
vielfachen Überſchneidungen; ſo wenn etwa das „Deutſche“ 
— alſo ein in der Reihe des „Volkes“ liegender Begriff — 
in ſeinem Inhalte beſtimmt wird von dem Sinne, den ihm 
die Bewegung gibt. Abſchlteßend noch ein Beiſpiel, wie auch 
die Reihen: Staat und Volk ſich gegenſeitig durchdringen: 
Da das Volk und die Achtung fremden Volkstums Juhalt des 
Volksſtaates iſt (vgl. Hitler, Mein Kampf S. 428f.), ſo 
ergibt ſich für eine volksſtaatlich bedingte Auslegung des be⸗ 
reits beſtehenden Geſetzesmaterials die Unmöglichkeit, jemanden 
wegen Forſchung und Unterſuchungen der „Fragen der Na⸗ 
tionalität, der ſozialen, wirtſchaftlichen und lokalgeographi⸗ 
ſchen Verhältniſſe in national gemiſchtem Gebiete“ unter die 
Anklage des Landesverrates zu ſtellen, wie es unlängſt 
Zeitungsmeldungen zufolge in der Tſchechoſlowakei vorge— 
kommen iſt (vgl. auch dieſen Aufſatz unter A, letzter Abſatz). 

Sollte der Geſetzgeber in der Zukunft dem Vorgange der 
Aufgliederung des Geſetzesmaterials nicht folgen, jo Hätte fie 
auch weiterhin ihren Wert für die Syſtematik und vor allem 
auch für die künftige Geſetzesanwendung ſelbſt. Wir haben im 
Vorhergehenden die Schutzbedürfniſſe einer jeden der drei 
Ordnungsreihen und ihre ſtrafrechtliche Verquickung nach⸗ 
gewieſen und dabei noch häufig Lücken gefunden. Für die 
frühere Strafrechtsbetrachtung war ſolches Auffinden von 
Lücken nur eine Arbeit de lege ferenda, und kam eine Straf⸗ 
rechtsreform zum Abſchluß, jo hatte die betreffende Reform⸗ 
literatur nur noch geſchichtlichen Wert, für die Praxis war ſie 
Makulatur. Das gilt nicht innerhalb einer ſtrafrechtlichen Ge⸗ 
ſamtauffaſſung, die den Grundſatz: nulla poena sine lege 
nicht anerkennt (vgl. ſtatt vieler: Matzke: JW. 1934, 
1609 ff.). Sie führt dazu, einen Angriff auf eine der Ord⸗ 
nungsreihen, die im Strafgeſetze in dieſer Hinſicht nicht als 
Schutzſubjekt genannt wird, dann zu beſtrafen, wenn derſelbe 
Angriff auf eine andere Ordnungsreihe beſtraft wird, auch 
wenn dieſe die angegriffene Reihe nicht überdeckt; denn das 
Beſtehen jeder der drei Lebenskreiſe iſt für den Geſamt⸗ 
Dee der deutſchen Lebensgemeinſchaft von gleicher Wich⸗ 
tigkeit. 


—é — v — — — ——— II 


Die Mitwirkung der Jagdbehörden bei Verfolgung und 
Du Aburteilung von Jagdvergehen 
vom J. Judas PrJagdG. vom 18. Jan. 1934 und das NYagdG. 
ordnung von „1984 iſt erfreulicherweiſe im Gegenſatz zur Jagd⸗ 
gefunden Wilde die Erhaltung und Aufzucht eines artenreichen 
mehr dem ein andes ſowie die weidgerechte Jagdausübung nicht 
Aufſicht geſtellt neu überlaſſen, ſondern unter beſondere ſtaatliche 
tungen der Krei Die durch das Jagdgeſetz geſchaffenen Einrich⸗ 
bzw. § 53 Be Che und Gaujägermeiſter haben gemäß 8 6 Ziff. 7 
die den Schutz lm von Behörden erhalten. Dieſe Behörden, 
nungsmäßige Je daudildes, die Belange der Jagd und die ord⸗ 
ihre Pflicht erfülle ausübung zu überwachen haben, müſſen, um 
gerechte Beſtrafu en zu können, auch in der Lage fein, auf eine 
Das Jagb 92 don Jagdfrevlern hinzuwirken. 
der V ee 5 hat eine Mitwirkung der Jagdbehörden bei 
be 5 8 g bon Jagddelikten nicht vorgeſehen. Es erſcheint 
aber eine derartige Mitwirkung erwünſcht und erforderlich. Nicht 


ohne Grund wird auch in der Verfügung des preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſters über die Strafverfolgung von Jagdvergehen v. 12. April 
1933 beſonders darauf hingewieſen, daß angeſichts der Häufigkeit 
der Jagdfrevel eine nachdrückliche Beſtrafung unbedingt erforder⸗ 
lich iſt. Dieſer Hinweis war nötig, weil die Rechtſprechung der 
Strafgerichte gegenüber Wilderern und ſolchen Perſonen, die gegen 
weidmänniſche Regeln und jagdrechtliche Beſtimmungen verſtoßen 
haben, in weiten Volkskreiſen, insbeſ. in Jägerkreiſen, oft zu 
Tadel und Kritik Anlaß gegeben hat, und zwar leider oft zu Recht. 
Der Grund liegt einfach darin, daß der größte Teil der die Straf⸗ 
ſachen bearbeitenden Richter und Anklagevertreter nicht Jäger 
find und mangels genügender Fachkunde, die ſie als Nichtjäger 
ja auch nicht haben können, oft das für das Jagddelikt Weſentliche 
bei der Sache überſehen und gar nicht merken, worin gerade das 
beſonders jagdlich Verwerfliche der Tat liegt. 

Es iſt nun nicht möglich, zum Vorſitzenden nur ſolche Richter 
zu beſtellen, die ſelbſt Jäger ſind. Im Rahmen der anderen Straf⸗ 
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ſachen nehmen die Jagddelikte einen verhältnismäßig kleinen 
Raum ein. Die Wahl des Vorſitzenden einer Strafabteilung kann 
nicht von der beſonderen Eignung für die geringe Anzahl von 
Jagdſachen abhängig ſein. Andere Spezialrechtsgebiete, die einen 
größeren Umfang als die Jagdſachen haben, z. B. Automobilſachen, 
konnten dann ebenfalls in dieſem Sinne eine beſondere Berückſich⸗ 
tigung verlangen. Daß das unmöglich iſt, dürfte einleuchten. Die 
gleiche Erwägung ſchließt auch die Bildung beſonderer Strafabtet- 
lungen für Fagdſachen aus, zumal die Anzahl der Jagdſachen 
zur Bildung ſolcher Abteilungen bei faſt allen Gerichten nicht aus⸗ 
reichen würde. 

Das Geſetz gibt nun allerdings dem Richter die Möglichkeit, 
zur Hauptverhandlung einen Sachverſtändigen hinzuzuziehen. 
Dieſe Möglichkeit hat aber in der Praxis nicht genügt, um die 
oben geſchilderten Urteile zu verhindern, iſt alſo nicht ausrei⸗ 
chend. Das liegt einmal an der immerhin zeugenähnlichen Stel⸗ 
lung der Sachverſtändigen und an dem Fehler, daß ſeine Tätig⸗ 
keit im allgemeinen erſt in der Hauptverhandlung einſetzt. Mei⸗ 
ſtens kommt es aber darauf an, gerade im Vorverfahren beſon⸗ 
dere Ermittlungen anzuſtellen und dem Gericht ſachkundige Hin⸗ 
weiſe zu geben. Fehlen dieſe, dann iſt die Nachholung in der 
Hauptverhandlung meiſt nicht mehr möglich oder zu ſpät, und 
die Tatigkeit des Sachverſtändigen beſchränkt ſich darauf, jagd⸗ 
liche Fachausdrücke dem Gericht zu erklaren und Irrtümer klar⸗ 
zuſtellen. Dieſer für alle Beteiligten unerfreuliche Zuſtand muß 
beſeitigt werden. Nachdem durch das Jagdgeſetz die Grundlage ge⸗ 
ſchaffen iſt, für den Wiederaufbau der deutſchen Jagd und ür 
eine allgemeine weidgerechte Jagdausübung, müſſen auch die Ge⸗ 
richte inſtandgeſetzt werden, den beſonderen Bedürfniſſen und Be⸗ 
langen der deutſchen Jagd und des deutſchen Weidwerks 1 
zu werden. Nur wenn die Perſonen, die gegen das Wild und 
gültige Jagdgeſetze freveln, wiſſen, daß die Strafgerichte unnach⸗ 
ſichtlich gegen ſie vorgehen und mit den Jagdbehörden zuſammen 
arbeiten, wird das große Ziel, das das Jagdgeſetz erſtrebt, er⸗ 
reicht werden. 

Auf das Zuſammenarbeiten zwiſchen Gericht und Jagd⸗ 
behörde kommt es an. Hierfür ſind m. E. zwei Möglichkeiten ge⸗ 
geben. Nach § 88 Jagdch. und dem Erlaß des Pr Fuſt Min. vom 
6. Febr. 1934 haben die Gerichte nach Abſchluß jedes Verfahrens 
wegen beſtimmter jagdlicher Straftaten die Akten dem zuſtän⸗ 
digen Gaujägermeiſter vorzulegen. Dieſe Vorlage erfolgt zur Prü⸗ 
fung der Frage, ob gegen den Täter, ſofern er Mitglied der Deut⸗ 
ſchen Jägerſchaft iſt, ein ehrengerichtliches Verfahren einzuleiten 
iſt. Ein Einfluß des Gaujägermeiſters auf das Verfahren ſelbſt 
wird dadurch alſo nicht erreicht. Zweckmäßig erſcheint es nun und 
auch ohne Schwierigkeiten durchführbar, die Vorlage der Akten an 
den Gaujägermeiſter ſchon vor Erhebung der Anklage bzw. vor 
Erlaß eines Strafbefehls anzuordnen; dann könnte der Gaujäger⸗ 
meiſter zu der beabſichtigten Rechtsverfolgung und zur Tat Stel⸗ 
lung nehmen, die Anſtellung beſonderer Ermittlungen anregen 
und auf jagdlich beſonders zu beachtende Umſtände hinweiſen. 
Natürlich müßte es ihm überlaſſen bleiben, ſich hierzu auch des 
zuſtändigen Kreisjägermeiſters zu bedienen. Kein Gericht wird 
ſich den auf dieſem Wege von den Jagdbehörden gegebenen An⸗ 
regungen und Hinweiſemn entziehen. Dadurch würde erreicht wer⸗ 
den, daß das Urteil mehr als bisher auch den Intereſſen und An⸗ 
ſchauungen der Jagdausübenden gerecht wird. 

In weit höherem Maße wäre dies dadurch zu erreichen, 
wenn der Gaufägermeiſter die Stellung eines Nebenklägers 
in Jagdſachen erhalten würde. Das Geſetz hat dem Verletzten bei 
beſtimmten Delikten die Möglichkeit gegeben, ſeine Zulaſſung 
als Nebenkläger zu beantragen, um ſeine beſonderen Intereſſen 
bei der Aburteilung des Täters geltend machen zu können. Wei⸗ 
terhin hat das Geſetz aber auch Behörden die Stellung als Neben⸗ 
kläger gegeben, wenn es ſich um Verfehlungen gegen Geſetze 
handelt, deren Durchführung in das Arbeitsgebiet dieſer Behör⸗ 
den fällt. So hat z. B. bei Verſtößen gegen die RAbgO. gem. 
§ 432 das Finanzamt die Stellung eines Nebenklägers. Verletzt 
ſind hier nicht etwa nur die beſonderen Intereſſen des Finanz⸗ 
amtes, ſondern die der Allgemeinheit, alſo des Staates, die ja 
an ſich durch die Anklagebehörde vertreten werden. Die Finanz⸗ 
ämter ſollen aber in der Lage ſein, die beſonderen Intereſſen der 
Steuerbehörde mit Rückſicht auf das Allgemeinwohl neben der 
StA. nachhaltig vertreten zu können. Das gleiche Bedürfnis 
liegt bei der Verfolgung von Jagddelikten vor. Die Jagd⸗ 
delikte verletzen nicht nur die beſonderen Intereſſen der Jäger, 
ſondern ein Rechtsgut des geſamten Volkes. Deshalb erſcheint 
es erforderlich, den Jagdbehörden die Stellung eines Nebenklägers 
zu geben, damit ſie in der Lage ſind, wie die Finanzämter bei 
Steuerdelikten, die beſonderen Intereſſen der Jagoberechtigten 
ſachkundig vertreten zu können. Dann iſt die Gewähr vorhanden, 
daß durch engſte Zuſammenarbeit von Gericht und Jagdbehörde 
eine alle Teile befriedigende Verfolgung von Jagddelikten erfolgt. 

AGR. Bendleb, Sorau. 


Keine Leſchwerdefähigkeit der gerichtlichen 
Rechtskonſulenten-Ausſchließung 
A 


8 157 Abſ. 1 ZPO. lautete nach feiner früheren Faſſung: 

„Das Gericht kaun Bevollntächtigte und Beiſtände, welche das 

mündliche Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, zu⸗ 

rückweiſen.“ 

In Abſ. 3 hieß es ſodann: 

„Eine Anfechtung dieſer Anordnungen findet nicht ſtatt.“ 

Der frühere Wortlaut des 8157 brachte alſo zweifelsfrei zum Aus⸗ 
druck, daß Zurückweiſungsbeſchlüſſe gegen die in Abſ. 1 näher be⸗ 
zeichneten Perſonen der Beſchwerde entzogen waren. Seit dem 1. Jan. 
1934 lautet nun die Faſſung des § 157 Abſ. 1 Satz 1 a. a. O., 
wie folgt: 

„Mit Ausnahme der RA. ſind Perſonen, die die Beſorgung frem⸗ 

der Rechtsangelegenheiten vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, als 

Bevollmächtigte und Beiſtände in der mündlichen Verhandlung 

ausgeſchloſſen.“ 

Damit iſt gegenüber den genannten Perſonen eine weſentliche Ver⸗ 
ſchärfung eingetreten inſofern, als es nun nicht mehr vom Ermeſſen 
des Gerichts abhängt, ob ſie zugelaſſen werden ſollen oder nicht, 
ſondern vom Geſetz ſchlechthin die Ausſchließung angeordnet wird. 
Dieſe Verſchärfung iſt vom Geſetzgeber gewollt, ſie bezweckt den 
Schutz der RA. und die Zurückdrängung des Rechtskonſulententums. 
Der Ausſpruch des Gerichts, daß eine Perſon, die nach Anſicht des 
Gerichts die Beſorgung fremder Rechtsangelegenheiten vor Gericht 
geſchäftsmäßig betreibt, ausgeſchloſſen ſei, iſt daher nur feſtſtellender, 
nicht, wie früher, anordnender Natur. Es handelt ſich bei dieſem Aus⸗ 
ſpruch, wie Stein⸗Jonas, ZRD., 15. Aufl., Anm. III, 1 zu 8 157 
zutreffend ausführt, nicht um einen ſelbſtändigen prozeſſualen Akt, 
nicht um die Zurüchweiſung eines das Verfahren betreffenden Ge⸗ 
ſuchs, ſondern nur um die unſelbſtändige Konſtatierung eines 
Mangels, mit dem dann eine Entſcheidung begründet wird, z. B. der 
Erlaß oder die Ablehnung eines Verſäumnisurteils, eine Vertagung 
oder die Rücknahmeerklärung eines Güteantrags. Mit Rüchſicht auf 
dieſen deklaratoriſchen Charakter des Gerichtsausſpruchs über die 
Ausſchließung erklärt fi die Tatſache, daß in der neuen Faſſung 
des 8157 a. a. O. hinſichtlich jenes Ausſpruchs der Satz in Weg⸗ 
fall gekommen iſt, daß eine Anfechtung nicht ſtattfinde. Jener Sag 
über das Unterbleiben der Anfechtung war überflüſſig geworden, 
ſeithem das Gericht keine Anordnung mehr traf, ſondern nur noch 
feſtſtellte, daß eine geſetzliche Anordnung nicht beachtet war. Sicher⸗ 
lich wollte der Geſetzgeber mit der Weglaſſung des fraglichen Satzes 
nicht etwa einer Beſchwerde gegen die gerichtliche Feſtſtellung der 
Ausſchließung den Boden bereiten. Eine ſolche Abſicht würde im 
Gegenſatz ſtehen zu dem bereits oben betonten Willen des Geſetzgebers, 
den Rechtskonſulenten ungünſtiger zu ſtellen als bisher. Die Ver⸗ 
neinung der Zuläſſigkeit einer Beſchwerde entſpricht deshalb m. E. 
dem Willen des Geſetzgebers, wie das auch das LG. Altona in 
7 T 761/34 annimmt. Das um fo mehr, wenn man berlckſichtigt, 
daß nach 8567 Abf. 1 ZPO. das Rechtsmittel der Beſchwerde nur 
in zwei Fällen zuläſſig ſein ſoll, nämlich: 

1. in den in der ZPO. beſonders hervorgehobenen Fällen, 

2. gegen ſolche eine vorgängige mündliche Verhandlung nicht er⸗ 
fordernde Entſcheidungen, durch die ein das Verfahren bes 
treffendes Geſuch zurückgewieſen iſt. 

Beide Vorausſetzungen ſind beim Gerichtsausſpruch, betreffend die 
Rechtskonſulentenausſchließung, nicht gegeben. Hinſichtlich Punkt 1 
lehrt das der Wortlaut der ZPO., hinſichtlich Punkt 2 iſt das be⸗ 
reits oben unter Hinweis auf Stein⸗Jonas ausgeführt. Mithin 
iſt für eine Beſchwerde kein Raum. 

Wenn demgegenüber Baumbach, ZPO., 8. Aufl., Anm. 2 zu 
9157 bei Bejahung der Ausſchließung eine Beſchwerde nach 8 567 
O. als zuläſſig erachtet, fo kann dem aus obigen Erwägungen 
nicht beigepflichtet werden. Seine Berufung auf Stein-Jonas 
trifft nicht zu, da letzterer ſich einer eigenen Stellungnahme enthält 
(vgl. a. a. O. Aum. III, 1 zu 8157). Hinſichtlich des ähulich ge⸗ 
lagerten Falles des 8 11 ArbGG. herrſcht ſowohl im Schrifttum wie 
in der Rechtſprechung große Meinungsverſchiedeuheit darüber, ob die 
Ablehnung eines nach jener Vorſchrift vor dem Arb&. ausgeſchloſſenen 
Vertreters durch das ArbG. mit der Beſchwerde angreifbar iſt oder 
nicht (vgl. die Aufzählung bei Aubele: JW. 1933, 203; ferner 
Stein⸗Jonas a. a. O., Anm. VI, 3 zu 8157). Nach der oben ver⸗ 
tretenen Auffaſſung iſt auch in jenen arbeitsrechtlichen Fällen, auf 
die hier nicht näher eingegangen zu werden braucht, die Zuläſſigkeit 
der Beſchwerde zu verneinen. Übrigens will Baumbach a. a. O., 
ſowie Anm. 1 zu § 567 die Beſchwerde nur zulaſſen, wenn dem ge⸗ 
richtlichen Beſchluſſe „jede Grundlage fehlt”. Durch die Aufſtellung 
dieſer Bedingung erfährt die von Baumbach angenommene Zu⸗ 
läſſigkeit der Beſchwerde naturgemäß eine ſtarke Einſchränkung, da 
ein Fehlen jeder Grundlage eine ganz vereinzelte Ausnahmeerſcheinung 


ſein wird. 
LER. Schumacher, Altona. 
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B. 

Anſchließend ſei zunächſt noch bemerkt: der 8 157 Abſ. 3 bis⸗ 
heriger Faſſung ſchloß „eine Anfechtung dieſer Anordnungen“ aus; 
ob für die Anfechtung der Einſpruch gegen ein Verſäumnisurteil, 
u. H. die Berufung oder die Beſchwerde in Frage gekommen wäre, 
beſagte die Vorſchrift nicht. Man kann alſo nicht etwa argumen⸗ 
tieren, der 8 157 a. F. ſei davon ausgegangen, daß ohne die die An⸗ 
fechtung ausdrücklich ausſchließende Vorſchrift die Beſchwerde zuläſſig 
geweſen wäre, und daraus Schlüſſe auf die jetzige Regelung ziehen, 
die für die Rechtskonſulenten die Vorſchrift über den Ausſchluß der 
Anfechtung nicht enthält. Aber das nur nebenbei! — 


Was logiſch gegen die Zuläſſigkeit der Beſchwerde von Schu⸗ 
macher angeführt iſt, iſt m. E. an ſich durchaus zutreffend. Trotz⸗ 
dem hat ſich aber die Rechtſprechung in der genau parallelen Frage 
des 8 11 ArbGG. im Laufe der Zeit ganz überwiegend auf den gegen⸗ 
teiligen Standpunkt geſtellt, und zwar offenbar nicht aus theoretiſchen 
Erwägungen, ſondern aus dem Gefühl eines wirklichen praktiſchen 
Bedürfniſſes heraus. Der 8 11 ArbGG. in ſeiner bisherigen Geſtalt 
war ein Schulbeiſpiel für eine wenig glückliche Geſetzestechnik: Daß 
das Geſetz für prozeſſuale Akte in gewiſſem Umfange Zuläſſigkeits⸗ 
vorausſetzungen aufſtellen muß, iſt ſelbſtverſtändlich, darum kommt 
man beim Aufbau eines geordneten Verfahrens nicht herum; mißlich 
iſt es aber, wenn die Zuläſſigkeit prozeſſualer Akte — d. h. die 
Frage, ob ſich das Gericht überhaupt ſachlich mit dem Begehren be⸗ 
faſſen darf — auf Umſtände abgeſtellt wird, die ſowohl nach der tat⸗ 
ſächlichen wie nach der rechtlichen Seite u. U. eingehende Erörterungen 
und Feſtſtellungen notwendig machen und durchaus verſchiedener Be⸗ 


urteilung fähig ſind. Es wäre vom Standpunkt einer vernünftigen 
Prozeßökonomie wenig zweckmäßig — und auch gar nicht in allen 
Fällen möglich — geweſen, z. B. die für die Zuläſſigkeit des Auf⸗ 
tretens des Prozeßbevollmächtigten weſentliche Frage der Tarifver⸗ 
tragsfähigkeit des Verbandes erſt auf dem Wege der Urteilsanfechtung 
an die höhere Inſtanz zu bringen. So auch hier bei der Rechtskonſu⸗ 
lentenfrage: in der Regel wird es praktifch glatter gehen, die Frage 
zunächſt geſondert auszutragen und klarzuſtellen, als den Prozeß 
zunächſt auf ſchwankenden Boden, gleichſam in eventum, ſachlich 
durchzuführen. Man muß ſich vergegenwärtigen, daß bei 8157 n. F. 
eigentlich nur zwei Fälle zu Zweifeln Anlaß geben können: 1. der 
Fall, ob eine Umgehungszeſſion i. S. des Abſ. 1 Satz 2 vorliegt, 
und 2. der, ob der als Prozeßvertreter Auftretende Rechtskonſulent 
oder feſter Angeſtellter iſt (anſcheinend werden hier und dort Ver⸗ 
ſuche gemacht, durch Schaffung oder Vorſpiegelung eines Angeſtellten⸗ 
verhältniſſes den 8 157 Abſ. 1 zu umgehen). Auch bei der zweiten 
Gruppe von Fällen wird normalerweiſe der Bevollmächtigte, über 
deſſen Vertretungsfähigkeit Streit beſteht, auf der Klägerſeite ſtehen: 
es leuchtet ein, daß der praktiſchere Weg, zu einer Entſcheidung der 
höheren Inſtanz zu kommen, ſicher der der Beſchwerde iſt und nicht 
das Rechtsmittel gegen ein klageabweiſendes Urteil, d. h. u. U. erſt 
die Berufung gegen ein zweites Verſäumnisurteil. — 

Wenn eine geſetzliche Vorſchrift in der Praxis verſchiedene Aus⸗ 
legungen gefunden hat, ſo ſcheint es mir — zumal bei prozeſſualen 
Vorſchriften, die immer nur Mittel zum Zweck, niemals Selbſtzweckh 
ſind — allemal das Gegebene, ſich auf den Standpunkt der Anſicht 
zu ſtellen, die den praktiſchen Bedürfniſſen am eheſten entſpricht. 

Min R. Dr. Jonas, Berlin. 
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Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. 


Die Vertragsverletzungen bei Auferlegung und Ausführung 
des Diktates von Verſailles. Unter Mitwirkung von 
Priv Doz. Dr. Reinhold Horneffer, Oberſt a. D. Dr. h. e. 
Bernhard Schwertfeger und Dr. Kurt Trampler, heraus⸗ 
gegeben von Prof. Dr. Friedrich Raab. Berlin 1934. 
Carl Heymanns Verlag. Preis broſch. 3,50 RA, geb 
4,50 RM. 


Der zähe Kampf um die Anerkennung und Verwirklichung 
eutſchen Gleichberechtigung iſt mit dem Anbruch des Dritten 
eiches in ſein entſcheidendes Stadium eingetreten. 
ver och iſt es in unſer aller Erinnerung, wie im Herbſt des 
| zen enen Jahres die verhaltene Spannung unſerer außenpoliti⸗ 
19 n Lage in dem bekannten Regierungsaufruf vom 14. Okt. 
run eine ji und dramatiſche Wendung nahm: unter der Füh⸗ 
rita Adolf Hitlers erklärte die deutſche Reichsregierung, die Ab⸗ 
utſegskonferenz verlaſſen zu müſſen, und kündigte zugleich auch 
5 epa nen 9 1 7 8 
7 leſer hickſalsfrage der deutſchen Nation konnte die 
N Wiſſenſchaft nicht ſchweigend beiſeite ſtehen! Daher gab 
bohen ie Akademie für Deutſches Recht — im Bewußtſein ihrer 
5. Non nationalpolitiſchen Miſſion — in ihrer 1. Vollſitzung am 
theof des digen Jahres einer glänzenden völkerrechtlichen Apo⸗ 
deutſchen Rechtsſtandpunktes Raum, indem ſie den be⸗ 
in aller „eliner Völkerrechtslehrer Viktor Bruns zu feinem 
gung als Welt beachteten Vortrag „Deutſchlands Gleichberechti⸗ 
trag gehö Rechtsproblem“ das Wort ergreifen ließ. Dieſer Vor⸗ 
die die d rt zu den vornehmſten und wirkungsvollſten Waffen, 
benstampt 10 Wiſſenſchaft für Deutſchlands außenpolitiſchen Le⸗ 
der IM geſchmiedet hat; deshalb hat ihn auch die Schriftleitung 
demſelben dich Abdruck in JW. 1933, 2481 zugleich mit einer 
Grimm Thema gewidmeten Abhandlung von RA. Prof. Dr. 
t. Gr a. O. S. 2486) der breiten Öffentlichkeit zuganglich 
ar weiteres wertvolles Rüſtzeug für dieſen geiſtigen 
erſchienenen lands hat auch Graf Weſtarp in feiner jüngſt 
franzöſiſchen Flugſchrift über die vier Januax⸗Denkſchriften der 
über das fran nchen, engliſchen und italteniſchen Regierung und 
kritiſcher Ver ide Februar⸗Memorandum geliefert, in der ein 
gebnis frühere euch der jüngſten Verhandlungsphafe mit dem Er⸗ 
n die 55 Verhandlungen geboten wird. 
dig die hier Aeg dieſer geiſtigen . reiht ſich wür⸗ 
zungen bei Aue te Unterſuchung über „Die Vertragsverlet⸗ 
ſailles“. In ihr egung und Ausführung des Diktates von Ver⸗ 
eindringlichen S wird mit minutiöſer Genauigkeit und mit der 
ſachenbericht und uche nüchtern objektiver Feſtſtellungen ein Tat⸗ 
gewollte ein, rechtliche Würdigung geboten, die ohne jede 
Beſonders 9 überzeugend für die deutſche Sache werben. 
Ne erfaßt Per) ift die vom Herausgeber Prof. Dr. 
a ab verfaßte ( inleitung! In einer diſziplinierten Sprache wird 
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Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen. 


hier die ganze Wucht politiſch-wiſſenſchaftlicher Argumente, die 
Deutſchlands Recht zur Seite ſtehen, in knappe aber deſto wir⸗ 
kungsvollere Worte gebannt. 

Raab zeigt hier, daß der Unterzeichnung des Diktates von 
Verſailles nicht nur das Waffenſtillſtandsabkommen zwiſchen 
Deutſchland und den alliierten und aſſoziierten Mächten vom 
11. Nov. 1918, ſondern auch ein bindender Vorfriedensvertrag 
vorangegangen iſt, der durch einen umfangreichen Notenaustauſch 
in der Zeit zwiſchen dem 5. Okt. und 5. Nov. 1918 zuſtande kam. 
Ju dieſem Vorfriedensvertrag waren Deutſchland und ſämtliche 
Kriegsgegner Deutſchlands dahin übereingekommen, daß der ab⸗ 
zuſchließende endgültige Friedensvertrag auf den Vierzehn Punk⸗ 
ten und beſtimmten nachfolgenden Anſprachen Wilſons beruhen 
und jede weitere Verhandlung lediglich der Anwendung und Ein⸗ 
zelausführung dieſer im Prinzip feſtgelegten Friedensbedingungen 
dienen ſollte. Raab zeigt dann, daß die Abweichungen des end⸗ 
gültigen Friedensvertrages gegenüber dem bindenden Vorfriedens⸗ 
vertrag nur unter Anwendung völkerrechtswidriger Mittel, näm⸗ 
lich nur unter dem Druck einer militäriſchen und wirtſchaftlichen 
Erpreſſung auf deutſcher Seite hingenommen worden und des⸗ 
halb zwar nicht ipso jure nichtig, aber völkerrechtlich anfechtbar 
ſind. Mit dieſer Deduktion zeigt Raab, daß die Berufung auf 
den Vorfriedensvertrag heute nicht nur einen hiſtoriſchen, ſondern 
auch einen jederzeit aktualiſierbaren rechtlichen Wert beſitzt. Ob, in 
welchem Umfang und wann Deutſchland auf die rechtliche Erheb⸗ 
lichkeit des Vorfriedensvertrages zurückgreift und gegenüber den 
von ihm abweichenden Beſtimmungen von ſeinem völkerrechtlichen 
Anfechtungsrecht Gebrauch machen wird, erklärt Raab mit Recht 
für eine Frage der politiſchen Zweckmäßigkeit, über die nicht der 
Juriſt, ſondern der verantwortliche Staatsmann zu entſcheiden hat. 

Dieſe Rechtsauffaſſung Raabs, daß das Verſailler Diktat 
zwar an ſich rechtsgültig, aber in weiten Teilen ſeiner Beſtim⸗ 
mungen völkerrechtlich anfechtbar ſei, verdient gegenüber den ſonſt 
vertretenen Standpunkten, die entweder eine durchgängige und 
unanfechtbare Gültigkeit oder aber auch eine urch dige Un⸗ 
gültigkeit behaupten, ſowohl unter rechtlichen wie auch unter poli⸗ 
tiſchen Geſichtspunkten den Vorzug. Politiſch iſt die Theſe der an 
ſich beſtehenden Verbindlichkeit des Verſailler Diktats deshalb auch 
für Deutſchland fruchtbarer, weil ohne ſie auch der im Verſailler 
Vertrag verbriefte Rechtsanſpruch auf Rückgabe des Saargebiets 
und auf Abrüſtung unſerer ehemaligen Kriegsgegner uſw. proble⸗ 
matiſch würde. 5 

Im Anſchluß an die hier näher behandelten grundſätzlichen 
Erörterungen wird dann im einzelnen in der Reihenfolge des Ver⸗ 
ſailler Diktats genau geprüft und dargelegt, inwieweit der Inhalt 
des Diktats von Verſailles über die im Vorfriedensvertrag aner⸗ 
kannten Friedensbedingungen hinausgeht, alſo anfechtbar iſt, und 
inwieweit ſchließlich noch bei der Ausführung des Verſailler Dik⸗ 
tates Rechtsbrüche unterlaufen ſind. Alle dieſe Einzelunterſuchun⸗ 
gen, insbeſ. die eigenen Beiträge des Herausgebers und des Oberſt 
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d. D. Dr. h. c. Schwertfeger, zeugen von einer beachtlichen 
Stoffbeherrſchung. 

Es wäre ſehr zu wünſchen, daß dieſes Buch im Inland und 
im Ausland eine möglichſt weitgehende Verbreitung fände, weil es 
mit den Mitteln der wiſſenſchaftlichen Akribie zeigt, daß die Macht 
des Rechtes auf deutſcher Seite ſteht. Dem Herausgeber Prof. 
Dr. Raab kann nur zugeſtimmt werden, wenn er im Vorwort 
der realpolitiſch⸗nüchternen Feſtſtellung, daß Deutſchlands Kampf 
um die Verwirklichung ſeiner Gleichberechtigung mit allen geeig⸗ 
neten politiſchen Mitteln ausgefochten und nur durch deren vollen 
Einſatz gewonnen werde, die zuverſichtliche Erklärung folgen läßt, 
daß in dieſem politiſchen Kampf die begründete Berufung auf 
das unzweifelhafte deutſche Recht eine beſonders wertvolle Waffe ſei. 

RA. Reuß, Berlin.; 


J. v. Staudinger: Kommentar zum BGB. und dem Ein⸗ 
führungsgeſetz. 10., neubearb. Aufl. 1. u. 2. Lieferung 
zu Bd. III. München, Berlin u. Leipzig 1934. J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Preis 3 u. 9 K.. 


Von der neu erſcheinenden 10. Aufl. von Staudingers 
Kommentar zum BGB. liegen die zwei erſten Lieferungen zum 
Bd. III, umfaſſend die 88 854—904, vor. Von den Bearbeitern der 
9. Aufl. ſind Riezler, Kober, Nipperdey, Werner, Gei⸗ 
ler verblieben, und neu hinzugetreten Oskar Lechner, Erwin 
Pätzold, Fritz Kiefersauer, Franz Brändl, Martin 
Jonas, Wilhelm Kieſow, Ernſt Brandis, G. Boehmer 
und Leo Raape. Die Erläuterung des Sachenrechts liegt, wie ſchon 
bei der 9. Aufl., in den bewährten Händen von Dr. Karl Kober. 

Die Neuauflage dieſes Standardwerks der deutſchen Rechts⸗ 
wiſſenſchaft ſchien geboten, nicht nur weil ſeit der 1925 erſchienenen 
9. Aufl. neue Geſetze und Verordnungen in Fülle erlaſſen worden 
find, und ihre Aufnahme in ein das ganze deutſche Privatrecht um⸗ 
faſſendes Erläuterungswerk unerläßlich iſt, ſondern vor allem, weil 
der Siegeszug des Nationalſozialismus einem neuen deutſchen Rechts⸗ 
denken zum Durchbruch verholfen hat, dem nunmehr die Pflicht er⸗ 
wächſt, jeglichen Rechtsſatz am Prüfſtein des nationalſozialiſtiſchen 
Ideenguts zu erproben und den Nationalſozialismus zum Segen des 
Volkes auf ein fugenloſes Fundament des Rechts zu ſtellen. 

Man könnte einwenden, es ſei verfrüht, die Neuauflage ſchon 
letzt herauszubringen, denn alles iſt noch im Fluß, alle Kärrner 
ſind noch rüſtig am Werk und manches, was heute noch als Geſetz 
oder geſprochenes Recht ſteht, wird neuem Aufbau zu weichen haben. 
Da das Geſamtwerk der 10. Aufl. aber erſt 1936 abgeſchloſſen werden 
ſoll, wird ſich in den nachfolgenden Lieferungen die weitere Rechts⸗ 
entwicklung noch hineinarbeiten laſſen. Die erſchienenen beiden Lie⸗ 
ferungen des Sachenrechts zeigen jedenfalls den Stand der Dinge 
bis in die neueſte Zeit. 

Außerlich hat das Werk die alte Geſtalt behalten, nur iſt der 
Druckſatz beſſer lesbar, die Anordnung und Bezifferung der Er⸗ 
läuterungsabſchnitte iſt vereinfacht und überſichtlicher geworden, län⸗ 
gere Zitate aus Schrifttum und Rechtſprechung ſind aus dem Text 
entfernt und als Fußnote wiedergegeben, entbehrliche Fremdwörter 
ſind durch deutſche erſetzt. Während der Inhalt vermehrt iſt, iſt der 
Umfang etwa der gleiche geblieben. 

Der Inhalt aber iſt der denkbar umfaſſendſte. Was obſolet, 
iſt ausgemerzt; was rechtsgeſchichtlich, rechtsbegrifflich, ſtreitfragen⸗ 
mäßig von Wert iſt, iſt beibehalten. Alles Neue an Ideengut aus 
Geſetz, Verordnung, Rechtſprechung, Schrifttum iſt erfaßt und ver⸗ 
arbeitet, ſo daß die vorliegenden Lieferungen in der idealen Ver⸗ 
bindung von Wiſſenſchaftlichkeit und praktiſcher Rechtspflege dem 
hohen Niveau der früheren Auflagen entſprechen. 

Das Aufwertungsrecht, das beim Erſcheinen der 9. Aufl. (1925) 
nur kurz geſtreift werden konnte, hat jetzt zuſammen mit der Auf⸗ 
wertungsnovelle v. 9. Juli 1927 und allen entſtandenen und ge⸗ 
klärten Streitfragen volle Berückſichtigung gefunden. Was vor der 
nationalen Erhebung an Geſetzen und Verordnungen mit ſachenrecht⸗ 
lichem Inhalt oder Einſchlag erlaſſen und ausgebaut worden iſt, ſo 
das Agrarnotrecht mit der Oſthilfegeſetzgebung, dem Vollſtreckungs⸗ 
ſchuz, dem Sicherungs- und Entſchuldungsverfahren, das Inſtitut der 
Zuſatzhypothek i. S. der VO. v. 27. Sept. 1932, das Geſetz über 
die Ablöſung der Gebäudeentſchuldungsſteuer mit dem ſpezifiſchen 
Rang der Hauszinsſteuerhypothek, das Geſetz über die Bereinigung 
der Grundbücher v. 18. Juli 1930 mit dem Inſtitut der Erſatz⸗ 
hypothel uſw., iſt berückſichtigt und eingefügt, wo es hingehört. 

Das neue Recht iſt eingehend gewürdigt, ſo insbeſ. in den Vor⸗ 
bemerkungen zum 3. Abſchnitt „Eigentum“, wo unter kurzem Rück⸗ 
blick auf die rechtsgeſchichtliche Entwicklung und die überwundene 
Denkwelt gerade am Eigentumsbegriff die Verlegung des Blickpunkts 
vom Inddwwidualiſtiſchen in das ſpezifiſch Nationalſozialiſtiſche auf⸗ 
gezeigt wird. Der Fundamentalſatz: „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ 
iſt hervorgehoben, jedoch m. E. nicht in der Betonung, die ihm zu⸗ 
kommt; denn er enthält eine grundlegende neue Rechtsnorm, die 
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beſtimmend iſt für die Einordnung jedes Deutſchen und ſeines Den⸗ 
kens und Trachtens in den Geiſt der neuen Zeit, und die der Recht⸗ 
ſprechung Richtung gibt. Die Beſtimmung des 8 903, wonach der 
Eigentümer einer Sache „nach Belieben“ mit ihr verfahren kann, iſt 
an Hand des neuen Rechts auf das Maß des heute noch berechtigt 
Erſcheinenden zurückgeführt, und auf die durch das RG. v. 13. Dez. 
1933 über die Volksertüchtigung geſchaffene Beſchränkung des Nach⸗ 
barrechts hingewieſen. Das Reichserbhofgeſetz iſt im Zuſammenhang 
mit der Eigentumspolitik des dritten Reichs und der unlöslichen Ver⸗ 
bundenheit von Blut und Boden beachtet; desgl. das RG. v. 
22. Sept. 1933 über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten. 

Was ſeit der 9. Aufl. an einſchlägigem Schrifttum erſchienen iſt, 
was die Rechtſprechung ſeitdem grundlegend und ſtreitklärend ent⸗ 
ſchieden oder an neuen Rechtsgedanken herausgearbeitet hat, findet 
eingehende Behandlung. So wird unter vielem anderen auf Heck, 
Grundriß des Sachenrechts (1930) und den Standpunkt der „Tü⸗ 
binger Intereſſenjurisprudenz“ hingewieſen; jo zu 8 877 unter 3 
die Zuläſſigkeit der nachträglichen Eintragung der ſog. Barzahlungs⸗ 
Rlaufel beim Hypothekenkapital unter Hinweis auf JW. 1933, 2708 
erörtert; ſo zu § 886 unter 8 die Frage, ob die Wiedereintragung 
einer zu Unrecht gelöſchten Vormerkung mit Hilfe der 88 894, 899 
oder der 88 22, 54 GBO. erlangt werden kann, in Übereinſtimmung 
mit dem RG. 129, 184 — JW. 1930, 2933 bejaht; fo zu 8 894 
unter 30 in Ergänzung zur 9. Aufl. die Verpfändung des Berich⸗ 
tigungsanſpruchs im Rahmen und in der Einſchränkung des 8 1274 
als zuläſſig erachtet. 

Wo immer die Erläuterungen der 9. Aufl. einer Ergänzung 
bedürftig erſchienen, ſei es, daß es ihnen nach der Anſicht des 
Bearbeiters noch an hinreichender Klarheit mangelte, ſei es, daß die 
Fortentwicklung der Rechtsanſchauung dies gebot, ſei es, daß neue 
Geſetze neue ſachenrechtliche Fragen aufwarfen (z. B. die Rechts⸗ 
natur des Veräußerungsverbots nach 8 77 NVerjorg®. i. d. Faſſ. 
v. 22. Dez. 1927), überall iſt der bisherige Erläuterungstext über⸗ 
arbeitet, neu gefaßt, ergänzt, erweitert und durch zahlloſe Zitate aus 
neuerer Literatur und Judikatur vervollſtändigt. 

Der Raum und Rahmen dieſer Beſprechung zwingt zur Be⸗ 
ſchränkung. 

Das Werk, ſoweit es vorliegt, iſt dank der großen Sorgfalt 
und Sachkunde ſeines Bearbeiters eine würdige Fortführung der 
bisherigen Auflagen. Mögen die Fortſetzungen von gleicher Gründ⸗ 
lichkeit ſein, dann wird „Der Staudinger“ in der 10. Aufl. 
das Werk ſein, das keinem Juriſten entbehrlich iſt, das zum Rechts⸗ 
aufbau des dritten Reiches beiträgt und auf das wir ſtolz ſein 
können. RA. u. Notar Wilhelm Scholz, Verlin. 


Geh. JR. Dr. Hugo Kreß, o. Prof. an der Univ. Würzburg: 
Lehrbuch des Beſonderen Schuldrechts. München und Berlin 
1934. C. H. Beckſche Verlagsbuchh. 409 S. Preis geh. 16,50. ., 
geb. 20 H.. 


Die Anzahl der bereits über das Schuldrecht erſchienenen Lehr⸗ 
bücher iſt nicht gering. Das neue Lehrbuch über das Schuldrecht wird 
aber volle Anerkennung finden und ſich behaupten, 

Auf wiſſenſchaftlicher Grundlage, und, was beſonders lobend 
hervorgehoben werden muß, in ſehr klarer und verſtändlicher Dar⸗ 
ſtellung wird das Beſondere Schuldrecht erſchöpfend behandelt. Recht⸗ 
ſprechung und Schrifttum ſind ausreichend verwertet worden. Zu 
jeder Frage nimmt der Verf. gewiſſenhaft und ſelbſtändig Stellung. 
Dieſe Stellungnahme erfolgt von einer wiſſenſchaftlich hohen Warte 
und wird doch niemals zur Theorie. Stets ſcheint ſich der Verf. die 
Frage vorgelegt zu haben, ob ſeine Auffaſſung Hand in Hand geht 
mit den Belangen der Wirtſchaft und dem Rechtsempfinden des 
Volkes. 

Dem Prakliker wird es leicht fein, ſich ſchnell über Fragen, die 
ihn beſchäftigen, zu orientieren; ein ſehr gründliches Inhaltsverzeichnis 
wird ihm die Orientierung erleichtern. Dem werdenden Juriſten kaun 
dieſes Werk wärmſtens empfohlen werden, denn das vorliegende Buch 
iſt geeignet, Studenten und Referendare zu theoretiſch gut durch⸗ 
gebildeten und in der Praxis brauchbaren Juriſten zu erziehen. 

Ich glaube, daß ſich die Ausführungen „unter dem Strich“, 
die mir oft genau ſo wichtig erſcheinen wie der übrige Inhalt, in 
den Haupttext bringen ließen. Unter dem Strich würden ſich dann 
lediglich die Nachweiſe des Schrifttums und der Rechtſprechung be⸗ 
finden. Die Geſchloſſenheit der Darſtellung würde m. E. eine beſſere 
ſein. Beim Leſen würde man nicht mehr geſtört werden. Denn ſtößt 
man auf eine Fußnote, ſo wird dieſe nachgeſehen, um nichts zu über⸗ 
ſehen. Die Ausführungen des Verf. verdienen es aber, daß man einen 
Abſchnitt geſchloſſen durchlieſt. Beim Leſer, iusbeſ. beim Lernenden 
wird dies dadurch erreicht, daß ſich unter dem Strich lediglich 
Schrifttumsangaben und Nachweiſe der Entſcheidungen befinden. Und, 
iſt es nicht ein ſehr beachtlicher Standpunkt, wenn man jagt: Was 
als Ausführung wichtig iſt, gehört in den Text und was unwichtig iſt, 
kann ganz wegbleiben. 

RA. Dr. Otto Rilk, Berlin. 


63. Jahrg. 1934 Heft 36/37) 


Schrifttum 
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Anerbenrichter Dr. M. Reitmair und K. Kruis, Amtsgerichts⸗ 
räte, München: Reichserbhofgeſetz. Handkommentar. München 
und Berlin 1934. H. W. Müller Verlagsbuchh. 8°. VI, 194 S. 
Preis in Leinen geb. 5 .f. 


Die Verf. ſind Männer, die ſich ſeit dem Erſcheinen des 
RErbhofcßh. mit ſeiner Anwendung praktiſch zu befaſſen und dabei 
ſichtlich ſchon große und vielgeſtaltige Erfahrungen geſammelt haben. 
So iſt es kein Wunder, daß das Werkchen gerade die Bedürfniſſe 
der Rechtspraxis in ganz beſonderer Weiſe berückſichtigt. Es bringt 
den Text des NExbhof®. und den ſeiner reichsrechtlichen Aus⸗ und 
DurchfBeſt. vollſtändig und außerdem eine Überficht über die er⸗ 
gangenen landesrechtlichen Ausführungsvorſchriften. Erläutert iſt 
lediglich der Text des RErbhofGg. ſelbſt. In deſſen Erläuterungen 
find aber die der DurchfVO. vollſtändig eingearbeitet, jo daß zeit⸗ 
raubendes Blättern und Suchen auf glückliche Weiſe vermieden iſt. 
Der Erläuterung zu jedem Paragraph iſt eine kurze Vorbemerkung 
vorangeſtellt, die in klarer und meiſt eindringlicher Weiſe den Zweck 
der Beſt. herausarbeitet. Die Erläuterungen find überſichtlich geglie⸗ 
dert und berückſichtigen die bis zum Erſcheinen des Buches erwachſene 
Literatur und Rſpr. in weitgehendem, für die Praxis völlig aus⸗ 
reichenden Maße ohne je weitſchweifig zu werden. In Form, Aufbau 
und Inhalt erfüllt ſo das handliche Bändchen alle berechtigten An⸗ 
ſprüche, deren Bequemlichkeit noch ein anſcheinend vollſtändiges 
Sachregiſter dient. Beſonders zu begrüßen iſt noch die anſchauliche 
Erläuterung der AnerbO. in graphiſcher Darſtellung. 

Wo eigene Stellungnahme nötig iſt, ſind die Verf. ſehr ſparſam 
mit dem Hinweis „anderer Anſicht iſt ...“. Der Praktiker wird dies 
gewiß begrüßen. Leider kann aber der Anſicht der Verf. nicht in 
allen Punkten zugeſtimmt werden. Es würde zu weit führen, alle Er⸗ 
läuterungen anzuführen, die nicht zutreffend oder doch gründlicher 
Nachprüfung bedürftig erſcheinen. Nur weniges ſei herausgegriffen: 

1. 86 Anm. 2b: Es geht nicht an, die Anſprüche der Miterben 
nach 88 30, 31 völlig außer acht zu laſſen. Nicht die Erfüllung dieſer 
Anſprüche überhaupt, ſondern das Maß der Anſprüche hängt von 
der Leiſtungsfähigkeit des Hofes ab. Ein Hof, der für die weichen⸗ 
den Erben überhaupt nichts übrig hat, kann keine Ackernahrung 
t. S. des Geſetzes und damit kein Erbhof fein. 

a 2. 83 Anm. 1: Der Bauer kann auch ohne Zuſtimmung des 
Reichsminiſters Grundſtücke über 125 ha hinaus erwerben, nur wer⸗ 
den dieſe nicht ohne dieſe Genehmigung Beſtandteil des Erbhofes! 
3. 818 Anm. 1: Bei der Aufzählung vermißt man die Ent 
as über die Bauernfähigkeit des Eigentümers am 1. Okt. 
ife 4.8 14 Vorbem.: Der Satz iſt irreführend. Volle Geſchäftsfähigkeit 
2 keineswegs Vorausſetzung der Bauernfähigkeit (minderjähriger 
ohn, vorübergehendes Leiden . 

5. 8 24 vorletzter Satz der Erläuterung: Hier muß man den 
AB anfügen „. .. ſoweit fie nicht die Schulden überſteigen“. 
beſtritke 825 Anm. 1 S. 58 unten: Es iſt mit ſehr guten Gründen 
ein itten, daß der Erblaſſer einen Enkel oder Urenkel zum Anerben 
en kann, wenn deſſen bauernfähiger Vater noch lebt und auf 
S. 1857ſhaft nicht verzichtet hat. Der Anſicht von Vogels, 3. Aufl., 

>>, dürfte der Vorzug gebühren. 


Von Das gleiche gilt für Anm. 7b 3. Abſatz zu 8 30. Siehe 
gels 5 d. 


Halb 


dem Erb 


Rahme rund vor. Die Vorſchrift gibt ja auch nur einen 
Geſetzg , der im Einzelfalle erſt erfüllt werden muß. Hätte der 
gabe eine ſolche Starrheit gewollt, ſo hätte er auch die Über⸗ 


5 re la die genaue Geſtaltung des Austrags in Anpaſſung 
überdies fehlten und berſönlichen Verhältniſſe der Beteiligten ift. 
die allerdings eee 9 5 
gung nur fir m. E. unrichtig iſt, eine anerbengerichtliche Genehmi⸗ 
8 33 dingliche Geſchäfte erforderlich iſt. 
. um. 5: Die Entſcheidung iſt immer zuzuſtellen, auch 
„8 10 „det wurde (g 21 Abſ. 5 der 1. Durchf8O.)! 
ſicht iſt mit Ente 2. DurchfVO. Fußnote 2: Die hier vertretene An⸗ 
an der gleichen ſchiedenheil zu beſtreiten. Die Anſicht von Vogels 
Literatur zu 3 20 ale iſt die einzig richtige. Man vergleiche die 
Anſicht der Verf (., dem die Vorſchrift entnommen iſt. Die 
führen, die den würde zu unerträglichen praktiſchen Folgerungen 
ann daher Bert der ganzen Bejt. illuſoriſch machen. Man 
bez. der Zuſtellun nerbcz nicht raten, ſich der Anſicht der Verf. 
Een heraufseſchw ren uber, wenn ſie nicht ernſtliche Schwierig⸗ 
na Na noch, daß die Verf. den Kommentar von Vogels 
ch — zahlen der überholten zweiten Auflage zitieren. 
Notar Schiek, Markt Grafing (b. München). 


Reg. Dr. Gerhard Matern: Die land wirtſchaftliche Schulden⸗ 
regelung nach dem Geſetz zur Regelung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Schuldverhältniſſe vom 1. Juni 1933 mit Neben⸗ 
beſtimmungen. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichs⸗ 
geſetze. Nr. 187.) Berlin und Leipzig 1934. Walter de Gruyter 
& Co. Preis geb. 5 Hh. 


Der überſichtlich und knapp gefaßte kleine Kommentar ver⸗ 
dient empfohlen zu werden. Der Verf. hat ſich in die Materie fo 
hineingedacht und Schrifttum und Rechtſprechung fo durchgearbei⸗ 
tet, daß er vielfach in ſeinen Anmerkungen ſchon vorweggenommen 
hat, was die Richtlinien vom 13. Juni 1934, die als Nachtrag mit 
Anmerkungen beigefügt ſind, aber auch was erſt die beim Er⸗ 
ſcheinen des Buches noch nicht vorliegende 6. DurchfVO. aus⸗ 
geſprochen haben. Das iſt dem Verf. dadurch möglich geweſen, 
daß er nicht nur das nach dem Vorwort geſteckte Ziel, die zu⸗ 
ſammengehörigen Vorſchriften als zuſammengehörig aufzuzeigen 
und zu erläutern, erfüllt hat, ſondern daß er außer den bei dem 
Abſchluß der Arbeit vorliegenden geſetzlichen Vorſchriften, dem 
Schrifttum und der Rechtſprechung auch die im nichtamtlichen 
Teil der Amtlichen Mitteilungen in Entſchuldungsſachen veröffent⸗ 
lichten Schreiben und Beſcheide des Reichsminiſters für Ernäh⸗ 
rung und Landwirtſchaft und die Allgemeinverfügungen des 
RI M., des PrJuſtMin. und des RM. verarbeitet und an den 
entſprechenden Stellen des Geſetzes und der Verordnungen mit 
angeführt hat. Trotz der Kürze der Anmerkungen hat der Verf. 
eine vollſtändige Arbeit geliefert, und man darf erwarten, daß 
er den Kommentar durch Nachträge oder Neuauflage auf dem 
Laufenden halten wird. Dabei darf angeregt werden, daß auch 
das Geſetz über die Zinserleichterung für landwirtſchaftlichen 
Auslandskredit vom 20. Juli 1933 und das Geſetz zur Sicherung 
von Gräſerkrediten vom 28. März 1934 mit abgedruckt wird. Zu 
841 Schuldenregelungs®. mag darauf hingewieſen werden, daß 
die Entſchuldungsſtelle Forderungen nach § 19 Schuldentegelungs®. 
erſt durch die Ablöſung, alſo erſt nach der rechtskräftigen Beſtäti⸗ 
gung des Entſchuldungsplanes oder Vergleichsvorſchlages erwirbt, 
mithin der Erwerb von Forderungen, den 8 41 für das Wider⸗ 
ſpruchsrecht vorausſetzt, ebenſo wie in § 42 Abſ. 1 Schuldenrege⸗ 
lungsG. ein anderer als der nach § 19 fein muß. Es handelt ſich 
vielmehr um Forderungen, die der Entſchuldungsſtelle ſchon vor 
Eröffnung des Verfahrens zuſtanden oder die ſie — in ihrer 
Eigenſchaft als Kreditanſtalt, nicht als Entſchuldungsſtelle — wäh⸗ 
rend des Verfahrens erworben hat. 

LGR. Dr. von Arnswaldt, Berlin. 


Vor Redaktionsſchluß ging als Ergänzung zu vorſtehendem 
Werk ein Nachtrag ein, der die ſechſte VO. zur Durchführung 
der landwirtſchaftlichen Schuldenregelung vom 7. Juli 1934 ent⸗ 
hält und in gleicher Weiſe wie das Hauptwerk ausgeſtaltet iſt. 
Preis des Nachtrags 0,60 AM. 


Dr. von Rozycki⸗von Hoewel, Amts⸗ und Landgerichtsrat, und 
Dr. von Rozycki, Gerichtsaſſeſſor: Das Geſetz zur Regelung 
der land wirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 1. Juni 1933 
nebſt Durchführungsverordnungen, dem Roggenſchuldengeſetz 
und den Vorſchriften über den landwirtſchaftlichen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz. Vierte neu bearbeitete und vermehrte Aufl. 
Schneidemühl 1934. Verlag „Die Grenzwacht“. 176 S. 
Preis 5,75 AM und 6,50. RM. 


Die erſte Auflage des Kommentars, der raſch die zweite und 
dritte folgten, iſt im Auguſt vorigen Jahres erſchienen (vgl. JW. 1933, 
2266; 1934, 1163). Die nunmehr herausgekommene vierte Auflage 
konnte zehn Wochen nach der dritten erſcheinen. Schon hierdurch wird 
die Beliebtheit und Gebrauchsfähigkeit des Werks vor Augen geführt. 

Die vorliegende vierte Auflage, deren Umfang ſich gegenüber 
der Erſtauflage nahezu verdoppelt hat, beruht auf einer Neubearbei⸗ 
tung und berückſichtigt Geſetzgebung, Rechtſprechung und Schrifttum 
nach dem Stande v. 1. Juni 1934. Mit noch größerer Berechtigung 
als die Vorauflage kann die jetzt erſchienene für ſich in Anſpruch 
nehmen, daß durch die von den Verf. vorgenommene Vermehrung 
und Neubearbeitung die ſchon früher hervorgehobenen Vorzüge des 
Werks erheblich geſteigert worden find. Überall find die Erläuterungen 
erweitert und ergänzt, neue Quellen aus Literatur und Judikatur 
nachgewieſen und die zahlreich eingeſtreuten praktiſchen Beiſpiele ver⸗ 
mehrt. Hervorgehoben ſeien unter vielen anderen vor allem die er⸗ 
heblich erweiterten Erläuterungen zu den 88 14 und 29 des Geſetzes 
(Forderungsumwandlung und Forderungskurzung) ſowie die Er⸗ 
ganzungen zum 6. Abſchnitt des Geſetzes (88 95—101: Entſchuldung 
im Oſthilfegebiet), wo die einſchlägige Oſthilfegeſetzgebung im Wort⸗ 
laut aufgenommen iſt. Von der Kommentierung des 4. Abſchnittes des 
Geſetzes (88 66 —79: Entſchuldung durch Landabgabe und Förderung 
der landwirtſchaftlichen Siedlung) glauben die Verf. im Hinblick 
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auf die zu erwartende Neuregelung der Materie abſehen zu dürfen. 
Erweitert und verbeſſert ſind dagegen auch die dem Kommentar bzw. 
einzelnen Abſchnitten desſelben vorangeſtellten ſyſtematiſchen Aus⸗ 
führungen, insbeſ. die Vorbemerkung auf S. 7ff., wo die Grund⸗ 
züge des Geſetzes, das Verhaltnis zwiſchen Entſchuldungsverfahren 
und bereits beſtehenden weſensähnlichen Verfahrensarten ſowie die 
Einflußnahme der Erbhofeigenſchaft dargelegt werden. 

Eine begrüßenswerte Neuerung der vorliegenden vierten Auflage 
beſteht darin, daß neben dem SHNRG. nebſt den fünf bis zum Er⸗ 
ſcheinen ergangenen DurchfVoO. und den in Betracht kommenden Oſt⸗ 
hilfe DurchfVO. in zwei ſelbſtändigen Abſchnitten nun auch noch das 
RoggenſchuldenG. v. 16. Mai 1934 (nebſt DurchfVO.) und die gegen⸗ 
wärtig geltenden Vorſchriften über den landwirtſchaftlichen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz im Wortlaut gebracht und in den wichtigſten Teilen 
kommentiert werden. 

Der Kommentar, der ſich ſeinen Freundeskreis geſichert hat, iſt 
ein zuverläſſiger Berater in allen Fragen des landwirtſchaftlichen Ent⸗ 
ſchuldungsweſens. Seine Brauchbarkeit wird dadurch geſteigert, daß 
er durch nachzubeziehende Nachträge auf dem neueſten Stand gehalten 
werden ſoll. Die Ergänzungen und Anderungen der Materie durch die 
6. DurchfVO. v. 7. Juli 1934 dürften Anlaß zu einem Nachtrag bieten. 


RA. Dr. Eduard Gebhard, Karlsruhe. 


Der erwartete Nachtrag (Nachtrag A) iſt während der Druck⸗ 
legung der vorſtehenden Beſprechung erſchienen. Er enthält die — rein 
verwaltungsmäßigen, nur die Entſchuldungsſtellen, nicht die Gerichte 
bindenden — Richtlinien des Reichsminiſters für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft v. 13. Juni 1934, den Text der 6. DurchfVO. v. 7. Juli 
1934 ſowie Erläuterungen zur letzteren. Das Hauptwerk iſt dadurch 
auf dem neueſten Stand gehalten. 


Preußiſches Fiſchereigeſetz vom 11. Mai 1916 nebſt Aus⸗ 
führungsanweiſung und Polizeiverordnung(Fiſchereiordnung). 
— Richtlinien für die Regelung der Fiſchereiaufſicht in 
den Binnengewäſſern. — Dienſtanweiſung für ſtaatliche 
Fiſchereiaufſeher in den Binnengewäſſern. — Anleitung 
zur Beaufſichtigung der Fiſcherei in den Binnengewäſſern 
durch die Beamten der Ortspolizeibehörden, der Landjägerei 
und des Reichswaſſerſchutzes. — Erlaß und Merkblatt für 
amtlich verpflichtete private Fiſchereiaufſeher. 3. Auflage. 
Unter Berückſichtigung der Nachträge und Berichtigungen 
bis Ende Dezember 1933. Ausgabe B 1934. Verlag 
J. Neumann, Neudamm. Preis kart. 3,50 A. 


Das neubearbeitete Werk enthält lediglich den Text des Fiſcherei⸗ 
geſetzes nebſt Ausführungsanweiſung und Polizeiverordnung (Fiſcherei⸗ 
ordnung), ferner die miniſteriellen Richtlinien für die Regelung der 
Fiſchereiaufſicht in den Binnengewäſſern, die Dienſtanweiſung für 
ſtaatliche Fiſchereiaufſeher in den Binnengewäſſern, die Anleitung 
zur Beaufſichtigung der Fiſcherei in den Binnengewäſſern durch die 
Beamten der Ortspolizeibehörden, der Landjägerei (jetzt Gendarmerie) 
und des Reichswaſſerſchutzes (jetzt Waſſerſchutzpolizei) ſowie den Erlaß 
und das Merkblatt für amtlich verpflichtete private Fiſchereiaufſeher. 

Die Zuſammenſtellung des Fiſchereigeſetzes nebſt den angegebenen 
Verordnungen gibt allen denjenigen, welche im Fiſchereirecht oder 
in der Fiſchereiwirtſchaft zu arbeiten haben, eine brauchbare Überſicht 
des geltenden Rechtszuſtandes. Die während der Drucklegung ein⸗ 
getretenen Anderungen des Fiſchereigeſetzes ſind in Form eines 
Berichtigungsblattes aufgelegt. 

IR. Dr. Riemann, Breslau. 


Dr. Theodor Rohlfing, Amts⸗ und Landgerichtsrat: Das 
Recht der nationalen Arbeit. (Gloeckners Handels⸗Bücherei 
Bd. 24.) Leipzig 1934. G. A. Gloeckner. 112 S. Preis in 
Steifdeckel 1,80 2.9. 


Gloeckners Handelsbücherei, die der kaufmänniſchen Berufs⸗ 
ausbildung dient, hat in ihrem arbeitsrechtlichen Beſtande durch 
Rohlfings Schrift eine zeitgemäße und wertvolle Ergänzung 
erfahren. Gerade in einer Zeit, in der ſich die Erkenntnis von 
der Notwendigkeit volkstümlicher Rechtskunde durchſetzt, ſind ſolche 
Veröffentlichungen notwendig. Der Verf. hat auf 74 Seiten das 
ArbOG. — nur dieſes — in ſchlichten, leicht faßlichen Worten 
dargeſtellt und, ſoweit der Raum es geſtattete, auch manche grund⸗ 
ſätzliche Bemerkung eingeflochten, die geeignet iſt, den Kaufmann 
zum Geiſte des neuen Rechts zu erziehen. Daß im Anhang die 
Geſetzestexte wiedergegeben find, dürfte im Hinblick auf die 
Zwecke des Buches praktiſch ſein. 

Mit Rückſicht auf die beſonderen Intereſſen der Rechtsan⸗ 
waltſchaft ſei noch kurz folgendes erwähnt: Der Verf. meint, ein 
Anwalt, den die Deutſche Arbeitsfront im Einzelfalle zur Ver⸗ 
tretung einer Partei vor dem ArbG. ermächtigt habe (§ 11 n. F. 
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ArbcgG.), könne dieſe Ermächtigung an andere Anwälte weiter⸗ 
geben (S. 78). Eine ſolche Regelung mag zweckmäßig ſein; ihre 
Zuläſſigkeit iſt aber zum mindeſten ſo zweifelhaft, daß es ſich an⸗ 
geſichts der möglicherweiſe eintretenden weitgehenden Folgen nicht 
empfiehlt, dieſes Experiment zu machen. 

Prof. Dr. Wilhelm Herſchel, Köln. 


Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit. Kommen⸗ 
tar von Dr. Hermann Derſch, o. Prof. an der Univerſität 


Berlin, Mitglied der Akademie für Deutſches Recht. 
Berlin 1934. Weidmannſche Buchh. 420 S. Preis 
geb. 6 H.. 


Dem großen Kommentar von Mansfeld⸗Pohl, den ich 
vor kurzem an dieſer Stelle anzeigen durfte (JW. 1934, 1710), ift 
nun der kleinere von Hermann Derſch an die Seite getreten. 
Es iſt erſtaunlich, welche Fülle von Material hier in knapper und 
leicht verſtändlicher Form dargeboten wird, und es mag kaum eine 
Einzelfrage in dem weiten Gebiet des AOG. geben, auf die der 
Kommentar von Derſch nicht eine Antwort wüßte. Gerade in 
die ſchwierigſten Teile des Geſetzes führt der Verf. mit beſonderer 
Sicherheit und ſelbſtändiger Auffaſſung ein. Beſondere Hervor⸗ 
hebung verdienen in dieſer Hinſicht die grundſätzlichen Ausein⸗ 
anderſetzungen über den Treuhänder (S. 126 ff.), deſſen rechtliche 
Stellung aus der ins Arbeitsrecht übertragenen Staatsidee des 
Dritten Reiches entwickelt wird; ferner die Grundſätze für die 
Auslegung von Tarifordnungen (S. 214 f.) und die Gedanken über 
neue Rechtsformen, die ſich aus der Erfaſſung vertragsloſer Ar⸗ 
beitsverhältniſſe durch die Betriebsordnungen ergeben. 

Die eindringende Sachlichkeit, mit der der Verf. die Grund⸗ 
ſätze der neuen Arbeitsordnung zu klären und jede Einzelbeſtim⸗ 
mung in die gedankliche Gliederung des ganzen einzufügen ſucht, 
wird vielleicht manchen enttäuschen, der die exakte wiſſenſchaftliche 
Durcharbeitung des geltenden Rechts in unſerer Zeit für entbehr⸗ 
lich hält und lieber im Nebel allgemeiner grundſätzlicher Erwä⸗ 
gungen untertauchen möchte. Das Buch von Derſch liefert den 
Beweis, daß eine gründliche wiſſenſchaftliche Vorarbeit geleiſtet 
werden muß, bevor das neue Recht ſich in der Praxis bewähren 
kann, und wir haben allen Anlaß, für ſolche Leiſtung dankbar zu 
ſein. Denn die Aufgabe, vor die uns die geſetzliche Neuordnung 
der nationalen Arbeit geſtellt hat, iſt groß — ſo groß, daß wir an 
ihrer Löſung verzweifeln möchten, wenn uns nicht aus den unver⸗ 
ſiegbaren Quellen deutſchen Rechtsdenkens immer neue 
Kraft und Hoffnung zuſtrömte. Wer ſich eine Vorſtellung machen 
will von dem hohen und weiten Ziel, das mit der Wiedererweckung 
vaterländtſcher Rechtsüberlieferung uns geſteckt ift, der leſe das 
leidenſchaftliche, aus dem Tiefſten ſchöpfende Bekenntnis eines 
Frontkämpfers zum deutſchen Recht, das in Walther Schön⸗ 
felds aufrüttelnder Greifswalder Univerſitätsrede „Über den 
Begriff einer dialektiſchen Jurisprudenz“ (1929) enthalten iſt. 
Die deutſche Arbeitsrechtswiſſenſchaft ſteht bereit, in ihrem Gebiete 
zu erfüllen, was das gewaltige geiſtige Ringen unſerer Zeit ihr 
aufgibt. Das dürfen wir jetzt mit dankbarer Zuverſicht feſtſtellen. 

RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


Fritz König und Georg Magnus: Handbuch der geſamten 
Unfallheilkunde. Band 4. Stuttgart. Verlag Ferdinand 
Enke. 827 S. Preis 69 Hl.. 


Der letzte Band des umfangreichen Handbuches, das für jeden 
Gutachter unentbehrlich ſein dürfte, behandelt die Verletzungen 
der Wirbelſäule, des Rückenmarks, der peripheren Nerven, des 
Schädels, Hirns und der Hirnhäute, ſowie der Nerven- und Gei- 
ſtesſtörungen nach Hirnverletzungen. Es folgen dann die Ver⸗ 
letzungen der Sinnesorgane, des Halſes, der Bruſt⸗ und Bauch⸗ 
organe, der Geſchlechtsorgane, der Hautkrankheiten und des Blutes. 

Ein ausführliches Namenregiſter und Sachregiſter ſchließen 
den Band ab. 

Inhaltlich ftellt das Werk wohl das ausführlichſte Handbuch 
dar, das z. Z. auf dem Gebiete der Unfallheilkunde vorhanden iſt. 

Dr. Otto Schütz, Leipzig. 


Prof. Dr. Max Pagenſtecher: Die Deutſche Reichsgeſetz⸗ 
gebung: „Zivilprozeßordnung mit Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz ſowie Nebengeſetzen und ergänzenden Verordnungen 
nach dem Stande vom 1. Jau. 1934“. 3. erweit. Aufl. 
Berlin 1934. Carl Heymanns Verlag. Preis 2,80 .2.#. 

Die vorliegende Ausgabe der ZPO. mit Nebengeſetzen iſt eine 

Textausgabe in handlichem Format. Hervorzuheben iſt bei dieſer 

Textausgabe, daß die einzelnen Vorſchriften mit Überſchriften ver⸗ 

ſehen ſind. Über den Wert ſolcher Uberſchriften im allgemeinen 

läßt ſich ſtreiten. Im vorl. Fall ſei jedoch erwähnt, daß dieſe Über⸗ 
ſchriften die allgemein gerügten Mängel der Irreführung und Un⸗ 
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ſtimmigkeit nicht aufweiſen, ſondern dadurch, daß der Verf. ſich 
nicht ſcheute, die Überſchriften gegebenenfalls etwas länger werden 
zu laſſen, eine wirkliche Erleichterung für den Benutzer des Buches 
darſtellen. Bet der Wiedergabe des Textes ſind alle Paragraphen 
mit einem Stern verſehen, deren Faſſung ſeit dem 1. Juli 1930 
geändert worden ſind. Die Ausgabe enthalt außer der ZPO., 
dem GG. und den Entlaſtungsverordnungen die neueſten ver⸗ 
fahrensrechtlichen Geſetze und Verordnungen, insbeſ. einen Aus⸗ 
zug aus der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Zwangsvollſtreckung vom 26. März 1933, einen Auszug aus dem 
Geſetz gegen Mißbräuche bei der Eheſchließung und der Annahme 
an Kindes Statt vom 23. Nov. 1933, eine Zuſammenſtellung von 
Vorſchriften und Verordnungen aus neuerer Zeit, die die weiteren 
Pfändungsbeſchränkungen in bewegliches Vermögen zum Gegen⸗ 
ſtand haben, des weiteren das Geſetz betr. die Beſchlagnahme des 
Arbeits⸗ und Dienſtlohnes, die Verordnung über Lohnpfändung, 
die NotB O. des RPräf. vom 14. Juni 1932 Teil 1 Kap. II Art. 1. 
Alle vorgenannten Geſetze und Verordnungen ſind durch Hinzu⸗ 
fügen von Überſchriften, die das weſentliche der Beſtimmungen 
treffend hervorheben, bearbeitet. Dadurch, daß auf dieſe Weiſe die 
prozeſſualen Geſetze nach dem neueſten Stande in dieſem Buch 
vereinbart ſind, erhält das Buch beſonderen Wert. \ 
Die Einleitung von Prof. Bagenfteher enthält eine 
Überſicht über die Entwicklung des Zivilprozeßrechts und die grund⸗ 
legende Syſtematik des Geſetzes und der Novellengeſetzgebung von 
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RA. Alfred Herriger, Düſſeldorf. 


Stauding er⸗Schmitt: Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. 
Mit Erläuterungen und einem Anhang, enthaltend ſtraf⸗ 
rechtliche Nebengeſetze und Notverordnungen. 19., neube⸗ 
arbeitete Auflage nach dem Stande vom 1. Juni 1934. 
München und Berlin 1934. C. H. Beckſche Verlagsbuchh. 
Preis Leinenband 4,80 .. 


3 Die mit kurzen, aber eingehenden Anmerkungen verſehene 
Textausgabe erfüllt in vollem Umfange den Zweck, den Zuſammen⸗ 
hang der einzelnen Geſetzesſtellen untereinander und mit anderen 
Strafgefegen aufzuzeigen und eine gute Überſicht über die Rſpr. in 
hen Hauptgrundzügen zu geben. Die Rſpr. iſt in Beſchränkung auf 
das Weſentliche behandelt, ſo daß die in vielen Kommentaren ſtörende 
Überlaſtung mit einer Menge von Entſch. vermieden, andererſeits 
aber doch die Leiſtung der Rſpr. auf den grundſätzlichen Gebieten 
gut herausgearbeitet wird. . 
di Einen beſonderen Wert des Buches möchte ich in den Überſichten, 
ie der Verf. den einzelnen Abſchnitten des Geſetzbuchs vorangeſtellt 
hat, ſehen. Sie ſollen den Zuſammenhang und das Syſtem des Ge⸗ 
bes erkennen laſſen. Der Verf. geht hier wohl von der unbedingt 
a chtigen Einſtellung aus, daß es vor allem für den Lernenden darauf 
nat, die Grundlagen und die Struktur des Geſetzes zu er⸗ 
pie. Nur von hier aus laſſen ſich die einzelnen Beſt. richtig wür⸗ 
Me und verſtehen; es iſt wichtiger, die große Linie und die Rich⸗ 
nn as Geſetzeswerkes zu erkennen, als eine unüberſehbare Fülle 
rechtslnzelfällen bei jedem Paragraphen auf Grund der Recht⸗ 
prä ggsergebniſſe darzuſtellen. So wirkt gerade durch die Be⸗ 
riſch ns auf das Weſentliche der kleine Kommentar ſtark erziehe- 
für de ber es wäre verfehlt, dies nur anzunehmen für den Anfänger, 
er 5 a En erſter Linie das Buch beſtimmt iſt; auch der Praktiker, 
ird uch die Arbeit an beſtimmten Einzelfällen leicht dazu verführt 
wohltuend nach vaſſenden ähnlichen Entſch. zu ſuchen, wird es als 
5 el Erleichterung ſeiner Arbeit empfinden, ſich immer wie⸗ 
ſätze über ie kurzen Überſichten und die Herausſtellung der Grund⸗ 
Alle ie Zuſammenhänge unterrichten zu können. Das gilt 
Befunden einen Teil ebenſo wie von den Einzeltatbeſtänden des 
15 Teiles; in beiden find die Überſichten gleich gut durch⸗ 
gründlich. 
gung, leber zelnen it es nicht die Aufgabe dieſer Kurzen Würdi⸗ 
Meinung 5 Anmerkung nachzugehen und die vom Verf. geäußerke 
darauf an, uchzuprüfen und zu würdigen. Es kommt mir vielmehr 
Grundſätzlich it den vorſtehenden und folgenden Zeilen einiges 
ich eins Neuen das Buch zu ſagen. In dieſer Richtung möchte 


% b ige der Rech saus oſtel 10 111 
nationalforiare: er Rechtsauslegung beſteht m. E. im heutigen 
Vereinbart fen Staat und Recht auch beſonders darin, die 
liſtiſchen Ged⸗ der Beſt. des geltenden Rechts mit dem nationalſozia⸗ 
eine Linie 3 und Rechtsdenken herauszuſtellen und ſomit 
Zeit zu dem a die von den Ergebniſſen der Rſpr. früherer 
Anfänger muß fte nationalſozialiſtiſchen Rechtes führt. Gerade der 
zu enn ? Dineinfehen in das Gebäude des Rechts und muß 
Rechtsauffaſſun erſuchen, wo die Grundlagen nationalſozialiſtiſcher 
a NS ſich ſchon im geltenden Recht verwirklichen und wo 
in ihm dieſe Werwirklichung noch nicht vorliegt. Grundlegende Auf⸗ 
gabe der Kommentierung iſt es daher auch — ohne daß in dieſen 
kurzen Bemerkungen dazu etwas Abſchließendes geſagt werden ſoll —, 


die Verbindung zwiſchen Geſetz und der Volksauffaſſung vom Recht 
aufzuzeigen und immer wieder deutlich zu machen. Ich glaube, daß 
in diefer Richtung die Kommentierung vor ganz neuen Aufgaben ſteht. 
Gerade auf dieſe Einſtellung hin habe ich das Buch beſonders durch⸗ 
geſehen. Einige Punkte möchte ich herausgreifen: 

Eine außerordentlich ſchwierige Frage nationalſozialiſtiſchen 
Strafrechtsdenkens iſt die Stellung zu § 2 StGB., alſo zu dem 
bisher anerkannten Grundſatz „Nulla poena sine lege“ und der ſich 
daraus ergebenden Folgerung, daß Strafgeſetzen keine rückwirkende 
Kraft beizumeſſen ſei; die lex van der Lubbe (Gef. v. 29. Febr. 1933) 
iſt nur eine Ausnahme von dieſem Grundſatz (S. 7). Der Verf. ſtellt 
ſich hier auf den Standpunkt, die Androhung einer Strafe oder 
einer Strafverſchärfung entſpreche an ſich nicht dem deutſchen Rechts⸗ 
empfinden, das mit den international anerkannten Grundſätzen in 
Einklang ſtehe; die Rückwirkungsvorſchrift im Falle des angeführten 
Geſetzes müſſe aber als rechtswirkſam anerkannt werden, da ſie ſich 
gegen eine internationale Verbrecherbande richte, die ausgerottet wer⸗ 
den ſolle (S. 7). M. E. iſt demgegenüber der Standpunkt einzu⸗ 
nehmen, daß ſowohl mit dem Grundſatz „Nulla poena sine lege“ 
als auch mit dem der Nichtrückwirkung zu brechen iſt, und zwar 
aus mehreren Gründen: Rechtsgeſchichtlich iſt die Stellung des alten 
deutſchen Strafrechts die, daß dem Germanen das Recht höher ſtand 
als die geſetzte Norm und daß Untat auch dann Untat war, wenn 
ein beſonderes geſetztes Recht fie nicht als ſolche bezeichnete (ogl. 
Denleſchrift des Pr Juſt Rin. „Nationalſozialiſtiſches Strafrecht“, 1933, 
127; Nicolai: JW. 1933, 1315); und folgerichtig ſprach die 
Peinliche Gerichtsordnung trotz der Einzelaufzählung beſonderer Tat⸗ 
beſtände in Art. 105 von den „unbenannten peinlichen fellen und 
ſtraffen“; andere germaniſche Rechte, wie z. B. das ſchottiſche (vgl. 
Mannhardt: JW. 1933, 2636), halten an dieſer Auffaſſung feſt, 
und auch das ſchwediſche Recht verweiſt in ſeinen Richterregeln 
darauf, auch das ſei Recht, was der gemeine Mann ohne Rückſicht 
auf geſchriebene Rechtsregeln als Recht anſehe. Neben dieſer rechts⸗ 
geſchichtlichen Einſtellung iſt noch entſcheidender der Grundſatz der 
materiellen Gerechtigkeit: Es muß dem Staate daran liegen, nicht 
nur den Täter zu faſſen, der gegen eine beſtimmte geſetzte Norm 
verſtößt, ſondern auch den viel gefährlicheren, der ſich in einer nach 
der Volksanſchauung ſittlich verwerflichen Weiſe verhält, dem es 
aber gelingt, durch die Maſchen des Geſetzes hindurchzuſchlüpfen; 
eine allgemeine weitgefaßte Klauſel, die die Kodifikation abſchaffen 
würde, würde über den Rahmen hinausgehen; die weniger weit ge⸗ 
faßten Generalklauſeln, wie z. B. die ſog. Gefährdungstatbeſtände, 
laſſen dagegen noch auszufüllende Lücken, und ſo bleibt auch aus 
dieſen Erwägungen heraus nur die Forderung, es im Einzelfalle durch 
die Anwendung der Analogie dem Richter zu überlaſſen, den nach 
der Volksanſchauung Schuldigen auch dann der Strafe zuzuführen, 
wenn die geſetzlichen Beſt. dies nicht zu tun vermögen. — Auch 
ſtaatsrechtlich entſpricht es der Auffaſſung des neuen Staates, mit 
dem aus der liberaliſtiſchen Zeit und Weltanſchauung überkommenen 
Grundſatz zu brechen: Der Satz ſteht in den Verfaſſungen innerhalb 
der Abſchnitte über die Grund- oder Menſchenrechte. Dieſe bedeuten, 
daß eine beſondere Sphäre des einzelnen beſteht, die er gegen den 
Staat durchzuſetzen und zu verteidigen berechtigt ſein ſoll; und folge⸗ 
richtig liegt in dem Satz „Nulla poena sine lege“ der Sinn, daß 
der Staat gegenüber einem von dem geſetzten Recht nicht erfaßten, 
aber nach den Bedürfniſſen des Staates und nach der Volks- 
anſchauung als ſittenwidrig und verwerflich anzuſehenden Verhalten 
mit gebundenen Händen machtlos daſteht. Das iſt nicht zu verein⸗ 
baren mit dem autoritären Staat, in dem die Pflichten des einzelnen 
entſcheidend ſind und ſeine Rechte nur dieſen entſprechen. Deshalb 
kann derjenige, der feine ſittlichen Pflichten gegenüber der Geſamt⸗ 
heit nicht erfüllt, ſondern nach der Volksanſchauung ſittlich verwerf⸗ 
lich handelt, keinen Anſpruch auf Rechtsſicherheit in dem Sinne haben, 
daß die Staatsgewalt ihn mit Strafe verſchont, nur weil der Wort⸗ 
laut des Geſetzes ſein Tun nicht ausdrücklich als ſtrafwürdig be⸗ 
zeichnet. Daraus ergibt ſich auch die Einſtellung in der Frage der 
Rückwirkung von Strafgeſetzen. Es kann nicht darauf ankommen, 
ob zur Zeit der Tat bereits ein Sonderſtrafrechtstatbeſtaud die Hand⸗ 
lung mit Strafe bedroht, wenn die geſunde Volksanſchauung ſchon 
jetzt die Tat als unſittlich und ſtrafwürdig anſieht; folgerichtig muß 
das Ergebnis vielmehr dahin gefunden werden, daß, wenn ſpäter 
ein Geſetz geſchaffen wird, es dem Richter überlaſſen bleiben muß, 
von Fall zu Fall ihm rückwirkende Kraft beizumeſſen, um einen 
Schädling, der ſonſt frei ausgehen würde, zu faſſen. Dieſe Er⸗ 
wägungen, die ergänzungsbedürftig find, ſprecheu m. E. gegen die 
vom Verf. vertretene Auffaſſung, daß die Rückwirkung an ſich dem 
deutſchen Rechtsempfinden nicht entſpreche; mit wenigen Worten ge⸗ 
rade hier die Wandlung der Rechtsauſchauung aufzuzeigen, hätte ſich 
vielleicht empfohlen. 8 

Auch bei der Erörterung des Verſuches hätte m. E. Veranlaſſung 
beſtanden, ſtatt ſich auf die Gegenüberſtellung der objektiven und ſub⸗ 
jektiven Theorie zu beſchränken (S. 55), mit einem Wort aus der 
Einſtellung der Reform die Richtſchnur für die Entſcheidung in 
dieſem Kampf der Meinungen zu geben und auf die Ideen des 
Willens⸗ und des Gefährdungsſtrafrechts, wenn dieſe auch erſt im 
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kommenden Strafrecht ihre Verwirklichung finden ſollen, als Maß⸗ 
ſtab für die Auslegung kurz einzugehen. Auch bei der Auslegung des 
geltenden Rechts ſcheint mir das zielgerichtete Denken das weſentliche 
zu ſein. Deshalb würde ich es begrüßt haben, wenn der Verf. durch 
entſprechende Hinweiſe auf die nationalſozialiſtiſche Strafrechtsreform 
überhaupt in allen Fragen des Allgemeinen Teiles insbeſondere, aber 
auch des Beſonderen Teiles die Richtung für die Auslegung an⸗ 
gedeutet hätte und damit dem Lernenden auch in dieſer Hinſicht die 
Zuſammenhänge zum kommenden Strafrecht vermitteln würde. 

Soweit die Strafrechtsreform auf Teilgebieten ſchon verwirklicht 
worden iſt, wie durch das Geſetz zur Abänderung ſtrafrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften v. 26. Mai 1933, das Geſetz gegen gemeingefährliche Ge⸗ 
wohnheitsverbrecher und über Sicherungsmaßnahmen v. 24. Nov. 1933, 
das Geſetz zur Anderung von Vorſchriften des Strafrechts und des 
Strafverfahrens v. 24. April 1934 uſw., hätte es ſich m. E., dem 
Vorſtehenden entſprechend, auch als ein Vorzug erwieſen, wenn der 
Verf. kurz die Gründe für dieſe Teilreformen und die innere Rich— 
tung der neuen Vorſchriften dargeſtellt hätte. Um nur ein Beiſpiel 
herauszugreifen: es hätte nahe gelegen, den Zweck, den der heutige 
Staat mit den Maßnahmen zur Sicherung und Beſſerung verfolgt, 
im Gegenſatz zu den in den früheren Reformbeſtrebungen zum Aus⸗ 
druck gekommenen Zielen darzuſtellen. Die Folge der Auffaſſung 
der ſoziologiſchen Schule war z. B. eine ganz beſtimmte Einſtellung 
zur Sicherungsverwahrung: Sicherungsverwahrung ohne Strafe aus 
dem Geſichtspunkt heraus, daß es ſich bei den Gewohnheitsver⸗ 
brechern zum großen Teil um Pſychopathen haudele und daß das 
„Milieu“ als beſonders entſcheidend für die Straftat anzuſehen, alſo 
im weſentlichen aus dieſen Gründen der Täter nicht verantwortlich 
zu machen ſei. Demgegenüber iſt die heutige Auffaſſung mit Recht 
abgegangen von dieſer reinen Täterbewertung. Maßgebend iſt in 
erſter Linie der Übergriff gegen die geſchützten Rechtsgüter der Ge⸗ 
ſamtheit; dieſes Unrecht fordert Vergeltung. Deshalb kommt gerade 
für den Berufsverbrecher in erſter Linie Strafe und zwar, da der 
Übergriff beſonders ſchwer und anhaltend iſt, ſchwere Strafe, Straf⸗ 
verſchärfung in Betracht. Zugleich bleibt hier aber eine Lücke: Strafe 
ſetzt Schuld voraus: wo keine Schuld iſt, kann der Staat (grund⸗ 
ſätzlich) nicht ſtrafen; und ebenſo kann von einer vorwerfbaren 
Schuld im ſtrafrechtlichen Sinne nicht mehr die Rede ſein, wenn 
dieſe durch Strafverbüßung „abgegolten“ iſt. Daraus ergibt ſich, 
daß in den Fällen, wo ein gefährlicher, aber nicht verautwortlich zu 
machender Menſch (Unzurechnungsfähiger uſw.) zu beurteilen iſt, ſo⸗ 
wie in den Fallen, wo die Schuld durch Verbüßung der Strafe ge⸗ 
ſühnt iſt, aber die Gefahr künftigen Übergriffes beſteht, die Maß⸗ 
nahme der Sicherungsverwahrung anſtatt der Strafe bzw. zuſätzlich 
zur Strafe einſetzen muß. Dieſe Erwägungen ſind andere als die der 
Beſtrebungen der ſoziologiſchen Richtung; ſie ſind ein Ergebnis 
nationalſozialiſtiſchen Strafrechtsdenkens. 

Gerade die Betonung dieſer Zuſammenhänge würde für den 
Kommentar, der in der Einzelbearbeitung wie im Syſtematiſchen 
große Vorzüge aufweiſt, von beſonderer Bedeutung ſein und ſeinen 
Wert noch erhöhen. 

RA. Dr. W. Kalsbach, Wuppertal. 


„Dokumente zur Reviſion des ZUG. und des Illß. im 
Oktober und November 1933“. Veröffentlichung des 
Zentralamts für die internationale Eiſenbahnbeförderung 
in Bern. Geſamtpreis 16 Schw. Fr. 

Bd. I: Reviſionsanträge. Preis 4 Schw. Fr. 

Bd. II: Niederſchriften der Vollſitzungen und Berichte über 
die Ausſchüſſe und die Unterausſchüſſe. Preis 8 Schw. Fr. 

Bd. III: Aus der Konferenz von Rom hervorgegangene 

Texte. Preis 4 Schw. Fr. 

Zentralamt für die internationale Eiſenbahnbeförderung 
in Bern, Monbijouſtraße 36. 

Das Zentralamt für die internationale Eiſenbahnbeförderung 
veröffentlicht jetzt die „Dokumente zur Reviſion des ZUG. und des 
IllP. in Rom, Oktober/November 1933”. 

Der erſte Band enthalt die amtlichen Dokumente, die den Be⸗ 
ratungen der Konferenz in Rom als Grundlage dienten. Dies ſind 
in erſter Linie die „Syſtematiſchen Liſten der Verhandlungsgegen⸗ 
ſtände, aufgeſtellt vom Zentralamt auf Grund der von den beteiligten 
Regierungen für die Reviſion des IllG. und des Ju. geſtellten 
Anträge“. Ferner enthält der Band die „Verſchiedenen Anträge der 
beteiligten Regierungen“, die in den ſyſtematiſchen Liſten nicht ent⸗ 
halten ſind, weil ſie ſich auf Fragen beziehen, die in den zu 
revidierenden Übereinkommen noch nicht behandelt ſind. 

Der zweite Band bringt die Niederſchriften und Berichte der 
IllG. und Ip. ſowie ein Verzeichnis der Delegierten der Konferenz. 

Im dritten Band finden ſich die „Aus der Konferenz von Rom 
hervorgegangenen Texte“, und zwar: Der franzöſiſche Wortlaut des 
Ju. v. 23. Nov. 1933 und die amtliche deutſche und italieniſche 


Überſetzung; der franzöſiſche Wortlaut des IülP. v. 23. Nov. 1933 
und die amtliche deutſche und italieniſche Überſetzung; ferner das 
Schlußprotokoll der vierten Konferenz zur Reviſion des SUB. und 
des ZUG. mit den vom Zentralamt hergeſtellten deutſchen und ita⸗ 
lieniſchen Überſetzungen, die auf den eigentlichen Text beſchräukt find. 


Eingegangene Bücher 


Jahrbuch des Deutſchen Rechts. 32. Jahrg., Neue Folge, 
Bd. 1 Heft 2. Hrsg. von den Staatsſekr. Dr. Schlegelberger 
und Dr. Freisler und den Mint. Dr. Hoche und Staud. 
Berlin 1934. Verlag Franz Vahlen. Preis 9,20 RM. 


Milchgeſetz nebſt Ausführungsbeſtimmungen. Unter Beifügung der 
wichtigſten hiermit im Zuſammenhang ſtehenden Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen. Erläutert unter Mitwirkung von Dr. jur. E. Boſe, 
Miniſterialdirigent im Reichsmin. für Ernährung und Landwirl⸗ 
ſchaft, u. Dr. phil. Dr.-Ing. e. h. A. Juckenach, Präf. der 
Preuß. Landesanſtalt für Lebensmittelchemie i. R. Geh. Reggt., 
HonProf, an der Techniſchen Hochſchule Berlin, von W. Nas 
thuſius, Mint. im RF M. z. D., und H. Nelſon, OgegR. 
im Reichsmin. für Ernährung und Landwirtſchaft. Nachtrag 1934. 
Berlin 1934. Carl Heymanns Verlag. Preis für den Nachtrag 2 Nl. 


Das neue Deutſche Reichs recht. Hrsg. von Geh. RegR. 
Hans Pfundtner, Staatsſekr. im RMdJ., RA. Dr. Reine 
hard Neubert, Präſ. der Reichsrechtsanwaltskammer, unter 
Mitwirkung von Dr. F. A. Medicus, MinR. im RMdz. Lief. 22. 
110 Bl. Ergänzungen. Preis des einzelnen Ergänzungsblattes 
0,04 RA nebſt Poſtgebühr. 


Beiträge zur Strafrechtswiſſenſchaft. Neue Folge. 
4. Probleme der Strafrechtsanwendung. Ein Beitrag zur Prak⸗ 
tikabilitätslehre von Dr. jur. Hans Dieter Frhr. v. Gem⸗ 
mingen, PrivDoz. an der Univerſität Greifswald. Tübingen 
1934. Verlag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Preis 10 AM, 
Ganzleinen 11,80 K. 


Das neue Recht in Preußen. Hrsg. von Dr. Roland 
Freisler, Staatsſekr. im Pr JuſtMin., Preuß. Staatsrat, Lud⸗ 
wig Grauert, Staatsſekr. im Pr Inn Min., Preuß. Staatsrat, 
unter Mitwirkung von Dr. Karl Krug, OStA. im PrJuſtMin. 
Lieferung 11: 110 Blatt Ergänzungen. Berlin. Induſtrieverlag 
Spaeth & Linde. Preis pro Blatt 5 Rpf. und Porto für die Sendung. 


Vizepraſ. i. R. Paul Schlegelberger, Berlin: Mittelbare 
Ableitung und Talſperrenklauſel nach dem preuß. 
Waſſergeſetz. Mitt. des Reichsverbandes der Deutſchen Waſſer⸗ 
wirtſchoft, Deutſcher Waſſerwirtſchafts⸗ und Waſſerkraft⸗Verband 
E. V., Berlin-Halenfee. Berlin 1934. 28 S. Preis 1,50 K.K. 


Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung. Handausgabe mit den AusfVorſchr. und den 
grundſätzl. Entſch. des RVerſel. Hrsg. von ORegR. Dr. Berndt, 
Minh. Dr. Lehfeldt, Geh. RegR. Dr. O. Weigert, Direktor 
M. Ehlert, Präſ. Dr. Syrup. Lief. 16. Berlin 1934. Verlag 
Reimar Hobbing. 50 Blatt. Preis je Blatt 0,05 AH und Poſtgebühr. 


Angeſtelltenverſicherungsgeſetz nebſt AusfVorſchr. Text⸗ 
ausgabe mit Verweiſungen und Sachverzeichnis. 9., durchgeſehene 
Aufl., hrsg. von Dr. jur. Heinz Jaeger, Direktor des Städt. 
Verſicherungsamtes München. München u. Berlin 1934. C. H. Veckſche 
Verlagsbuchh. XII, 225 S. Taſchenformat. Preis Leinenband 
2,50 K.. 


Das neue Geſetz über Anderungen auf dem Gebiete 
der Reichsverſorgung. Amtlicher Wortlaut des Geſetzes, 
der Begründung und der AusfBeſt. einſchl. der neuen Zuſatzrenten⸗ 
ordnung. Mit ausführlichen Erläuterungen unter Mitwirkung der 
zuſtändigen Sachbearbeiter des RArbM., des MinR. v. Garnier 
und des ORegR. Foerſter ſowie des Minumtm. Juhnhold. 
Berlin 1934. Verlag E. S. Miltler & Sohn. Preis broſch. 2,20 N. K, 
geb. 2,75 RM. 


Schriftleitergeſetz nebſt DurchfVO., der VerfO. für die Be- 
rufungsgerichte der Preſſe, den Satzungen des Reichsverbandes 
der Deutſchen Preſſe ſowie dem PreßGG. Textausgabe mit kurzen 
Anmerkungen und Sachverzeichnis. München u. Berlin 1934. 
C. H. Beckſche Verlagsbuchh. IV, 50 S. Taſchenformat. Preis 
kart. 0,90 RA. 


Leitſatzkartei der Rechtſprechung des Reichsfinanz⸗ 
hofes aus Steuer und Wirtſchaft. Dargeſtellt von den 
SenPräſ. Dr. h. e. Enno Becker und Evers und den RFinR. 
Dr. Hertz, Mirre, Ott und Seweloh, einſchl. der Amtl. 
Samml. Hrsg. von ORegR. Alfons Wetter. Lief. Mai / Juli 
1934. Stuttgart. Verlag J. Heß. 
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A. Ordentliche Gerichte 
Reichsgericht 


a) Bivilfachen 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
tat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Schrömbgens und Huber 


( Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Aumerkung.] 


** 1. Art. 169, 170 EG BG B.; 
242 BG B. 


J. Anwendung der Vorſchriften des BGB. 
über die Dauer der Verjährungsfriſten auf die 
vor 1900 entſtandenen, aber vor dem 1. Jan. 1900 
noch nicht verjährten Anſprüche. 

II. Für die Art, wie der Schuldner die Lei⸗ 
ſtung zu bewirken hat, gilt auch bei altrechtlichen 
Schuld verhältniſſen für die Zeit nach dem BGB. 
defſen § 242. Denn dieſe Vorſchrift beanſprucht 
wegen ihrer allgemeinen Bedeutung für das Er⸗ 
füllungsgeſchäft Geltung auch für ſolche Schuld- 
verhältniſſe, die vor dem 1. Jan. 1900 entſtanden 
ind. Das neue Recht iſt immer dann anzuwenden, 
wenn die Beurteilung von rechtserheblichen Um⸗ 
ſtänden in Frageſteht, die ſich nicht als unmittel⸗ 
bare Auswirkungen des Schuldverhältniſſes 
ſelbſt darſtellen und die nach dem 1. Jan. 1900 
eingetreten ſind. 


III. Der ſog. Einwand der Argliſt greift auch 
gegenüber der Einrede der Verjährung Platz. 
Lie Friſt, innerhalb deren nach Beendigung der 
Vea Einwand der Verjährung rechtfertigenden 
i erhältniſſe der Anſpruch geltend zu machen iſt, 
iſt nach den Anforderungen des anſtändigen Ge— 
Ichäftsverkehrs und den Umſtänden des Falles 
zu beſtimmen. 


189 guet Bekl. hat durch notariellen Vertrag v. 22. März 
30 1005 Grundſtück für den alsbald berichtigten Preis von 
Aufl . dem Rentner L. verkauft und ihm übergeben. Die 
iſt zaſſung, die vereinbarungsgemäß alsbald erfolgen ſollte, 
55 au volieben, auch nachdem der Bekl. am 5. Febr. 1899 
ermä ta des L. einen Bevollmächtigten beſtellt hatte, der 

9 igt war, das Grundſtück an L. aufzulaſſen. 
l im iſt 1928 verſtorben. Als Teſtamentsvollſtrecker hat der 
an die wei 1933 die Klage auf Auflaſſung des Grundſtücks 
anspruch rben Ls erhoben. Die Einrede des Bekl., der Klage⸗ 
unzulöſfgle verjährt, hat der Kl. mit dem Gegeneinwand 
liſt) bung (Einrede der gegenwärtigen Arg⸗ 
O0 hat die Klage wegen Verjährung abgewieſen, bas 
1. D. ſtattgegeben. 
einreße 5 BG. hat feiner Auffaſſung, daß die Verjährungs⸗ 
unzuläſſt a an ſich begründet ſei, aber durch den Einwand 
geltende Re Rechtsausübung geſchlagen werde, überall das 
daß im Rah des BGB. zugrunde gelegt. Die Rüge der Rev., 
ſchlogenden Aten der Art 169, 170 EGBGB. auch die ein- 
tenden gemei eſtimmungen des vor 1900 in Braunſchweig gel- 
hätten ange Rechts ſowie des braunſchw. Landesrechts 
wendung dieſ endet werden müſſen, iſt begründet. Die An⸗ 
dent on dent! Vorſchriften führt aber zu keinem anderen als 
der Verjähru BG. gefundenen, in der Frage nach Vollendung 

Als ng dem Bekl. günſtigen Ergebnis. 

Als „rein perſönliche Klage“ verjährte der unter der 
Herrſchaft des BraunſchwGkeſ. v. 3. Juli 1853 entſtandene 


88 195, 198, 217, 


Klageanſpruch binnen zehn Jahren (§ 1). Die Verjährung be⸗ 
gann mit der Entſtehung des Klagerechts auf Erfüllung, lief 
alſo von der Fälligkeit des Anſpruchs an, die mangels Be⸗ 
friſtung mit ſeiner Begründung (22. März 1894) eintrat 
(Dernburg, Pandekten, Bd. I, § 146). Die Verjährung hätte 
mithin vor dem 1. Jan. 1900 ſich nicht vollenden können; ſie 
wurde zudem durch die Anerkennung, die von dem BG. ohne 
Rechtsirrtum in der Aushändigung der Vollmachtsurkunde 
(5. Febr. 1899) gefunden werden konnte, mit der Wirkung 
unterbrochen, daß von der Unterbrechung an die zehnjährige 
Friſt von neuem zu laufen begann (Dernburg 8148). Nach 
Art. 169 EGBGB. ſind aber auf die vor dem Inkrafttreten 
des BGB. entſtandenen, noch nicht verjährten Anſprüche grund⸗ 
ſätzlich die Vorſchriften des BGB. über die Dauer der Ver⸗ 
jährungsfriſten anzuwenden. Dies gilt uneingeſchränkt, wenn 
das BOB. eine längere Friſt erfordert als das bisherige Recht. 
Das iſt hier der Fall. Nach § 195 BGB. beträgt die Ver⸗ 
jährungsfriſt dreißig Jahre. Nach 88 198, 217 BGB. endete 
danach die Verjährungsfriſt mit dem Ablauf des 5. Febr. 1929, 
d. h. zu dem von dem BG. im Ergebnis richtig errechneten 
Zeitpunkt. 

II. Auch die Annahme, daß die Einrede der Verjährung 
durch den Gegeneinwand unzuläſſiger Rechtsausübung ge⸗ 
ſchlagen werde, hat das BG. dem 8242 BGB., mithin dem 
z. Z. der Entſch. geltenden Recht in der Ausprägung ent⸗ 
nommen, die dieſes Recht in der Rſpr. des RG. erfahren hat. 
Bei einem vor dem 1. Jan. 1900 entſtandenen Schuldverhält⸗ 
nis beſtimmen ſich nun auch in der Folgezeit Inhalt und Um⸗ 
fang der Leiſtung nach dem bisherigen Recht. Aber ſchon für 
die Art, wie der Schuldner die Leiſtung zu bewirken hat, gilt 
auch bei altrechtlichen Verhältniſſen für die Zeit nach dem 
BGB. deſſen § 242. Dieſe Vorſchrift beanſprucht wegen ihrer 
allgemeinen Bedeutung für das Erfüllungsgeſchäft Geltung 
auch für ſolche Schuldverhältniſſe, die vor dem 1. Jan. 1900 
entſtanden ſind (Urt. v. 23. Sept. 1929, VI 168/29 im An⸗ 
ſchluß an Habicht, Die Einwirkung des BGB. auf zuvor 
entſtandene Rechtsverhältniſſe, S. 189, und abweichend von 
Staudinger, 9. Aufl., Bem. III 30 zu Art. 170, Planck 
Bem. 13a, Niedner, 2. Aufl., Bem. II 3 b). Vollends iſt 
das neue Recht anzuwenden, wenn die Beurteilung von rechts⸗ 
erheblichen Umſtänden in Frage ſteht, die ſich nicht als un⸗ 
mittelbare Auswirkungen des Schuldverhältniſſes ſelbſt dar⸗ 
ſtellen und die nach dem 1. Jan. 1900 eingetreten ſind 
(Staudinger Bem. III; Niedner Bem. II Zb und ch. 
Um einen ſolchen Umſtand handelt es ſich bei der Vollendung 
der Verjährung und dem aus ihr erwachſenen Recht des Bekl, 
die Auflaſſung als die zur Vertragserfüllung erforderliche 
Leiſtung zu verweigern (8 222 BOB. i. Verb. m. Art. 169 
EG BGB.). Ob der Bekl. mit der Berufung auf ein ſolches 
Recht ſich zu den Anforderungen in Widerſpruch ſetzt, die Treu 
und Glauben dem redlichen Schuldner gebieten, iſt mithin nach 
dem Recht zu entſcheiden, das z. Z. der Ausübung des Leiſtungs⸗ 
verweigerungsrechtes in Geltung ſteht. Dieſe Auffaſſung ent⸗ 
ſpricht allein dem Weſen des Einwandes unzuläſſiger Rechts⸗ 
ausübung als eines Rechtsbehelfes, mit dem das gegen⸗ 
wärtige Verhalten des Gegners deshalb bekämpft wird, weil 
es mit Rückſicht auf ſein früheres Verhalten gegen Treu und 
Glauben verſtößt. Es bedarf deshalb nicht der Erörterung, ob 
bei Zugrundelegung der Rechtsſätze, die im gemeinen Recht 
über das Anwendungsgebiet der exceptio doli generalis ent- 
wickelt worden ſind, ein anderes als das aus dem geltenden 
Recht von dem BG. hergeleitete Ergebnis gerechtfertigt wäre. 

Durfte das BG. hiernach bei ſeiner Entſch. von dem gel⸗ 
tenden Recht ausgehen, fo laſſen die Gründe des Bl., ſoweit 
ſie dem Bekl. das beanſpruchte Leiſtungsverweigerungsrecht ver⸗ 
ſagen, einen Rechtsirrtum nicht hervortreten. In der von 
dem BG. herangezogenen, im Schrifttum vielfach gebilligten 
Rſpr. des RG. iſt anerkannt, daß der ſog. Einwand der all- 


280 


2234 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


gemeinen oder gegenwärtigen Argliſt auch gegenüber der Ein⸗ 
rede der Verjäh rung Platz greift (RG. 138, 2991); 142, 284 2); 
143, 236 ), 250%, vgl. ferner JW. 1919, 1022, 3044; 1927, 
9748). Zur Begründung dieſes Einwandes genügt die Be⸗ 
rufung auf ein früheres Verhalten des Schuldners, durch das 
er — ſei es auch unabſichtlich — dem Gläubiger nach ver⸗ 
ſtändigem Ermeſſen ausreichenden Anlaß gab, von einer Unter⸗ 
brechung der Verjährung, insbeſ. durch Klagerhebung, ab- 
zuſehen, weil Befriedigung auch ohne Anrufung der Gerichte 
zu erwarten ſtand und von ihrem Aufſchub die Erhebung der 
Verjährungseinrede nicht zu beſorgen war. 

Im Streitfalle war der Kaufvertrag v. 22. März 1894 
bis auf die Auflaſſung von beiden Vertragsteilen alsbald voll⸗ 
ſtändig erfüllt worden. Der Bekl. hatte den Beſitz auf den 
Käufer übertragen, der Käufer den Kaufpreis berichtigt. Mit 
der übergabe waren Nutzungen und Laſten des verkauften 
Grundſtücks auf den Käufer übergegangen. Durch die Ein⸗ 
räumung des Beſitzes am Kaufgrundſtück hatte der Bekl., 
wirtſchaftlich betrachtet, die wichtigſte Verkäuferpflicht erfüllt. 
Das ihm verbleibende Eigentumsrecht gewährte ihm zwar eine 
unverjährbare Klage aus dieſem Recht gegen Dritte (88 Abſ. 2 
BraunſchwGeſ. über den Eigentumserwerb uſw. v. 8. März 
1878, Art. 180, 181 EGBGB., § 902 BGB.), aber keinen 
Titel zur Wiedererlangung des Beſitzes gegen den Käufer. 
Denn der Käufer konnte ſowohl vermöge der gemeinrechtlichen 
exceptio rei venditae et traditae (vgl. 89 Gef. v. 8. März 
1878) als auch nach 8 986 BGB. dem Bekl. die Herausgabe 
des Grundſtücks für immer verweigern. Das Beſitzrecht des 
Käufers war dauernd; es unterlag weder nach gemeinem Recht 
noch nach dem BGB. ($ 194) der Verjährung (RG. 138, 296 1)). 
Schon eine ſo weitgehende, eine derart ſtarke Stellung des 
Käufers ſchaffende Vertragserfüllung deutete darauf hin, daß 
der Bekl. zur Bewirkung der allein noch übrigbleihenden Auf- 
laſſung ſich ohne weiteres und jederzeit bereitfinden laſſen 
werde. Darüber hinaus aber bekundete der Bekl. ſolche Bereit⸗ 
ſchaft i. J. 1899 noch beſonders dadurch, daß er mit Rück⸗ 
ſicht auf die Aufgabe ſeines Braunſchweiger Wohnſitzes einen 
Bevollmächtigten beſtellte, der ermächtigt ſein ſollte, das ver⸗ 
kaufte Grundſtück an den Käufer oder mit deſſen Zuſtimmung 
an jeden beliebigen Dritten aufzulaſſen. 

Bei diefem Stande der Vertragsabwickelung iſt es, auch 
nachdem der von dem Bekl. beſtellte Auflaſſungsbevollmäch⸗ 
tigte i. J. 1923 verſtorben war, bis zu dem i. J. 1928 er⸗ 
folgten Ableben des Käufers und bis zur Vollendung der Ver⸗ 
jährung im Febr. 1929 geblieben. 

Nun hat allerdings der Kl. erſt im Mai 1933 die Klage 
auf Auflaſſung des Grundſtücks erhoben, obwohl ihm ſchon 
etwa drei Jahre früher bekannt war, daß der Bekl. die Mit⸗ 
wirkung bei der Auflaſſung nunmehr verweigerte. Nach den 
Grundſätzen von Treu und Glauben, auf denen der Einwand 
unzuläſſiger Rechtsausübung beruht, iſt die Friſt, innerhalb 
deren nach Beendigung der den Einwand rechtfertigenden Ver⸗ 
hältniſſe der Anſpruch durch Klage oder in anderer zur Unter⸗ 
brechung der Verjährung geeigneter Weiſe geltend zu machen 
iſt, nach den Anforderungen des anſtändigen Geſchäftsverkehrs 
und den Umſtänden des Falles zu beſtimmen (RG. 115, 1356); 
143, 250 )). Die Klage iſt aber trotzdem rechtzeitig erhoben, 
weil der Bekl. i. J. 1930 das Zuſtandekommen eines bindenden 
Verkaufes beſtritten und deshalb, nicht etwa wegen Verjährung, 
die Übereignung abgelehnt hat. 

(U. v. 2. Juni 1934; V 10/34. — Braunſchweig.) [Sch.] 


2. 88 909, 823 A b ſ. 2 BOB. Begriff und Vor⸗ 
aus ſetzungen der ſchuldhaften, zum Schadens- 
erſatz verpflichtenden Grundſtücksvertie fung. ) 

Vertiefung i. S. dieſer Vorſchrift liegt auch dann vor, 
wenn die Erde nur vorübergehend entfernt und dann an ihrer 
Stelle Beton hineingebracht wird. Unter „Stütze“ i. S. des 


2) JW. 1933, 696. 
s) JW. 1934, 1166. 
5) JW. 1927, 658. 


Zu 2. Der Entſch. iſt in faſt allen Punkten zuzuſtimmen. Eine 
Vertiefung i. S. von § 909 BGB. liegt auch dann vor, wenn die 
Erde nur vorübergehend entfernt wurde; entſcheidend iſt nur, ob 


7) JW. 1934, 351. 
JW. 1934, 1491. 


§ 909 iſt nicht nur die vertikale zu verſtehen, die die be⸗ 
nachbarten Grundſtücke ſich einander gegenſeitig durch das 
Erdreich gewähren, ſondern auch die horizontale, die ein 
Grundſtück in ſeinen unteren Bodenſchichten findet und die 
ein Einſtürzen verhütet (RGRKomm., Anm. 4 zu 8909; RG. : 
JW. 1910, 156; 1911, 939; RG.: WarnRſpr. 1914 Nr. 20; 
RG. 62, 370; 132, 511)). Der Fall des 8 909 liegt nicht vor, 
wenn das Nachbargebäude infolge fehlerhafter Anlage an ſich 
ſchon der erforderlichen Stütze entbehrte. Wer eine dem Boden 
des Nachbargrundſtückes erforderliche Stütze fortnehmende 
Vertiefung vornimmt, obwohl er mit der ſchädlichen Folge 
rechnen muß, handelt ſchuldhaft; dieſes Verſchulden wird auch 


durch dieſe dauernde oder vorübergehende Vertiefung der Boden des 
Nachbargrundſtücks die erforderliche Stütze verlor. War allerdings 
die Vertiefung nur eine vorübergehende und hat ſie keinen Schaden 
verurſacht, ſo kann weder auf Beſeitigung der Beeinträchtigung (Be⸗ 
wirkung von Vorkehrungen, wodurch der nach 8909 als gefahr⸗ 
drohend und das Recht des Nachbarn beeinträchtigend anzuſehende 
Zuſtand der Vertiefung behoben wird [RG. 103, 175 = ZW. 1922, 
4860) noch auf Schadenserſatz geklagt werden. Inſofern wird alſo 
eine vorübergehende Vertiefung, die wieder beſeitigt wurde, ohne daß 
das Nachbargrundſtück einen Schaden erlitt, keinerlei Rechtsfolgen 
haben. Anders dagegen der vorl. Fall, in dem durch die vorüber⸗ 
gehende Vertiefung ein Schaden entſtand. Sinn des 8 909 iſt, eine 
Beeinträchtigung des Nachbargrundſtücks zu unterbinden durch Be⸗ 
ſchränkung des an ſich nach 8 903 grundſätzlich unbeichränkten Eigen⸗ 
tums. Dabei iſt es namentlich für die Leiſtung von Schadenserſatz 
vollkommen belanglos, ob die Vertiefung eine dauernde oder nur 
vorübergehende war. 

Unter „Stütze“ iſt ferner nicht nur die vertikale zu verſtehen, 
die die benachbarten Grundſtücke ſich gegenſeitig gewähren, ſondern 
auch die horizontale, die ein Grundſtück in ſeinen unteren Boden⸗ 
ſchichten findet. Dieſer Satz ergibt ſich gleichfalls aus dem Sinne des 
8 909, der verhüten ſoll, daß durch irgendeine Vertiefung das Nachbar⸗ 
grundſtück Schaden erleidet. Normalerweiſe wird es ſich allerdings 
nur um vertikale Stützen handeln, da hier techniſch die meiſte Möglich⸗ 
keit beſteht, auf das Nachbargrundſtück einzuwirken. Dagegen iſt es 
auch möglich, durch Vertiefung eines Grundſtücks dem Nachbargrund⸗ 
ſtück ſeine horizontale Unterlage zu erſchüttern. Es geſchieht dies vor 
allem durch Grundwaſſerbewegung wie in dem Fall von RG. 132, 51 
JW. 1931, 2628 (oder RG. 62, 370), wo Ausſchachtungen vor⸗ 
genommen wurden, die eine Senkung des Grundwaſſerſpiegels zur 
Folge hatten. Dadurch wiederum verlor der Unterbau die bisherige 
„Stütze“ und ſenkte ſich. Senken des Grundwaſſers, Verſiegen von 
Brunnenwaſſer machen allerdings an ſich allein die Vertiefung noch 
nicht zu einer unzuläſſigen. Es muß immer noch wie hier hinzu⸗ 
kommen, daß dadurch das Nachbargrundſtück die erforderliche Stüße 
verlor. Nach Sinn und Zweck des 8 909 iſt es gleichgültig, ob es 
ſich um die vertikale oder horizontale Stütze handelt. In unſerem 
Falle iſt durch ſachverſtändiges Gutachten erwieſen, daß infolge des 
von dem Bell. angewandten Gründungsverfahren Grundwaſſer⸗ 
ſtrömungen eintraten, die eine Bewegung des unter den Gebäuden 
des Kl. befindlichen Erdreichs hervorgerufen haben. Dadurch verlor 
das Nachbargrundſtück die erforderliche horizontale Stütze. 

Der weitere Satz, daß der Fall des 8 909 nicht vorliege, wenn 
das Nachbargebäude infolge fehlerhafter Anlage an ſich ſchon der 
erforderlichen Stütze entbehrte, iſt in dieſer Allgemeinheit nicht un⸗ 
eingeſchränkt zu billigen. Es mag ſehr gut ſein, daß an ſich infolge 
fehlerhafter Anlage das Nachbargrundſtück der erforderlichen Stütze 
entbehrt, ohne daß bisher ein Schaden eingetreten iſt. Deshalb iſt 
der Nachbar immer noch nicht berechtigt, eine nach § 909 an ſich 
unzuläſſige Bodenvertiefung vorzunehmen. Im Gegenteil in einem 
ſolchen Fall, in dem das Nachbargrundſtück an ſich ſchon gefährdet 
iſt, wäre es widerſinnig, gerade hier eine Bodenvertiefung, die das 
vorhandene Übel vergrößert, bedingungslos zuzulaſſen. Auch für den 
Schadenserſatz kaun dieſe Theſe nicht allgemein gelten. Gewiß haftet 
der Nachbar nicht, wenn der Schaden ausſchließlich auf der fehler⸗ 
haften Anlage des Nachbargebändes beruht. Es kann aber auch ſein, 
daß trotz fehlerhafter Anlage bisher noch kein Schaden entſtand und 
erſt durch die Vertiefung des Nachbars ausgelöſt wurde oder daß der 
entſtandene Schaden ohne die Vertiefung weit geringer geweſen wäre. 
In allen dieſen Fällen iſt ſorgfältig abzuwägen, wieweit der Schaden 
auf der fehlerhaften Anlage und wieweit er auf der nach 8 909 ſtets 
unzuläſſigen Vertiefung beruht. Keinesfalls aber kann man fagen, 
daß bei fehlerhafter Anlage des Nachbargebäudes der Fall des 8 909 
nicht vorliege. Dies heiße, daß daun dem Nachbarn jede Vertiefung 
erlaubt ſei und daß für einen Schadenserſatzanſpruch keine Möglich⸗ 
keit beſtünde. Beides iſt jedenfalls in dieſer unbeſchränkten Faſſung 
keinesfalls zutreffend. Einzelheiten ſtehen hier nicht zur Diskuſſion. 
Paradox ausgedrückt würde dies alſo beſagen: Bei fehlerhafter An⸗ 
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durch die beſonders ſchwierigen Bodenverhältniſſe der beider⸗ 
223805 Grundſtücke nicht ausgeräumt (vgl. RG.: JW. 1925, 
238). e 

(U. 17. März 1934; V 28/34. — Königsberg.) 
<= Rc. 144, 170.0 


*g. 88 1113 ff., 877, 880 BG B. Umwandlung, 
Zuſammenfaſſung mehrerer, unmittelbar auf⸗ 
einanderfolgender Hypotheken zu einer Ein⸗ 
heitshypothek iſt zuläſſig. Im Hypothekenver⸗ 
kehr beſteht dafür wegen der Vereinfachung der 
Verwaltung und Verwertung, im Grundbuch⸗ 
verkehr wegen der beſſeren Überſichtlichkeit ein 
Bedürfnis. Die Umwandlung ſüberſchreitet nicht 
die Schranken, die auf dem Gebiete des Sachen⸗ 
rechts der freien Verfügungsmacht geſetzt ſind; 
es wird auch keine Rangſtelle in unzuläſſiger 
Weiſe beſeitigt. Auch die Beſtimmungen des for⸗ 
malen Grundbuchrechtes ſtehen nicht entgegen. f) 

Die Zuläſſigkeit der Umwandlung einer Höchſtbetrags⸗ 
hypothek in eine Hypothek oder Grundſchuld zum gleichen 
Nennbetrag und Eintragung eines Zinsſatzes bis zu 500 iſt 
in der Rſpr. des RG. anerkannt (RG. 60, 243). 

In der Rſpr. der OLG. wird die Unzuläſſigkeit der 
Vereinigung mehrerer, unmittelbar aufeinanderfolgender Hy⸗ 
potheken desſelben Gläubigers zu einer einheitlichen Hy⸗ 
pothek vom OLG. Karlsruhe in einer weiteren Entſcheidung 
(RIA. 16, 309), vom BayObLG. in einer früheren Ent⸗ 
ſcheidung (Bayobe G. 7, 394 — Kc Bl. 33, 330) und vom 


Sch.) 


lage iſt eine Bodenvertiefung nach 8 909 ſtets zuläſſig. Wenn alſo 
ein Gebäude infolge fehlerhafter Aulage bereits der erforderlichen 
Stütze entbehrt, aber noch nicht eingeſtürzt iſt, ſo könnte nach dieſer 
uneingeſchränkten Faſſung der Nachbar jede Bodenvertiefung vor⸗ 
nehmen und den Einſturz legaliter herbeiführen — ſicher eine un⸗ 
mögliche Folgerung. — 

Endlich iſt noch die Frage des Verſchuldens zu erörtern. Bei 
der Wichtigkeit des Falles iſt es klar, daß an die Sorgfaltspflicht 
des Grundſtückseigentümers eine große Anforderung geſtellt werden 
muß. Er hat daher nicht ſeiner Pflicht entſprochen, wenn er lediglich 
die Ausführung einer Firma von gutem Anſehen und zuverläſſigem 

ufe übertragen hat, wie der 5. ZivSen. irrtümlich in einer Entſch. 
v. 13. April 1918 (V 276/17) als Regel angenommen hat. Auf der 
anderen Seite darf natürlich auch an den meiſt nicht ſachkundigen 
19 berrn⸗Eigentüner keine zu hohe Anforderung geſtellt werden (RG. 
Vo 59 = JW. 1931, 2628). Die Frage, ob der die Vertiefung 
läst nehmende die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat, 
m ſich daher nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles be- 
ft eilen (MG. 132, 58), wobei im Zweifelsfall man ſich für den 
en Maßſtab wird entſcheiden müſſen zum Schutze des Nachbar⸗ 
ide. Es iſt daher völlig richtig, wenn hier das RG. den für 
i gädlplt erachtet, der eine Vertiefung vornimmt, obwohl er mit der 
Gen 7 Folge für das Nachbargrundſtück rechnen mußte. An dieſem 
Grun ſatze kann auch der Umſtand nichts ändern, daß bei beiden 
noſticken beſonders ſchwierige Bodenverhältniſſe vorlagen. Im 


G 5 
egenteil ſollte gerade dieſe Tatſache zu beſonderer Sorgfalt anhalten. 


Prof. Dr. Theodor Süß, München. 


A 3. Das RG. weiſt mit obigem Beſchluß einen neuen Weg. 

as die AufwNov. in 8 10 für Aufwertungshypotheken be⸗ 
Schulden die geſetzlichen Beſtimmungen über die landwirtſchaftliche 
wird ung für das Entſchuldungsverfahren fortgeführt haben, 
biger, der allgemein für das Hypothekenrecht erweitert. Ein Gläu⸗ 
ſtück har mehrere aufeinanderfolgende Hypotheken auf einem Grund⸗ 
zur Eintzagung Diele in eine einzige Hypothek zuſammenfaſſen und 

; g bringen. 
ya find eine Reihe von Erwägungen zu knüpfen: 
ſaſſung hi tetaherigen formſtrengen Recht war eine ſolche Zufanmen- 
einanderfol unmöglich. War das Grundſtück mit mehreren auf 
laſtet, ſo — Hypotheken des Gläubigers, ſonſt aber nicht be⸗ 
einzelnen Un nichts entgegen, auf Betreiben der Beteiligten die 
thek zur Elnerbeken zu löſchen und an ihrer Stelle eine neue Hypo⸗ 
pöllia neue gung zu bringen. Grundbuchrechtlich war dies eine 
mit dem de mit neuem Schuldgrund, der den Zuſammenhang 
brauchte ri Einzelhypotheken nicht zum Ausdruck zu bringen 
neue Numme neue Hypothek erhielt in Abt. III des Grundbuchs eine 
Laſt mit fen ſtempelſteuer⸗ und koſtenmäßig war fie als eine neue 
Er 905 Schuldverſchreibung zu behandeln. 

Dar das Grundſtück neben den Einzelhypotheken im Range 

nachſtehend noch anderweit belaſtet, fo konnte das Ziel der Zuſammen⸗ 


KG. in wiederholten Entſcheidungen (DRZ. 1927 Nr. 899; 
DRZ. 1928 Nr. 697 und 789; Jurqdſch. 1927 Nr. 1396) 
angenommen. 

Im Schrifttum herrſcht lebhafter Meinungsſtreit. 

Für die Vereinigung mehrerer unmittelbar aufeinander⸗ 
folgender Hypotheken desſelben Gläubigers zu einer Einheits⸗ 
hypothek beſteht im Hypothekenverkehr inſofern ein Bedürfnis, 
als ſie die Verwaltung und Verwertung der Hypotheken, 
namentlich ſolcher von Hypothekenbanken, weſentlich ver⸗ 
einfacht. Auch das Grundbuch wird überſichtlicher, wenn an 
Stelle einer Mehrzahl kleinerer Hypotheken eine einzige Hy⸗ 
pothek eingetragen wird. Dieſem Bedürfnis wird nicht da⸗ 
durch abgeholfen, daß bei den mehreren Hypotheken die⸗ 
ſelben Tilgungs⸗ und Verzinſungsbedingungen eingetragen 
werden, da hierdurch die Selbſtändigkeit der einzelnen Be⸗ 
laſtungen nicht berührt wird. Die Aufhebung der einzelnen 
Hypotheken und die Begründung einer neuen Hypothek aber 
hat den Verluſt des Ranges zur Folge, wenn nachein⸗ 
getragene Rechte vorhanden ſind. 

Die Zuſammenfaſſung mehrerer Hypotheken zu einer 
Einheitshypothek ift allerdings im BGB. nicht ausdrücklich 
geregelt. Hieraus könnte aber ein Schluß gegen ihre Zuläſſig⸗ 
keit nur dann gezogen werden, wenn bei dieſer Rechtsgeſtal⸗ 
tung die Schranken überſchritten würden, die auf dem Gebiete 
des Sachenrechts der freien Verfügungsmacht geſetzt ſind. 
Das iſt indeſſen nicht der Fall. Bei der Vereinigung mehre⸗ 
rer unmittelbar aufeinanderfolgenden Hypotheken werden 
nicht die einzelnen Hypotheken aufgehoben und ein vollſtändig 
neues Recht begründet. Vielmehr werden die bisher ſelb⸗ 


faſſung in eine Einheitshypothek in der Rangſtelle der einzelnen 
Hypotheken nur erreicht werden, wenn der andere Gläubiger der Ein⸗ 
heitshypothek den Vorrang einräumte; dazu aber konnte er nicht 
gezwungen werden. . 

b) Um den neuen Weg gehen zu können, mußte ſich das RG. 
mit zwei das Grundbuchrecht beherrſchenden Grundſätzen, dem Lokus⸗ 
prinzip und dem Spezialitätsprinzip, auseinanderſetzen. 

Nach dem Lokusprinzip konnte eine Hypothek, die unter einer 
beſtimmten Nummer in Abt. III zur Eintragung gelangt war, zwar 
die verſchiedenſten Veränderungen z. B. in der Perſon des Gläubigers, 
im Wechſel der Forderung (8 1180 BGB.) und ihren Bedingungen, 
im Rang, in der Zerlegung in Teilhypotheken (8 1151 BGB.), in 
der Umwandlung in eine Grundſchuld (8 1198) oder Sicherungs⸗ 
hypothek (8 1186) u. dgl. m. erfahren, jedoch in ihrem Rahmen (von 
Teillöſchungen abgeſehen) und in ihrer Nummernſtelle der Abt. III 
konnte ſie weder von Amts wegen noch auf Parteibetreiben geändert 
werden. 

In der Schaffung der zuſammenfaſſenden Einheitshypothek kann 
eine Abweichung von dem Lokusprinzip liegen. Ob die Einheits⸗ 
hypothek in der Spalte 7 des Grundbuchs Veränderungen unter den 
Nummern der einzelnen Hypotheken oder nach dem Muſter einer 
kraft Rückwirkung wieder eingetragenen Aufwertungshypothek in 
Spalte 4 unter einer neuen laufenden Nummer zur Eintragung 
kommen ſoll, läßt das RG. offen. Will man mit dem RG. den 
Hauptwert auf eine Beſſerung der Überjichtlichkeit des Grundbuchs 
legen, ſo müßte man ſich für die Eintragung in Spalte 4 entſcheiden, 
weil mit der Eintragung der Einheitshypothek die Einzelhypotheken 
a löſchen wären; logiſcherweiſe aber gehört die Einheitshypothek in 
Spalte 7. 

Schwieriger liegt das Problem in der materiellrechtlichen Be⸗ 
ſtimmtheit. 

Nach § 28 GBO. müſſen die in das Grundbuch einzutragenden 
Rechtsverhältniſſe klar und unzweideutig zum Ausdruck gebracht wer⸗ 
den und der Inhalt eines jeden Rechts muß im Grundbuch feſt be⸗ 
ſtimmt angegeben fein (KG.: JFG. 3, 320). Nun find die einzelnen 
Hypotheken aber einmal da und jede für ſich beanſprucht Geltung 
mit ihrem dem § 1115 BGB. entſprechenden eigenen rechtlichen Inhalt. 
Man bann nicht gut ſagen, das Spezialitätsprinzip dieſer Hypotheken 
ſei gewahrt, indem man ihre Geltung enden läßt und ſie durch eine 
neue Summenhypothek erſetzt. Auch aus der rechtlichen Art der Einzel⸗ 
hypothek erwachſen Hinderungsgründe. Befindet ſich unter den ein⸗ 
zelnen Hypotheken eine ſog. Hauszinsſteuerablöſungshypothek, ſo wird 
ſie wegen ihres geſetzlich beſtimmten Erlöſchens nicht verwendet werden 
können. Gleiches gilt, wenn eine der Einzelpoſten eine Amortiſations⸗ 
hypothek oder eine Geſamthypothek oder eine Inhaberhypothek, 
Juhabergrund⸗ oder ⸗rentenſchuld iſt. Auch ſteht der Einheitspoſt 
entgegen, wenn einer der Einzel poſten mit dem dinglichen Recht eines 
anderen Gläubigers den gleichen Rang hat oder zugunſten eines 
Dritten mit einem Recht belaſtet oder mit einer Löſchungsvormerkung 
verſehen, oder eine Vormerkung oder ein Widerſpruch gegen die 
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ſtändigen Einzelrechte zuſammengefaßt in der Weiſe, daß ſie 
ihre Selbſtändigkeit aufgeben und in der Einheitshypothek 
aufgehen. Es handelt ſich bei dieſem Vorgang alſo lediglich 
um eine Anderung des Inhalts der bisher ſelbſtändigen 
Rechte i. S. des 8 877 BGB. Der Beſtimmtheitsgrundſatz 
wird hierdurch nicht verletzt. Denn der Inhalt und Umfang 
des aus der Vereinigung der bisher ſelbſtändigen Hypotheken 
gebildeten Einheitsrechts iſt genau beſtimmt und kann bei 
der Eintragung im Grundbuch mit der erforderlichen Be⸗ 
ſtimmtheit zum Ausdruck gebracht werden. Es kann auch 
nicht geſagt werden, daß durch die Bildung einer Einheits⸗ 
hypothek eine Rangſtelle in unzuläſſiger Weiſe beſeitigt wird. 
Nach 8 880 BGB. iſt es möglich, den Einzelhypotheken den 
gleichen Rang zu verſchaffen. Dann ſteht aber auch nichts im 
Wege, der aus den drei Einzelhypotheken gebildeten Einheits⸗ 
hypothek dieſen Rang beizulegen. In der Rſpr. des KG. 
(KG J. 46, 233) und im Schrifttum (RGRKomm. Anm. 1 
zu 8 1151 BGB.) wird es mit Recht für zuläſſig gehalten, 
daß der Eigentümer mehrere auf Grund von Teilzahlungen 
für ihn entftandene Eigentümergrundſchulden, trotzdem ſie 
verſchiedenen Rang haben, zu einem einheitlichen Recht ver⸗ 
einigt, und daß dieſe Befugnis ebenfalls gegeben iſt, wenn 
Teilhypotheken, die mit verſchiedenem Rang abgetreten waren, 
wieder an einen Gläubiger zurückgelangen. Dem Umſtand, 
daß in dieſen Fällen urſprünglich eine einzige Hypothek unter 
einer Nummer im Grundbuch eingetragen war, kann eine 
ſachlich⸗rechtliche Bedeutung unmöglich beigelegt werden. Denn 
die entſtandenen Teilhypotheken waren durchaus ſelbſtändig 
geworden und hatten ihren eigenen Rang. Ebenſowenig, wie 
bei ihrer Wiedervereinigung ſachlich-rechklich eine Rangſtelle 
verſchwindet, trifft dies dann zu, wenn mehrere von vorn⸗ 
herein ſelbſtändige, unter verſchiedenen Nummern gebuchte 
Rechte zu einem einheitlichen Rechte zuſammengefaßt werden. 

Weiter ſtehen auch die Beſtimmungen des formalen 
Grundbuchrechts der Bildung der Einheitshypothek nicht ent⸗ 
gegen. Das ergibt ſich ſchon daraus, daß nach 8 10 Aufw⸗ 
Nov. v. 9. Juli 1927 unmittelbar aufeinanderfolgende Auf⸗ 
wertungshypotheken eines Gläubigers auf deſſen Antrag als 
einheitliches Recht einzutragen ſind, wenn der Eigentümer 
zuſtimmt, und daß ſich dieſe Beſtimmung auch auf Auf⸗ 
wertungshypotheken bezieht, die bereits wiedereingetragen, 
find (KG.: AufwRſpr. 1928, 269 = JW. 1928, 2866, ferner 
eee 119292193), 

Aus der vorerwähnten Sonderbeſtimmung der Auf⸗ 
wertungsnovelle kann ſchließlich nicht im Wege des Umkehr⸗ 
ſchluſſes gefolgert werden, daß bei anderen Hypotheken die 
Zuſammenfaſſung zu einer Einheitshypothek unzuläſſig iſt. 
Denn die Aufwertungsnovelle verfolgte im 8 10 lediglich den 
Zweck, angeſichts der bisherigen Rſpr. durch eine Löſung der 
Zweifelsfrage im Wege der Geſetzgebung zahlreichen Beſchwer⸗ 
den vorzubeugen (sgl. Schlegelberger-Harmening, 
Auf. S. 729). Indem aber die Geſetzgebung dieſen Weg 
beſchritten hat (vgl. auch 8 19 Gef. zur Regelung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe v. 1. Juni 1933 (RGBl. J, 


—: — ..... ͤ AEG 
Richtigkeit eingetragen iſt. Ebenſo, wenn die Einzelpoſten aus Gründen 
der Wertbeftändigkeit auf verſchiedene Währungen (Goldmark, Gr. Fg., 
Reichsmark, Dollar) oder auf den Preis verſchiedener Waren (Roggen, 
Weizen, Kohlen, Kali) lauten. 

In dem vom NG. entſchiedenen Fall handelt es ſich um drei 
aufeinanderfolgende Sicherungshöchſtbetragshypotheken und ihre Um⸗ 
wandlung in eine Einheitsgrundſchuld zu einem Nennbetrag, der der 
Summe der drei einzelnen Hypothekenbeträge entſprach. Der neue 
Weg, den das RG. aufzeigt, war alſo beſchreitbar, weil die drei 
Einzelpoſten ſich grundbuchrechtlich auf einen gemeinſamen Nenner 
bringen ließen. Wo dies au den gezeigten Beiſpielen nicht möglich 
iſt, bewendet es bei der bisherigen Handhabung. 

c) Wie der vorliegende vollſtändige Abdruck des RoBeſchluſſes 
ergibt, war in dem zu entſcheidenden Fall das Grundſtück im Rang 
nach den einzelnen Hypotheken des einen Gläubigers noch mit einer 
Hypothek eines Dritten belaſtet und dieſer hatte der Eintragung der 
Einheitshypothek in notarieller Urkunde „zugeſtimmt“. Das NG. 
ſagt nicht, ob es dieſe Zuſtimmung für notwendig erachtet, und ob 
es anders entſchieden hätte, wenn ſie gefehlt hätte. Entſcheidend für 
die Frage des Erforderniſſes der Zuſtimmung wird die Prüfung ſein, 
ob die Einheitshypothek den Rahmen der Einzelhypotheken erweitert 
dergeſtalt, daß die Erweiterung einer Neubelaſtung gleichkommt. 

RA. Wilhelm Scholz, Berlin. 


331) j. Verb. m. Art. 16 der 3. VO. zur Durchführung der 
landwirtſchaftlichen Schulden regelung v. 15. Sept. 1933 (RG⸗ 
Bl. I. 641), hat fie zugleich das Bedürfnis nach Zulaſſung 
der Einheitshypothek anerkannt. 

Ob der Bildung einer Einheitshypothek im vorerörterten 
Sinne dann durchgreifende Bedenken ſachlich⸗rechtlicher oder 
formal⸗grundbuchrechtlicher Natur entgegenſtehen könnten, 
wenn bei einem Teil der zuſammenzufaſſenden Einzelrechte 
Belaſtungen oder Löſchungsvormerkungen eingetragen wären, 
bedarf hier nicht der Entſcheidung, da ein ſolcher Fall nicht 


vorliegt. 
(Beſchl. v. 27. Juni 1934; VB 13/34.) [Sch.] 


**4. 88 16, 17, 32, 45, 46 PrEnteig G.; Art. 12 
sl PrAG BGB. Eine Einigung über die Feſt⸗ 
ſtellung der Entſchädigung durch Sachverſtän⸗ 
dige unterliegt der Schriftform nur, wenn ſie 
zugleich eine Einigung über die freiwillige Ab- 
tretung von Grundeigentum iſt. 

Der bekl. Stadtgemeinde wurde das Enteignungsrecht nach 
dem vereinfachten Verfahren des Br&ef. v. 26. Juli 1922 an 
Grundſtücken der Kl. verliehen. Eine Einigung über die Ent⸗ 
ſchädigung kam nicht zuſtande. Nachdem die Bekl. in den Be⸗ 
ſitz des Geländes eingewieſen war, ſchlug die Kl. vor, durch 
einen vom RegpPräſ. zu ernennenden Obergutachter eine bin- 
dende Entſch. über die Höhe der Entſchädigung herbeizuführen. 
Die Parteien einigten ſich dann dahin, daß zwei Obergutachter 
tätig werden ſollten. Der Regpräſ. beftellte dieſe und fie gaben 
dann eine Schätzung ab. Die Kl. erhob Klage auf entſprechende 
Zahlung. LG. und BG. wieſen die Klage ab. RG. hob auf 
und verwies zurück. 

Die Rev. iſt inſofern begründet, als ſie ſich auf den in 
feiner Richtigkeit wohl nicht zu bezweifelnden Standpunkt ſtellt, 
es liege kein Schiedsvertrag, ſondern ein Schiedsgutachtervertrag 
vor, und ſich von dieſer rechtlichen Grundlage aus gegen die 
Abweiſung der Klage wendet, indem fie Verletzung des 8 16 
Enteig®. und des Art. 12 81 PrAc BGB. rügt. In 816 
Enteig®. ift beſtimmt, daß eine Einigung zwiſchen den Be⸗ 
teiligten über den Gegenſtand der Abtretung, ſoweit er nach 
dem Befinden der zuſtändigen Behörde zu dem Unternehmen 
erforderlich iſt, zum Zwecke ſowohl der Überlaſſung des Be⸗ 
ſitzes als der ſofortigen Abtretung des Eigentums ſtattfinden 
kann. Nach 8 17 Abſ. 1 EnteigG. mußten für derartige güt⸗ 
liche Einigungen die nach den Beſtimmungen des Geſetzes für 
die Veräußerung von Grundeigentum vorgeſchriebenen Formen 
gewahrt werden. Mit dem Inkrafttreten des BGB. würde daher 
nach 8 313 daſ. für ſolche Verträge die gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung erforderlich geworden ſein. Auf Grund 
des in Art. 109 EGBGB. auf dem Gebiete des Enteignungs⸗ 
rechts für die Landesgeſetzgebung gemachten Vorbehalts iſt 
jedoch in Art. 12 81 Pra BGB. beſtimmt worden, daß für 
die in 88 16, 17 Enteig®. bezeichneten Verträge über die frei- 
willige Abtretung von Grundeigentum die ſchriftliche Form 
genüge. Die Rückſichten, welche zur Aufſtellung der erſchwerten 
Form in 8 313 BOB. geführt hatten, nämlich die Bewahrung 
der mindergeſchäftsgewandten Bevölkerung vor übereilten 
Käufen und Verkäufen ſowie die Erzielung größerer Gewähr 
für die Vollſtändigkeit, Richtigkeit und Verſtändlichkeit der Be⸗ 
urkundung, ſchienen hier dem Geſetzgeber nicht geboten, da es 
ſich um gemeinnützige Unternehmungen handelt, bei denen 
häufig Behörden beteiligt find. Überdies lag es überhaupt im 
Sinne der Vorſchriften der 88 16, 17 Enteig®., den Abſchluß 
derartiger Verträge, die das umſtändliche und langwierige 
Enteignungsverfahren ganz oder teilweiſe entbehrlich machten, 
nach Möglichkeit zu fördern. 

Der Bert. wendet nun die Formvorſchrift des Art. 12 
§1 PrAOBEOB. ohne weiteres auf die Einigung der Parteien 
über die Feſtſtellung der Entſchädigung durch Sachverſtändige 
an, ohne zu prüfen, ob dieſe Abrede Teil eines Vertrages über 
die freiwillige Abtretung von Grundeigentum iſt. Die Kl. hatte 
vortragen laſſen, daß das Enteignungsverfahren weitergehen 
müſſe und daß dieſes erſt möglich ſei, nachdem die Bekl. ge⸗ 
zahlt habe. Dabei hatte die Kl. hervorgehoben, daß es natür⸗ 
lich ganz im Belieben der Enteignungsparteien ſtehe, ob ſie 
ſich ſelbſt allein über die Höhe der Entſchädigung einigen oder 
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aber vereinbaren wollen, daß die Höhe der Entſchädigung durch 
beiderſeits ausgewählte ſachkundige Perſonen bindend beſtimmt 
werden ſolle. Dieſe Ausführungen waren dahin zu verſtehen, 
daß die Kl. eine Verpflichtung zur Übertragung des Eigentums 
an den Grundſtücken, für welche der Bekl. das Enteignungs⸗ 
recht verliehen war, bisher nicht übernommen habe, ſondern 
daß eine bindende Vereinbarung der Parteien nur über die 
Höhe der Entſchadigung für den Fall ſtattgefunden habe, daß 
es zur Enteignung kommen würde. Die Kl. iſt dabei von der 
zutreffenden Auffaſſung ausgegangen, daß die Enteignung kein 
Zwangskauf ſei und daß bei ihr keine Übertragung des Eigen⸗ 
tums von dem bisherigen Eigentümer auf den Unternehmer 
ſtattfinde, ſondern daß dieſem vom Staate das Alleineigentum 
an dem betreffenden Grundſtück, frei von privatrechtlichen 
Laſten, verliehen werde. Die feſtzuſtellende Geldſumme ſollte 
daher auch nicht etwa den Kaufpreis betreffen, ſondern ledig⸗ 
lich Enteignungsentſchädigung ſein. 

Die von der Kl. danach behauptete Einigung iſt ähnlicher 
Natur wie diejenige, die dem erk. Sen. in der Entſch. RG. 61, 
102 zur Beurteilung vorgelegen hat. Dort hat der Senat an⸗ 
genommen, daß durch eine Einigung über die Feſtſtellung der 
Entſchädigung durch Sachverſtändige, ſelbſt wenn ſie nach 
§ 26 Enteig®. zu Protokoll des Enteignungskommiſſars er⸗ 
klärt iſt, nicht dem Recht des Unternehmers vorgegriffen werde, 
nach 8 42 Abſ. 1 Enteig®. von dem Unternehmen zurückzutreten, 
alſo den Erwerb des Grundſtücks im Wege der Enteignung 
aufzugeben. Allerdings liegt der jetzt zur Entſch. ſtehende Fall 
inſofern anders, als die Sachverſtändigen hier ihr Gutachten 
bereits abgegeben haben. Dieſer Umſtand vermag aber das 
Rücktrittsrecht der Bekl. etwa mit Eintritt der im § 42 Abſ. 2 
EnteigG. geordneten Rechtslage nicht einzuſchränken. Denn 
eine Feſtſtellung der Entſchädigung durch Beſchluß der Ent⸗ 
eignungsbehörde oder ein dieſem gleichſtehender Akt liegt in 
der Tat nicht vor. Die Kl., die auf Zahlung der Entſchädigung 
klagt, würde ſich alſo den Rücktritt der Bekl. von dem Unter⸗ 
nehmen mit der Folge des 8 42 Abſ. 1 Enteig®. gefallen laſſen 
müſſen. Inſofern iſt ihr Zahlungsanſpruch auflöſend bedingt. 

Daß eine Vereinbarung von Enteignungsparteien, wie ſie 
hier unterſtellt ift, unter 816 Enteig®. fallen kann, iſt aller⸗ 
dings dem Ber. trotz der engeren Wortfaſſung des Geſetzes 
zuzugeben. Die Notwendigkeit der Schriftform würde ſich daraus 
aber nur ergeben, wenn die Einigung zugleich eine ſolche über 
die freiwillige Abtretung des Grundeigentums wäre. Daß dies 
hier der Fall geweſen ſei, iſt bisher nicht feſtgeſtellt. 

Die Notwendigkeit der Schriftform folgt auch nicht aus 
8832, 45, 46 Enteig®. Nach 832 wird die Enteignung des 
Grundstücks auf Antrag des Unternehmers von der Ver⸗ 
waltungsbehörde ausgeſprochen, „wenn der nach $ 30 vor⸗ 
lahaltene Rechtsweg dem Unternehmer gegenüber durch Ab⸗ 
auf der ſechsmonatlichen Friſt, Verzicht oder rechtskräftiges 
68 erledigt, und wenn nachgewieſen iſt, daß die vereinbarte 
66516, 26) oder endgültig feſtgeſtellte Entſchädigungs⸗ oder 
9 ar Onsfunme rechtsgültig gezahlt oder hinterlegt iſt“. Nach 
Ju Abſ. 1 Enteig®. wird das enteignete Grundſtück mit der 
fünſtellung des Enteignungsbeſchluſſes an Eigentümer und 
pfli er „von allen darauf haftenden privatrechtlichen Ver⸗ 
trags ungen frei, ſoweit der Unternehmer dieſelben nicht ver⸗ 
ſchabinüßig übernommen hat“. Abſ. 2 daf. beſagt: „Die Ent⸗ 
ſonſti deng tritt rückſichtlich aller Eigentums⸗, Nutzungs⸗ und 
und Gen Realanſprüchen, insbeſ. der Reallaſten, Hypotheken 
Nach 940 ſchulden an die Stelle des enteigneten Gegenſtandes.“ 
wenn 55 treten die rechtlichen Wirkungen des 845 auch ein, 
zwiſchen e Abtretung des Grundſtücks durch Vereinbarung 
Gemaßheit mternehmer und Eigentümer erfolgt, und zwar in 
verfahrens des 816 unter Durchführung des Enteignungs⸗ 
Grundſch e in Gemäßheit des § 26. Hypotheken⸗ und 
weit 13 dgläubiger ſowie Realberechtigte können jedoch, ſo⸗ 
Eigentüm Forderungen durch die zwiſchen Unternehmer und 
werden, de vereinbarte Entſchädigungsſumme nicht gedeckt 
nehmer forden Feſtſetzung im Rechtswege gegen den Unter⸗ 
in 2 ern“. Dieſe Vorſchriften laſſen nicht erkennen, daß 
od dan die Feſtſtellung der Entſchädigung, die ſich 
Vertrages fl genſtand beſchränken und nicht Beſtandteil eines 
ind we über die freiwillige Abtretung von Grundeigentum 
ſind, ſchriftlich oder zu Protokoll des Enteignungskommiſſars 


getroffen werden müßten. Über ihre Formbedürftigkeit ent⸗ 
ſcheidet vielmehr das jeweilige bürgerliche Recht. Nach dem 
das BGB. beherrſchenden Grundſatz der Formfreiheit iſt daher 
eine Einigung des von der Kl. behaupteten, hier unterſtellten 
Inhalts keiner Formvorſchrift unterworfen. Freilich kann von 
der Verwaltungsbehörde die Vollziehung der Enteignung nur 
ausgeſprochen werden, wenn die Vereinbarung der Entſchädi⸗ 
gungsſumme ihr nachgewieſen und wenn weiter nachgewieſen 
iſt, daß die Entſchädigungsſumme rechtsgültig gezahlt oder 
hinterlegt worden iſt (832 Enteig®.). Dieſer Nachweis kann 
aber, ſoweit er die Vereinbarung ſelbſt betrifft, auch durch ein 
gerichtliches Urt. auf Zahlung der Entſchädigungsſumme, ge⸗ 
gebenenfalls auf Beurkundung der Vereinbarung gem. $ 26 
Enteig®. geführt werden. 

Daß es ſich hier um eine Enteignung handelt, die nach 
dem Geſ. über ein vereinfachtes Enteignungsverfahren v. 
26. Juli 1922 (GS. 211) zu vollziehen war, ändert an der 
Beurteilung nichts. 

[9.] 


(U. v. 1. Juni 1934; VII 70/34. — Naumburg.) 


b) Strafſachen 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden 


** 5. 88 46 Nr. 1, 243 Nr. 5, 250 Nr. 1 StGB. 
Auch eine lediglich innere Hemmung kann die 
Freiwilligkeit des Täters bei dem Rücktritt 
von einem nicht beendigten Verſuche aus⸗ 
ſchließen. Zum äußeren und inneren Tatbe⸗ 
ſtand des „Mitſichführens von Waffen“. ) 

1. Die vom LG. feſtgeſtellten Handlungen des Angekl. 
erfüllen den Tatbeſtand eines verſuchten Raubes. Dieſen 
Verſuch hat der Angekl. nicht beendet. Er iſt von der Tat 
zurückgetreten, ohne durch äußere Störungen an der Voll⸗ 
endung gehindert worden zu ſein; vielmehr haben innere 
Hemmungen ihn zur Aufgabe der Tat bewogen. Gleichwohl 
konnte das LG. ohne Rechtsirrtum annehmen, daß er an 
der Vollendung durch einen Umſtand gehindert worden iſt, 
der von ſeinem Willen unabhängig war. Denn begrifflich iſt 
es möglich, daß eine innere Hemmung des Täters einen 
ſolchen Umſtand bildet. Das LG. ſtellt feſt, den Angekl. 
habe beim Anblick des Erfolges ſeines erſten Schlages ein 
derartiger Schrecken erfaßt, daß er den Mut verloren habe, 
ſich noch Geld oder ſonſtige Sachen ſeines Opfers anzu⸗ 
eignen; das Zuſammenſtürzen des alten Mannes habe auf 
den Angekl. fo zwingend gewirkt, daß von einem freiwilligen 
Verhalten bei der Abſtandnahme von der Tat nicht geſprochen 
werden könne. Der Angekl. hat alſo nach der Überzeugung 
des LG. die Tat nicht aus freiem Entſchluß aufgegeben, 
obwohl er in der Lage geweſen wäre, ſie durchzuführen, 
ſondern deshalb, weil er zur Durchführung der Tat unfähig 


Zu 5. Der in doppelter Hinſicht recht intereſſanten Entſch. iſt 
zuzuſtimmen. 

1. Die Auffaffung des RG., nicht nur äußere, ſondern auch 
innere Hemmungen des Täters ſeien als „von ſeinem Willen un⸗ 
abhängige Umſtände“ i. S. des 846 Ziff. 1 EtGB. zu begreifen, 
enthält allerdings eine recht kühne Auslegung des Freiwilligkeits⸗ 
erforderniſſes für den ſtraſbefreienden Rücktritt vom Verſuch. Sie 
hat auch m. W. in dieſer Form in der bisherigen RGRſpr. noch 
Reinen Präzedenzfall. Gleichwohl halte ich ſie für richtig. Gerade 
dem Begriff der „Freiwilligkeit“ beim Rücktritt iſt mit einer exakt 
pſychologiſchen Auslegung, zu welcher der Wortlaut vielleicht ver⸗ 
führen könnte, überhaupt nicht beizukommen, zumal ſie den Aus⸗ 
legenden möglicherweiſe in das unentwirrbare Geſtrüpp der Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen Determinismus und Indeterminismus ver⸗ 
wickeln würde. Gerade hier erweiſt ſich die Notwendigkeit einer 
normativen, d. h. wertenden Begriffsbeſtimmung für die Rechts⸗ 
anwendung. Dem entſpricht es, daß ſchon nach der bisherigen ſtän⸗ 
digen RGRſpr. ein vom Willen des Täters unabhängiger Umſtand 
nicht nur dann angenommen wurde, wenn für den Täter die Voll⸗ 
endung der Tat ſchlechthin phyſiſch unmöglich geworden war, ſon⸗ 
dern auch, „wenn nach der gewöhnlichen Lebensauffaſſung für den 
Täter ein zwingender Grund vorlag, von der Begehung Abſtand zu 
nehmen“ (vgl. vor allem RGSSt. 37, 402). Mit Recht hat deshalb 
Lobe (pz Komm., 4. Aufl., 8 46 Anm. 3) bemerkt, zwar nicht der 
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geworden war. Daher iſt die Anwendung des § 46 Nr. 1 
StGB. mit Recht unterblieben. 

2. Im Endergebnis iſt der Angekl. auch mit Recht aus 
§ 250 Nr. 1 StGB. beſtraft worden, weil er bei der Tat 
eine Waffe bei ſich geführt hat. 

Rechtlich bedenklich iſt dabei, daß das LG. dieſe Ver⸗ 
urteilung ſchon allein mit Rückſicht auf das Taſchenmeſſer 
ausgeſprochen hat, das der Angekl., „wie er wußte“, in der 
Hoſentaſche hatte. Ein gewöhnliches Taſchenmeſſer iſt keine 
Waffe im techniſchen Sinne, d. h. kein Gegenſtand, der nach 
ſeiner Natur dazu beſtimmt iſt, als Waffe für den Angriff 
oder die Verteidigung benutzt zu werden. Allerdings iſt das 
Wort „Waffe“ in § 250 Nr. 1, ebenſo auch in § 243 Nr. 5 
StGB., in demſelben umfaſſenderen Sinne gebraucht, wie 
im § 223 a StGB., und in dieſem Sinne iſt auch ein ge⸗ 
wöhnliches Taſchenmeſſer ſicherlich eine Waffe. Wie aber die 
Rev. mit Recht bemerkt, muß mit Bezug auf „gefährliche 
Gegenſtände“, die nicht Waffen im techniſchen Sinne ſind, 
bei Anwendung des $ 250 Nr. 1 und des 8 243 Nr. 5 
SGB. die Einſchränkung gemacht werden, daß der Täter 
wenigſtens mit der Möglichkeit gerechnet haben muß, den 
Gegenſtand bei der Tat als Waffe zu verwenden. Denn ſonſt 
müßte angenommen werden, daß immer nur einen ſchweren 
Raub oder Diebſtahl begehen könnte, wer ein Taſchenmeſſer 
im Anzuge zu haben oder z. B. auch wer Stiefel zu tragen 
pflegt — und das würde dem Sinne der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften offenſichtlich nicht entſprechen; die Gefährlichkeit eines 
an und für ſich in der Regel ganz harmloſen „gefährlichen 
Gegenſtandes“ kann ſich erſt dann ergeben, wenn mit ſeiner 
Verwendung als Waffe wenigſtens gerechnet wird. Daß der 
Angekl. damit gerechnet habe, ſein Taſchenmeſſer bei der Tat 
als Waffe zu verwenden, iſt aus den Feſtſtellungen nicht 
zu entnehmen. 

Feſtgeſtellt iſt aber, daß der Angekl. bei dem Schlage 
auf den Hinterkopf des Sch. einen unmittelbar vorher zu⸗ 
fällig am Tatort vorgefundenen und ergriffenen „ziemlich 
langen Holzſtiel“ benutzt hat, den das Urt. mit Recht als 
ein gefährliches Werkzeug bezeichnet, der alſo auch als eine 
Waffe i. S. der 88 223 a, 243 Nr. 5, 250 Nr. 1 StGB. an⸗ 
zuſehen iſt. Der Angekl. hat dieſe Waffe auch „bei der Be⸗ 


überhaupt motivierte Wille, wohl aber der zwangsläufig motivierte 
Wille gelte als unfreier und ſeine Außerung nicht als freiwillige. 
Wenn ein äußerer Umſtand „den Willen zwingend nach einer be⸗ 
ſtimmten Richtung lenke, ſei er ein ſolcher, der vom Willen un⸗ 
abhängig iſt, d. h. der Täter vermöge nicht mehr über ihn nach der 
Richtung zu verfügen, ob und wie er ihn zur Willensbildung be⸗ 
nutzen wolle“. Die abgedr. Entſch. enthält nur eine Fortſetzung 
dieſes Gedankenganges. Auch das plötzliche Zuſammenbrechen ſeines 
Opfers iſt ebenfalls zunächſt ein äußerer Umſtand, der in dem 
angedeuteten Sinn im konkreten Fall den Willen des Täters 
zwingend lenkt. Der Unterſchied gegenüber den ſonſt vom RG. 
entſchiedenen Fallen beſteht nur darin, daß ſich dieſe zwangsweiſe 
Lenkung des Willens hier offenbar nicht wie ſonſt durch die 
außergewöhnliche Verſtärkung der Motivationskraft eines Beweg⸗ 
grundes (meiſt der Furcht, entdeckt und beſtraft zu werden), ſon⸗ 
dern durch das Entſtehen einer Schockwirkung vollzieht. Denn dieſe 
Schockwirkung meinen zweifellos Str. und RG., wenn ſie von 
„innerer Hemmung“ ſprechen. Ob nun jener äußere Umſtand feinen 
pſychiſchen Einfluß auf die Willensbildung durch die Umſetzung 
in einen beſonders ſtarken, zwingend von der Tat abhaltenden 
Beweggrund oder im Wege der Schockwirkung auslöſt, iſt für die 
rechtliche Beurteilung gleichgültig. Für dieſe letztere kommt es bei 
der Bewertung der Freiwilligkeit des Rücktritts allein darauf an, 
ob durch jenen „Umſtand“ im entſcheidenden Augenblick die „nor⸗ 
male Determinierbarkeit“ des Täters geſtört worden iſt. Denn nur 
wenn dieſe normale Determinierbarkeit gewahrt geblieben ift, hat 
es Sinn, den Täter für ſein Abſtehen von der Vollendung mit der 
Strafbefreiung zu belohnen. 

2. Auch den Ausführungen des RG. über die Auslegung der 
88 243 Nr. 5, 250 Nr. 1 und 223 a StGB. iſt zuzuſtimmen. In⸗ 
dem das abgedr. Urt. fordert, daß das bloße Beiſichführen des 
Taſchenmeſſers, das vom NG. zutreffend als Waffe in dem weiten 
Sinne der angeführten Geſetzesbeſtimmungen angeſehen wird, nicht 
zur Anwendung der Strafverſchärfung genüge, ſondern daß der 
Täter wenigſtens mit der Möglichkeit der Verwendung „als 
Waffe“ gerechnet haben muüſſe, entſcheidet es eine in der Literatur 
ſehr umſtrittene Frage zugunſten der m. E. richtigen Auffaſſung 
(vgl. dazu Frank, Komm., 18. Aufl., S. 511 und Lobe a. a. O. 


gehung der Tat bei ſich geführt“; denn er hat ſie ſogar zur 
Tat benutzt. Das Beiſichführen erfordert nicht, daß der Täter 
ſich ſchon vorher vorbereitenderweiſe mit der Waffe verſehen 
haben oder daß er ſie nach der Tat vom Tatorte mit ſich 
genommen haben müſſe. Das ergibt ſich insbeſ. auch bei 
Berückſichtigung des Zweckes der in Rede ſtehenden geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften; der Grund der geſetzlichen Strafſchärfung 
für den Raub oder Diebſtahl in dem Falle, daß der Täter 
eine Waffe bei ſich führt, iſt die beſondere Gefährlichkeit 
dieſes Tatumſtandes; die Verwendung der Waffe iſt aber 
noch gefährlicher als ihre bloße Bereithaltung. Daß ein 
ziemlich langer Holzſtiel in ſeiner Verwendung zu einem 
kräftigen Schlage auf den Kopf eines alten Mannes ein ge⸗ 
fährliches Werkzeug iſt, muß auch dem Angekl. zum Bewußt⸗ 
ſein gekommen ſein; denn das verſteht ſich ſo unzweifelhaft 
von ſelbſt, daß das LG. darüber keine ausdrückliche Feſt⸗ 
ſtellung mehr zu treffen brauchte. Aus dieſem Grunde iſt 
der Angekl. alſo durch die Anwendung des § 250 Nr. 1 
SGB. nicht ungerechtfertigt beſchwert, und auch der Re⸗ 
viſionsangriff gegen die Anwendung des 8 223 StGB. ift 
nicht gerechtfertigt. 

(1. Sen. v. 26. Juni 1934; 1 D 404/34.) W.] 


* 6. 851 Abſ. 2 StG B. Eine nicht erheblich 
verminderte Zurechnungsfähigkeit kann nur im 
Rahmen der Strafzumeſſung bei Prüfung der 
Frage, ob mildernde Umſtände zuzubilligen 
find, berückſichtigt werden. f) 

Als mildernde Umſtände kann jede Tatſache in Betracht 
kommen, welche geeignet iſt, die ſtrafbare Handlung in einem 
derart milden Licht erſcheinen zu laſſen, daß die Anwendung 
der ordentlichen Strafe nach Lage des Falles zu hart ſein 
würde. Als ſolche können ſowohl Umſtände, die in der Perſon 
des Täters liegen, wie ſolche, die ſich aus dem Tatbeſtand der 
ſtrafbaren Handlung ſelbſt oder aus den ihr vorangehenden 
oder nachfolgenden Tatſachen ergeben, gefunden werden 
(RG St. 2, 354 [358]; 20, 266; 48, 308). Nur in dieſem 
Rahmen konnte bis zum Inkrafttreten des GewohnhVerbrG. 
v. 24. Nov. 1933 die verminderte Zurechnungsfähigkeit bei 
Bildung der Strafe berückſichtigt werden. Durch die Schaffung 


8245 Anm. zu Nr. 5 b, beide mit weiteren Literaturnachweiſen). 
Die entgegengeſetzte Auffaſſung iſt rein formaliſtiſch und führt, 
wie namentlich Frank u. a. nachgewieſen haben, zu unerträg⸗ 
lichen Folgerungen. Die beiden Entſch. N&St. 54, 195 und 55, 17, 
die bisher die Vermutung einer entgegengeſetzten Stellungnahme 
des RG. nahelegten, ſtehen übrigens der abgedr. Entſch. nicht ent⸗ 
gegen, weil ſie ſich nur auf die Frage der Berechtigung des Diebes, 
die fragliche Waffe bei ſich zu führen, beziehen. In dogmatiſch⸗ 
wiſſenſchaftlicher Hinſicht fügt die Auslegung des abgedr. Urt. der 
Lehre von den ſubjektiven Unrechtselementen ein intereſſantes 
neues Beiſpiel zu. Das argumentum a fortiori, das dann am 
Schluß der Entſch. aus der Benutzung des Holzſtieles als Waffe 
auf die Erfüllung des Tatbeſtandsmerkmals „bei ſich führen“ ge⸗ 
zogen wird, iſt ebenfalls durchaus begründet und entſpricht m. E. 


dem Sinn des Geſetzes. 
Prof. Dr. Schaffſtein, Leipzig. 


Zu 6. I. Durch den neuen 851 A bſ. 2 St&B. des Gef. v. 
24, Nov. 1933 ift der bislang unbekannte Begriff der fog. ver⸗ 
minderten Zurechnungsfähigkeit in das StGB. ein⸗ 
geführt worden. Es iſt — dem ſchon zuvor beſtehenden 8 51 StGB. 
entſprechend — nach der fog. gemiſchten oder biologiſch-pſychologiſchen 
Methode aufgebaut. 

Als ſog. biologiſche Merkmale der verminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit nennt das Geſetz in Übereinſtimmung mit 8 51 
Abſ. 1 SEB.: Bewußtſeinsſtörungen, krankhafte Störungen der 
Geiſtestätigkeit oder Geiſtesſchwäche. Unter dem (wenig glücklichen) 
Ausdruck der Geiſtesſchwäche begreift dabei das Geſetz ausweislich der 
Begründung ſolche Abweichungen, die zwar nach der ſachverſtändigen 
Auffaſſung des Pſychiaters ebenfalls als krankhafte Störungen der 
Geiſtestätigkeit anzuſehen ſind, ihres geringen Grades wegen aber 
von einer laienhaften Auffaſſung nicht als krankhaft angeſprochen 
werden. Während die Bewußtſeinsſtörung eine beſtimmte einzelne 
Seite der Geiſtestätigkeit betrifft, damit alſo die erforderliche Störung 
ſymptomatologiſch kennzeichnet, beziehen ſich die krankhafte Störung 
der Geiſtestätigkeit und die Geiſtesſchwäche auf die Art der Ent⸗ 
ſtehung der Störung, kennzeichnen dieſe alſo ätiologiſch. Im übrigen 
umfaßt der § 51 Abſ. 2 StGB. in feinem biologiſchen Ausgangs⸗ 


63. Jahrg. 1934 Heft 36/87] 


Rechtſprechung 


des Abſ. 2 des 851 StGB. iſt darin inſoweit eine Anderung 
eingetreten, als die Gerichte bei erheblich verminderter Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit des Täters die Strafe nach den Vorſchriften 
über die Beſtrafung des Verſuchs herabmildern können. Eine 
nicht erheblich verminderte Zurechnungsfähigkeit kann ſomit 
auch jetzt nur im Rahmen der Strafzumeſſung bei der Prü⸗ 
fung der Frage, ob mildernde Umſtände zuzubilligen ſind, 
Berückſichtigung finden. Aber auch durch die in das freie Er⸗ 
meſſen des Tatrichters geſtellte Herabminderung der Strafe 
nach 8 51 Abſ. 2 StGB. bei erheblich verminderter Zurech⸗ 
nungsfähigkeit wird dem Gericht nicht die Möglichkeit ge⸗ 
nommen, den Geiſteszuſtand des Täters nochmals als mildern⸗ 
den Umſtand i. S. der angewendeten Geſetzesbeſtimmung, hier 
des 8176 Abſ. 2 StGB., zu berückſichtigen. Ob es jedoch von 
dieſer Möglichkeit Gebrauch machen will, iſt ausſchließlich dem 
Ermeſſen des Tatrichters überlaſſen. Liegen keine anderen 
Milderungsgründe vor, ſo kann die Zubilligung mildernder 
Umſtände verſagt werden. 

(2. Sen. v. 5. Juli 1934; 2 D 654/34.) [Hn.] 


7. 88 163, 59 StG B. Ein Irrtum über bür⸗ 
gerlich-rechtliche Grundſätze befreit nur dann 


punkt ſowohl vorübergehende, damit aber auch ſelbſtverſchuldete 
Zuſtände (Trunkenheit!), wie auch dauernde Zuſtände der ver⸗ 
ſchiedenſten Art; zu letzteren zählen die Störungen der intellektuellen 
Anlage (Imbezillttät, Idiotie) ebenſo wie die vielgeſtaltigen Stö⸗ 
rungen der Gefühls⸗ und Willensſeite, alſo die Störungen der 
emotionalen Anlage, die man am beſten zuſammenfaſſend mit dem 
Begriff der „Pſychopathie“ bezeichnet. 

Als ſog. pfychologiſches Merkmal der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit nennt das Geſetz die erhebliche Verminderung 
der Fähigkeit, das Unerlaubte der Tat einzuſehen oder nach dieſer 
Einſicht zu handeln. Solche Fähigkeit wird beim normalen, voll 
zurechnungsfähigen Menſchen als vorhanden vorausgeſegt: beim Zu⸗ 
rechnungs un fähigen des 851 Abſ. 1 StGB. fehlt ſie, beim ver⸗ 
mindert Zurechnungsfähigen des 8 51 Abf. 2 StchB. iſt fie wenigſtens 
erheblich herabgeſetzt. 

Als Rechtsfolge der verminderten Zurechnungsfähigkeit ver⸗ 
ordnet das Geſetz eine Kann⸗Milderung nach Verſuchsgrundſäten. 
Indem es damit eine zwingende, obligatoriſche Milderung des Straf⸗ 
rahmens ausdrücklich ablehnt, dieſe Milderung alſo nur fakultativ 
dem Richter geſtattet, läßt es die Möglichkeit offen, z. B. bei ſelbſt⸗ 
verſchuldeter vorübergehender verminderter Zurechnungsfähigkeit oder 
bei einer in der angeborenen Anlage begründeten dauernden Neigung 
zur Kriminalität, aber auch in jedem anderen Falle des 8 51 Abſ. 2 
Stch B., den vollen Strafrahmen des beſonderen Strafgeſetzes zur An⸗ 
wendung zu bringen. Auch der vermindert Zurechnungsfahige, ſelbſt 
lie er im Einzelfall hart an der Grenze der Zurechnungsunfähigkeit 
bebt kann mit der geſetzlichen Höchſtſtrafe, nicht etwa nur mit 
975 Sicherungsmaßregel des 8 42 b StGB., belegt werden. Dieſe 

chtlichen Grundſätze gelten auch für das Reviſionsgericht. 
22 II. Das vorl. Urt. berührt die intereſſante Frage nach dem 
kei bältnis der fog. verminderten Zurechnungsfähig⸗ 
Unt des 851 Abſ. 2 StGB. zu den fog. mildernden 
7 Ränben des 8176 Abſ. 2 StGB. Es beſtimmt dieſes Ver⸗ 
8 in doppelter Weiſe: da die Tatſache der verminderten Zu⸗ 


komungsfähigkeit der Angetl. über 8 51 Abf. 2 Sch. zugute 


if die brauche ſie einerſeits nicht mehr als mildernder Umſtand 
vermind agſchale zu fallen; andererſeits könne eine nicht erheblich 
und . Zurechnungsfähigkeit nur im Rahmen der Strafzumeſſung 


der n im beſonderen bei Prüfung der Zuerkennung fog. mildern⸗ 


rechnunſkande berückſichtigt werden. Erheblich verminderte Zu⸗ 
ob jedah fähigkeit könne als mildernder Umſtand gewertet werden; 


> bon dieſer Möglichkeit Gebrauch gemacht werden wolle, ſei 
ausſe glich 8 ’ 

* Masch dem Ermeſſen des Tatrichters überlaſſen“ 

dahin Pe dieſen Grundſätzen beitreten und fie verallgemeineend 
rechnun dern dürfen: die Frage der verminderten Zu⸗ 
Frage befähigkeit i. S. des 8 51 Abſ. 2 Steh B, die 
Strafzun mildernden Umſtände und die Frage der 
völlig Kern ung unterliegen jede für ſich einer 
die nene 8 Känbdigen Prüfung. Die drei Fragen find durch 
miteina na dheng des Geſetzes in keiner Weiſe innerlich 
(1.) das Bern verkoppelt. Im einzelnen ergibt ſich hieraus: 
weitert, wie nen der Vorausſetzungen des 8 51 Abſ. 2 StGB. er⸗ 
unten, zwin Idon bemerkt, den Strafrahmen wie beim Verſuch nach 
milderung 8 aber in keinem Falle zu einer tatſächlichen Straf⸗ 
ſei es inner 1 onnen freilich ftet3 die hier genannten Umſtande, 
wendung 8 des ordentlichen Strafrahmens, ſei es unter An⸗ 
Zubilligun ann-Milderung des § 51 Abſ. 2 StGB., ſei es durch 
5 9 Stuldernder Umſtände, wo ſolche im Geſetz vorgeſehen 
ſind, zur Strafmilderung führen; vermöge der Neuerung des 
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nicht vor Strafe, wenn der Täter über das be⸗ 
ſtehende Rechtsverhältnis tatſächlich Zweifel 
hatte und es dennoch unterließ, ſich über die 
wahre Rechtslage zu unterrichten. f) 


Es iſt nicht ſicher, ob die Str. die zivilrechtlichen 
Vorſchriften über die Leihe, die auf die Überlaſſung 
des Grammophons an den Angekl. zum Gebrauch wohl an⸗ 
wendbar ſein werden, vor Augen gehabt hat. Es iſt feſtge⸗ 
ſtellt, der Angekl. habe das ihm von ſeinem Vater und von 
ſeinem Bruder zum Gebrauch überlaſſene Grammophon be⸗ 
nutzt, indem er immer darauf ſpielen ließ; als ihm dabei 
einige Platten und die Feder des Werkes (auch die Schall⸗ 
doſe ?) „kaputt“ gegangen ſeien, habe er für ſein Geld ein 
neues Gangwerk, eine neue Schalldoſe ſowie neue Platten ge- 
kauft. Für die Beurteilung der Frage, ob der Angekl. nicht 
etwa zur Erſatzleiſtung verpflichtet war, kommen die 
88 601, 602, 603, 604 Abf. 1, 249, 276— 280, 282 BGB. 
in Betracht. Hiernach hat der Entleiher gem. § 601 die ge⸗ 
wöhnlichen Koſten der Erhaltung der geliehenen Sache zu 
tragen. Veränderungen oder Verſchlechterungen, die durch den 
vertragsmäßigen Gebrauch herbeigeführt werden, hat er 


851 Abſ. 2 StGB. gilt dies ſelbſt dort, wo das Geſetz eine abſolute 
Strafe androht (3. B. 8 211 StGB.). Andererſeits iſt es aber keines⸗ 
wegs ausgeſchloſſen, daß Umſtände, die in 851 Abſ. 2 StGB. ge⸗ 
nannt ſind, ſogar ſtrafſchärfend in Betracht gezogen werden: 
das gilt beiſpielsweiſe für ſchwere Pſychopathie, die beſondere Kris 
minelle Gefährlichkeit ſchafft. Hier ſind mitunter — trotz „verminderter 
Zurechnungsfähigkeit“ — ſehr ſtrenge Strafen am Platze, etwa bei 
Sittlichkeitsverbrechern, die vermöge ihrer Anlage zu ſteter Wieder⸗ 
holung neigen. So kann auch § 20a StGB. in den Fällen des 
$51 Abſ. 2 StGB. ſehr wohl zur Anwendung kommen. Das Gef. 
v. 24. Nov. 1933 hat damit glücklicherweiſe den in früheren Stadien 
der Strafrechtsreform vertretenen, kriminalpolitiſch ganz verfehlten 
Standpunkt vermieden, es müſſe verminderte Zurechnungsfähigkeit 
notwendig immer zu milderer Strafe führen. So darf es auch das 
NevG. nicht beanſtanden, wenn das Untergericht 851 Abſ. 2 StGB. 
bejaht und trotzdem die Strafe nach oben bemißt; das iſt niemals 
ein Verſtoß gegen die Rechtsgrundſätze der Strafzumeſſung. (2.) Auf 
der andern Seite iſt es durchaus zuläſſig, daß allein das Vor⸗ 
liegen der Vorausſetzungen des 851 Abſ. 2 StGB. zur Zubilligung 
„mildernder Umſtände“ führt, wo das Geſetz ſolche zuläßt. Die Frage 
iſt durch 851 Abſ. 2 StGB. keineswegs erledigt: denn hier iſt ja 
nur die potentielle Möglichkeit einer Erweiterung des Strafrahmens 
nach unten geſchaffen und es können dieſelben Tatſachen, die zu 
dieſer bloßen Möglichkeit führen, zugleich im Einzelfall zur wirk⸗ 
lichen Zubilligung mildernder Umſtände nötigen. Derſelbe Tatbeſtand 
ſchafft hier konkurrierende Rechtsfolgen. (3.) Endlich nötigt aber 
wiederum dieſer Tatbeſtand nicht zu ſolcher Zubilligung, wie dies 
richtigerweiſe das vorl. Urt. ausſpricht. Dies könnte bezweifelt wer⸗ 
den, indem man fagt: das Geſetz laſſe in 8 51 Abſ. 2 StGB. zum 
mindeſten eine Milderungstendenz erkennen, die wenigſtens als 
mildernder „Umſtand“ bewertet werden müſſe (weil fie „über 8 51 
Abſ. 2 StGB.“ ja keineswegs dem Angekl. „zugute kommen“ 
muß!). Aber das würde nach dem Geſagten dem wahren Sinn der 
geſetzlichen Neuordnung nicht gerecht werden. Es iſt deshalb durchaus 
möglich, trotz Zutreffens des $ 51 Abſ. 2 StGB., die geſetzlichen 
„mildernden Umſtände“ zu verſagen. 


Prof. Dr. Edmund Mezger, München. 


Zu 7. Die vorl. Entſch. bewegt ſich vollſtändig auf dem Bo⸗ 
den der bisherigen ſtändigen Rſpr. und der allgemeinen Rechts⸗ 
lehre. Der in der ſonſtigen Behandlung des Rechtsirrtums zwi⸗ 
ſchen der h. L. und dem Nag. beſtehende Meinungsunterſchied iſt 
für das Ergebnis im vorwürfigen Falle gegenſtandslos. Es han⸗ 
delt ſich hier unzweifelhaft um einen den Vorſatz aus ſchlie⸗ 
ßenden Zivilrechtsirrtum. Ob dieſer Irrtum auch die 
Fahrläfſigkeitsſchuld auszuſchließen vermochte, hängt da⸗ 
von ab, ob er i. S. des § 59 Abſ. 2 AGB. „ſelbſt nicht durch 
Fahrläſſigkeit verſchuldet“ oder m. a. W. für den Angekl. ent⸗ 
ſchuldbar oder vermeidbar war. Hätte der Angekl. ſeinen Irrtum 
durch Erkundigung vermeiden können, ſo gereicht ihm die Nicht⸗ 
erkundigung nur dann zum Vorwurf, wenn er an der Richtig⸗ 
keit ſeiner Meinung zweifelte oder wenigſtens zu zweifeln An⸗ 
laß hatte. Sind ihm keine Zweifel aufgeſtiegen, hat er an die Rich⸗ 
tigkeit ſeiner Anſicht feſt geglaubt, dann hieße es im allgemeinen 
den Begriff der Fahrläſſigkeit überſpannen, wenn man ihm gleich⸗ 
wohl die Außerachtlaſſung einer — ihm gar nicht bewußt gewor⸗ 
denen — Erkundigungspflicht vorwerfen wollte, wie es das mit 
Recht aufgehobene Urteil getan hat. 

Prof. Dr. Fr. Doerr, München. 
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gem. § 602 nicht zu vertreten. Nach 8 603 darf er von der 
geliehenen Sache keinen anderen als den vertragsmäßigen 
Gebrauch machen; er iſt ohne Erlaubnis des Verleihers nicht 
berechtigt, den Gebrauch der Sache einem Dritten zu über⸗ 
laſſen. Nach Ablauf der für die Leihe beſtimmten Zeit iſt 
der Entleiher gem. § 604 Abſ. 1 verpflichtet, die Sache 
zurückzugeben, wobei für den Umfang der Rückgabepflicht 
88 601—603 von Wichtigkeit find. Der Entleiher hat gem. 
§ 276 Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten. Wird ihm die 
Rückgabe der geliehenen Sache in dem Zuſtand, für den er 
haftet, unmöglich, fo hat er nach 8 280 Schadenserſatz zu 
leiſten, und zwar iſt er nach § 249 in erſter Linie verpflichtet, 
den Zuſtand wieder herzuſtellen, der beſtanden haben würde, 
wenn der zum Erſatz verpflichtende Umſtand nicht eingetreten 
wäre. Dabei trifft ihn nach 8 282 BGB. die Beweislaſt. 
Nach dieſen Geſichtspunkten iſt zu prüfen, ob und inwieweit 
der Angekl. zum Erſatz der „kaputt“ gegangenen Teile ver⸗ 
pflichtet war. Soweit eine ſolche Verpflichtung beſtanden hätte, 
wären die vom Angekl. angeſchafften Teile in das Eigentum 
des oder der urſprünglichen Grammophoneigentümer über⸗ 
gegangen. Inſoweit wäre in der Verſchweigung des Gram⸗ 
mophons oder der betr. Teile ſchon objektiv kein falſcher 
Offenbarungseid gelegen geweſen. 

Aber auch eine Überſpannung des Begriffs der Fahr- 
läſſigkeit kann dem angefochtenen Urt. zugrunde liegen. 
Dem Angekl. wird an zwei Stellen zugebilligt, daß er ſich 
bei der Eidesleiſtung in einem Irrtum über nicht⸗ 
ſtrafrechtliche Rechtsſätze befunden habe. Es wird 
aber angenommen, daß er den Irrtum bei gehöriger Sorg⸗ 
falt hätte vermeiden können, und der Mangel an Sorgfalt 
wird darin gefunden, daß er die Pflicht verletzt habe, durch 
Befragen des Richters oder ſonſtwie ſich ſicher darüber zu 
unterrichten, ob die rechtlichen Gründe, die nach ſeiner Mei⸗ 
nung die Angabe der Gegenſtände unnötig machten, richtig 
waren. Eine ſolche Verpflichtung könnte an ſich ſehr wohl 
beſtanden haben; ob ſie beſtand, hing davon ab, wie der 
Rechtsirrtum beſchaffen war. Wäre er ſo feſt begründet ge⸗ 
weſen, daß dem Angekl. gar keine Zweifel auftauchten, dann 
könnte hierdurch die Erkundigungspflicht ausgeſchaltet geweſen 
fein (vgl. RSS. 27, 267). Dem von der Strͤ. erwähnten 
Umſtand, daß das Jugendamt als Vertreter des außerehe⸗ 
lichen Kindes des Angekl. das Grammophon als ſein Eigen⸗ 
tum angeſehen hatte und deshalb pfänden wollte, ſtand die 
Tatſache gegenüber, daß der Gerichtsvollzieher auf die Ein⸗ 
wendung des Vaters, das Grammophon gehöre ihm, von 
der Pfändung Abſtand nahm. Es wird zu prüfen ſein, ob 
nicht der Angekl. gerade hierdurch in einem etwa vorhande⸗ 
nen Rechtsirrtum ſo befeſtigt wurde, daß ein Zweifel bei 
ihm nicht mehr beſtand. 

Bei den Erörterungen über die 25 Schallplatten können 
weitere Rechtsirrtümer in Betracht kommen. Es wird 
ausgeführt, der Angekl. habe die Schallplatten im Ver⸗ 
mögensverzeichnis nicht einfach deshalb auslaſſen dürfen, weil 
er ſie ſeinem Bruder „zugedacht“ hatte oder ſie für „Zu⸗ 
behör des Grammophons“ oder aber für „völlig wertlos“ 
hielt. Abgeſehen davon, daß ſich der Angekl. auf die beiden 
erſten Möglichkeiten anſcheinend gar nicht berufen hat, bleibt 
zweifelhaft, was die Str. mit dem Worte „zugedacht“ aus⸗ 
drücken wollte. Hätte der Angekl. etwa die Schallplatten von 
vornherein mit dem Willen angeſchafft, ſie ſeinem Bruder 
zu ſchenken, und hatte der Bruder dieſes Geſchenk angenom⸗ 
men, dann wären die Platten Eigentum des Bruders ge⸗ 
weſen, wogegen allerdings der etwa bei der Eidesleiſtung 
vorhandene Wille, die Platten ſpäter ſeinem Bruder zu über⸗ 
laſſen, an der Verpflichtung, fie im Vermögensverzeichnis 
anzugeben, nichts geändert hätte. Wären die Platten wirklich 
„völlig wertlos“ geweſen oder hätte er ſie ohne Verſchulden 
für völlig wertlos gehalten, dann hätte er ſie nicht anzugeben 
brauchen (RGSt. 45, 433; 60, 37). 

(1. Sen. v. 15. Juni 1934; 1 D 1222/33.) W.] 


8. SS 226, 338 Nr. 5 StPO. Ein Verfahrens⸗ 
mangel liegt vor, wenn während der Verneh⸗ 
mung des Angekl. ein Beteiligter, ſei es auch 
nur vorübergehend, abweſend iſt. Die Dauer 


der Abweſenheit iſt nicht entſcheidend. Der Man⸗ 
gel kann dadurch geheilt werden, daß der in 
Abweſenheit eines Beteiligten geſchehene Ver⸗ 
fahrensvorgang in Anweſenheit aller Beteilig⸗ 
ten wiederholt wird. f) 

Die Rev. rügt u. a., daß nach einer in der Hauptver⸗ 
handlung eingetretenen Unterbrechung mit der Verhandlung 
fortgefahren worden ſei, ohne daß der Staatsanwalt anweſend 
war; nach Ablauf von fünfzehn Minuten ſei dies bemerkt und 
der Staatsanwalt herbeigeholt worden. Trotzdem ſei das wäh⸗ 
rend der Abweſenheit des Staatsanwalts Verhandelte nicht 
wiederholt und das Ergebnis vom Vorſitzenden „auch nicht 
zuſammenfaſſend“ vorgetragen worden. 

Die Sitzungsniederſchrift läßt hierüber nichts erſehen. 
Über den Hergang, der die Grundlage dieſer Reviſionsrüge 
bildet, ſind Erhebungen gepflogen worden. Hiernach war wäh⸗ 
rend des Verhörs des Angekl. eine kurze Verhandlungspauſe 
eingelegt worden. Nach deren Ablauf wurde mit dem Verhör 
bei einem neuen Abſchnitt fortgefahren und der Angekl. zu⸗ 
nächſt aufgefordert, ſich zu erklären. Der Angekl. begann 
damit, und nun wurde bemerkt, daß der Staatsanwalt noch 
nicht in den Sitzungsſaal zurückgekehrt, alſo abweſend war. 
Der Staatsanwalt wurde herbeigeholt und vom Vorſitzenden 
— nach der von dieſem abgegebenen Darlegung — „kurz von 
dem Gang der Verhandlung unterrichtet, vielleicht etwa 
folgendermaßen: es ſei mit einer Vernehmung des Angekl. 
zu dem und dem Punkt begonnen worden, etwas Weſentliches 
ſei noch nicht zur Sprache gekommen“. Der Vorſitzende glaubt, 
er habe ſich dann wieder zu dem Angekl. gewandt mit der 
Aufforderung, nun zu der angeſchnittenen Frage unmittelbar 
Stellung zu nehmen. Vor der Rückkehr des Staatsanwalts in 
den Sitzungsſaal habe er, der Vorſitzende, ſich überlegt, ob er 
den Angekl. zu einer Wiederholung deſſen, was er bisher ge⸗ 
ſagt hatte, auffordern ſolle, er habe aber davon abgeſehen, 
weil das, was der Angekl. geſagt hatte, unweſentlich und für 
den Gang der Verhandlung unerheblich geweſen ſei. 

Eine nähere Angabe iſt dem Vorſitzenden nicht mehr 
möglich, alſo insbeſ. nicht darüber, was der Angekl. im 
einzelnen nach dem Wiederbeginn ſeines Verhörs bereits an⸗ 
gegeben hatte. 


„Hr!!! p ĩͤ . un 

Zu 8. Die Entſch. ſetzt die bisherige Rſpr. des RG. zu 8 338 
Ziff. 5 SED. fort. Die Bedürfniſſe eines praktiſchen Verfahrens⸗ 
rechts und das Gebot, die Wahrheitsfindung auf jede Weiſe zu ſichern, 
werden hier zufriedenſtellend vereinigt. 

Der Rechtsrügegrund des § 338 Ziff. 5 StPO. wird zunächſt 
dahin abgeſchwächt, daß bei unweſentlichen Vorgängen die Ab⸗ 
weſenheit des Stu. oder der Prozeßbeteiligten, deren Anweſenheit das 
Geſetz vorſchreibt, keine Rechtsrüge eröffnet. Dieſem praktiſchen Be⸗ 
dürfnis ſteht der Rechtsgedauke des § 338 Ziff. 5 SPD. in Reiner 
Weiſe entgegen: dieſe Beſtimmung hat allein zu gewährleiſten, daß 
die Teile der Hauptverhandlung, die die Grundlage für die Wahr- 
heitserforſchung und Rechtsfindung ſchaffen ſollen, nur in Anweſen⸗ 
heit des StA. oder der vom Geſetz vorgeſchriebenen Prozeßbeteiligten 
vor ſich gehen. Das erfordert andererſeits, daß weſentliche Vor⸗ 
gänge der Hauptverhandlung ſich ſo abzuſpielen haben, wie es zur 
Sicherung der Rechtsfindung verfahrensrechtlich vorgeſchrieben iſt. 

Wenn das NO. die Frage auſwirft, ob gegebenenfalls die durch 
den Vorſitzenden erfolgte Wiedergabe eines weſentlichen Vorgangs der 
Hauptverhandlung, der zunächſt unter Verletzung des 8 388 Ziff. 5 
SPD. ſich vollzogen hat, den Verfahrensmangel beheben könne, ſo 
trage ich keine Bedenken, dieſe Frage zu verneinen. Weſentliche Ver⸗ 
fahrensvorgäange müſſen vom StA. und von den Prozeß beteiligten, 
deren Anweſenheit das Geſetz vorſchreibt, unmittelbar auf⸗ 
genommen werden. Das Unwägbare, das z. B. der Bekundung eines 
Angekl. oder eines Zeugen anhaftet und dem für die Wahrheits⸗ 
erforſchung ausſchlaggebende Bedeutung zukommt, kann in der 
Wiederholung eines Prozeßvorgangs durch den Vorſitzenden nie auf⸗ 
leben, auch wenn an der ſachlichen Wiedergabe keine Zweifel bes 
ſtehen. Der Rechtsfindung darf ſomit ausſchließlich der unmittel⸗ 
bare Verfahrensvorgang zugrunde gelegt werden; nur hierdurch wird 
eine erſchöpfende Würdigung der Tat geſichert. 

Deshalb: einerſeits Ausſcheidung unweſentlicher Vorgänge 
aus dem Rechtsrügegrund des 8338 Ziff. 5 StPO., andererſeits das 
Erfordernis, daß die weſentlichen Vorgänge unmittelbar vom 
StA. und den vorgeſchriebenen Beteiligten erfaßt werden. Ein weſent⸗ 
licher Verfahrensvorgang, der in Abweſenheit einer der in 8 338 
Ziff. 5 StPO. bezeichneten Perſonen ſtattgefunden hat, muß ſonach 
in jedem Falle in vollem Umfang wiederholt werden. 

StA. Dr., Krille, Dresden. 
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Aus den dienſtlichen Erklärungen der Richter und auch 
aus der Außerung des jetzigen AR. B., der damals die Au⸗ 
klage vertreten hat, ergibt ſich, daß die von der Rev. be⸗ 
hauptete Tatſache im weſentlichen richtig iſt. Danach trifft es 
Zu, daß ein Teil der Hauptverhandlung gepflogen wurde in 
Abweſenheit einer Perſon, deren Anweſenheit das Geſetz vor⸗ 
ſchreibt. Damit ift der zwingende Reviſionsgrund des 8 338 
Nr. 5 SPD. gegeben. Hieran hat die Rſpr. des NG. ſtets 
feſtgehalten. Nur dann, wenn ein ganz unweſentlicher Vor⸗ 
gang in der Hauptverhandlung in Frage iſt, iſt die Abweſen⸗ 
heit eines i. S. des 8338 Nr. 5 StPO. Beteiligten unſchäd⸗ 
lich. Das hat das RG. in einem Falle angenommen, wo der 
Vorſitzende den Beſchluß auf Beſtimmung eines Termins für 
die Verkündung der Entſch. in Abweſenheit des Urkunds⸗ 
beamten bekannt gemacht hat (Urt. v. 8. Febr. 1934, 
3D 862/33 ). Ahnlich lag der Fall RGSt. 58, 180, wo bei 
dem zu Beginn der Hauptverhandlung erfolgten Aufruf der 
Zeugen der Angekl. nicht anweſend geweſen iſt. Die Verneh⸗ 
mung des Angekl. iſt aber grundſätzlich in jedem ihrer Teile 
ein weſentlicher Vorgang, und ſo iſt der Verfahrensmangel 
gegeben, wenn während der Vernehmung des Angekl. ein Be⸗ 
teiligter, ſei es auch nur vorübergehend, abweſend iſt (ebenſo 
das Urt. v. 27. April 1934, 4 D 357/342). Dabei tft es für 
die Beurteilung des Verfahrensmangels nicht entſcheidend, wie 
lange eine ſolche Abweſenheit gedauert hat. Im Falle ſolcher 
Vorkommniſſe beſteht allerdings die Möglichkeit, den Mangel 
dadurch zu heilen, daß der in Abweſenheit eines Beteiligten 
geſchehene Verfahrensvorgang in Anweſenheit aller Beteiligten 
wiederholt wird. Dabei kann es dahingeſtellt bleiben, ob es 
unter beſonderen Umſtänden unbeanſtandet bleiben könnte, 
wenn der Vorſitzende ſelbſt den fraglichen Vorgang, alſo etwa 
die Angaben des Angekl. oder die eines Zeugen, nunmehr 
wiedergäbe und der Angekl. oder der Zeuge dieſe Wiedergabe 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend als zutreffend bezeichnete. 
Denn jedenfalls müßte ein ſolches Verfahren ſo ſein, daß da⸗ 
mit der Vorgang ſelbſt mit Sicherheit als wiederholt an⸗ 
gelehen werden könnte, während eine bloße Mitteilung des 
korſitzenden von dem was inzwiſchen verhandelt worden ſei, 
1 05 Erſatz für die in Anweſenheit aller Beteiligten ge⸗ 
ſchehene Verhandlung zu bilden vermöchte (RGSt. 38, 216). 

Die vom RG. in ſtändiger Rſpr. vertretene Auffaſſung 
At ebenſo wie für die Abweſenheit des Angekl. oder feines 
8 l. gers auch für die Abweſenheit des Staatsanwalts; zu 
für § 226 StPO. Daran muß gegenüber der in der Gegen⸗ 

Bens der Staatsanwaltſchaft geäußerten Anſicht feſtge⸗ 
15 ten werden. Das folgt ohne weiteres aus der Stellung, die 
x 8 Ftaatsanwaltſchaft im Strafverfahren eingeräumt iſt, und 
Fr der Aufgabe, die ihr hier obliegt. Sie hat im beſonderen 
un in der Hauptverhandlung ihre Maßnahmen zu treffen 
ihre Anträge zu ſtellen, ebenſo ſehr zugunſten wie zu⸗ 
ungunſten des Angekl., und die Erfüllung dieſer Aufgabe ift 
amundſätzlich davon abhängig, daß der Vertreter der Staats⸗ 
nwaltſchaft eine genaue und perſönliche Kenntnis aller Vor⸗ 
bloße der Hauptverhandlung hat. Auch hier könnte daher eine 
Side Mitteilung darüber, was während der Abweſenheit des 
8 atsanwalts verhandelt worden iſt, den perſönlichen Ein⸗ 

uck des Verhandelten nicht erſetzen. 


. in der vorliegenden Sache eingeholten dienſtlichen 
Der Runden verſagen gerade bezüglich des für die Beurteilung 
örterten entſcheidendes Punktes: ob nämlich in dem er⸗ 
einwandf Sinne das vorher ordnungswidrig Geſchehene in 
während . Weiſe wiederholt worden ſei. Die Zeitdauer, 
nicht fiche eren der Staatsanwalt abweſend geweſen iſt, konnte 
Vorſitzende ermittelt werden, wichtiger als dies iſt, daß der 
Staatsanw angegeben hat, er habe das in Abweſenheit des 
es desh arr. ts Geſchehene für ganz unweſentlich gehalten und 
daß das, m a wiederholen laſſen. Zwar ware es denkbar, 
gegeben ee weiter von dem Angel. zur Sache an⸗ 
8 eh en iſt, inhaltlich eben doch jene Wiederholung 
Gewähr d Erklärten geweſen wäre, aber es fehlt an jeder 
afür, daß dem ſo geweſen wäre. 

(4. Sen. v. 6. Juli 1934; 1 D 502/34.) [on.] 


1) JW. 1934, 1177. 2) JW. 1934, 1652. 
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9. § 266 Ab ſ. 1 Ziff. 2 StG B. In einem 
Unterlaſſen kann eine Verfügung nur dann er⸗ 
blickt werden, wenn das Handeln gerade auf 
Grund des Vollmachtverhältniſſes Pflicht ge⸗ 
weſen wäre. f) 

Die Annahme, Verfügung i. S. des 8 266 Abſ. 1 Ziff. 2 
ſei jede irgendwie herbeigeführte ungünſtigere Geſtaltung der 
Vermögenslage der Stadtgemeinde, iſt rechtsirrig. Zu Unrecht 
beruft ſich das LG. für ſeine Anſicht auf die Entſch. des RG. 
v. 16. März 1914, III 1360/13 (Recht 18 Nr. 2797). Denn 
dieſe Entſch. betrifft einen Fall des Vergehens nicht gegen 
Ziff. 2, ſondern gegen Ziff. 1 des $ 266 Abſ. 1. Ju ihr 
wird in der Unterlaſſung einer pflichtmäßigen Handlung, 
durch die der Vormund einem Dritten ermöglicht hat, ein 
Mündelguthaben mit Hilfe des geſtohlenen Sparbuchs abzu⸗ 
heben, ein „abſichtliches Handeln zum Nachteil“ des Mündels 
i. S. der Ziff. 1 aber nicht ein „Verfügen über Vermögens- 
ſtücke“ des Mündels geſehen. 

Wenn es auch bei einem Bevollmächtigten i. S. der 
Ziff. 2 nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt, in einem bloßen 
Unterlaſſen, wo Handeln Pflicht geweſen wäre, eine Ver⸗ 
fügung über ein Vermögensſtück des Auftraggebers zu er⸗ 
blicken, ſo kann davon doch nur dann die Rede ſein, wenn das 
Handeln gerade auf Grund des Vollmachtsverhältniſſes Pflicht 
geweſen wäre. 


(4. Sen. v. 6. Juli 1934; 4 D 481/34.) [Hn.] 


Freiwillige Gerichtsbarkeit 


1. Preußen 


1. 837 RErbhofG; 8 64 der 1. Durchf Vo. Die Be⸗ 
ſtellung einer ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeit an 
einem Erbhof bedarf, gleichviel ob fie für den Grund- 
eigentümer ſelbſt oder für einen Dritten erfolgt, nicht 
der Genehmigung des Anerbengerichts. }) 

Es handelt ſich bei dem Gemeindebezirk, in dem das frag⸗ 
liche Grundſtück liegt, um ein Gebiet, das zum Geltungsbereich 
des Kurfürſtlich⸗Sächſiſchen Mandats v. 19. Aug. 1743 gehört, 
und auf das daher das Geſetz betr. die Web des 
Stein⸗ und Braunkohlenbergbaues v. 22. Febr. 1869 (Pre. 
401) 1. d. Faſſ. des Art. 38 Pra BGB. Anwendung findet. Hier⸗ 
nach unterliegt die Braunkohle dem Verfügungsrechte des Grund⸗ 
eigentümers (5 1). Nach §2 kann das Recht zum Braunkohlen⸗ 
bergbau von dem Eigentum an dem Grundſtück, in welchem die 
Braunkohlen anſtehen, abgetrennt und als ſelbſtändige Gerechtig⸗ 
keit für den Grundeigenkümer oder für einen Dritten beſtellt 
werden. Zur Beſtellung der ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtig⸗ 


Zu 9. Eine Entſch., die auch für das neue Untreueſtrafrecht 
Bedeutung hat. 

Mit Recht hält das RG. dem LG. entgegen, daß Vfg. i. S. 
des § 266 Abſ. 1 Ziff. 2 nicht jede, irgendwie herbeigeführte 
ungünſtigere Geſtaltung der Vermögenslage des Treugebers iſt, 
ſondern nur eine ſolche, die einer durch das Vollmachtsverhältnis 
begründeten Pflicht zuwiderläuft. M. a. W.: das neh 
Handeln muß „in dem geſchützten Treueverhältnis feine tatſäch⸗ 
liche und rechtliche Grundlage finden“ (LpzKomm. § 266 Anm. 2; 
ebenſo Hellmuth Mayer, Die Untreue [1926| S. 303). 

Dieſe wichtige Einſchränkung — Identität der vom 
Täter zu wahrenden und der geſchädigten Intereſſen — iſt auch 
im neuen Untreueſtrafrecht zu beachten, hat hier ſogar wegen der 
weiten Faſſung des Geſetzes erhöhte Bedeutung, Im neuen § 266 
SGB. heißt es ausdrücklich, der Nachteil müſſe dem zugefügt 
ſein, deſſen Vermögensintereſſen der Täter „zu betreuen“ habe. 
Daraus muß man ſchließen, daß nur ſolche Betätigungen durch 
§ 266 erfaßt werden, die in den Pflichtenkreis hineinge⸗ 
hören, der dem Täter durch das Treuverhältnis geſetzt tft. Ver⸗ 
mögensſchädigende Handlungen, die aus dem Rahmen der Treu⸗ 
pflicht herausfallen, ſind auch jetzt nicht imſtande, den Tatbeſtand 
des § 266 zu erfüllen; fie find u. U. Unterſchlagung, niemals aber 
Untreue (Schwinge⸗Siebert, Das neue Untreueſtraf⸗ 


recht, S. 38). r . 
Prof. Dr. Erich Schwinge, Halle a. S. 


Zu 1. Die Entſch. hat erhebliche praktiſche Bedeutung für 
den Stein⸗ und Braunkohlenbergbau in den ehemals ſächſiſchen, 
jetzt preußiſchen Landesteilen, in denen auf Grund einer fächſiſchen 
Anordnung von 1743 die Gewinnung der Kohlen dem Grund⸗ 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


keit für einen Dritten iſt die Einigung des Grundeigentümers 
und des Erwerbers über die Beſtellung der Gerechtigkelt und die 
Eintragung im Grundbuch erforderlich; die Einigung muß bei 
gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile vor dem GBA. (oder vor 
dem Notar) erklärt werden (§ 3 Abſ. 2). Die Eintragung der ſelb⸗ 
ſtändigen Gerechtigkeit in das Grundbuch ſoll nur erfolgen, wenn 
dem GBA. ein Situationsriß (vgl. § 17 AllgPrBergch.) vorgelegt 
wird (§ 4). Nach §5 gelten für die Kohlenabbaugerechtigkeiten die 
ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchr. des BGB. und finden 
die für den Erwerb des Eigentums und die Anſprüche aus dem 
Eigentum an Grundſtücken geltenden Vorſchr. entſprechende An⸗ 
wendung. Die Vorausſetzungen dieſes Geſetzes für Eintragung 
der ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeit zugunſten der Ankrag⸗ 
ſtellerin ſind ſämtlich erfüllt. Es kann ſich daher nur noch um 
die auch vom GBA. unter Billigung des LGG. zum Gegenſtande 
der Zwiſchenverfügung gemachte Frage handeln, ob die Beſtel⸗ 
lung der ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeit gem. 837 RErb⸗ 
hof. der Genehmigung des Anerb&. bedarf. Die Annahme, daß 
das zu belastende Grundſtück mindeſtens möglicherweiſe die Erb⸗ 
hofeigenſchaft beſitzt, unterliegt keinen rechtlichen Bedenken. 

Gem. § 37 R Erbhof. iſt der Erbhof grundſatzlich unver⸗ 
äußerlich und unbelaſtbar, kann jedoch das Anerb®. die Veräuße⸗ 
rung oder Belaſtung genehmigen, wenn ein wichtiger Grund vor⸗ 
liegt. Das Belaſtungsverbot bezieht ſich nach § 64 der 1. Durchf⸗ 
BO. v. 19. Okt. 1933 (RG Bl. I, 749) jedoch nicht auf Grunddienſt⸗ 
barkeiten, beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten oder öffentliche 
Laſten.⸗Die Frage, ob die Beſtellung einer ſelbſtändigen Kohlen⸗ 
abbaugerechtigkeit für einen Dritten unter das Verbot des 837 
RErbhofc. fällt, ſowie ob die Ausnahmebeſtimmung der Durchf⸗ 
VO. mindeſtens ſinngemäß hierauf anzuwenden iſt, iſt in der 
Rſpr., ſoweit erſichtlich, noch nicht entſchieden. Im Schrifttum 
wird ſie verſchieden beantwortet. Die Genehmigungsbedürftigkeit 
wird bejaht von Vogels im ErlBuch zum RErbhof(G., 3. Aufl., 
zu § 64 der 1. DurchfVO. Anm. 2, S. 395 f. und in Deutſche 
Juſtiz 1934, 326, 357 ſowie von Wöhrmann im ErlBuch zum 
RErbhofG., 2. Aufl. zu §37 Anm. 8 S. 235 und verneint von 
Weigelt. Deutſche Juſtiz 1934, 326, 357 ſowie von Heine⸗ 
mann: JW. 1934, 1212. Die Bejahung wird damit begründet, 
daß es ſich bei der Beſtellung der ſelbſtändigen Abbaugerechtig⸗ 
keit für einen Dritten ebenſo wie bei der Übertragung der zu⸗ 
nächſt für den Grundeigentümer ſelbſt beſtellten Abbaugerechtig⸗ 
keit auf einen Dritten um eine Abtrennung oder Abſplitterung 
eines Rechts handle, das mit dem Eigentum am Erbhof verbunden 
ſei, und damit um eine Veräußerung eines Beſtandteils des 
Grundſtücks ſelbſt. Die Verneinung dagegen wird daraus her⸗ 
geleitet, daß es ſich weder um die Übertragung des Eigentums an 
einem Grundſtücke noch um eine Belaſtung desſelben i. S. von 
§ 313, 873 ff., 925 BGB., ſondern nur um eine Anderung des 
Inhalts eines Rechtes an einem Grundſtücke handle, nämlich 
um eine Verſelbſtändigung des bisher als Ausfluß des Grund⸗ 
eigentums dem Eigentümer als ſolchem zuſtehenden Rechts, die 
von dem Grundſtück umfaßten Mineralien aufzuſuchen und zu 
gewinnen (ſo Weigelt a. a. O.), ſowie daraus, daß die Beſtel⸗ 
lung der Abbaugerechtigkeit wirtſchaftlich der Beſtellung einer be⸗ 
ſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit oder Grunddienſtbarkeit gleich⸗ 
komme, für die die Genehmigung des Anerb®. nicht erfordert 
werde (ſo Heinemann a. a. O.). 

Zur Beantwortung der Frage bedarf es eines Eingehens 
auf das Weſen der ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeit. Diefe 
iſt, obwohl ihr rechtlich in gewiſſer Hinſicht eine grundſtücksähn⸗ 


eigentümer überlaſſen iſt (PrGGeſ. v. 22. Febr. 1869), ſowie für 
den Bergbau auf Stein- oder Kaliſalz in der Provinz Hannover 
(PrGeſ. v. 4. Aug. 1904, GS. 235). 

Das KG. nimmt entgegen der von Wöhrmann und mir 
vertretenen Auffaſſung den Standpunkt ein, daß die Beſtellung 
der Abbaugerechtigkeit zugunſten eines Dritten nicht der Geneh⸗ 
migung des Anerd®. bedürfe. Es begründet dies damit, daß die 
Beſtellung einer Abbaugerechtigkeit wirtſchaftlich der Einräumung 
einer Dienſtbarkeit gleichſtehe; daher ſei die Vorſchr. des § 64 der 
1. DurchfBO., wonach die Beſtellung einer Dienſtbarkeit nicht 
der Genehmigung des Anerbch. bedarf, hier analog anzuwenden. 


M. E. verkennt das KG. hierbei, daß jener § 64 eine typiſche 
Ausnahmevorſchrift darſtellt, die nach allgemeiner Regel einſchrän⸗ 
kend auszulegen und der Ausweitung durch Analogieſchluß ent⸗ 
zogen iſt; wollte man dieſe bewährte Regel aufgeben, fo 
würde man der Rechtsunſicherheit in unerwünſchter Weiſe Vor⸗ 
ſchub leiſten. 

Das KG. berückſichtigt ferner nicht, daß die Beſtellung der 
ſelbſtändigen Abbaugerechtigkeit doch einen tieferen Eingriff in 
das Eigentum darſtellt als die Eintragung einer perſönlichen 
Dienſtbarkeit; denn die Dienſtbarkeit iſt nicht übertragbar (§ 1092) 
und erliſcht mit dem Tode des Berechtigten (88 1091, 1061). Die 

Abbaugerechtigkeit iſt dagegen infolge ihrer Selbſtändigkeit über⸗ 


liche Bedeutung zukommt, eine Gerechtigkeit an einem Grund⸗ 
ſtücke und, wenn ſie für einen Dritten beſtellt oder auf einen 
Dritten übertragen wird, ein Recht an einem fremden Grund⸗ 
ſtücke (vgl. IG. 4, 354 insbeſ. 356 f. und die dort angeführten 
Entſch. und Schriften), ſie ſtellt ſich alſo als Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks dar. Trotz einer gewiſſen Verſelbſtändigung dieſes Rechts 
wird es doch nicht endgültig wie ein natürlicher Beſtandteil des 
Grundſtücks von dieſem abgetrennt, ſo daß es zur Wiedervereini⸗ 
gung mit dem Grundeigentum unter allen Umſtänden einer Rück⸗ 
übertragung bedürfte. Vielmehr kann die Abbaugerechtigkeit nach 
§8 Abbau. v. 22. Febr. 1869 i. d. Fall. des Art. 38 AG BGB. 
bei vollſtändigem Abbau eines Kohlenfeldes und Beſcheinigung 
dieſes Umſtandes durch ein Zeugnis der Bergbehörde auf Antrag 
des Eigentümers im Grundbuche gelöſcht werden; wenn dann nach 
erfolgter Löſchung wider Erwarten noch Kohlen auf dem Grund⸗ 
ſtück gefunden werden, iſt das Recht auf deren Gewinnung ohne 
weiteres wieder Ausfluß des Grundeigentums. Vor allem aber 
kann eine ſelbſtändige Kohlenabbaugerechtigkeit, wie der Sen. in 
IFG. 4, 354 eingehend dargelegt hat, auch durch rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Verzicht des Abbauberechtigten gem. § 875 BGB. auf⸗ 
gehoben werden und äußert ſich auch darin, daß der Grundeigen⸗ 
tümer nach der ſo erfolgten Aufhebung der Abbaugerechtigkeit 
ohne weiteres wieder uneingeſchränkter Herr ſeines Eigentums 
auch in Anſehung der auf dem Grundſtück befindlichen Mineralien 
wird, die Elaſtizität ſeines Eigentums. „Die Abtrennung bezieht 
ſich“, wie in dieſer Entſch. (S. 358) ausgeführt wird, „nicht auf 
das Körperliche, Gegenſtändliche, alſo das Kohlenvorkommen, ſon⸗ 
dern auf die Befugnis, die aus dem Eigentum ſoll herausgelöft 
werden können; es iſt nicht einzuſehen, warum die ſog. Elaſti⸗ 
zität des Eigentums ſich nicht auch dieſer Befugnis gegenüber 
äußern und ſie nach Erlöſchen der Verſelbſtändigung wieder in 
ſich aufnehmen ſoll.“ Hieran zeigt ſich alſo, daß es ſich bei der Be⸗ 
ſtellung der ſelbſtändigen Abbaugerechtigkeit für einen Dritten 
nicht um eine völlige und endgültige „Abtrennung“ eines Be⸗ 
ſtandteils des Grundſtücks, alſo auch nicht um eine Veräußerung 
eines ſolchen Beſtandteils, ſondern nur um eine Belaſtung des 
Grundſtücks handelt. Die „Abtrennung“ ſtellt ſich bei der Begr. 
einer ſelbſtändigen Abbaugerechtigkeit lediglich als die beſondere 
Rechtsform der Belaſtung des Grundſtücks dar. 

Nun find allerdings auch Belaftungen eines Erbhofes gem. 
§ 37 RErbhofG. grundſätzlich von der Genehmigung des An⸗ 
erbcs. abhängig gemacht. Jedoch bezieht ſich dies Belaſtungsver⸗ 
bot nach § 64 der 1. DurchfVoO. nicht auf Grunddienſtbarkeiten, 
beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten (und öffentliche Laſten). 
Dieſe Ausnahmebeſtimmung gilt ohne Rückſicht darauf, ob die 
Dienſtbarkeit die land⸗ oder forſtwirtſchaftliche Nutzung des Erb⸗ 
hofgrundſtücks beeinträchtigt (vgl. Dr. Vogels: Deutſche Juſtiz 
1934, 326, 357 — im Gegenſatz zu Weigelt ebenda — und 
im Erl Buch z. RErbhofGG., 3. Aufl. zu § 64 der 1. DurchfVO. 
Anm. 1 Abſ. 2; vol. auch bereits die Entſch. des Sen. in 1 X 
969/31: HöchſtRüſpr. Nr. 1154 zu § 4 RSiedlG.). Nun ſteht aber 
die ſelbſtändige Kohlenabbaugerechtigkeit, mag ſie auch eine be⸗ 
ſondere Rechtsform der Belaſtung darſtellen, inhaltlich einer 
Dienſtbarkeit völlig gleich; denn auch durch ſie wird demjenigen, 
zu deſſen Gunſten ſie beſtellt wird, lediglich das Recht einge⸗ 
räumt, das Grundſtück in einzelnen Beziehungen, nämlich zum 
Zwecke der Kohlenausbeute, zu benutzen, während der Eigentümer 
ſich gewiſſer Handlungen auf dem Grundſtücke, nämlich der Aus⸗ 
beutung des Vorkommens an Braunkohle, zu enthalten hat (vgl. 
RRͤKomm. § 1018 BGB., Anm. 7 und die dort angeführten 


tragbar und belaſtbar und geht beim Tode des Berechtigten auf 
deſſen Erben über; außerdem kann ſie zum Gegenſtand einer 
Zwangsverſteigerung gemacht werden. Man kann alſo nicht wohl 
ſagen, daß die Abbaugerechtigkeit ſich wirtſchaftlich mit der Dienſt⸗ 
barkeit deckt. 

Es iſt auch nicht ganz gleichgültig, ob das Anerb®. bei der 
Beſtellung von Abbaugerechtigkeiken als Genehmigungsbehörde 
eingeſchaltet wird oder nicht. Das RErbhofG. bezweckt zwar kei⸗ 
neswegs, den Bergbau in ſeiner Entwicklung irgendwie zu hem⸗ 
men; das Anerb®. wird daher die Genehmigung zur Einräu⸗ 
mung einer Abbaugerechtigkeit ſchwerlich verweigern. Das Ge⸗ 
nehmigungsverfahren bietet dem Anerbih. aber Gelegenheit, dar⸗ 
auf hinzuwirken, daß die Belange des Erbhofs beachtet werden; es 
könnte z. B. bei der Genehmigung den Vorbehalt machen, daß der 
Erlos zur Inſtandſetzung der Hofgebände, zur Abdeckung von 
Schulden oder zur Ausſkattung der weichenden Erben verwen⸗ 
det wird. 

Sollte die Entſch. des KG. zur Folge haben, daß die Be⸗ 
lange der Erbhöfe in den betreffenden Gebieten erheblich gefährdet 
werden, was ſich allerdings jetzt noch nicht überſehen läßt, ſo wird 
vielleicht der Geſetzgeber Veranlaſſung haben, die Frage aus⸗ 
drücklich zu regeln. 

Mint. Dr. Vogels, Berlin. 
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Entſch.). Genau die gleichen Rechte konnten dem Abbauberechtig⸗ 
ten alſo auch in Form der Beſtellung einer Dienſtbarkeit einge⸗ 
räumt werden Die Verſelbſtändigung der Abbaugerechtigkeit dient 
lediglich der Verſtärkung der Rechtsſtellung des Abbauberechtig⸗ 
ten, insbeſ. auch der Ermöglichung einer 199 des Rechts 
unabhängig von einem Zuſammenhang mit Grundbeſitz des Be⸗ 
rechtigten, hat aber hinſichtlich des Inhalts des Rechts als ſolchen 
keine ſtärkere Beeinträchtigung des Grundeigentümers zur Folge. 
Hat alſo der Geſetzgeber geglaubt, die Beſtellung einer Dienſt⸗ 
barkeit an einem Erbhofe von der Genehmigungsbedürftigkeit un⸗ 
eingeſchränkt freiſtellen zu können, weil er darin keine ſo er⸗ 
hebliche Beeinträchtigung der wirtſchaftlichen Stellung des Erbhof⸗ 
bauern geſehen hat, jo tft nicht einzuſehen, weshalb die Verſelb⸗ 
ſtändigung einer ſolchen Gerechtigkeit anders behandelt werden 
ſollte. Deshalb entſpricht es dem Sinne der Vorſchr. des § 64 
der 1. DurchfVO., auch die Beſtellung einer ſelbſtändigen Koh⸗ 
lenabbaugerechtigkeit, gleichviel ob ſie für den Grundeigentümer 
ſelbſt oder für einen Dritten erfolgt, nicht von der Genehmigung 
des Anerb&. abhängig zu machen. 


GG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 5. Juli 1984, 1 X 231/34.) 
* 


„2. 823 Gef. betr. die Sozialiſierung der Elektri⸗ 
zitätswirtſchaft v. 31. Dez. 1919 (RG Bl. 1920, 19). Gebüh⸗ 
renfreiheit i. S. obiger Vorſchrift genießen nicht nur die 
im Geſetz ſelbſt vorgeſehenen Rechtsakte, ſondern alle 
Rechtsgeſchäfte, die dem Zwecke der Sozialiſierung der 
Reichselektrizitätswirtſchaft in der vom Geſetzgeber an— 
gezeigten Richtung unmittelbar dienen. 


„Die E. werke Akt., deren Aktien ſich im Beſitze der V. AktG. 
befinden, deren Alleinaktionär wiederum das Reich iſt, hatten von 
der V. Aft®, über 20 Millionen AA Darlehn erhalten und dies 
Geld dazu benutzt, die reſtlichen Koſten einer Vergrößerung ihres 
Sefites an Braunkohlenfeldern und einer Anſchaffung größerer 
Apparate zu begleichen ſowie ſich an zwei provinziellen Elektri⸗ 
zitätsunternehmungen und ferner an der Berliner L.⸗ und K. 
990 mit 21 Millionen RA zu beteiligen. Dieſes Darlehn haben 
10 E.werke durch Erhöhung ihres Aktienkapitals um 20 Mil- 
onen 2A Stammaktien umgewandelt, die der V. AktG. über⸗ 
laſſen wurden. 
del Für die Eintragung dieſer Kapitalserhöhung in das Han⸗ 
5 sregiſter hat der Urkundsbeamte eine Gebühr aus 8 69 Ziff. 3 a 
Fr. berechnet, die auf die Erinnerung der E.werke AktG. 
vom Regiſterrichter abgeſetzt, auf die Beſchw. der Staatskaſſe aber 
vom LG. wieder hergeſtellt worden iſt. 
di Durch die weitere Beſchw. erreichte die Koſtenſchuldnerin für 
ie Eintragung ſachliche Gebührenfreiheit. 
8 Das LG. geht zutreffend von § 23 Gef. betr. die Sozialiſie⸗ 
ER der Elektrizitätswirtſchaft v. 31. Dez. 1919 (RGBl. 1920, 19) 
ane wonach die infolge dieſes Geſetzes vorgenommenen Rechts⸗ 
An frei von öffentlichen Abgaben ſind. Es verkennt nicht, daß 
a „Abgaben“ i. S. diefer Vorſchr. auch Gerichtsgebühren zu 
Keaſteben find (FG. Erg d. 4, 239), lehnt es aber ab, die vorl 
apitalserhöhung als einen Rechtsakt anzusehen, der infolge des 
5 w tal ſierungsgeſetzes vorgenommen iſt. Zur Begr. ſeines Stand⸗ 
En es führt es folgendes aus: Wie ſchon der Name ergebe, be- 
3 ecke das Geſetz eine Sozialiſierung der Elektrizitätswirtſchaft, 
lich ihre Überführung in den ausſchließlichen Beſitz der öffent⸗ 
be Hand. So ſähen die 88 2, 3, 4 und 5 des Geſetzes die 
a ee von Elektrizitätserzeugungs⸗ und Verteilungs⸗ 
een durch das Reich vor. Dieſe Übernahme fei von einer ge- 
nahmeffemehigen Beteiligung grundverſchieden. Denn die Uber⸗ 
— e ſei ein Ziel des Sozialismus, die Beteiligung eine Erſchei⸗ 
cha rin ‚des Kapitalismus. Die in Rede ſtehende Kapitals⸗ 
Dan Ben ſei aber nicht infolge einer Übernahme, ſondern infolge 
zwar eiteilögungen vorgenommen worden. § 8 des Geſetzes ſehe 
Umſtände⸗ Beteiligung inſofern vor, als das Reich unter gewiſſen 
in unden die Einbringung von Elektrizitätswerken und Anlagen 
teiligt Je sleltihaften verlangen könne, an denen es ſelbſt be⸗ 
Aw e Auch in dieſem Falle müſſe es ſich jedoch um die 
Geſellf a weiſe Überführung derartiger Werke auf eine andere 
ib haft andeln, während ſich hier die Ewerke ohne Ausübung 
Abgeſehen d Zwanges an anderen Geſellſchaften beteiligt hatten. 
ſeitens des an ſei die Beteiligung hier auch nicht unmittelbar 
folgt. Dieſe Heiches, ſondern nur mittelbar durch die E.werke er⸗ 
un „usführungen find nicht frei von Rechtsirrtum. 
wirtſchaft 0s Geſetz von einer „Sozialiſterung“ der Elektrizitäts⸗ 
Sinne placht, fe iſt dieſer Begriff nicht im wiſſenſchaftlichen 
tiv-wirtſchaftlichnaßigen Herbeiführung einer ſozialiſtiſchen (kollek⸗ 
Vielmehr if 1 organiſierten) Wirtſchaftsordnung zu verſtehen. 
griff W den Sozialiſterungsgeſetzen damaliger Zeit der Be⸗ 
Wörterbuch de farbloſer und unklarer gefaßt (vgl. dazu Elſter, 
umschreibt 1 Volkswirtſchaft, 4. Aufl., Bd. III, S. 269 ff.). So 
64) Sozialiſ e VO. betr. den Bergbau v. 18. Jan. 1919 (RG Bl. 
) Sozialisierung als eine umfaſſende Beeinfluſſung des geſamten 


Kohlenbergbaues durch das Reich und die Beteiligung der Volks⸗ 
geſamtheit an ſeinen Erträgen (ähnlich die VO. über die Errich⸗ 
tung von Arbeitskammern im Bergbau v. 8. Febr. 1919 RGBl. 
202]). Die WeimRVerf. vermeidet den Ausdruck „Sozialiſterung“ 
überhaupt und ſpricht in Art. 156 nur von „Vergeſellſchaftung“ 
und „Gemeinwirtſchaft“. Das hier fragliche Sozialiſierungsgeſetz 
v. 31. Dez. 1919 bezweckt nach ſeiner Eingangsformel die beſſere 
Verſorgung des geſamten Reichsgebiets mit Elektrizität. Dieſer 
Zweck ſoll, wie es in der Begr. heißt (DtNatVerſ. Bd. 338 Akten⸗ 
ſtück Nr. 714 S. 489 ff.) dadurch erreicht werden, daß das Reich 
ſelbſt maßgebender Unternehmer in der Elektrizitätswirtſchaft wird, 
um als ſolcher ſeinen Willen durchſetzen zu können. Dazu ſollte es 
neben einem Reichsmonopol für Höchſtſpannungsleitungen vor 
allem einen führenden Einfluß in der Großerzeugung der Elektri⸗ 


zubauen. 
(KG., ZivSen. La, Beſchl. v. 29. Inni 1934, 14 X 1520/38.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
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3. 88 1175 Abſ. 1 Sat 2, 1183 BGB. Die Entpfän- 
dungserklärung des Gläubigers einer Geſamthypothek in 
bezug auf ein Grundſtück (oder des Gläubigers einer 
Hypothek in bezug auf einen abzutrennenden Grundſtücks⸗ 
teil) ift — mindeſtens im Zweifel — als Verzichtserklä⸗ 
rung i. S des 8 1175 Abſ. 1 Satz 2 BGB. und nicht als 
Aufhebungserklärung i. S. des § 1183 BGB. aufzufaſſen; 
ſie bedarf daher nicht der Zuſtimmung des Eigentümers. 

Der im Grundbuch als Eigentümer eingetragene H. hat am 
7. Okt. 1933 eine Parzelle ſeines Grundſtücks an W. aufgelaſſen. 
Die Gläubiger einer Grundſchuld und einer Hyp. haben in nota⸗ 
riell beglaubigter Urkunde erklärt, ſie entließen die genannte Par⸗ 
zelle „aus der Pfandverbindlichkeit“ und bewilligten die laſtenfreie 
Abſchreibung dieſer Parzelle. Das GBA. hat den eingereichten 
Antrag auf Abſchreibung der Parzelle und Umſchreibung des 
Eigentums an ihr in befriſteter Zwiſchenverfügung mit der Begr. 
beanſtandet, daß die Zuſtimmungserklärung des Grundſtückseigen⸗ 
tümers zu den Entpfändungserklärungen fehle. Die Veſchw. hier⸗ 
gegen hatte keinen Erfolg. Der weiteren Beſchw. iſt ſtattgegeben 
worden. 5 

Mit Recht geht das LG. davon aus, daß eine Zuſtimmung 
des Eigentümers nicht erforderlich iſt, wenn die Pfandentlaf⸗ 
ſungserklärungen Verzichts erklärungen i. S. des § 1175 Abſ. 1, 
2 BGB. find. „Verzichtet“ nämlich der Gläubiger einer Geſamt⸗ 
hypothek auf die Hyp. an einem der Grundſtücke, ſo iſt die gu 
ſtimmung des Eigentümers weder zur Eintragung noch zur Lö⸗ 
ſchung der Hyp. auf Grund des Verzichts notwendig, mag der 
Verzicht eingetragen fein (KJ. 47, 207) oder nicht (KG. v. 
29. Okt. 1931, 1 X 526/31; HöchſtRRſpr. 1932, 513). 

Es trifft auch zu, daß es nach der bisherigen Rſpr. des 
Senats möglich iſt, bei einer Geſamthypothek die Hyp. auf einem 
der Grundſtücke entweder durch Verzicht (§ 1175 Abſ. 1, 2) 
oder durch Aufhebung (81183) zum Untergang zu bringen (vgl. 
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bei. RIA. 11, 154). Im Gegenſatz zu dieſer Rſpr. ſteht die Auf- 
faſſung, daß die Befreiung eines Grundſtücks von einer Geſamt⸗ 
hypothek nur durch Verzicht (§ 1175) und nicht durch Auf⸗ 
hebung i. S. des § 1183 herbeigeführt werden könne (vgl. bei. 
RGRKomm. 81183 Anm. 1; Warneyer, BGB., § 1175 Anm.; 
Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht!, 
Biermann, Sachenrecht ?, § 1175 Anm. 1; Kretzſchmar, 
Sachenrecht, § 1183 Anm. 5). Auch bei Planck⸗Strecker 
(BGB. § 1183 Anm. 2 d) wird der Standpunkt vertreten, die 
Aufhebung einer Geſamthypothek an einem der belaſteten 
Grundſtücke werde von der Vorſchr. des § 11883 nicht betroffen; aus 
81175 Abſ. 1 S. 2 ergebe ſich, daß „zu dieſer Aufhebung“ die 
Zuſtimmung der Eigentümer materiellrechtlich nicht erforderlich 
ſei; die Entlaſſung eines Trennſtücks aus der Mithaft für eine 
Einzelhypothek ſtehe dem gleich. Auf der anderen Seite heißt es 
allerdings in Anm. 3 ba zu § 1168: „Die Entlaſſung eines Trenn⸗ 
ſtücks aus der Mithaft wird... regelmäßig nicht als Verzicht, 
ſondern als Aufhebung der Hyp. (8 1183) anzuſehen ſein.“ Wie 
dieſer Satz mit dem zuvor wiedergegebenen Standpunkt in Ein⸗ 
klang zu bringen iſt, iſt nicht erſichtlich. 

Es ſpricht in der Tat vieles für die Auffaſſung, daß die Be⸗ 
freiung eines Grundſtücks von einer Geſamthypothek nur auf 
dem Wege des 81175 Abſ. 1 S. 2 erfolgen kann. Es ift davon 
auszugehen, daß der „Verzicht“ des § 1175 Abſ. 1 S. 2 von dem 
Verzicht des § 1168 weſentlich verſchieden iſt. Bei dem Verzicht 
des § 1168 werden zwei Rechtsſphären ſcharf geſchieden: die Be⸗ 
fugniſſe des Gläubigers und die Befugniſſe des Eigentümers. Der 
Verzicht des Gläubigers hat lediglich die Befugniſſe des Gläu⸗ 
bigers zum Gegenſtande. Durch den rechtswirkſamen Verzicht wer⸗ 
den nur dieſe Befugniſſe zum Untergang gebracht, die Befugniſſe 
des Eigentümers bleiben beſtehen: in Geſtalt einer Eigentümer⸗ 
grundſchuld (SS 1168, 1177). — Der Verzicht des § 1168 iſt hier⸗ 
nach eine Willenserklärung, die ihrem Inhalt nach 
auf Beſeitigung eines Teils der ein Grundſtück betr. Befugniſſe 
gerichtet iſt; dieſem Inhalt der Willenserklärung entſpricht ihr 
Rechtserfolg. 

Bei dem „Verzicht“ des 8 1175 1 80 S. 2 wird die Rechts⸗ 
ſphäre des Eigentümers vom Geſetz ſo behandelt, als ob ſie nicht 
beſtände. Durch den rechtswirkſamen Verzicht werden ſämtliche 
Befugniſſe zum Untergang gebracht, die das von dem Verzicht 
ergriffene Grundſtück betreffen; „Die Hypothek“ „erliſcht“ an 
dieſem Grundſtück ſchlechthin; ſie wird inſoweit reſtlos beſeitigt; 
von den Befugniſſen des Eigentümers bleibt nichts beſtehen. Die 
Willenserklärung hat ſomit einen durchaus anders gearte⸗ 
ten Inhalt und einen durchaus anders gearteten 
Rechtserfolg als der Verzicht des § 1168. Inhalt und Rechts⸗ 
erfolg der Willenserklärung entſprechen — wenn nur das betrof⸗ 
fene Grundſtück ins Auge gefaßt wird — aufs genaueſte dem In⸗ 
941 und Rechtserfolg der Aufhebungserklärung des 

1183. Daß das Geſetz neben den Verzicht des 81168 die 
Aufhebung des § 1183 gelegt hat, findet ſeine Erklarung ohne 
weiteres darin, daß neben die Beſeitigung der Teilbefugniſſe des 
Gläubigers die Beſeitigung der ſämtlichen in einer Hyp. zuſam⸗ 
mengefaßten Befugniſſe geſetzt werden mußte. Dieſe durchaus 
ſelbſtändige Bedeutung kommt dem § 1183 neben 81175 A b ſ. 1 
S. 2 nicht zu. Der Rechtserfolg, der im Bereich des § 1183 nur 
durch zwei Willenserklärungen erreicht werden kann, wird im Be⸗ 
reich des § 1175 Abſ. 1 S. 2 bereits durch die Willenserklärung 
des Gläubigers herbeigeführt. 

Es kann aber kaum angenommen werden, daß § 1183 neben 
ſeinem „gewöhnlichen“ Sinn noch einen „Sonderſinn“ haben ſoll. 
Dieſer Sonderſinn könnte wohl nur darin beſtehen, dem Gläubiger 
die Möglichkeit zu eröffnen, die Befreiung eines Grundſtücks 
von einer Geſamthypothek je nach ſeiner Wahl entweder allein 
oder vorbehaltlich der Zuſtimmung des Eigentümers herbeizu⸗ 
führen. Daß das Geſetz dem Gläubiger dieſe Wahlmöglichkeit 
geben wollte, könnte nur dann angenommen werden, wenn durch 
dieſe Wahl dem Gläubiger zugleich die Möglichkeit eröffnet wäre, 
dem Eigentümer eine Eigentümergrundſchuld zu verſchaffen. Daß 
eine ſolche Möglichkeit vorhanden ſei, hat der Senat in der an⸗ 
geführten Entſch. 1 X 526/31 tatſächlich angenommen. Hier 
heißt es: 

„Hebt der Gläubiger die Hyp. an nur einem Grundſtück auf, 
ſo braucht dies nicht immer die Folge einer Verteilung der Ge⸗ 
ſamthypothek oder eines Verzichts gem. § 1175 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
zu ſein, in welchen Fällen allerdings die Hyp. inſoweit erlöſchen 
würde. Es bleibt vielmehr der Fall denkbar, daß die Geſamt⸗ 
hypothek gem. SS 1163, 1172 Abſ. 1 BGB. zur Eigentümergrund⸗ 
ſchuld wird, die ſämtlichen Eigentümern gemeinſchaftlich zuſteht, 
und daß die Eigentümer die Geſamtgrundſchuld gem. 8 1172 Abſ. 2 
verteilen. Wenn dann der Eigentümer eines Grundſtücks das Be⸗ 
ſtehenbleiben der auf ihn entfallenden Teileinzelgrundſchuld nicht 
wünſcht, ſo kann der Erfolg der völligen Löſchung der Hyp. auf 
ſeinem Grundſtück auch in der Weiſe herbeigeführt werden, daß 


$ 1183 Anm. 3; 


der Gläubiger die Hyp. an dieſem Grundſtück mit der nach § 1183 
keiner Form bedürfenden Zuſtimmung des Eigentümers aufgibt. 
In einem ſolchen Falle wäre formellrechtlich die Zuſtimmung des 
Eigentümers nach 88 19, 27 GBO. notwendig“. (Dieſe Sätze find 
nicht mitveröffentlicht.) 

Die Auffaſſung, die dieſen Ausführungen zugrunde liegt, kann 
nicht aufrechterhalten werden. Auch die gem. § 1172 Abſ. 2 erfol⸗ 
gende „Beſchränkung“ erlangt — wie mit der herrſchenden Auf⸗ 
faſſung angenommen werden muß — dingliche Rechtswirkſamkeit 
nur durch eine dem § 1132 BGB. entſprechende, d. h. der Ein⸗ 
tragung bedürftige Verteilung (vgl. z. B. Planck⸗ 
Strecker § 1172 Anm. 4d; RGRͤKomm. 8 1172 Anm. 3; 
Staudinger $1172 Anm. 2 e). Solange dieſe Eintragung 
nicht erfolgt, iſt in den Fällen des § 1163 eine Geſamtgrundſchuld 
vorhanden. Solange aber eine Geſamtgrundſchuld vorhanden 115 
iſt für eine aus dieſem Geſamtrecht abzufplitternde Einzelgrun 
ſchuld an einem Grundſtück (neben dem Geſamtrecht an den 
übrigen Grundſtücken) kein Raum. Wird aber die Verteilung ein⸗ 
getragen, ſo iſt eine völlig neue Rechtslage geſchaffen, für die 
31175 Abſ. 1 S. 2 überhaupt nicht niehr in Frage kommt. Soweit 
alſo 81175 Abſ. 1 S. 2 anwendbar iſt, kann eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld nicht entſtehen, wie dies der Senat auch in der 
Entſch. 1 X 818/30 (HöchſtRRſpr. 1931, 740; DNotV. 1931, 427) 
angenommen hat. 

In der Entſch. RIA. 11, 154 hat der Senat die Auffaſſung 
vertreten, daß ein Verzicht nur dann in Betracht komme, wenn 
gent. § 1168 Abſ. 2 beantragt werde, den Verzicht einzu⸗ 
tragen. Werde beantragt, eine verkaufte Parzelle ohne Mit⸗ 
übertragung einer Hyp. auf ein anderes Blatt zu übertragen, NE 
jet damit die Löſchung beantragt. Der en, fei ſomit „nicht 
auf die Eintragung des Verzichts, ſondern auf den Vermerk der 
Löſchung gerichtet“ (S. 155). Dieſe Ausführungen ſtehen mit der 
jetzigen Rſpr. des Senats nicht mehr im Einklang. Denn in der 
Entſch. 1X 818/30 hat der Senat ausgeſprochen, daß im Falle 
des § 1175 Abſ. 1 S. 2 die materiellrechtliche Wirkung des Lö⸗ 
ſchungsvermerks der Wirkung des Verzichtsvermerks gleichgeſtellt 
werden könne, und daß infolgedeſſen hier der Verzicht ſei⸗ 
nen grundbuchmaßigen Ausdruck auch in der 
Löſchung finden könne. Trifft dies zu, ſo kann im Anwen⸗ 
dungsbereich des § 1175 Abl. 1 S. 2 nicht — mit der Entſch.: 
Ni A. 11, 154 — aus dem Umſtande, daß der Antrag auf einen 
Löſchungsvermerk gerichtet iſt, die Folgerung hergeleitet werden, 
es liege nicht ein Antrag auf Eintragung eines Verzichts vor. 

Daß im Falle des § 1175 Abſ. 1 S. 2 die materiellrechtliche 
Wirkung des Löſchungsvermerks der Wirkung des Verzichtsver⸗ 
merks gleichkommt, beruht in Wahrheit darauf, daß der „Verzicht“ 
des § 1475 Abſ. 1, 2 feinem weſentlichen Inhalt nach — wie be⸗ 
reits aus den obigen Darlegungen erſichtlich iſt — der „Auf⸗ 
hebung“ des 81183 rechtsſyſtematiſch ſehr viel näherſteht als dem 
Verzicht des § 1168, fo daß es wohl möglich ift, ihn als eine 
Sonderart der Aufhebung zu bezeichnen, während — trotz der ge⸗ 
ene Bezeichnung „Verzicht“ — erhebliche Bedenken obwalten, 

ieſen „Verzicht“ als eine Sonderart oder Abart des Verzichts 
i. S. des § 1168 anzuſehen. 

Bei dieſer Stellung, die dem „Verzicht“ des § 1175 Abſ. 1 
S. 2 im gegenwärtigen Rechtsſyſtem zukommt, ſpricht — wie be- 
reits 5 — vieles für die Auffaſſung, daß im Falle des § 1175 
Abſ. 1 S. 2 neben dem Verzicht nicht noch Raum iſt für eine — 
rechtlich oder wirtſchaftlich in keiner Weiſe geforderte — zuſtim⸗ 
mungsbedürftige Aufhebung (i. S. des § 1183). Iſt daher die 
Willenserklärung des Gläubigers einer Geſamthypothek darauf 
gerichtet, daß die Hyp. an einem der Grundſtücke „erlöſchen“, 
untergehen, aufgehoben fein foll, wird es fi) wohl ſtets um 
einen „Verzicht“ i. S. des § 1175 Abſ. 1 S. 2 handeln. Das gleiche 
gilt bei der Einzelhypothek von der Willenserklärung eines Hypo⸗ 
thekengläubigers, die auf pfandfreie Abſchreibung, Pfandentlaſſung, 
Enthaftung, Entpfändung einer grundbuchmäßig zu verſelbſtändi⸗ 
genden Parzelle gerichtet iſt; denn durch die Verſelbſtändi ung 
würde ſich die Einzelhypothek in eine Geſamthypothek verwandeln, 
wenn nicht von der Mitübertragung der Hyp. abgeſehen werden 
— 655 3. B. RJ A. 11, 127 [128]; Bay Os. 7, 431 [483]; 
23, 47 [48]. 

Die Enthaftung von Trennſtücken bedarf bei Zugrundelegung 
dieſer Auffaſſung niemals der uſtimmung des Eigentümers. 
Es braucht jedoch zu dieſer Auffaſſung nicht abſchließend Stellung 
genommen zu werden. Denn die angefochtene Entſch. unterliegt 
auch dann der Aufhebung, wenn die Unterſcheidung zwiſchen Ver⸗ 
zichts⸗ und Aufhebungserklärungen für das Gebiet des § 1175 
Abſ. 1 S. 2 nicht aufgegeben wird. Wird es für möglich ge⸗ 
halten, ein Grundſtück von einer Geſamthypothek entweder durch 
bloßen Verzicht des Gläubigers (§ 1175 Abſ. 1 S. 2) oder durch 
zuſtimmungsbedürftige Aufhebung ($ 1183) zu befreien, jo entſteht 
die ſchwer lösbare Frage, wann die auf pfandfreie Abſchreibung 
gerichtete Willenserklärung als Verzicht und wann ſie als Auf⸗ 
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hebung angeſehen werden darf. In den urſprünglich grundlegen⸗ 
den Entſch.: KG J. 24 A 135; 25 A 315 hat der Senat angenom⸗ 
men, unter Aufhebung i. S. des § 1183 ſei nur die völlige 
Beſeitigungder Hyp. zu verſtehen; die auf pfandfreie Ab⸗ 
ſchreibung einer Parzelle, auf Entlaſſung eines Grundſtücks aus 
der Mithaft gerichtete Willenserklärung ſei ſtets Verzicht und 
niemals Aufhebung (fo beſonders deutlich KJ. 25 A 315 [316 f.]; 
aber auch KJ. 24 A 135 [136]: „hat... entlaſſen, alſo ... ver⸗ 
zichtet“; vgl. auch Bay OLG. 23, 47 [48]), während der Senat in 
der Entſch.: KJ. 23, 149 [151] erklärt hatte, die Entpfändung 
einzelner Grundſtücksteile ſei „rechtlich nichts anderes“ als die 
„Aufhebung“ der Hyp. bzgl. dieſer Teile (vgl. z. B. auch Brand⸗ 
Schnitzler, Die Grundbuchſachen in der gerichtlichen Praxis s, 
S. 251; Meikel, GB., § 27 Anm. 3 a g). Später ift der Senat 
in der Entſch. RJ A. 11, 154 erkennbar von der Auffaſſung aus⸗ 
gegangen, daß es auf die Faſſung der Erklärung ankomme, daß 
entſcheidend ſei, ob die Erklärung auf Eintragung eines Ver⸗ 
zichts oder auf Eintragung der Löſchung gerichtet ſei. Auch nach 
den Entſch. 1 X 818/30 und 1 X 526/31 muß die hier aufgewor⸗ 
fene Frage im Wege der Auslegung beantwortet werden. In der 
Entſch. 1 X 526/31 betont jedoch der Senat — auch dieſe Aus⸗ 
führungen ſind nicht mit abgedruckt —, es werde davon auszugehen 
ſein, daß im Falle einer Pfandentlaſſung der Gläubiger auf die 
Hyp. verzichten wolle (vgl. auch hier wieder BayOLG. 23, 
47 [48], ſowie insbeſ. Predari, GBO. e, 651; Staudinger 
9 1183 V). Iſt die Pfandentlaſſung eines Trennſtücks nicht — wie 
oben dargelegt — ſtets ein Verzicht, ſo wird ſie jedenfalls regel⸗ 
mäßig — d. h. ſoweit nicht beſondere Umſtände dies aus⸗ 
ſchließen — als Verzichtserklärung (8 1175 Abſ. 1 S. 2) und nicht 
als ben e nd (§ 1183) aufzufaſſen fein. Gibt das Ge⸗ 
ſetz dem Gläubiger die Möglichkeit, einen Rechtserfolg ent⸗ 
weder durch ſeine — zuſtimmungsfreie — Willenserklärung 
oder nur durch eine zuſtimmungsbedürftige Willenserklärung unter 
Dinzutritt einer Zuſtimmung des Eigentümers herbeizuführen, jo 
185 im Zweifel angenommen werden, daß eine vorbehalt⸗ 
oſſe Erklärung, welche beſagt, daß ein Trennſtück freigegeben 
a als vorbehaltloſe Freigabe gemeint ift. Eine ſolche 
Enpehaltloſe Enthaftungserklärung beſagt im Zweifel nicht, die 
Enthaftung ſolle nur unter der Bedingung eintreten, daß auch 
der Eigenkümer eine Zuſtimmungserklärung abgibt, zumal dieſe 
zuſtimmungserklärung nur dann notwendig iſt, wenn der Gläu⸗ 
iger zum Ausdruck bringt, daß er den von ihm gewollten Rechts⸗ 
erfolg nur vorbehaltlich der Zuſtimmung des Eigentümers her⸗ 
Auführen wolle, d. h. daß ſeine Erklärung nicht Verzicht, ſondern 
ufhebung ſein ſolle. 
8 Dem aus dieſen Ausführungen erſichtlichen, auf allgemeiner 
terfahrung beruhenden Auslegungsgrundſatz wird die angefoch⸗ 
zene Entſch. nicht gerecht. Sie unterliegt daher in jedem Falle der 
Aufhebung. 

(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 7. Juni 1934, 1 X 212/34.) 

Ber. von KR. Dr. Werner Schulze, Berlin. 
* 


tun a4, 88 1836, 1915 BGB. Einem Pfleger, deſſen Bir- 
eins eis nur die Prüfung und rechtliche Durchführung 
1 einzelnen beſtimmten Angelegenheit umfaßt, kann 
elle Vergütung bewilligt werben, weil hierfür eine Ver- 
Nogensperwaltung Vorausſetzung ift. 


„Das L. geht zutreffend davon aus, daß nach $ 1915 i. Verb. 
3 BOB. die Pflegſchaft grundſätzlich unentgeltlich zu füh⸗ 
Ver it, daß jedoch das VormGer. dem Pfleger eine angemeſſene 
ung bewilligen kann, wenn das Vermögen des Mündels 
rechtf der Umfang und die Bedeutung der Pflegſchaftsgeſchäfte es 

a tigen. Die Bewilligung fest alſo in erſter Linie voraus, daß 
Se vorhanden ift, welches feiner Art nach eine Verwaltung 
erte ah macht, und daß die das Vermögen darſtellenden 
Ausle ka tatſächlich vom Pfleger verwaltet worden find. Dieſe 
3 Entſtch des Begriffs „Vermögen“ in § 1836 BGB. geht auf 
Vorm. . b. dl ichte des Geſetzes zurück, namentlich die Pr⸗ 
R de 5. Juli 1875 (§ 34), nach der lediglich auf den 
Vergil er Vermögens verwaltung für die Höhe der 
Vorausſet abzuſtellen war (vgl. KJ. 45, 44). Als unerläßliche 
anzufeh FUNg für die Bewilligung einer Vergütung iſt mithin 
5 85 daß überhaupt eine Vermögensverwaltung ſtattgefun⸗ 
= u Zu dieſem Punkte meint nun das LG., der Pfleger fei 
ge er Verwaltung des auf 18 659,73 Fe berechneten Aktivver⸗ 
15 gens inſofern beteiligt geweſen, als er in dem Vertrage v. 
die N über dieſes Vermögen Verfügungen getroffen habe, 
ch deff usantwortung des geſamten Vermögens des Pfleglings 
haltsa 1 Bruder Ernſt F. zur Entſchadigung für ſeine Unter⸗ 
2 die endungen führen ſollten. In dieſen Ausführungen iſt, 
Verf € weitere Beſchw. des Vormundes mit Recht rügt, eine 
ennung des Begriffs der Vermögensverwaltung zu erblicken. 
Verfügung und Verwaltung ſind nicht miteinander identiſch; beide 


Begriffe werden auch vom Geſetz unterſchieden (vgl. z. B. 58 1374, 
1376, 1377 BGB.). Vermögensberwaltung iſt eine Tätigkeit, die 
auf die Erhaltung der Subſtanz des Vermögens und ſeine Nutz⸗ 
barmachung abzielt, während Verfügung ein einzelner dinglicher 
Rechtsakt iſt. Die Vermögensverwaltung erſchöpft ſich nicht in 
der Befugnis des Verwalters, über die Subſtanz des Vermögens 
zum Zwecke ſeiner Nutzbarmachung zu verfügen, ſondern ſie um⸗ 
faßt alle Maßnahmen, die der Eigentümer eines Vermögens vor⸗ 
zunehmen berechtigt iſt (Planck, BGB., 3. Aufl., Vorbem. 2 zu 
§ 1373). Sie ſetzt alſo voraus, daß der Verwalter mit Bezug auf 
den Gegenſtand der Verwaltung alle diejenigen Handlungen vor⸗ 
nehmen kann, die zur Erhaltung und wirtſchaftlichen Nutzbar⸗ 
machung erforderlich ſind, während von einer Vermögensverwal⸗ 
tung dann nicht die Rede ſein kann, wenn die Befugniſſe des 
Verwalters ſich von vornherein auf eine einzelne ganz be⸗ 
ſtimmte Maßnahme beſchränken. Vermögens verwaltung ift mithin 
der Oberbegriff, der auch die Möglichkeit von Verfügungen in 
ſich ſchließt, mit dem aber die Beſchränkung auf eine einzelne 
Verfügung nicht vereinbar iſt, ſelbſt wenn man berückſichtigt, daß 
jeder Verfügung eine Prüfung borhergehen muß ob ſie im 
Intereſſe des Pfleglings liegt. Die Tätigkeit eines Pflegers, dem 
nur eine einzelne beſtimmte Angelegenheit zur Prüfung und recht⸗ 
lichen Durchführung zugewieſen iſt, ſtellt daher regelmäßig keine 
Verwaltung des Vermögenswertes dar, auf den ſich die Prüfung 
und die Vornahme bzw. Ablehnung des betr. Rechtsgeſchäfts 
bezieht; ſie rechtfertigt daher auch nicht die Zubilligung einer 
Vergütung (KG. in 1a X 1591/32; 1 a X 688/33). So liegt der 
Fall aber hier. Denn für die Bemeſſung der Vergütung des Pfle⸗ 
gers iſt allein die Tätigkeit maßgebend, die er innerhalb des ihm 
zugewieſenen Wirkungskreiſes entwickelt hat (KG. in la X 
1140/33). Dieſer Wirkungskreis wiederum richtet ſich ausſchließ⸗ 
lich nach der Verpflichtungsverhandlung, da er durch ſchriftliche 
Verfügungen nicht rechtsgültig erweitert werden kann (KG. in 
1a X 192 u. 193/34). Nach der Verpflichtungsverhandlung war 
nun der Pfleger lediglich beſtellt zur Vertretung des Mündels 
bei der Übereignung von Vermögensgegenſtänden an ſeinen Bru⸗ 
der zwecks Abgeltung von Unterhaltserſtattungsanſprüchen an 
Stelle des rechtlich verhinderten Vormundes. Seine Aufgabe be⸗ 
ſtand alſo nur in der Prüfung, welchen Wert der Erbanteil ſeines 
Pfleglings, welche Schulden dieſer ſeinem Bruder gegenüber hatte, 
alsdann in der vertraglichen „Aufrechnung“ und der dinglichen 
Übertragung der Rechte des Pfleglings als Miterben auf den 
Bruder. In dieſer Tätigkeit iſt aber lediglich eine ganz beſtimmte 
einzelne Verfügung, nicht eine Vermögensverwaltung zu er⸗ 
blicken, ſo daß aus dieſem Grunde die Vorausſetzung für die Be⸗ 
willigung einer Vergütung aus $ 1836 BGB. nicht gegeben iſt. 
Ob der Pfleger für die von ihm in ſeiner Eigenſchaft als RA. 
entwickelte Tätigkeit nach 8 1835 BGB. Erſatz verlangen kann, 
iſt nicht vom VormGer., ſondern vom Prozeßgericht zu ent⸗ 
ſcheiden (RG. in 1 a X 471/30, 1 a X 29/33). 
(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 8. Juni 1934, 14 X 437/459/34.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
* 


5. 88 794 Nr. 5, 726, 795 BRD; 88 1, 14b BD. des 
RPräſ. über die Fälligkeit von Hypotheken und Grund- 
ſchulden v. 11. Nov. 1932 (RG Bl. I, 525). Iſt nach dem In⸗ 
halt einer vollſtreckbaren Urkunde die Fälligkeit einer 
Grundſchuld eingetreten, fo ſteht das Hypothekenmora- 
torium der Erteilung der Vollſtreckungsklauſel nicht ent» 
gegen. 

In einer notariellen Urkunde hat der Fabrikbeſitzer H. auf 
ihm gehörigen Grundſtücken eine Grundſchuld von 40 000 . Al 
für die BeſchwF. beſtellt, die 14 Tage nach erfolgter Kündigung 
rückzahlbar iſt. Zugleich hat der Eigentümer ſich der ſofor⸗ 
tigen Zwangsvollſtreckung in den geſamten Pfandbeſitz in der 
Weiſe unterworfen, daß dieſelbe gegen die jeweiligen Eigentümer 
des Pfandbeſitztums zuläſſig ſein ſoll. Auch hat er jetzt ſchon be⸗ 
antragt, der Bank auf deren Verlangen eine vollſtreckbare Ausfer⸗ 
tigung der Urkunde zu erteilen, ſobald die Vorausſetzungen hier⸗ 
für gegeben ſind. 5 Sl 

Die Gläubigerin hat unter Vorlage eines Kündigungs⸗ 
ſchreibens vom 13. Nov. 1933 nebſt Poſtübergabs⸗ und Poſtzuſtel⸗ 
lungsurkunde den Notar erſucht, der beigefügten Grundſchuld⸗ 
beſtellungsurkunde eine Vollſtreckungsklauſel in Richtung gegen 
den Grundſtückseigentümer beizuſetzen. Dabei hat ſie darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Grundſchuld zur Sicherſtellung des dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer eingeräumten bankmäßigen Perſonalkredits 
diene und die Kündigung daher gem. § 14 b VO. v. 11. Nov. 
1932 bereits vor den 1. April 1934 zuläſſig geweſen ſei. Der 
Notar hat dieſes Verlangen abgelehnt, und zwar, weil der 
Schuldner die Erteilung der vollſtreckbaren Ausfertigung nur be⸗ 
antragt babe, ſobald die Vorausſetzungen dafür gegeben ſeien, 
und weil dieſe Vorausſetzungen mit Rückſicht auf die Hinausſchie⸗ 
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bung der Fälligkeit von Grundſchulden durch die VO. v. 11. Nov. 
1932 nicht gegeben ſeien, falls es ſich nicht um einen bankmäßigen 
Perſonalkredit (§S 14 b der VO.) handele, was aber durch öffent⸗ 
liche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewieſen wer⸗ 
den müſſe. 

Auf Antrag der Gläubigerin hat das LG. gem. Art. 51 
Abſ. 2 PıFS®. dahin entſchieden, daß die Weigerung des Notars, 
der BeſchwF. eine vollſtreckbare Ausfertigung der Urkunde zu 
erteilen, aus den von ihm angeführten Gründen gerechtfer⸗ 
tigt ſei. 

Die hiergegen von der Antragſtellerin erhobene Beſchw. hatte 
Erfolg. 

Das vom LG. gebilligte Verlangen des Notars, die Gläubi⸗ 
gerin müſſe durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
den Nachweis über das Vorliegen des Ausnahmefalls von § 14 b 
BD. des RPräſ. über die Fälligkeit von Hyp. und Grundſchulden 
v. 11. Nov. 1932 (RGBl. I, 525) führen, iſt nicht gerechtfertigt. 
Die notarielle Urkunde v. 13. April 1932 enthält das Einver⸗ 
ſtändnis des Schuldners, der Gläubigerin auf ihr Verlangen 
eine vollſtreckbare Ausfertigung der Urkunde zu erteilen, ſobald 
die Vorausſetzungen hierfür gegeben ſind. Wann dies der Fall 
iſt, beſtimmt ſich ausſchließlich nach dem Inhalt der Urkunde. 
Denn die Vollſtreckungsfähigkeit einer Urkunde aus 8794 Nr. 5 
ZBO. findet ihre Rechtfertigung allein in der freiwilligen Unter⸗ 
werfung des Schuldners und in der Feſtſtellung dieſer Unterwer⸗ 
fung durch die öffentliche Urkunde. Deshalb können bei Feſtſtellung 
der Vollſtreckbarkeit nur ſolche die Leiſtungspflicht des Schuld⸗ 
ners bedingenden Tatſachen berückſichtigt werden, von deren Ein⸗ 
tritt die Urkunde ſelbſt die Leiſtungspflicht und damit die Voll⸗ 
ſtreckbarkeit abhängig macht (RG. 72, 221); 81, 302 2); KG /. 
49 A 15). Nach dem Inhalt der Urkunde iſt nun die Grundſchuld 
14 Tage nach erfolgter Kündigung fällig. Die Tatſache der Kün⸗ 
digung, für die die Gläubigerin die Beweislaſt trifft, iſt gem. 
88 726, 795 3PO. durch Vorlegung des Kündigungsſchreibens 
nebſt Poſtübergabs⸗ und Poſtzuſtellungsurkunde ausreichend nach⸗ 
gewieſen (Stein⸗Jonas, 3PO., 14. Aufl., 8726 Anm. V; 
Foerſter⸗Kann, ZPO., 8726 Anm. 3; Neumiller: 
SeuffBl. 69, 563, BayOhL®.: DNB. 1930, 28). Von weis 
teren Nachweiſen iſt nach dem Inhalt der Urkunde die Falligkeit 
der Forderung nicht abhängig. Der Umſtand, daß nach der VO. 
v. 11. Nov. 1932 (RGBl. I, 525), verlängert durch Geſetz v. 
20. Dez. 1932, Abſchn. 2 (RGBl. I, 1092, 1093), für ſtädtiſche 
Hyp. und Grundſchulden ein geſetzliches Moratorium bis zum 
1. April 1935 mit gewiſſen Ausnahmen beſteht, iſt von Amts 
wegen nicht zu berückſichtigen (parmening: DNB. 1932, 
746). Will ſich alſo der Schuldner gegenüber der nach dem Inhalt 
der Urkunde zuläſſigen und rechtzeitigen Kündigung auf dieſes 
Moratorium berufen, will er alſo hier behaupten, daß entgegen 
der Darſtellung der Gläubigerin der Ausnahmefall des § 14 b 
VO. v. 11. Nov. 1932 nicht vorliege, ſo muß er dies gem. § 767 
3PO. im Wege des Angriffs gegen den Vollſtreckungstitel gel⸗ 
tend machen, ihm durch die Vollſtreckungsgegenklage die Vollſtreck⸗ 
barkeit entziehen (vgl. LG. Wiesbaden: JW. 1933, 717; LG. 
Berlin: JW. 1933, 490). Die Vollſtreckung iſt eben, wie in 
ſtändiger Rſpr. angenommen wird, von ihrem materiellrechtlichen 
Untergrunde losgelöſt; ſie erfolgt nicht unter der Bedingung, 
daß der materielle Anſpruch tatſächlich beſteht und fällig ift (vgl. 
Stein⸗Jonas a. a. O., Vorbem. vor 8704 II 2; 336. 7, 
51; DNotzZ. 1934, 421, 422). Iſt vielmehr nach dem allein maß⸗ 
geblichen Inhalt der Urkunde die Fälligkeit der Forderung ein⸗ 
getreten, ſo hat der Notar die Vollſtreckungsklauſel zu erteilen 
und muß es dem Schuldner überlaſſen, mit der Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage die Unzuläſſigkeit der Vollſtreckung geltend zu machen 
(KG J. 49, 19). 

(KG., Ziv Sen. la, Beſchl. v. 8. Juni 1934, la X 513/34.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 
* 


6. 8 127 PrGK G. Das Zwangsverwaltungsverfahren 
erreicht fein Ende im Sinne der vorgenannten Gebühren- 
vorſchrift mit der Zuſtellung des Aufhebungsbeſchluſſes, 
nicht erſt mit dem Aufhören der gerichtlichen Tätigkeit. 


8126 Abſ. 1 PrGKG. beſtimmt, daß in dem Verfahren der 
Zwangsverwaltung für jedes Jahr das Zweifache der vollen Ge⸗ 
bühr erhoben wird, und daß der Tag der Beſchlagnahme als der 
erſte Tag eines jeden Verwaltungsjahres gilt. Zutreffend haben 
die Vorinſtanzen als Tag der Beſchlagnahme den 13. Juli 1932 
feſtgeſtellt, der alſo als der erſte Tag des Verwaltungsjahres an⸗ 
zuſehen iſt. Weiterhin iſt einwandfrei feſtgeſtellt, daß der Auf⸗ 
hebungsbeſchluß v. 30. Juni 1933 durch die gem. 832 Zw⸗ 
Berft®. an den Gläubiger und Schuldner bewirkte Zuſtellung 
jedenfalls am 1. Juli 1933 wirkſam geworden iſt. Das Belhm®. 


98 W. 1909, 731. ) JW. 1913, 501. 
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und auch das AG. haben deshalb angenommen, daß zufolge vor⸗ 
heriger Aufhebung die Zwangsverwaltung gar nicht ein zweites 
Jahr gedauert habe, die Gebühr für ein zweites Verwaltungsjahr 
mithin nicht entſtanden ſei. Das Beihw&. hat ausgeführt, daß 
allein wegen der vom Gericht noch in der Folgezeit entwickelten 
Tätigkeit anläßlich der Aufſtellung des Teilungsplans und der 
Abnahme der Schlußrechnung eine ſolche Gebühr nicht entſtan⸗ 
den ſei. Demgegenüber meint die Staatskaſſe, daß es für die 
Frage der Eutſtehung der Gebühr nicht auf die Dauer der 
Zwangsverwaltung im „prozeßrechtlichen Sinne“ ankomme, ſon⸗ 
dern auf das „Aufhören der gerichtlichen Tätigkeit“, die keines⸗ 
wegs mit Erlaß des Aufhebungsbeſchluſſes beendet ſei. 

Der Standpunkt des LG. iſt von Rechtsirrtum nicht beein⸗ 
flußt. § 126 Abſ. 1 a. a. O. ſtellt es auf das „Verfahren der 
Zwangsverwaltung“ ab, ſetzt alſo für die Erhebung der Jahres⸗ 
gebühr voraus, daß dieſes Verfahren ſchwebt und noch nicht 
rechtswirkſam zum Abſchluß gekommen iſt. Mit der Aufhebung 
des Verfahrens iſt es beendet; damit erlöſchen auch die Wirkun⸗ 
gen der Beſchlagnahme, die Verwaltung erfolgt danach nicht mehr 
durch den Zwangsverwalter, ſondern durch den Eigentümer 
(Jaeckel⸗Güthe, VI., Anm. 10 zu 8161 BZm®erft®.; 
Reinhard⸗ Müller, II., Anm. II, 2 zu § 161 ZwVerſtG .). 
Daß § 126 Abſ. 1 S. 2 a. a. O. den Tag der Beſchlagnahme als 
erſten Tag eines jeden Verwaltungsjahres bezeichnet, ſpricht eben⸗ 
falls dafür, daß es lediglich auf die formelle Frage der Auf⸗ 
hebung bzw. Beendigung des Verfahrens ankommt. Der Aus⸗ 
druck „Verwaltungsjahr“ laßt auch klar erkennen, daß in dem 
fraglichen Zeitraum eine Zwangsverwaltung wirklich beſtanden 
haben muß. Fehlt lediglich die Abrechnung uſw. für die Vergan⸗ 
genheit (Aufſtellung des Planes, Verteilung), ſo handelt es ſich 
inſoweit nicht um eine Zwangsverwaltungstätigkeit, ſondern nur 
um die Abwicklung der früheren Verwaltungstätigkeit. Zu⸗ 
treffend weiſt das Beſchwcg. darauf hin, daß andernfalls die Ent⸗ 
ſtehung der Jahresgebühr für ein weiteres Jahr davon abhängen 
würde, ob der Verwalter ſeine Abrechnung mehr oder minder 
verzögert. Auch § 127 PrKG. ſpricht Kr die Auslegung des 
LG. Unter „Ende des Verfahrens“ (Abſ. I daf.) kann nur die 
„Aufhebung des Verfahrens“ (Abs II daſ.), gemeint ſein. Wäre der 
Standpunkt der Staatskaſſe zutreffend, fo wäre, ebeuſo wie z. B. 
in § 12 PrGͤKG., zum Ausdruck gebracht worden, daß nicht die 
formelle Beendigung (Aufhebung) maßgebend iſt, ſondern die 
„endgültige Erledigung“ des Geſchäfts. 

(KG., ZivSen. Ja, Beſchl. v. 23. April 1934, la X 767/4.) 
Ber. von KR. Heydtmann, Berlin. 


* 


7. 5 128 PrG KG.; 8 57 Sch RG. v. 1. Juni 1933 (RG Bl. T, 
331). Die auf Erſuchen einer Generallandſchaftsdirektion 
erfolgte Loſchung des Zwangsverwaltungsvermerks iſt 
gebührenpflichtig, auch wenn die Aufhebung der Zwangs- 
verwaltung die notwendige Folge der Eröffnung des Ent- 
ſchuldungs verfahrens iſt. 


Das LG. vertritt zu Recht die Anſicht, daß die Löſchung des 
Zwangsverwaltungsvermerks nicht gem. § 57 Entſchuldungs GG. ge⸗ 
bührenfrei ſei Dieſe Vorſchr. beſtimmt, daß für das Entſchuldungs⸗ 
verfahren und Zwangsvergleichsverfahren und für die Eintra⸗ 
gung im Grundbuch ſowie für das Zwangsverſteigerungsverfahren 
in den Fällen des § 42 Gebühren nicht erhoben werden. Die 
BeſchwF. verkennt nicht, daß keiner dieſer Fälle hier vorliegt. Ihre 
Anſicht, daß die oben erwähnte Vorſchr. aus dem Grunde entſpre⸗ 
chend anzuwenden ſei, weil die Löſchung des Zwangsverwaltungs⸗ 
vermerks gem. Art. 8 Abſ. 2 der VO. über den Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz im landwirtſchaftlichen Entſchuldungsverfahren v. 27. Dez. 
1933 in Verbindung mit der VO. über den Vollſtreckungsſchutz 
im Verwaltungszwangsverfahren und über die landſchaftliche 
Zwangsverwaltung v. 3. Febr. 1934 habe erfolgen müſſen, iſt un⸗ 
zutreffend. Nach der ſtändigen Rſpr. des Sen. ſind die Vorſchr. 
über die Befreiung von Gebühren eng auszulegen. Es erſcheint nicht 
zuläſſig, daß die Gebührenfreiheit aus § 57 EntſchuldungsG, auf 
Fälle ausgedehnt wird, die zwar mit dem Entſchuldungsverfahren 
in einem gewiſſen Zuſammenhang ſtehen, die aber dieſes Verfahren 
unmittelbar nicht betreffen. Harmening⸗ Pätzold, Die land⸗ 
wirtſchaftliche Schuldenregelung, Berlin 1933, Anm. 1 zu 857 
EntſchuldungsG. nehmen zwar an, daß Erbſcheine und Urkunden, 
die für Eintragungen auf Grund des Entſchuldungsplans oder 
des Zwangsvergleichs im Grundbuch erforderlich ſind, gebühren⸗ 
frei ſeien. Sie gehen aber hierbei davon aus, daß dieſe zum Ge⸗ 
brauch im Entſchuldungsverfahren dienen. 

Das LG. weiſt zutreffend darauf hin, daß der Geſetzgeber 
ſicherlich in den oben erwähnten VO. beſtimmt haben würde, daß 
die hier in Frage ſtehenden Löſchungen gebührenfrei ſein ſollen, 
wenn dies ſeinem Willen entſprochen hätte. Es iſt zwar richtig, 
daß die Aufhebung der Zwangsverwaltung nicht auf dem freien 
Willen der Beſchw§. beruht hat, ſondern durch zwingende geſetz⸗ 
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liche Vorſchr. veranlaßt worden iſt. Dieſe Tatſache kann aber, wie 
vom LG. zutreffend ausgeführt wird, nicht zu einer anderen recht⸗ 
zichen Beurteilung führen, denn es beſteht keine Veranlaſſung, 
der BeſchwF. Gebührenfreiheit zu gewähren, während andere 
Gläubiger die Gebühr entrichten müſſen. 

Die auf Erſuchen der BeſchwF. erfolgte Löſchung des 
Zwangsverwaltungsvermerks iſt auch nicht auf Grund des $ 128 
Irc. gebührenfrei. Denn dieſe Vorſchr. findet, wie in dem 
Beſchl. des KG. v. 28. Juli 1933, 1 a X 851/852/33, aus⸗ 
geführt worden ift, nur auf die vom VollſtreckungsG., d. 9. dem 
Gericht im eigentlichen Sinne, veranlaßte Tätigkeit des GBA. An⸗ 
wendung. 

(KG., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 29. Juni 1934, 1a X 820/34.) 


Ber. von KR. Heydtmann, Berlin. 


2. Bayern 
Bayeriſches Oberſtes Landesgericht 


S. 88 894, 888 ZPO. Ein Urteil, das den Beklagten 
verpflichtet, eine Erklärung notariell beglaubigen zu 
laſſen, erſetzt die Beglaubigung nicht. 7 

Eine auf dem Anweſen des S. im Grundbuch eingetragene 
Eigentümerbriefgrundſchuld iſt durch privatſchriftliche Erklärung 
eines Bevollmächtigten des S. an L., von dieſem durch privatſchrift⸗ 
liche Erklärung, deren Unterſchrift nachträglich notariell beglaubigt 
wurde, an Sch. abgetreten worden. 

Auf Klage von Sch. hat das LG. M. den S. verurteilt, die 
von ſeinem Bevollmächtigten abgegebene Abtretungserklärung 
notariell beglaubigen zu laſſen. 

„Einen Antrag des Sch., ihn auf Grund der Abtretungs⸗ 
erklärungen und des Urteils an Stelle des S. als Gläubiger in 
das Grundbuch einzutragen, hat das A®. F., GBA. zurückgewieſen 
mit der Begr., die erforderliche notarielle Beglaubigung der vom 
Bevollmächtigten des S. abgegebenen Abtretungserklärung könne 
durch das rechtskräftige Urteil des LG. M. nicht erſetzt fein, weil 
dieſes Urteil den S. nicht zur Abgabe einer Willenserklärung, 
ondern zur Vornahme einer Handlung verurteile. 

Die Beſchw. des Sch. gegen dieſen Beſchluß des AG. F. 
hat das LG. M. zurückgewieſen. Die weitere Beſchw. hat das 
Bay Obs. zurückgewieſen mit folgender Begr.: 

S. iſt rechtskräftig verurteilt, die Abtretungserklärung ſeines 
Bevollmächtigten notariell beglaubigen zu laſſen. Damit iſt nach 
dem allein maßgebenden Inhalte des Urteils (BGaumbach, 
3PO., Anm. 2 zu § 894) ausgeſprochen, daß S, die auf der ſchrift⸗ 
lich abgefaßten Erklärung angebrachte Unterſchrift feines Bevoll⸗ 
mächtigten von einem zuſtändigen Notar beglaubigen laſſen müſſe 
88 1154 Abſ. 1 Satz 2, 129 Abſ. 1 BGB.). Die notarielle Beglau⸗ 


Zu 8. Die Entſch. mag formal richtig begründet ſein. Jedoch 
ſteht das Ergebnis mit der Forderung nach Prozeßökonomie und 
nach ſchneller Durchſetzung des Rechtes im Widerſpruch. Durch die 
rechtskräftige Verurteilung zur Abtretung einer Briefgrundſchuld 
wird nach 8 894 ZPO. ohne weiteres die öffentlich beglaubigte Ab⸗ 
tretungserklärung des Bekl. i. S. des 8 1154 BGB. erſetzt. Die 
A Entſch. kommt jedoch zu dem Ergebnis, daß der Behl., der die 
Abtretung der Hypothek bereits privatſchriftlich erklärt hat und zur 
öffentlichen Beglaubigung der Abtretung verpflichtet iſt, die Be⸗ 
glaubigung talſächlich herbeizuführen, und daß das Urt. nicht die Be⸗ 
glaubigung erſetzen kann. Hierin liegt ein Widerſpruch. Es kann un⸗ 
ya] dem Sinne des Geſetzes entſprechen, daß die beglaubigte Ab⸗ 
vetungserklärung zwar durch Urt. erſetzt werden kann, nicht dagegen 
lich bloße Beglaubigung einer bereits vorliegenden privatſchrift⸗ 
di ei; Abtretung. Da durch das rechtskräftige Urt. nach 8 894 ZPO. 
ole Abtretungserklärung in beglaubigter Form als abgegeben güt, 
10 iſt a majore ad minus zu ſchließen, daß auch die Verurteilung 
nal Beglaubigung einer vorhandenen Erklärung die Beglaubigung 
ſelbſt erſetzt. Das Urt. enthält ja die Feſtſtellung, daß eine Ab⸗ 
fretungserklärung vorhanden iſt. Die Erklärung wird alſo durch das 
Urt. in derſelben Form beglaubigt, wie im Falle der Verurteilung 
zur Abgabe der Erklärung ſelbſt. Dem Sinne des § 894 ZPD. ent- 
i es alſo, daß mit der rechtskräftigen Verurteilung zur Be⸗ 
5 einer Erklärung die Beglaubigung als vollzogen gilt. 
Aae ſteht auch nicht die in der Entſch. zitierte Bemer⸗ 
zung bei Baumbach, § 894 ZPO. Anm. 2 entgegen. Die an- 
geführte Stelle ſpricht nur davon, daß nicht die Form, ſondern der 
Juhalt dafür maßgebend iſt, ob das Urt. zur Abgabe einer Willens⸗ 
erklärung verurteilt. Auch die Entſch. RG. 115,303 ff. JW. 1927, 
984 geht auf die hier behandelte Frage nicht ein. 

Reg Aſſ. Dr. Karl Kernert, Dresden. 


bigung einer Unterſchrift ſetzt ſich nach 8 183 Fc. aus zwei 
Akten zuſammen: 

1. aus der Vollziehung der Unterſchrift oder wenn ſie, wie 
hier, bereits vollzogen iſt, ihrer Anerkennung in Gegen⸗ 
wart des Notars und 

2. aus dem eigentlichen Beglaubigungsgeſchäfte, nämlich 
einem vom Notar unter die Unterſchrift zu ſetzenden Ver⸗ 
merk, der den bezeichnet, der die eh vollzogen 
oder anerkannt hat, den Ort und Tag der Ausſtellung 
angibt und mit Unterſchrift und Siegel oder Stempel ver⸗ 
ſehen tft (vgl. auch Art. 35 Notar.). 

Für den, der die Beglaubigung herbeizuführen hat, iſt nur der 
erſte Akt eine Willenserklärung, der zweite dagegen eine Hand⸗ 
lung, die darin beſteht, daß der Notar aufgeſucht und veranlaßt 
wird, den Beglaubigungsvermerk unter die Unterſchrift zu ſetzen. 
Hiernach iſt jenes Urteil gem. der Fiktion des $ 894 ZPO. zwar 
geeignet, den erſten Akt zu erſetzen, aber nicht geeignet, auch den 
zweiten Akt, die Bewirkung der Beglaubigung, zu erübrigen. Zur 
Herbeiführung dieſer muß der verurteilte S. vielmehr auf dem 
Wege des § 888 3PO. angehalten werden (RG. 115, 303 ff. )). 
— Damit foll, weil nicht veranlaßt, zu der Frage keine Stellung 
genommen fein, ob auch die Unterſchrift eines Dritten gem. 8 183 
FGG. beglaubigt werden kann. 

(Bay ob., Ziv Sen., Beſchl. v 8. Mai 1934, Reg III Nr. 46/34.) 


Ber. von RA. Dr. Wilhelm Dieß, München. 


3. Hamburg 


9. 1.881 FGG. Gegen den Beſchl. des LG., durch 
den das AG. angewieſen wird, einen Teſtamentsvollſtrecker 
zu beſtellen, iſt weitere Beſchw. zuläſſig. 

II. 8 2200 BGB. Für die Frage, ob in dem Teſtament 
ein Erſuchen an das Nachlaßgericht, einen Teſtaments⸗ 
vollſtrecker zu beſtellen, enthalten iſt, ſind die örtlichen 
Gepflogenheiten und Anſchauungen zu beachten. In Ham⸗ 
burg war früher die Feſtlegung von Vermögensmaſſen 
a Anordnung einer Teftanent3vollftredung allgemein 
üblich. 

1. Nach § 81 FG. findet gegen die Vfg. des Nachlaßgerichts, 
durch die ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt wird, die ſofortige 
Beſchw. ſtatt. Dasſelbe muß gelten, wenn im Beſchwerdexechtszug 
die Anordnung des Teſtamentsvollſtreckers durch das BeſchwG. er- 
folgt. Eine ſolche Beſchw. kann auch darauf geſtützt werden, daß in 
dem Teſtament ein Erſuchen des Erblaſſers an das Nachlaßgericht 
auf Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers nicht enthalten ſei; 
um dieſe Frage handelt es ſich gerade in dem angefochtenen Be⸗ 
ſchluß. Die ſofortige weitere Beſchw. iſt daher gem. $ 81 FGG. 
als zuläſſig zu erachten, auch wenn der Beſchluß des LG. die Er⸗ 
nennung ſelbſt nicht ausſpricht, ſondern nur das Nachlaßgericht 
dazu angewieſen hat. 


II. Bei der Beurteilung der Frage, ob aus der Weglaſſung 
des Erſuchens an das Nachlaßgericht in einem von einem Anwalt 
aufgeſetzten Teſtament der Schluß gezogen werden kann, daß der 
Erblaſſer eine ſolche Ernennung nicht gewollt habe, kommt den 
Entſch. auswärtiger Gerichte nur beſchränkte Bedeutung zu. Bei 
der Ermittlung des mutmaßlichen Willens und der Gründe, 
warum etwas in einem Teſtament nicht ausdrücklich erwähnt iſt, 
ſpielen die örtlichen Gewohnheiten und Anſchauungen eine nicht 
zu unterſchätzende Rolle. In Hamburg iſt die Feſtlegung von Ver⸗ 
mögensmaſſen auf lange Zeit durch Anordnung einer Teſtaments⸗ 
vollſtreckung von je her etwas durchaus Übliches geweſen. Dabei 
konnten nun unvorhergeſehene Vakanzen eintreten. Es war daher 
nur folgerichtig, wenn der hamburgiſche Geſetzgeber im Ausf. zum 
BB. 88 83 ff. dem Nachlaßgericht in ſehr viel weiterem Umfange 
das Recht zur Ernennung von Teſtamentsvollſtreckern einräumte 
als das Reichsrecht es in SS 2200 BGB. tat. Wenn dies auch nur 
für die ſogenannten alten Nachläſſe galt, ſo war doch den m 
hamburgiſchen Verhältniſſen Vertrauten der Gedanke, daß ds 
Nachlaßgericht bei Vakanzen von ſich aus Lücken auszufüllen er 
rechtigt war, ſo geläufig, daß auch bei neueren Nachläſſen pb 
an ſich das BGB. gilt, aus der Nicht er wähnung de Er⸗ 
ſuchens ein Nicht- Wollen desſelben nicht fo leicht geſeſſen 
werden kann wie vielleicht anderwärts unter anderen Thält⸗ 
niſſen. . 
(Os. Hamburg, 1. ZivSen., Beſchl. v. 15. Juni 1934 46/34.) 

Ber. von Aſſ. Dr. Hermann Vogel, burg. 
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Rechtsentſcheide in Miet⸗ und Pachtſchutzſachen 
Berichtet von KGR. Dahmann, Berlin 


1. 88 36 Abſ. 2, 45 PrPachtſchd. Der RE. v. 10. Juni 
1931, 17 Y 23/311) wird aufrechterhalten. Eines Nach- 
weiſes der Vollmacht für die RBeſchw. oder Ber. be» 
darf es nicht, wenn der Bevollmächtigte ſeine Vollmacht 
für das Verfahren vor dem PE A. bereits zu den Akten 
nachgewieſen hat, es ſei denn, daß ſeine Befugnis zur 
0 eines Rechtsmittels ausdrücklich ausgeſchloſ⸗ 
ſen iſt. 

Dem Antrage des Pächters auf Herabſetzung des Pachtzinſes 
hat das PEN. teilweiſe entſprochen. Gegen dieſen Beſchluß hat 
die Verpächterin durch den RA. Ber. eingelegt, der ſie vor dem 
PEA. vertreten hatte. Die dem RA. erteilte ſchriftliche Vollmacht 
iſt auf einem Vordruck ausgeſtellt zur Führung des „wegen Pacht⸗ 
nachlaſſes bei dem AG. zu .. . anzuſtellenden (angeſtellten) Rechts⸗ 
ſtreites“. Der weitere Teil des Vordrucks iſt durchſtrichen. Er be⸗ 
trifft die Ermächtigung des RA. zur Erhebung einer Wider⸗ 
klage, die „ſich aus den SS 78—90 ZPO. ergebenden Wirkungen“, 
die Ermächtigung zur Empfangnahme von Geld und Sachen, zur 
Vernichtung der Akten und die Koſten des Anwalts. Das LG. 
ſchließt aus der Durchſtreichung, daß die Vollmacht auf das Ver⸗ 
fahren vor dem BEN. beſchränkt ſei, und will deshalb die Ber. 
als unzuläſſig verwerfen. Es ſieht ſich hieran durch den RE. v. 
10. Juni 1931 gehindert und will von ihm abweichen. 

Die Vorausſetzungen des RE. ſind daher gegeben. 

Der RE, iſt aufrecht zu erhalten. 

Im RE. v. 10. Juni 1931, 17 Y 23/31 (IFG. ErgBd. 11, 
194; JW. 1932, 114; Höchſtagtſpr. 1931 Nr. 1924; KGBl. 1931, 
137; Landwirtſchaftl. Pachtbetrieb 1931, 146; Verpachter 1931, 
97) hat der Senat ausgeſprochen: Eines Nachweiſes der Voll⸗ 
macht für die RBeſchw. oder Ber. (SS 36 Abſ. 2, 45 PrPachtſchO.) 
bedarf es nicht, wenn der Bevollmächtigte ſeine Vollmacht für 
das Verfahren vor dem PEA. bereits zu den Akten nachgewieſen 
hat, es ſei denn, daß ſeine Befugnis zur Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt. Zur Begr. iſt ausgeführt, 
daß nach SS 36 Abſ. 1, 45 PrPachtſchO. auf das Verfahren vor 
dem BeſchwG. und vor dem BG. die Vorſchr. über das Ver⸗ 
fahren vor dem BEN. entſprechende Anwendung finden, daß des⸗ 
halb in dieſem Verfahren auch § 28 gilt, der den Nachweis der 
Vollmacht durch Bezugnahme auf die SS 79—90 ZPO. regelt, 
und daß aljo für das Pachtſchutzverfahren auch 8 81 ZPO. an⸗ 
wendbar iſt, nach dem die erteilte Prozeßvollmacht unter anderem 
zur Beſtellung eines Vertreters für den höheren Rechtszug gilt. 
Hieraus ergibt ſich ohne weiteres, daß der für den erſten Rechts⸗ 
zug bevollmächtigte Vertreter auch die Vertretung im höheren 
Rechtszug ſelbſt übernehmen und insbeſ. Rechtsmittel einlegen 


ann. 

Allerdings kommt nach § 28 PrpachtſchO. auch § 83 Abſ. 2 
ZPO. zur entſprechenden Anwendung. Dieſe Vorſchr. beſagt, daß 
eine Vollmacht für einzelne Prozeßhandlungen erteilt werden 
kann, inſoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten iſt. 
Da im Pachtſchutzverfahren auch für den höheren Rechtszug eine 
Vertretung durch Anwälte nicht vorgeſchrieben iſt, iſt die Be⸗ 
ſchränkung der Vollmacht auf einzelne Prozeßhandlungen möglich. 
Die Beſchränkung der Vollmacht auf das Verfahren vor dem 
PEN. unter Ausſchluß der Befugnis zur Vertretung vor dem 
Rechtsmittelgericht, und insbeſ. zur Einlegung eines Rechtsmit⸗ 
tels, muß aber ausdrücklich erfolgen, wie ſchon int RE. p. 10. Juni 
1931 ausgeſprochen tft. Denn es iſt zur Schaffung klarer Ver⸗ 
hältniſſe erforderlich, daß die Partei, die von der Befugnis des 
§ 83 Abſ. 2 ZPO. Gebrauch machen will, dies unzweideutig zum 
Ausdruck bringt. Andernfalls iſt der Vollmacht ihr geſetzlicher 
Inhalt, alſo auch die Befugnis zur Einlegung eines Rechtsmit⸗ 
tels beizulegen. 

Iſt ein Vertreter ausdrücklich nur zur Vertretung im Verfahren 
vor dem PEN. ermächtigt, jo kommt dies — wie gleichfalls ſchon 
aus dem NE. v. 10. Juni 1931 hervorgeht — einem Ausſchluß 

er Befugnis zur Vertretung vor dem Rechtsmittelgericht gleich. 

an Ausdruck des Willens zu einer ſolchen Beſchränkung der 
gemacht dürfte in der Regel im Durchſtreichen eines Teils des 
Worucks der Vollmacht nicht zu finden ſein. Jedeufalls ift dann 
mer Durchſtreichung eines Teils des Vordrucks der Vollmacht 
5 sdrückliche Ausſchließung der Befugnis des Bevollmächtig⸗ 
2055 Einlegung eines Rechtsmittels nicht zu ſehen, wenn der 
delkeeibende Teil der Vollmacht auf eine Bevollmächtigung 
I y erfahren ſchlechthin lautet. Der RE. v. 10. Juni 1931, 
10 “ara, iſt ſonach aufrechtzuerhalten, da zu feiner Aufhebung 
Wee gegeben iſt. 

Ir »ZivSen., RE. v. 26. Juli 1934, 17 Y 4/34.) 
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Bam berg Erbhofgerichte 


1. 88 1 Abſ. 1, 17, 57 RErbhofG.; 88 62 Abſ. 1, 69 der 
1. DurchfVoO. Ein am 1. Okt. 1933 im Geſamthandeigentum 
geſchiedener Ehegatten ſtehender Hofbeſitz iſt auch dann 
kein Erbhof, wenn die geſchie denen Ehegatten ſich nach 
dem 1. Okt. 1933 wieder verheiratet haben. 

Andreas A. und Roſa, geb. K., haben ſich im Jahre 1910 
verehelicht und allgemeine Gütergemeinſchaft vereinbart. Die Frau 
hat das Anweſen Hs. Nr. 34 in L. in das Geſamtgut eingebracht. 
Im Jahre 1922 wurde die Ehe auf Klage der Frau geſchieden. 
Beide Eheleute blieben mangels anderen Unterkommens unter ſtän⸗ 
digem Zwiſt im Hauſe wohnen. Eine Auseinanderſetzung des Ge⸗ 
ſamtguts unterblieb. Seit dem Jahre 1932 betreibt nun der Säge⸗ 
werksarbeiter K. in T. auf Grund von Vollſtreckungstiteln, die 
er gegen Roſa A. erwirkt hatte, die Zwangsverſteigerung des 
A.ſchen Anweſens. Am 26. März 1934 haben Andreas und Roſa A. 
ſich wieder miteinander verheiratet. 

Andreas A. hat nun beantragt, das Anweſen als Erbhof zu 
erklären, weil es jetzt wieder zum Geſamtgut einer ehelichen 
Gütergemeinſchaft gehöre. Das AnerbG. hat durch Beſchl. v. 
16. Mai 1934 ausgeſprochen, daß das Beſitztum kein Erbhof ſei. 
Der Kreisbauernführer hat gegen dieſen ihm am 25. Mai 1934 
zugeſtellten Beſchluß ſofortige Beſchw. erhoben. Die Beſchw. hatte 
keinen Erfolg. 5 

Ein landwirtſchaftliches Beſitztum iſt nach 8 1 Abſ. 1 Ziff. 2 
NErbhof®. Erbhof, wenn es ſich im Alleineigentum einer bauern⸗ 
fähigen Perſon befindet, nach $ 62 der 1. DurchfVO. z. NErbhof®. 
auch dann, wenn es ſich beim Inkrafttreten des Geſetzes im Ge⸗ 
ſamtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft oder ſonſt im Miteigen⸗ 
tum von Ehegatten befindet. Bei der Gütergemeinſchaft und beim 
ſonſtigen Miteigentum von Ehegatten kommt es alſo darauf an, 
ob der Rechtszuſtand der ehelichen Gütergemeinſchaft oder des 
Miteigentums von Ehegatten am 1. Okt. 1933 beſtand (5 57 
RErbhofG.). Sonſt kann ein Erbhof gem. § 17 NErbhof®. nicht 
zum Geſamtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft gehören oder 
auf andere Weiſe im Eigentum mehrerer Perſonen ſtehen. 

Andreas und Roſa A. waren nun am 1. Okt. 1933 nicht 
miteinander verheiratet, ſie waren keine Ehegatten: das ſind ſie 
erſt am 26. März 1934 wieder geworden. Der Hof war aller⸗ 
dings ihr gemeinſchaftliches Eigentum. Aber ihr Gemeinjchafts- 
verhältnis war am 1. Okt. 1933 keine eheliche Gütergemein⸗ 
ſchaft. Wenn ein Ehepaar, das in einer ehelichen Gütergemein⸗ 
ſchaft lebte, geſchieden wird, dann hört allerdings das Gemein⸗ 
ſchaftsverhältnis nicht von ſelbſt auf, es tritt auch nicht ein Bruch⸗ 
teilseigentum an den einzelnen Gegenſtänden des Geſamtguts ein, 
aber das Weſen der Gemeinſchaft verändert ſich grundlegend, die 
Verwaltung des Geſamtgutes ſteht nicht mehr dem Manne, ſon⸗ 
dern beiden Ehegatten gemeinſchaftlich zu ($ 1472 BGB.). Es tritt 
alſo ein Rechtszuſtand ein, der allerdings bei dem meiſt geſpann⸗ 
ten Verhältnis geſchiedener Ehegatten eine geordnete Verwaltung 
des Geſamtgutes aufs äußerſte erſchwert, der aber eben nicht für 
eine längere Dauer gedacht iſt. Es widerſtrebt dem Weſen einer 
ſolchen Gemeinſchaft, daß ſie nach der Scheidung noch längere Zeit 
fortgeſetzt wird. Nach dem Sinn und Zweck des Geſetzes ſoll der 
11 0 die Auseinanderſetzung des Geſamtgutes alsbald nach⸗ 
olgen. 

Eine ſolche aufgelöſte Gütergemeinſchaft kann auch nach dem 
Zweck des Erbhof. (§S 56 NErbhof®.) nicht einer ehelichen Güter⸗ 
gemeinſchaft oder ſonſtigem Miteigentum von Ehegatten gleich⸗ 
geſtellt werden. Denn das Erbhofch. hat im allgemeinen das Mit⸗ 
eigentum auch von Ehegatten an Erbhöfen vermeiden und nur 
denjenigen Höfen, die bei Inkrafttreten des Geſetzes in einem ſol⸗ 
chen Miteigentunt ſtanden, ausnahmsweiſe die Vorteile des Ge⸗ 
ſetzes zuwenden wollen. Dieſe Ausnahme ſoll aber nur für ſolche 
Höfe gelten, bei denen ein ſeinem Weſen nach für die Dauer 
gedachtes Geſamthandseigentum oder ſonſtiges Miteigentum von 
Ehegatten beſtand, nicht aber für ſolche Höfe, bei denen nach der 
Art des Geſamthandseigentunts die Auseinanderſetzung der Ge⸗ 
nieinſchaft in Bälde zu erwarten war. Demgemäß ſollte das Ge⸗ 
ſamthandseigentum geſchiedener Eheleute unter $17 RErbhofcg., 
nicht unter die Ausnahmebeſtimmung des § 62 der 1. DurchfVO. 
z. NErdhof®. fallen. Die Rechtslage kann im vorl. Fall nicht 
anders beurteilt werden, als wenn die Eheleute erſt kurz vor 
dem 1. Okt. 1933 rechtskräftig geſchieden worden wären und nun 
das in dieſem Fall normale Streben hätten, ſich auseinanderzu⸗ 
ſetzen; in dieſem Falle würde die Erklärung ihres Beſitztums zum 
Erbhof ihrer Vermögensauseinanderſetzung ein unvorherſehbares 
und kaum zu überwindendes Hindernis geboten haben. Da der 
Rechtszuſtand v. 1. Okt. 1933 maßgebend iſt, Jo kann das Beſitz⸗ 
tum nicht als Erbhof erachtet werden. Daran ändert auch die 
ſpätere Wiederverehelichung der Eigentümer nichts: übrigens iſt 
das beſtehende Geſamthandseigentum durch dieſe Heirat nicht wie⸗ 
der in eine eheliche Gütergemeinſchaft umgewandelt worden, denn 
der Ehevertrag vom Jahre 1910 galt nur für die damalige, im 
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Jahr 1922 aufgelöſte Ehe. Aber auch eine Wiederherſtellung der 
Gütergemeinſchaft durch einen neuen Ehevertrag würde das Be⸗ 
figtum nicht zum Erbhof machen, weil eben am 1. Okt. 1953 
keine eheliche Gütergemeinſchaft vorlag. 
(Erbhcker. b. OLG. Bamberg, Beſchl. v. 27. Juni 1934, BeſchwReg. 
Nr. 225/34.) S. 
* 


2. 881,2 RErbhofG. Betreibt ein Bauer neben der 
Landwirtſchaft noch ein von ihr unabhängiges Gewerbe, 
ſo kommt es für die Erbhofeigenſchaft nur darauf an, ob 
der Anweſenseigentümer bei Aufgabe des gewerblichen 
Betriebes in der Lage wäre, ſich und ſeine Familie von 
der Landwirtſchaft allein zu ernähren. 

Dieſes Anweſen, Haus Nr. 20 in K., iſt in das Verzeichnis 
der zur Eintragung in die Erbhöferolle in Ausſicht genommenen 
Höfe aufgenommen worden. Dagegen hat die Eigentümerin rechtzeitig 
Einſpruch erhoben. Das Anerb®. K. hat am 9. April 1934 be⸗ 
ſchloſſen, das Anweſen in die Erbhöferolle einzutragen. Gegen dieſen 
Beſchl. bat die Eigentümerin rechtzeitig ſofortige Beſchw. erhoben. 

Das Anweſen umfaßt eine Fläche von 8,685 ha. Von der gan⸗ 
zen Fläche entfallen 0,077 ha auf Haus und Hof, 5,304 ha auf 
Wieſen und 3,304 ha auf Acker. 

Im ganzen lautet die von der Eigentümerin vorgelegte Schätzung 
auf einen Verkaufswert von 15380 AM und einen Ertragswert 
von 14 450 AM ohne das Hausgrundſtück. Der Einheitswert iſt aller⸗ 
dings nur auf 8500 Aut feſtgeſetzt. 

Der Viehſtand beſteht aus 2 Ochſen, 4 Kühen und 4 Jung⸗ 
rindern. Der Erlös aus der Landwirtſchaft wird hauptſächlich durch 
den Verkauf von Milch — täglich 8 Liter zum Preiſe von 1,84 RM 
— erzielt, außerdem werden aus Viehverkauf jährlich an 300 Ak 
eingenommen. 

Außer der Landwirtſchaft betreibt die Eigentümerin Kohlen⸗ 
handel. Dieſen haben ſchon ihr verſtorbener Ehemann und deſſen 
Eltern auf dem Anweſen ausgeübt. Das Geſchäft beſteht ſeit 
50 Jahren. 

Der Kohlenhaudel wird in den Erhebungen als Hauptbetrieb 
bezeichnet. Indes beſtehen keine eigentlichen Beziehungen zwiſchen 
dem Kohlenhandel und der Landwirkſchaft. Es liegt kein gemiſchter 
Betrieb vor, ſondern zwei ſelbſtändige Betriebe nebeneinander. Nur 
inſofern berühren ſich beide, als die Ochſen zum Kohlenfahren ver⸗ 
wendet werden. 8 

Bei zwei voneinander unabhängigen Betrieben kommt es nicht 
darauf au, welcher von ihnen überwiegt, ſondern darauf, ob der 


Auweſenseigentümer bei Aufgabe des gewerblichen Betriebes in der“ 


Lage wäre, ſich von der Landwirtſchaft allein zu ernähren. Die Frage 
iſt alſo die, ob das Anweſen ohne den Kohlenhandel ausreicht, einer 
auernfamilie von mittlerer Größe auf die Dauer Nahrung und 
Kleidung zu bieten, aus dem Erlös den Hof inſtand zu halten, bei 
einer Übergabe die Auszugsleiſtungen und ferner angemeſſene Aus⸗ 
ſtaltungen für die weichenden Erben zu decken (8 2 RErb hof.) 
Bei Beantwortung dieſer Frage iſt davon auszugehen, daß die 

zum Anweſen gehörigen Grundſtücke entgegen den jetzigen Behaup⸗ 
tungen der Eigentümerin geeignet ſind, einen im Verhältnis zur 
Fläche hohen Ertrag abzuwerfen. Es mag ſein, daß die jetzige Eigen⸗ 
tümerin nur geringe Einnahmen aus der Landwirtſchaft und viel 
höhere aus dem Kohlenhandel zieht. Dabei iſt aber zu berückſichtigen, 
daß fie ſich überwiegend mit dem Kohlenhandel beſchäftigt und in 
der Hauptſache mit fremden Hilfskräften arbeiten muß. Eine intenſive 
Bewirtſchaftung iſt unter dieſen Umſtänden zur Zeit nicht anzu⸗ 
nehmen. Die Abſatzverhältniſſe am Rande einer Stadt ſind recht 
günſtig. Bedenken gegen die Bauernfähigkeit der Eigentümerin be⸗ 
ſtehen nicht. Der Kreisfachberater bejaht die Erbhofeigenſchaft. Im 
Sun mit dieſer Beurteilung iſt der Entſch. des Anerb&. bei» 

eten. 


Erogcher, b. DLO. b Beſchl. v. 11. Juli 1934, BeſchwReg. 
Nr. 166,34) DLG. Bamberg, Beſch Juli „Beſ 180 9 


* 
beſt 8. 881, 2 R Erbhof. Die günſtige Lage des Grund⸗ 
ob itzes um die Hofſtelle iſt nicht ausſchlaggebend dafür, 
eine kleine Beſitzung noch Erbhof iſt. 
Darn Georg W. bat an das AnerbG. K. den Antrag auf Feſtſtellung 
e gerichtet, ob fein Anweſen Erbhof ſei. Das AnerbGG. hat 
urch Beſchluß v. 5. März 1934 die Erbhoſfeigenſchaft bejaht. Da⸗ 
gegen hat W. rechtzeitig ſofortige Beſchwerde eingelegt. 
Das Anweſen hat 8,031 ha Grundfläche. Es beſteht aus großen 
Deundftücen, die in nächſter Nähe des Hauſes beiſammen liegen und 
eshalb bequem bewirtſchaftet werden können. Die Grundfläche über⸗ 
ſteigt das für Erbhöfe vorgeſehene Mindeſtmaß von 755 ha. Weſent⸗ 
19 mit Rückſicht auf die günſtige Lage hat der Sachverſtändige 
andwirtſchaftsdirelttor die Erbhofeigenſchaft bejaht. W. hat ſich 
auch ſeit Jahren vom Ertrag der Landwirtſchaft allein ernährt; in 


früheren Juhren hat er allerdings im Winter nebenher die Korb⸗ 
macherei betrieben. 


Die ſehr günſtige Lage der Felder hat aber doch nur die Wir⸗ 
Kung, daß auch eine kleine Familie auch mit wenig Arbeitskräften 
imſtande iſt, ſie beſonders ſorgfältig zu bewirtſchaften, dagegen kann 
der Ertrag nur bei guter Bodenbeſchaffenheit höher getrieben werden 
als bei Grundſtüchen, die weiter auseinanderliegen. Deshalb kann 
die Lage nicht für ſich allein den Ausſchlag geben. Die Boden⸗ 
beſchaffenheit iſt nicht günſtig, meiſt leichter Sandboden, wie auch 
der Sachverſtändige beſtätigt hat. Ein Gras⸗ und Wurzgarten von 
0,879 ha hat gute Vonität (13), eine Wieſe von 1,680 ha iſt noch 
leidlich gut (Bonität 9), die übrigen Grundſtücke haben mittelmäßige 
Bonität (6, bei einem Grundſtück 5); die durchſchnittliche Bonität 
iſt nicht ganz 7,5. Der Einheitswert iſt auf 4200 %% feſtgeſetzt. 
Von den Schätzern der Gemeinde wird der Verkaufswert auf 6000 RM, 
der Ertragswert auf 4500 RM angegeben. Dieſe Wertangaben und 
der Kataſter haben dem Sachverſtändigen noch nicht vorgelegen. 
Nach Bonität und Einheitswert handelt es ſich um ein Beſitztum, 
das wohl eine kleine Familie allenfalls zu ernähren vermag, auf dem 
dagegen eine Familie von 6—8 Köpfen nur dann beſtehen kann, 
wenn ein Teil von ihr einem Nebenerwerb nachgeht. So iſt es auch 
tatſächlich geweſen. Georg W. hat allerdings ſeit Jahren vom Er⸗ 
trag der Landwirtſchaft allein gelebt, aber er hat ſeit dem Tode ſeiner 
Frau nur eine von ſeinen Töchtern bei ſich gehabt, und nachdem 
dieſe vor kurzem ſich als Dienſtbote nach Thüringen, verdingt hat, 
hat er ſeinen jüngſten Sohn und deſſen Braut zu ſich genommen. 
Die übrigen vier Kinder ſind, ſeit ſie erwachſen ſind, vom Hofe 
weggegangen und haben auswärts als Korbmacher, Fabrikarbeiter 
oder Dienſtboten Arbeit geſucht; auch der jüngſte Sohn war bis vor 
kurzem auswärts in Dienſt. Dieſer Sachverhalt ſpricht dafür, daß 
die Kinder auf dem Hofe keine genügende Beſchäftigung und Nah⸗ 
rung gefunden haben. Als die Kinder noch klein waren, hat W. 
nebenher die Korbmacherei betrieben. Die Arbeitskraft W.s und 
ſeiner einen Tochter hat allerdings trotz der günſtigen Lage nicht 
ausgereicht, das Beſitztum gehörig in Stand zu halten. An Vieh 
ſind vier Kühe und vier Kälber vorhanden, was an ſich für eine 
kleinbäuerliche Wirtſchaft gerade noch gen Könnte, doch iſt das 
Vieh ſchlecht genährt. Nach der ganzen Sachlage iſt nicht glaub⸗ 
haft, daß das geringwertige Anweſen ausreicht, um einer Familie 
von 6—8 Köpfen den alleinigen Unterhalt zu bieten und dazu noch 
die Koſten der Erhaltung des Hofes und auch erforderlichenfalls die 
Altenteile der Übergeber und die Auſprüche der weichenden Erben zu 
ſichern. Das Beſitztum ſtellt darum keine Ackernahrung dar. 


(ErkhGer. b. OLG. Bamberg, Beſchl. v. 9. Mai 1934. — Beſchwgieg. 
Nr. 87/34.) S.] 


* 


4. 88 1, 2, 6 Abſ. 3 RErbhofcG. Wird Grundbeſitz 
teilweiſe landwirtſchaftlich, teilweiſe gärtneriſch genützt, 
ſo iſt er nur Erbhof, wenn er auch bei ausſchließlich land⸗ 
wirlſchaftlicher Rußung noch eine Ackernahrung darſtellt. 

Das gärtneriſch und landwirtſchaftlich genutzte Anweſen der 
Gärtnermeiſtersehelente Johaun und Barbara E. in B. mit einer 
Geſamtfläche von 7,520 ha wurde am 3. Febr. 1934 in das gericht⸗ 
liche Verzeichnis der Erbhöfe eingetragen. Die Mitteilung mit Ein⸗ 
ſpruchsbelehrung wurde dem Johann E. zugeſtellt. E. hat dann mit 
fünf weiteren Gärtnermeiſtern Einſpruch eingelegt. E. machte dabei 
insbeſ. geltend, daß die zu ſeinem Beſitz gehörigen Grundſtücke in 
der Hauptſache Gemüſefelder ſeien, die ſich für Ackerbau überhaupt 
nicht eignen, ſo daß ſein Grundbeſitz nicht die Größe einer Acker⸗ 
nahrung habe. Dann habe das Anerb®. das Anweſen K. ſtraße 29 
zu ſeinem Beſitz gezählt, obwohl dieſes Anweſen mit verſchiedenen 
näher bezeichneten Grundſtücken ſchon ſeit über zwei Jahren dem 
verheirateten Sohn Andreas E. zu Eigentum überlaſſen worden ſei 
und von dieſem auch ſeit dieſer Zeit von der eigenen Hofſtelle aus 
bewirtſchaftet werde. 

Das Anerb G. B. hat mit Beſchl. v. 23. März 1934 feſtgeſtellt, 
daß das Anweſen der Gärtnermeiſterseheleute Johann und Barbara 
E. Erbhof iſt. Dabei hat es weiter feſtgeſtellt, daß das Anweſen 
Hiſtraße 29 mit den dazugehörigen Grundſtücken nicht zum Erbhof 
gehört. 

Das Anerbcg. B. erachtete das Anweſen der E, obwohl es no 
Wegfall der vorbezeichneten Grundſtücke nunmehr eine nubb-e 
Bodenfläche von nur wenig mehr als 5 ha hat, als Erbhof, da ach 
dieſer Beſitz eine reichliche Ackernahrung darſtelle. Die geger den 
Beil. des Anerb®. eingelegte Beſchw. hatte Erfolg. 5 

Nach 8 34 der 1. DurchfVoO. z. RerbhofG. ſollen in d' Ge⸗ 
meindeverzeichnis der Höfe, die als Erbhöfe in Frage komnfi, nur 
land⸗ oder forſtwirtſchaftlich oder durch Wein-, Gemuſe⸗ oder Ibjtbau 
genutzte Beſitzungen aufgenommen werden, deren Umfang undeſtens 
7 / ha beträgt. Beſitzungen unter 7½ ha dürfen nur ann auf⸗ 
genommen werden, wenn ſie eine Ackernahrung i. S. deids 2 u. 6 
RErbhofch. darſtellen. Nun hat der gärtneriſch und lanzirtſchaftlich 
genutzte Grundbeſitz der Beſchwß. nach den Feſtſtellunn der Erſt⸗ 
richter nur 5,029 ha. 1 a 

Das Anerbch. hat dabei offenbar die Beſt. „* 86 Abſ. 3 
RrhhofG. nicht richtig gewürdigt. Dieſer Abſatz mt ausdrück⸗ 
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lich, daß bei Gemüſe⸗ oder Obſtbau ein Betrieb als Ackernahrung 
nur dann angeſehen werden kann, wenn der genutzte Grundbeſitz 
auch bei Umſtellung auf eine andere Art landwirtſchaftlicher Nutzung 
als Ackernahrung i. S. des § 2 Abſ. 2 RErbhofch. anzuſehen wäre. 
Es genügt alſo nicht, wenn ein teilweiſe landwirtſchaftlich und teil⸗ 
weiſe durch Gemüſebau genutztes Anweſen eine Familie ernähren 
kann, ſondern es wird erfordert, daß die tatſächlich genutzte Fläche 
auch dann noch zum Unterhalt ausreichen würde, wenn ſie ſtatt durch 
Gemüſebau durch Ackerbau und Viehzucht genutzt würde (vgl. Wöhr- 
mann, „Das Reichserbhofrecht“, $6 Anm. 3: Dr. Baumecker 
§ 6 Anm. 8). 

Dies muß aber bei E. verneint werden. Ein Beſitz von 5 ha 
reicht bei den Bodenverhältniſſen in B. nicht aus, um aus ſich heraus 
eine Familie zu ernähren und zu erhalten. Der Erbhofrichter S., der 
die Verhältniſſe in B. aus eigener Wahrnehmung genau kennt, be⸗ 
ſtätigt, daß die meiſten der zum Anweſen des E. gehörigen Felder 
nur leichte Sandböden ſind, die ſich bei der Düngungsart der Gärtner 
in B. wohl ſehr gut zum Gemüſebau eignen, daß aber dieſe Acker 
bei normalem Ackerbau nur geringen Ertrag liefern können. Auch 
der Kreisbauernführer nimmt den gleichen Standpunkt ein. 

Lebensfähig iſt aber nach Anſicht des Geſetzgebers ein Hof 
nur dann, wenn er diejenige Menge Landes beſitzt, die notwendig 
iſt, um eine Familie unabhängig vom Markt und der allgemeinen 
Wirtſchaftslage zu ernähren und zu bekleiden ſowie den Wirtſchafts⸗ 
ablauf des Erbhofes zu erhalten. 

Da dieſe Größe aber hier nicht gegeben iſt, kann der Befik 
der Gärtnermeiſterseheleute E. kein Erbhof ſein. 


(Erbhber. b. OLG. Bamberg, Beſchl. v. 27. Juni 1934, BeſchwReg. 
Nr. 106/34.) S.] 


* 


5. 8 10 RErbhof®.; 812 der 1. DurchfVo. Eine be⸗ 
ſchlußmäßige Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft eines 
Grund beſitzes von Amts wegen, ohne Antrag des Eigen- 
tümers oder des Kreisbauernführers, ift unzuläſſig, 

Das Anerbc f. K. erließ am 15. März 1934 „gem. $ 10 RErb⸗ 
hof. von Amts wegen“ folgenden Beſchl.: 

I. Es wird feſtgeſtellt, daß das Beſitztum des Hugo M. Keinen 
Erbhof darſtellt. 

II. Koſten und Gebühren bleiben außer Anſatz. 

Hiergegen legte der Kreisbauernführer rechtzeitig ſofortige Befchto, 
ein, weil bei dem fraglichen Anweſen die Erbhofeigenſchaft ge⸗ 
geben ſei. 

Eine Entſch. nach 8 10 a. a. O. kann nur auf Antrag des 
Eigentümers oder des Kreisbauernführers ergehen: Ein ſolcher lag 
am 15. März 1934 noch nicht vor. Es war deshalb das Verfahren 
im erſten Rechtszuge nicht zuläſſig. Von einer Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens wurde jedoch abgeſehen. In der ſofortigen Beſchw. des Kreis- 
bauernführers kann der erforderliche Antrag erblickt werden. Es 
war deshalb die Sache zur weiteren Behandlung an das AnerbG. K. 
zurückzuverweiſen. 

(ErbhGer. b. OLG. Bamberg, Beſchl. v. 11. Juli 1934, Beſchwgfeg. 
Nr. 208/34.) S.] 
* 


6. 8 37 Abſ. 2 RErbhofG.; Art. 14 Bay ABGB. Die 
Eintragung einer Vormerkung auf Einräumung einer 
Sicherungshypothek für Bierlieferungen gem. Art. 14 
Bay AG BGB. bedarf nicht der Genehmigung durch die An- 
erbenbehörden. 7) 


Der Bauer und Gaſtwirt K. in E. iſt Eigentümer der Pl. 


Zu 6. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

I. Die anfänglich ſtreitige Frage, ob die Eintragung einer 
Auflaſſungsvormerkung genehmigungspflichtig ſei oder nicht 
(bejahend: OLG. Darmſtadt: JW. 1934, 4963; verneinend: Bay⸗ 
Ob.: JW. 1934, 1250 6) kann durch die erſt vor kurzem er⸗ 
gangene Entſch. des RO. v. 27. Juni 1934 (Eg Rſpr. 8 37d Nr. 5) 
als geklärt betrachtet werden. 

Das RG. hat die Eintragung einer Auflaſſungs⸗ 
srmerkung für genehmigungsfrei erklärt, weil fie 
Her eine Veräußerung noch eine Belaſtung i. S. des 5 37 NErb- 
155. darſtelle. „Als bloßes Sicherungsmittel für einen ſchuldrecht⸗ 
lich Anſpruch auf Übereignung“ berge ſie „Reine Gefahr für den 
Kun den Hof und die Sippe in ſich“. Andererſeits habe der 
RUM ein ſchutzwürdiges Intereſſe daran, ſeinen ſchuldrechtlichen 
Anſpag ſchon vor der Entſch. über die Genehmigung des dinglichen 

Vollzudeſchäfts durch Vormerkung ſichern zu laſſen. 

Hr ür die Vormerkung zur Sicherung des An⸗ 
peu auf Eintragung einer Hypothek kann, wie 
ſchon Arie in der Anm. zu der bezeichneten Entſch. des RG. 
hervorge hat (Ed Rſpr. § 37 Nr. 5 S. 18), nichts an⸗ 
deres 3 

So ib die Auflaſſungsvormerkung die Entſch. über die 


Nr. 17 Wohnhaus Nr. 20 in E. mit Backofen, Keller und an⸗ 
gebauter Küche, Saal und Hofraum zu 0,053 ha nebſt ganzem Ge⸗ 
meinderecht und radiziertem Gaſtwirtſchaftsrecht, Pl. Nr. 16 ½ Stadel 
mit angebauter Holzlege und Hofraum zu 0,011 ha, Erbbaurecht an 
Pl. Nr. 867 Keller und Pl. Nr. 196 Binſen⸗ oder Wegwieslein zu 
0,184 ha, ferner der Pl. Nr. 18 Wohnhaus Nr. 29 in E., Holz⸗ 
ſchupfe, Holzlege mit Remiſe, Streuſchupfe, Stadel mit Stallung 
und Hofraum zu 0,087 ha nebſt ganzem Gemeinderecht und Pl. 
Nr. 15 Wurz⸗ und Grasgarten zu 0,202 ha. Seine mit ihm im ge⸗ 
ſetzlichen Güterſtande des BGB. lebende Ehefrau iſt Eigentümerin 
von landwirtſchaftlichen Grundſtücken von zuſammen 8,438 ha. Auf 
dem Anweſen Haus Nr. 20 wird die Gaſtwirtſchaft betrieben, das 
Anweſen Haus Nr. 29 iſt Hofſtelle. Die Eheleute K. ſchulden einer 
Brauerei für geliefertes Bier den Betrag von 4498,32 RM nebſt 
Zinſen. Die Brauerei beantragte beim AG. F., zur Sicherung ihres 
Anſpruchs auf Einräumung einer Sicherungshypothek für dieſen 
Bierkaufſchillingsreſt zu 4498,32 RM nebſt Zinſen auf dem Anweſen 
der Eheleute K. in E. eine Vormerkung in das Grundbuch ein⸗ 
zutragen, und ſtellte, weil die Beſitzung der Eheleute K. gem. 8 5 
Abſ. 1b der 2. DurchfVoO. z. RErbhofch. als Erbhof in Betracht 
käme, den Antrag an das Anerb®. F., gem. 8 37 Abſ. 2 RErbhofch. 
die Genehmigung zur Eintragung der beantragten Vormerkung. zu 
erteilen. 

Das AnerbG. bei dem AG. F. hat mit Beſchl. v. 23. Febr. 
1934 die Genehmigung verſagt. Gegen dieſen am 13. März 1934 
zugeſtellten Beſchl. hat die Brauerei ſofortige Beſchw. erhoben, weil 
die Vormerkung keine Belaſtung des Erbhofes i. S. des RErbhofG. 
ſei, überdies ein wichtiger Grund i. S. des § 37 Abi. 2 Rerbhofch. 
vorläge. 

Die ſofortige Beſchw. führte zur Aufhebung des anerbengericht⸗ 
lichen Beſchl. 

Nach 8 37 Abſ. 1 RErbhof G. iſt der Erbhof grundſätzlich un⸗ 
belaſtbar. Was unter Belaſtung des Erbhofes zu verſtehen iſt, 
darüber enthalt das RErbhofcG. keine Belt. Nur in 8 64 Abf. 1 der 
1. Durchf VO. z. NErbhof®. ift beſtimmt, daß das in g 37 des Geſ. 
ausgeſprochene Verbot der Belaſtung des Erbhofes ſich nicht auf 
Grunddienſtbarkeiten, beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten oder 
öffentliche Laſten bezieht, und nach 8 15 Abſ. 3 der 2. DurchfVO. 
3. RErbhofcG. gilt als Belaſtung vorbehaltlich des § 64 Abſ. 4 der 
1. DurchfVO. z. NErbhof®. auch die Veräußerung oder Belaſtung 
einer Eigentümergrundſchuld. Jedoch wird man hieraus ſchließen 
dürfen, daß in § 37 RErbHof®. nur eine dingliche Belaſtung ge⸗ 
meint ſein kann. 

Art. 14 Bay AG BGB. gibt keinen geſetzlichen Hypothektitel in 
dem Sinne wie nach dem alten bay. Hypothekenrechte 8 12 des bay. 
Hypothekenrechtes, daß nämlich die Eintragung bzw. Vormerkung 
einer Hypothek ohne den Willen des Eigentümers verlangt werden 
konnte. Art, 14 Bay GBG. verleiht dem Brauer nur einen ge⸗ 
jeglichen Anſpruch auf Beſtellung einer Sicherungshypothek. Willigt 
der Pflichtige nicht in die Beſtellung, ſo iſt auf Einräumung der 
Hypothek zu klagen. Der Anſpruch kann aber auch ſchon vorher 
oder im Laufe des Prozeſſes durch eine Vormerkung geſichert wer⸗ 
den (8 883 BGB., $ 936 ZBO.). Der rechtliche Charakter dieſer 
Vormerkung iſt beſtritten. Nach RONKomm. z. BGB., 6. Aufl., 
$ 883 Anm. 8 iſt die Vormerkung kein dingliches Recht an einem 
Grundſtücke und keine dingliche Belaſtung, ſie iſt aber auch micht aus⸗ 
ſchließlich ein Recht auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe. Vielmehr 
kann man ſie als ein teils dem Recht der Schuldverhältniſſe, teils 
dem Sachenrecht angehörendes Rechtsverhältnis bezeichnen (ſ. auch 
Staudinger, Komm. z. BGB., 9. Aufl., Sachenrecht I Anm. IV 1 
zu 8 883 BGB.; OLG. 3, 98; 4, 237; 6, 123). Es wird nicht 


Genehmigung der Veräußerung beeinfluſſen kann, ſo wenig wird 
durch die (ungenehmigte) Eintragung einer Hypothekenvormerkung 
der Entſch. über die Genehmigung der Belaſtung vorgegriffen. 

Die Hypothekenvormerkung ſichert den Anſpruch des Gläubigers 
auf Einräumung der Hypothelt nur vorbehaltlich der von der Ge⸗ 
nehmigung abhängigen Erfüllbarkeit des dinglichen Vollzugsgeſchäſts 
und wird gegenſtandslos, wenn dieſe Genehmigung verweigert wird. 
Eine dingliche Sicherung, die nur unter dieſem Vorbehalt wirkſam 
werden kaun, iſt nicht genehmigungsbedürftig. Andererſeits ift fie 
für den Gläubiger auch in dem bis zur Entſch. über die Genehmigung 
des Vollzugsgeſchäfts währenden Schwebezuſtand von Wert, bewirkt 
die Vormerkung doch u. a., daß ſich der Rang des allenfalls künftig 
entſtehenden dinglichen Rechts nach der Eintragung der Vormerkung 
beſtimmt (§ 883 Abſ. 3 BGB.). 

III. Art. 14 Bay Ach BGB. gibt (im Rahmen der durch Art. 18 
EGB. erteilten Ermächtigung) dem Brauer einen geſetz⸗ 
lichen Anſpruch gegen den Wirt auf Einräumung einer 
Sicherungshypothek für den geſtundeten oder rückſtändigen 
Kaufpreis des gelieferten Bieres. 

Wollte man der Anſicht ſein, daß in derartigen Fällen, in 
denen das Geſetz ſelbſt einen vom Willen des Eigentümers uns 
abhängigen Anſpruch auf Einräumung eines Rechts an einem 
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verkannt, daß der Zweck einer ſolchen Vormerkung die Erlangung 
einer Sicherungshypothek, alſo die Belaſtung eines Grundſtücks iſt, 
der Vormerkung ſelbſt aber fehlt der Charakter der Dinglichkeit 
oder der bedingten Dinglichkeit. Weil aber nur die dingliche Be⸗ 
laſtung eines Erbhofes in 8 37 NExrbHof®. gemeint iſt, fehlt es im 
gegebenen Falle an der Vorausſetzung zur Erteilung der Genehmi⸗ 
gung nach Abſ. 2, weshalb unter Aufhebung des angefochtenen Beſchl. 
der Antrag auf Genehmigung mangels der Vorausſetzungen des 8 37 
RErbhofch. als unbegründet abzuweiſen war. 

(ErbhGGer. b. OLG. Bamberg, Beſchl. v. 25. April 1934, E BeſchwReg 
Nr. 86/34.) [S.] 


* 


7. Solange der Beſchluß über eine zum Erbhber- 
eingelegte Beſchwerde noch nicht ausgefertigt und zuge- 
ſtellt iſt, kann er von dieſem Gericht bei Zurücknahme der 
Beſchwerde aufgehoben werden. 


(ErbhGer. b. OLG. Bamberg, Beſchl. v. 27. Juni 1934, Beſchwgkeg. 
Nr. 183/34.) [S.] 

* 
Celle 

8. 81 Abſ. 2 RErbhofG. Nutzung durch ſtändige 
Verpachtung eines Hofes iſt nur gegeben, wenn jede blut⸗ 
mäßige Verbindung des Eigentümers mit ſeinem Beſitz 
verloren iſt und die Verpachtung der kapitaliſtiſchen 
Nutzung des im Hof verkörperten Vermögens dient. f) 

Im Grundbuche von D. Bl. 4 ſteht als Eigentümer des 60,23,69 ha 
großen Hofes Hermann O. in D. eingetragen. Dieſer hat den An⸗ 
trag geſtellt, feſtzuſtellen, daß ſein Hof kein Erbhof ſei. Zur Be⸗ 
gründung dieſes Antrags hat er angegeben, daß der Hof von ihm 
ſtändig durch Verpachtung genutzt worden ſei. Er ſei jetzt 75 Jahre 
alt. Nach dem frühzeitigen Tode ſeines Vaters ſei er mit 17 Jahren 
für volljährig erklärt worden und habe den Hof in Bewirtſchaftung 
genommen. Dieſe Bewirtſchaftung habe er aber bereits i. J. 1885 bis 
1886 aufgehoben, weil er damals geheiratet habe und auf Wunſch 
ſeiner Frau, die gleichfalls Eigentümerin eines Hofes geweſen ſei, 
dieſen Hof in Bewirtſchaftung genommen und ſeinen Hof verpachtet 
habe. In den 90er Jahren habe er aber auch die Bewirtſchaftung des 
Hofes ſeiner Frau aufgegeben, weil er ſelbſt leidend und ſeine Frau 
Krank geweſen ſei. Sie hätten ſich dann beide zur Ruhe geſetzt. 
Nach dem i. J. 1923 erfolgten Tod ſeiner Frau ſei deren Hof an 
ihre Seitenlinie zurückgefallen, während er ſeinen Hof auch weiterhin 
verpachtet habe. Er habe keine Anerben i. S. des RErbhofG. Des⸗ 
halb habe er den Hof teſtamentariſch zu einer Stiftung beſtimmt mit 
dem Zweck, dadurch die Errichtung und Unterhaltung eines katho⸗ 
liſchen Krankenhauſes in B. für verſchämte und hilfsbedürftige 
Kranke aus der katholiſchen Kirchengemeinde zu ermöglichen. 

Das Anerbengericht hat den Antrag des Antragſtellers abgelehnt 
und ſeinen Hof zum Erbhof erklärt. 


Grundſtück gibt, das dingliche Vollzugsgeſchäft überhaupt keiner 
Genehmigung bedürfe (vgl. LErbhGer. Celle: Ech Rſpr. 8 37 b Nr. 22), 
ſo müßte man die Genehmigungsbedürftigkeit den den geſetzlichen 
Anſpruch lediglich ſichernden Vormerkung erſt recht verneinen. 

Allein der Meinung, daß die Genehmigung entbehrlich ſei, 
wenn ſich der Anſpruch auf Beſtellung einer dinglichen Sicherheit 
nicht auf Parteivereinbarung, ſondern auf eine geſetzliche Beſt. 
(— ähnlich wie Art. 14 AG BGB. könnte bſpw. 8648 BGB. in 
Frage kommen —) gründe, kann nicht beigetreten werden (ſ. auch 
Nadler, EHNIpr. 8 37 b Nr. 22). Es iſt nicht anzunehmen, daß 
der Grundſatz der Unbelaſtbarkeit des Erbhofs für derartige Fälle 
durchbrochen werden ſollte. 

IV. Die vorſtehende Entſch. des Erbher. Bamberg hat auch 
im übrigen Schrifttum mit Recht Billigung erfahren (vgl. Heeſe, 
N § 37 d Nr. 2 S. 8; Seybold: Motd. Bay. 1934, 
151). 


AGR. Dr. Weh, Berlin. 


Zu 8. Die Entſch. geht in bezug auf engſte Auslegung des 8 1 
Abſ. 2 RErbhofch. über die bisherige Rſpr. noch hinaus. Unter 
Menſchenalter verſteht man im allgemeinen einen Zeitraum von 
dreißig Jahren; gerade in bezug auf bäuerliche Wirkſamkeit wohl 
auch mit Recht. Man iſt daher geneigt, eine Verpachtung, die über 
dieſen Zeitraum hinausgeht, als eine ſtäudige i. S. der genannten 
Vorſchrift zu betrachten. In den Entſch. des LErbher. Celle vom 
28. Febr. 1934, Nr. 3 EH 45/34, und v. 17. April 1934, Nr. 2 
EH 302/34, waren die ftrittigen Höfe weſentlich langer als 30 Jahre 
verpachtet, in der Entſch. v. 17. Mai 1934, Nr. 1 EH 642/34, zwar 
nur wenige Jahre, aber mit der Abſicht dauernder Verpachtung. In 
allen dieſen Fällen hat das LErbhGger. die Erbhofeigenſchaft bejaht, 
weil die Eigentümer trotz der Verpachtung den Hof nicht als Kapi⸗ 
talsaulage betrachtet, ſondern ſich ihm immer noch bäuerlich ver⸗ 
bunden gefühlt haben. Das Gericht ſchließt dies jeweils daraus, daß 
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Gegen dieſen Beſchl. richtet ſich die rechtzeitige ſofortige Beſchw. 
des Antragſtellers. Dieſe Beſchw. kann aber keinen Erfolg haben. 

Wenn es auch richtig iſt, daß der BeſchwF. den Hof ſchon über 
50 Jahre verpachtet hat, ſo kann nicht anerkannt werden, daß dieſer 
Hof ſtändig durch Verpachtung genutzt worden iſt. Die Verpachtung 
dieſes Hofes durch den Beſchw§. iſt nämlich nicht zu dem Zweck er⸗ 
folgt, um aus kapitaliſtiſchen Beweggründen durch Verpachtung die 
Nutzung aus dem Hof zu ziehen, ſondern allein aus dem Grunde, 
weil er auf Grund beſonderer Umſtände zu dieſer Verpachtung ge⸗ 
nötigt geweſen iſt. Dieſe Notwendigkeit der Verpachtung ergab ſich 
zunächſt, als der Beſchw§y. auf Wunſch feiner Frau deren Hof zur 
Bewirtſchaftung übernahm. Er gibt ſelbſt an, daß er dieſen Schritt 
nicht leichten Herzens getan habe. Allerdings hat er auch die Bewirt⸗ 
ſchaftung dieſes Hofes alsbald wieder aufgegeben. Aber auch dieſe 
Maßnahme hatte ihre beſondere Urſache, weil der Beſchwß. ſelbſt 
lungenleidend und ſeine Frau nierenkrank war. Er hat ſich alſo 
damals nur aus Geſundheitsrückſichten mit ſeiner Frau zur Ruhe 
geſetzt. Es kann nach der Überzeugung des Sen. keinen Zweifeln 
unterliegen, daß der BeſchwF., wenn er nicht den Hof feiner Frau 
hätte übernehmen müſſen, und wenn er geſund geweſen wäre, niemals 
die Bewirtſchaftung ſeines Hofes aufgegeben hätte. Mit Recht hat das 
Anerbengericht auch darauf hingewieſen, daß der BeſchwF. trotz der 
langen Verpachtung die blutsmäßige Verbundenheit mit ſeinem Hofe 
nie verloren hat. Er iſt nicht nur beſorgt geweſen, daß einige alte 
Erinnerungsgegenſtände auf dem Hofe in ihrem alten Zuſtand er⸗ 
halten bleiben ſollten, ſondern er hat auch in ſeinem Teſtamente zur 
Bedingung gemacht, daß der Hof in ſeinem alten Zuſtande erhalten 
bleiben müſſe. Wie ftark die Verbundenheit der Sippe des Antrag⸗ 
ſtellers mit dem Hofe iſt, beweiſt auch die Tatſache, daß ſein Vater, 
angeſichts der ſchwachen Geſundheit ſeines einzigen Sohnes, in der 
Befürchtung, daß dieſer frühzeitig ſterben würde, teſtamentariſch als 
Anerben des Hofes einen Enkel ſeines Bruders beſtimmt hatte. Dieſe 
ſtarke Verbundenheit des Geſchlechtes des BeſchwF. mit dem ſtreitigen 
Hofe kann nicht dadurch gelöſt worden ſein, daß dieſer aus zwin⸗ 
genden Gründen genötigt war, den Hof für die größte Zeit ſeines 
Lebens zu verpachten. 

Dieſe Verpachtung kann daher auf die Erbhofeigenſchaft des 
ſtreitigen Hofes keinen Einfluß haben, ſo daß das Anerbengericht 
mit Recht ausgeſprochen hat, daß der Hof ein Erbhof ſei. 

(LErbhber. Celle, Beſchl. v. 8. Juni 1934, 3 EH 297/34.) 
Eingeſ. von RA. Buller, Osnabrück. 


* 


9. 881,6 RErbhofd. Eine gärtneriſch aufgezogene 
Baumſchule ift in der Regel kein Erbhof, ſondern ein 
überwiegend gewerbliches und kaufmänniſches Unter- 
nehmen. 

Der Baumſchulenbeſitzer M. iſt Eigentümer eines in P. ge⸗ 
legenen Beſitzes von 11,96 ha, der ſeit langer Zeit ausſchließlich als 


in der nächſten Generation die Selbſtbewirtſchaftung durch den 
Eigentümer ſicher oder doch wahrſcheinlich ſei, der Verpächter dieſe 
jedenfalls wolle. Alle maßgebenden Beſprecher und Kommentare 
geben dieſen Entſch. ihre Zuſtimmung. Zweifellos mit Recht, denn 
über dem Wortlaut des Geſetzes fteht ſeine Abſicht, den Zuſammen⸗ 
hang von Blut und Boden zu wahren, wo es nur immer möglich iſt. 
Im vorliegenden Falle iſt der Hof ſeit faſt fünfzig Jahren ſtändig 
verpachtet. Alſo wohl „ſtändig“ i. S. des Geſetzes. Anerben i S. 
des Geſetzes hat der Eigentümer nicht, ſo daß eine fortdauernde Ver⸗ 
bundenheit von Blut und Boden i. S. der vorerwähnten Entſch. 
unmöglich iſt, ſei der Hof nun Erbhof oder nicht. Die Auslegung 
der maßgebenden Beſt. aus dem Geſetzeszweck heraus, wie wir ſie 
in den vorerwähnten Entſch. billigten, führt alſo hier nicht zum 
Ziele. Auch die anderen kleinen Indizien, die das Gericht für die 
Verbundenheit des Eigentümers mit dem Boden anführt, dürften 
kaum ausreichen und über eine zuläſſige Geſetzesauslegung hinaus» 
gehen, denn ſie werden meiſt in der gleichen oder in ähnlicher Weiſe 
aufzufinden ſein, auch wenn eine „ſtändige“ Verpachtung außer 
allem Zweifel ſteht. Und doch iſt die Entſch, aufs wärmſte zu be⸗ 
grüßen. Kein ehrlicher und treuer Deutſcher wird es verantworten 
können, ſeine Hand dazu zu bieten, daß blühendes, bäuerliches 
deutſches Land, das ſachlich allen an einen Erbhof zu ſtellenden An⸗ 
forderungen voll entſpricht, in die „tote Hand“ übergeht, noch dazu 
in eine ſolche, die keineswegs immer den Abſichten der Re⸗ 
gierung und ihren Zielen mit dem nötigen Verſtändnis gegenüber⸗ 
tritt, ſelbſt wenn der von ihr verfolgte Zweck an ſich lobenswert 
ſein mag. Für einen wahrhaft deutſchen Richter lag daher hier ein 
Fall vor, in dem ſein Gewiſſen ihn zwingen mußte, rechtsſhöpferiſch 
tätig zu fein, und in dem er es auch ſein durfte, weil er ich dadurch 
mit den Abſichten des Geſetzgebers nicht in Widerſpruch ſezte, ſondern 
ihnen diente. In dieſem Sinne iſt den Erbhofrichten für ihre 
mutige Tat zu danken, denn ſie iſt nationalſozialiſtich. 
Notar Schieck, Markt Grafing (bei München). 
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Forſtbaumſchule genutzt wird. Der Vorſitzende des Anerbch. hatte zu⸗ 
nächſt den Beſitz in das gerichtliche Verzeichnis aufgenommen. 

Hiergegen erhob M. Einſpruch mit dem Antrage feſtzuſtellen, 
daß der Beſitz kein Erbhof ſei. Es handele ſich nicht um einen land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb, ſondern um ein gewerbliches Unternehmen, 
das ſchon deshalb nicht in die Erbhöferolle aufgenommen werden 
könne, weil es ſtändig große geſicherte und ungeſicherte Kredite be⸗ 
nötige. Außerdem ſeien keine ausreichenden Gebäude für eine land⸗ 
wirtſchaftliche Nutzung vorhanden. 

Das Anerb&. gab dem Einſpruch ſtatt. Hiergegen wendet ſich 
die ſofortige Beſchw. des Kreisbauernführers. 

Die Beſchw. kann jedoch keinen Erfolg haben. Der Senat tritt 
der Anſicht des Anerb&. bei, daß eine Baumſchule oder ein Grund⸗ 
beſitz, der überwiegend als Baumſchule genutzt wird, zum mindeſten 
dann nicht ein erbhoffähiger Betrieb iſt, wenn die Verhältniſſe ſo 
wie im vorl. Falle liegen. 

Das ergibt ſich aus der Natur eines ſolchen Betriebes. 

Allerdings gehört eine Baumſchule genau ſo wie die Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft zu den Betrieben der Urproduktion, und ſie kann 
daher begriffsmäßig ebenſo wie andere Gärtnereibetriebe der Land⸗ 
wirtſchaft im weiteren Sinne zugerechnet werden. In dieſem Sinne iſt 
auch eine Anweiſung für das Steuer⸗, Gewerbe⸗ und Entſchuldungs⸗ 
recht durch ein Rundſchreiben der Miniſter für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft, Wirtſchaft, Arbeit und Juſtiz v. 15. Mai 1933 gegeben 
worden, und die gleichen Erwägungen haben offenbar auch dazu ge⸗ 
führt, die Gärtnereien, und damit auch die Baumſchulen, dem Reichs⸗ 
nährſtand anzugliedern. Daraus allein läßt ſich aber für die Erbhof⸗ 
fähigkeit eines ſolchen Betriebes um ſo weniger etwas herleiten, als 
das NErbhof®., wie ſich aus der Aufzählung in §8 1 und 6 
RerbhofGG. ergibt, keineswegs ſchlechthin alle Betriebe der Urproduk⸗ 
tion als Erbhöfe angeſehen wiſſen will. Es will danach einmal nur 
die namentlich aufgeführten Betriebe der Forſtwirtſchaft, des Wein-, 
Gemüſe⸗ und Obſtbaues und dann aber auch vor allen Dingen die 
Landwirtſchaft im engeren Sinne erfaſſen, die im Wege der Ur⸗ 
produktion Erzeugniſſe für den menſchlichen Unterhalt, für den täg⸗ 
lichen Bedarf der Bevölkerung ſchafſt, Betriebe alſo, die in der Regel 
dem Inhaber und ſeiner Familie mehr oder weniger einen erheblichen 
Teil des Unterhalts im Wege der Selbſtverſorgung gewähren und 
die ihrer Natur nach fähig ſind, eine Familie unabhängig vom Markt 
und der allgemeinen Wirtſchaftslage und ihren eigenen Wirtſchafts⸗ 
ablauf aus ſich heraus zu erhalten. Baumſchulenbetriebe ſind aber 
weder landwirtſchaftliche Betriebe in dieſem engeren Sinne, noch ſind 
ſie forſtwirtſchaftliche Betriebe, bei denen die Erzeugniſſe des Waldes 
Gegenſtand des Betriebes find; ebenſowenig find fie ſelbſtverſtandlich 
einem Obſtbaumbetriebe, geſchweige denn einem Wein- oder Gemüſebau⸗ 
betriebe gleichzuſetzen. 

Aber auch eine ſinnentſprechende Anwendung dieſer Vorſchriften 
kann nicht in Betracht kommen. Es würde dem Zweck und dem 
Sinn des NErbhof®. widerſprechen, wollte man auch ſolche Betriebe 
der Urproduktion unter die Erbhöfe aufnehmen, die naturnotwendig 
einen überwiegend kaufmänniſchen, gewerblichen und kapitaliſtiſchen 
Charakter tragen, und die ſchon deshalb nicht unabhängig vom Markt 
und der allgemeinen Wirtſchaftslage aus ſich heraus beſtehen können. 
Bei den rein gärtneriſch aufgezogenen Baumſchulen oder einem Grund⸗ 
beſiz, der in der Hauptſache auf dieſe oder eine ähnliche Art genutzt 
wird, handelt es ſich in Wahrheit um einen derartigen Betrieb. Denn 
da ihre Erzeugniſſe im Gegenſatz zu denen der Landwirtſchaft im 
engeren Sinne nicht Gegenſtand des täglichen Bedarfs aller Bevölke⸗ 
rungsſchichten ſind, muß ihr Eigentümer wie ein Kaufmann eine 
mehr oder weniger umfangreiche Organiſation aufbauen, mit deren 
Hilfe er ſich unter Anwendung aller einſchlägigen Werbemittel einen 
möglichſt großen ſtändigen Kundenkreis für den Abſatz ſeiner Waren 
ſucht. Da er meiſt infolge der Bodenverhältniſſe nicht alle die Pflanzen 
ſelbſt anbauen kann, die von ſeiner Kundſchaft gewünſcht werden, 
verbindet ſich überdies bei den allermeiſten Baumſchulen, insbeſ. den 
kleineren, mit der eigenen Urproduktion betriebsnotwendig noch ein 
umfangreicher Pflanzenzwiſchenhandel, der ebenfalls nach rein kauf⸗ 
männiſchen Grundſätzen geführt wird und ſehr oft die eigene Urproduk⸗ 
tion nicht unerheblich überſteigt. Für den Geſchäftsbetrieb jeder Baum⸗ 
ſchule, die auch nicht von einem landwirtſchaftlich, ſondern von einem 
kaufmänniſch und insbeſ. auch fachlich ausgebildeten Manne geleitet 
zu werden pflegt, iſt daher die kaufmänniſche und gewerbliche Ge⸗ 
ſchaftsführung hinſichtlich der Rentabilität oder Unrentabilität des 
Unternehmens in erſter Linie maßgebend. Größere Baumſchulen find 
daher auch folgerichtig in das Handelsregiſter als Kanfmännifche 
Unterwhmungen eingetragen und zeigen ſchon dadurch, daß ihre 
Inhaber nicht als Bauern, ſondern als Kaufleute i. S. des HGB. 
angeſehen werden wollen. Aber auch die nicht im Handelsregiſter ein⸗ 
getragene) Inhaber von gärtneriſch eingerichteten Baumſchulen haben 
ſich bisher nicht als Bauern, ſondern als Gewerbetreibende gefühlt. 
Es fällt auch ins Gewicht, daß insbeſ. der Inhaber eines kleineren 
Betriebes, di ſich im weſenklichen nur mit der Aufzucht befaßt und 
nur an einzene bekannte Abnehmer liefert, mittelbar ſtark abhängig 
iſt von der algemeinen geſchäftlichen Lage und von den Bedürfniſſen 
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des Marktes und daher viel ſtärker als ein landwirtſchaftlicher Be⸗ 
trieb den wirtſchaftlichen Schwankungen und dem geſchäftlichen Riſiko 
unterworfen iſt. 

Ergibt ſich hieraus ſchon, daß eine Baumſchule nicht geeignet 
iſt, die Grundlage für einen kriſenfeſten Erbhof abzugeben, fo tritt 
noch hinzu, daß die grundſätzliche Unbelaſtbarkeit eines Erbhofes für 
einen Baumſchulenbetrieb infolge ſeines kaufmänniſchen Charakters 
untragbar ſein würde. Da jeder Baumſchulenbeſitzer ſeinen Kunden 
nach kaufmänniſchen Grundſätzen langfriſtige Kredite einräumen, 
Wechſel in Zahlung nehmen und diskontieren laſſen, auch je nach 
Bedarf und Gelegenheit umfangreiche Anſchaffungen vornehmen und 
andere Ausgaben leiſten muß, muß er jederzeit, zumal zwiſchen dem 
erſten Anbau der Pflanzen und ihrer Verkaufsreife Jahre liegen, in 
der Lage ſein, ſich die zum Betrieb erforderlichen Mittel im Wege 
des Bankkredits zu verſchaffen, und zwar in einer Höhe, die zwar 
dem im Betrieb inveſtierten hohen Werte der Pflanzen entſpricht, der 
aber den reinen landwirtſchaftlichen Wert der Grundſtücke bei weitem 
überfteigt. Dieſe Mittel würde er nie im Wege des Perſonalkredits 
erhalten können, fo daß das Belaſtungsverbot des RErbhofG. 
zwangsläufig zu ernſten Störungen des Betriebes führen müßte. Dieſe 
Störungen würden ſich um ſo empfindlicher auswirken, als eine 
große Anzahl Baumſchulen, und zwar insbeſ. die bedeutenderen, 
mehreren Inhabern oder ſogar Handelsgeſellſchaften gehören, die 
infolgedeſſen nicht unter dem Exrbhof®. ſtehen würden. Die weitere 
Folge wäre dann, daß gerade die kleineren Unternehmungen ſchnell 
Konkurrenzunfähig gemacht und damit in ihrer Exiſtenz ernſtlich be⸗ 
droht werden würden. „ 

Endlich iſt aber auch der Grundſatz der Unveräußerlichkeit des 
Erbhofes mit den Lebensnotwendigkeiten einer Baumſchule nicht ver⸗ 
einbar. Das als Baumſchule genutzte Land wird ſchon nach wenigen 
Jahren baumſchulmüde. Es muß dann durch anderes Land erſetzt 
werden. Da ein regelmäßiger Wechſel zwiſchen Baumſchulnutzung und 
anderer Nutzung innerhalb desſelben Betriebes mit Rückſicht auf eine 
möglichſt rentable Bewirtſchaftung nur ſehr ſelten möglich iſt, muß 
der Eigentümer alſo ſtets darauf bedacht ſein, baumſchulmüdes Land 
abzuſtoßen und anderes Land durch Kauf oder Tauſch zu erwerben, 
wenn er nicht ſeinen Betrieb auf Pachtland verlegen will. Auch hier⸗ 
bei würden ſich die Beſchränkungen des NErbhof®. nachteilig für 
den Betrieb auswirken. 

Aus alledem folgt, daß eine gärtneriſch aufgezogene Baumſchule, 
wenn nicht ausnahmsweiſe ganz beſondere Umſtände eine abweichende 
Beurteilung zulaſſen, nicht unter das NExrbHof®. geſtellt werden kann, 
da fie kein Unternehmen i. S. des $1 oder 6 RErbhofG., ſondern 
ein überwiegend gewerbliches-kaufmänniſches Unternehmen iſt, mit 
deſſen Lebensnotwendigkeiten die Bindung durch das RErbhofG. nicht 
vereinbar iſt. Iſt dieſes aber der Fall, ſo kann es auch nicht aus⸗ 
ſchlaggebend ſein, ob etwa das vorhandene Land bei einer Umſtellung 
des Betriebes auf eine andere landwirtſchaftliche Nutzung zur Acker⸗ 
nahrung ausreichen würde. Dieſe Frage gewinnt erſt dann Bedeutung, 
wenn der Baumſchulenbetrieb einmal endgültig aufgegeben ift. 

Die Beſchw. des Kreisbauernführers iſt daher zurückzuweiſen. 

(LErbhcher. Celle, Beſchl. v. 21. Juni 1934, 1 EH 697/34.) [—n.] 
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10. 88 1, 15 RErbhofG.; SS 22, 146 ZwVerſtG. Eine 
Beſitzung, die wegen fehlender Bauernfähigkeit des Eigen- 
tümers am 1. Okt. 1933 nicht Erbhof geworden iſt, wird 
durch Veräußerung an eine bauernfähige Perſon nicht 
zum Erbhof, wenn fie vor der Veräußerung unter Zwangs- 
verwaltung ſtand. 

Im Grundbuch von K. Bd. 2 Bl. 51 ſind die Abbauerſtelle 
Nr. 57 und die Aubauerſtelle Nr. 79 in einer Größe von insgeſamt 
9,14,50 ha eingetragen. Außer der Landwirtſchaft wird eine Ziegelei 
betrieben. Eigentümer der Grundſtücke iſt nach dem Grundbuch der 
Landwirt K. jun. Er hat fie von feinem Vater erworben. Die Auf⸗ 
laſſung iſt am 19. Dez. 1933, die Eintragung am 9. Febr. 1934 
erfolgt. Die Sparkaſſe des Landkreiſes F. iſt Gläubigerin mehrerer 
Hypotheken. Seit einer Reihe von Jahren betreibt ſie die Zwangs⸗ 
verwaltung in die belaſteten Grundſtücke. 

Durch Beſchl. des AnerbG. in W. v. 11. Jan. 1934 iſt feſt⸗ 
geſtellt, daß die Grundſtücke nicht als Erbhof anzuſehen ſind, weil 
der Voreigentümer K. fen. wegen Sittlichkeitsverbrechen, begangen 
an Kindern, zu einer ſchweren Gefängnisſtrafe rechtskräftig i. J. 
1928 verurteilt worden iſt und deshalb gem. 8 15 Abſ. 1 RErb- 
hof. nicht bauernfähig iſt. Da jetzt der Sohn K. jun. als Eigen⸗ 
tümer eingetragen iſt, hat die Kreisſparkaſſe F. nunmehr beantragt, 
über die Erbhofeigenſchaft der Grundſtücke zu entſcheiden. Der Eigen⸗ 
tümer hat gleichfalls dieſen Antrag geſtellt. Durch den angefochtenen 
Beſchl. hat das Anerbch. in W. die Erbhofeigenſchaft bejaht, weil 
die Beſitzung eine Ackernahrung bilde und K. jun. bauernfähig ſei. 

Gegen dieſen Beſchl. hat die Sparkaſſe rechtzeitig ſofortige 
Beſchw. eingelegt mit dem Antrage, die Erbhofeigenſchaft zu ver⸗ 
neinen, weil die Beſitzung keine Ackernahrung bilde, K. jun. nicht 
bauernfähig ſei und im übrigen die Veräußerung von dem Vater 
an den Sohn nur eine Umgehung des RErbhofG. bezwecke. 
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Die Kreisſparkaſſe ift zur Stellung des Antrages aus 8 10 
RErbhofG. und zur Einlegung der Beſchw. gem. 8 61 der 1. Durchf⸗ 
VO. zum RErbhofch. berechtigt, weil die Durchführung des Zwangs⸗ 
verwaltungsverfahrens von dieſer Entſch. abhängt. 

Die Beſchw. iſt auch begründet. 

Nach den Feſtſtellungen des Anerb®. gehören zu der Wirtſchaft 
nur 7,14,50 ha landwirtſchaftlich genutzte Fläche, während die reſt⸗ 
lichen 2 ha auf Ziegelei und Tongrube entfallen. Nach der Angabe 
der BeſchwF. find ſogar nur 18 Morgen Kulturland vorhanden. Der 
Reſt ſoll aus Moor, das nur als Torfſtich verwendet werden kann, 
abgebauten Tongruben, Ziegeleihöfen und Hdland beſtehen. Der Kreis⸗ 
bauernführer in W. iſt gehort worden. Er iſt im Gegenſatz zu K. jun. 
der Meinung, daß die landwirtſchaftliche Beſitzung als Ackernahrung 
nicht ausreicht. Weitere Ermittlungen hierüber waren nicht erforder⸗ 
lich, da die Erbhofeigenſchaft ſchon aus einem anderen Grunde ver⸗ 
neint werden mußte. 

Durch die Anordnung der Zwangsverwaltung wurden die 
Grundſtücke zugunſten der Beſchwỹ. beſchlagnahmt. Dieſe Beſchlag⸗ 
nahme iſt lange vor der Veräußerung an K. jun. wirkſam geworden, 
da der Zwangsverwaltungsvermerk bereits am 27. März 1930 im 
Grundbuch eingetragen worden iſt, und wegen der Bauernunfähigkeit 
des K. fen. auch wirkſam geblieben (88 22, 146 ZwVerſtch.). Die 
Beſchlagnahme hat die Wirkung eines Veräußerungsverbots zu⸗ 
gunſten der betreibenden Gläubigerin. Die trotzdem erfolgte Ver⸗ 
äußerung iſt mithin der Kreisſparkaſſe gegenüber unwirkſam. Der 
Erwerber kann daher auch der Fortführung der Zwangsverwaltung 
nicht widerſprechen. Der betreibenden Gläubigerin gegenüber wird es 
ſo angeſehen, als ob die Veräußerung nicht erfolgt wäre. Die 
Grundſtücke ſind mithin für ſie im Eigentum des nicht bauernfähigen 
Vaters geblieben und der Sohn hat nicht das volle Eigentum, 
ſondern nur eine Eigentumsanwartſchaft erlangt, die erſt zum Voll⸗ 
recht werden kann, wenn die Zwangsverwalkung aufgehoben wird. 
Nach 8 1 Abſ. 1 Ziff. 2 RErbhofcG, ſetzt die Entſtehung eines Erb⸗ 
hofes Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon voraus. Dieſes 
Alleineigentum des K. jun. war, wenn auch nur im Verhältnis zur 
Sparkaſſe, am 1. Okt. 1933 nicht vorhanden und iſt auch, wie aus⸗ 
geführt, nicht entſtanden. Da der Vater, wie das AnerbG. zutreffend 
feſtgeſtellt hat, nicht bauernfähig iſt und bereits am 1. Okt. 1933 
nicht bauernfähig war, liegt ein Erbhof nicht vor. 

(LErbhcher. Celle, 3. Sen., Beſchl. v. 18. Mai 1934, 3 EH 1 
—n. 
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11. 810 RErbhof®.; 88 36, 38 der 1. DurhfBD. zum 
RErbhofcch. Das Einspruchhsverfahren führt nur zu einer 
ſummariſchen Prüfung der Frage der Erbhofeigenſchaft, 
die ausreicht, um die Eintragung in die Erbhöferolle und 
damit die Vermutung des 8 1 der 2. DurchfVoO. zu tragen. 
Eine rechtskräftige Entſch. über die Erbhofeigenſchaft ſelbſt 
11 nur in dem Verfahren nach $ 10 RErbhof. erreicht 

erden. 


Der Landwirt O. Sch. iſt Eigentümer des im Grundbuche 
von K. Bd. I Bl. 2 verzeichneten Hofes von 27,90,43 ha mit 
55,92 Talern Reinertrag. Der Hof iſt nicht in das gerichtliche Ver⸗ 
zeichnis zur Anlegung der Erbhöferolle aufgenommen. Hiergegen hat 
der Eigentümer Einſpruch erhoben. Der Einſpruch iſt durch Beſchluß 
v. 13. April 1934 zurückgewieſen, weil das Anerbch. den Eigen⸗ 
tümer nicht für bauernfähig hält. Außerdem hat das Anerb®. die 
Erbhofeigenſchaft in der Beſchlußformel verneint. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Eigentümer ſofortige Beſchwerde 
eingelegt. 

Die ſofortige Beſchwerde iſt hinſichtlich der Einſpruchsentſchei⸗ 
dung nicht begründet. Der Hof iſt nach feiner Größe und ſeinem 
Reinertrag offenbar als Ackernahrung geeignet. Er iſt trotzdem nicht 
Erbhof, weil der Alleineigentümer die Fähigkeit zur ordnungsmäßi⸗ 
15 Bewirtſchaftung nicht beſitzt, mithin nicht bauernfähig iſt. (Das 

ird näher ausgeführt.) 

„ Das AnerbG, durfte aber in der Formel ſeines Beſchluſſes nur 
2 den Einſpruch entſcheiden, da ein Antrag aus 8 10 RErbhofG. 
nicht geſtellt war. Der Senat gibt ſeine bisherige abweichende Praxis 
Sul: Das Einſpruchsverfahren, an dem nach $$ 36, 38 der 1. Durchf⸗ 
SD. nur der Eigentümer und der Kreisbauernführer beteiligt ſind, 
führt zumeiſt nur zu einer ſummariſchen Prüfung der Frage der 
Erbhofeigenſchaft, die ausreicht, um die Eintragung in die Erb- 
höferolle oder die Löſchung im gerichtlichen Verzeichnis und damit 
die Vermutung des § 1 der 2. DurchfVO. zu tragen. Eine rechts⸗ 
kräftige Entſch. über die Erbhofeigenſchaft ſelbſt kann nur in dem 
gebührenpflichtigen Verfahren nach 8 10 RErbhofch. erreicht werden, 
das mit Rückſicht auf die weitergehende Wirkung der Entſch. auch 
eine weitergehende Beteiligung der übrigen vom Verfahren be⸗ 
troffenen Perſonen vorausſetzt. 

(LErbhGger. Celle, 2. Sen., Beſchl. v. 17. Juli 1934, 2 EH 729/34.) 

1 
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12. 88 20, 25 RErbhofch. Der Sohn einer Schweſter 
des Bauern kann auch dann zum Anerben eingeſetzt werden, 
wenn die Schweſter noch lebt. 

Die Bäuerin hat ihren Hof am 16. März 1929 im Erbgange 
von ihrem damals verſtorbenen Ehemann erworben. Ihre Ehe mit 
dieſem war kinderlos, ebenfalls ihre frühere Ehe. Ihr Vater iſt jetzt 
87 Jahre alt. Sie hat einen Bruder und vier Schweſtern. Zwei 
Kinder der einen Schweſter leben ſeit dem Tode ihres Ehemannes 
bei ihr auf dem Hofe. Eins von dieſen, nämlich den am 6. März 
1926 geborenen G. möchte die Bäuerin zu ihrem Anerben einſetzen. 

Das AnerbG. hat dieſen Antrag genehmigt. Dagegen richtet 
fi die friſt⸗ und formgerecht eingelegte ſofortige Beſchwerde des 
Bruders der Bäuerin. 

Dieſe Beſchwerde iſt jedoch unbegründet. An ſich hat allerdings 
der BeſchwF. als geſetzlicher Anerbe der 3. Ordnung den Vorrang 
vor dem von der Bäuerin als Anerben auserſehenen Neffen, der 
zur 5. Ordnung gehört. Es liegen hier aber wichtige Gründe dafür 
vor, daß der Bruder und die übrigen Geſchwiſter der Bäuerin über⸗ 
gangen werden. 

Nach dem Wortlaut des 8 20 Nr. 5 ReéErbhof GG. i. Verb. m. 
825 Abſ. 4 Satz 2 NErbhof®. könnte es zwar jo ſcheinen, als ob 
der Sohn einer Schweſter nur dann zum Anerben eingeſetzt werden 
Rönnte, wenn dieſe Schweſter ſchon verſtorben iſt. Dieſe Auslegung 
wird jedoch dem Sinne des RErbhoſch. nicht gerecht. Wenn der Erb⸗ 
laſſer ſonſt nahe Verwandten zugunſten ferner ſtehender Verwandten 
übergehen kann, was ihm durch 825 Abſ. 3 und 4 ReérbhofG. aus⸗ 
drücklich geſtattet iſt, ſo muß er erſt recht berechtigt ſein, an Stelle 
eines noch lebenden geſetzlichen Anerben deſſen Sohn zum Anerben 
einzuſetzen. Der Unterſchied in dem Verwandtſchaftsgrade zwiſchen 
dieſen beiden Perſonen iſt ja noch geringer als zwiſchen Perſonen 
verſchiedener Anerbenordnungen. Eine ſolche Maßnahme iſt um ſo 
weniger bedenklich, wenn — wie hier — der übergangene Eltern⸗ 
teil des zum Anerben Eingeſetzten ſich damit einverſtanden erklärt 
hat. Denſelben Standpunkt hat auch bereits der 3. Senat dieſes 
Gerichts in den Sachen 3 EH 167/34 und 3 EH 424/34 vertreten. 
Daraus, daß die Mutter des G. noch lebt, können alſo rechtliche 
Bedenken gegen die angef. Entſch. nicht hergeleitet werden. 

(LErbhGer. Celle, 2. Sen., Beſchl. v. 3. Juli 1934, 2 EH N 
—n. 
* 


13. 825 RErbhof®. 


1. Anerbenrecht iſt überall da Brauch geweſen, wo 
eine überwiegende Gewohnheit der bäuerlichen Bevöl- 
kerung, Höfe geſchloſſen zu vererben oder zu übertragen, 
beftanden hat, und wo zu der rein tatſächlichen überwie⸗ 
genden Gewohnheit noch das Bewußtſein einer Bindung 
an dieſe Übung hinzukam. 

2. Freie Beſtimmung des Anerben durch den Bauern 
ift fo lange üblich geweſen, als nicht bei der überwiegen⸗ 
den Mehrzahl der Bauern die Meinung beſtanden hat, 
daß der Hof dem Alteſten oder dem Jüngſten gebühre. 


3. Gewöhnlich läßt die vorwiegende tatſächliche Übung 
auf das Bewußtſein einer Bindung ſchließen. 

Der 62jährige Antragſteller iſt Eigentümer eines 23,17,69 ha 
großen Erbhofes. 

Er will ſeinen drittälteſten Sohn Heinrich zum Anerben be⸗ 
ſtimmen. Das AnerbG. hat die erbetene Zuſtimmung mit der Begr. 
verweigert, in ſeinem Bezirke gelte Alteſtenrecht, und es ſei der 
Enkel des Antragſtellers, Albert, geſetzlicher Anerbe des Hofes. 
Für eine Anderung dieſes Zuſtandes liege ein wichtiger Grund nicht 
vor. Nach den vorgelegten Zeugniſſen und dem perſönlichen Eindruck 
verſpreche Albert ein tüchtiger Bauer zu werden. Sein jugendliches 
Alter ſtehe nicht im Wege, zumal der Antragſteller noch nicht mit 
einem alsbaldigen Ableben zu rechnen habe. Bei Erteilung der Zu⸗ 
ſtimmung würde ſein Erbrecht letzten Endes nur deshalb verloren⸗ 
gehen, weil ſein Vater im Felde gefallen ſei. 

Mit ſeiner form⸗ und friſtgerecht eingelegten ſofortigen Beſchw. 
wendet ſich der Antragſteller vor allem gegen die Feſtſtellung des 
Anerb&,, in der Gegend von B. habe bei dem Inkrafttreten des 
Erbhof. Alteſtenrecht gegolten. 

Die Beſchw. mußte Erfolg haben. 5 

Nach § 25 Abſ. 1 RéErbhof. kann ein Bauer innerhalb der 
erſten Ordnung, d. h. unter ſeinen Söhnen und Sohnesſöhnen 8 20 
Ziff. 1 a. a. O.), den Anerben beſtimmen, 1. wenn in der Gegend 
bisher Anerbenrecht nicht Brauch war, 2. wenn freie Beſt durch den 
Bauern üblich geweſen iſt, 3. im anderen Falle mit Zuſtiumung 
des AnerbG., wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

Darüber, ob die Vorausſetzungen der Nr. 1 und 2 gegeben find, 
entſcheidet in Zweifelsfällen das AnerbG. 

Dieſer Vorſchr. liegt folgender Gedanke zugrunde: Wo man 
bisher Bauernhöfe durch Übertragsvertrag, Teſtament, Wreinbarung 
unter den Miterben oder in anderer Weiſe ungeteilt auf einen ein⸗ 
zigen Erben, und zwar auf einen beſtimmten, ſei es den Alteſten 
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oder den Jüngſten, gegen billige Abfindung oder Verſorgung der 
übrigen Erben zu übertragen pflegte, ſoll nunmehr kraft Geſetzes 
grundſätzlich je nach der bisherigen übung der Alteſte oder der 
Jüngſte den Hof bekommen. Nur aus wichtigem Grunde kann das 
Anerbb. Abweichungen zulaſſen (Ziff. 3). Wo es dagegen üblich 
war, Bauernhöfe nach den Regeln des bürgerlichen Erbrechts zu 
teilen (Ziff. 1) oder wo die Höfe zwar geſchloſſen vererbt oder über⸗ 
tragen wurden, der Erbe aber von dem Bauern nach ſeinem Er⸗ 
meſſen beſtimmt zu werden pflegte (Ziff. 2), da ſoll der Bauer auch 
weiterhin unter ſeinen Söhnen und Sohnesſöhnen den Anerben aus⸗ 
ſuchen dürfen, ohne an die Zuſtimmung des AnerbG. gebunden zu 
ſein (vgl. Vogels, 3. Aufl., S. 153 ff.; Wöhrmann, 2. Aufl., 
S. 151, 152; LErbhGer. Celle, 3 EH 288/34). 

Anerbenrecht iſt überall da nicht Brauch geweſen, wo eine über⸗ 
wiegende Gewohnheit der bäuerlichen Bevölkerung, Höfe geſchloſſen 
zu vererben oder zu übertragen, überhaupt nicht beſtanden hat. Von 
einem Brauch kann aber auch in denjenigen Gegenden nicht ge⸗ 
ſprochen werden, wo zwar meiſtens ungeteilte Vererbung oder Über⸗ 
tragung ſtattfand, eine Teilung aber noch nicht von der Mehrzahl 
der Bauern als regelwidrig angeſehen wurde. Zu der rein tatſäch⸗ 
lichen vorwiegenden Übung muß alſo noch das Bewußtſein 
einer Bindung an dieſe Übung hinzukommen, damit von einem 
Brauch i. S. des Geſetzes geſprochen werden kann (Wöhrmann, 
Vogels a. a. O., 3 EH 266/34, 3 EH 102/34; Eneccerus, 
Lehrbuch des bürgerlichen Rechts, 12. Bearb., Bd. 1 S. 60). Regel⸗ 
mäßig wird man allerdings von der vorwiegenden tatſächlichen 
Übung darauf ſchließen dürfen, daß die Mehrzahl der beteiligten 
Bauern das Bewußtſein einer Bindung gehabt hat. 

Entſprechendes gilt bei 8 25 Ziff. 2 a. a. O. Freie Belt. iſt 
in einer Gegend ſo lange üblich geweſen, als nicht bei der über⸗ 
wiegenden Mehrzahl der Bauern die Meinung beſtanden hat, daß der 
Hof dem Alteſten (oder dem Jüngſten) gebühre. Es genügt alſo 
für die Feſtſtellung eines Alteſten- (oder Jüngſten⸗) Brauchs nicht 
unbedingt, wenn in der Mehr zahl der Fälle der Alteſte (oder 
Jüngſte) den Hof tatſächlich bekommen hat. Erſt wenn von der 
Regel, dem Alteſten (oder dem Jüngſten) den Hof zu vererben oder 
zu übertragen, nur aus beſonderen Gründen abgewichen 
worden iſt, kann man mit Beſtimmtheit von einem Brauch 
des Alteſten⸗ (oder Jüngſten⸗) Rechts, dem Gegenteil der freien 
Beſt., ſprechen (3 EH 102/34, 3 EH 266/34. 3 EH 288/34). Die 
Feſtſtellung, daß die Abweichungen von der Regel, den Alteſten (oder 
Jüngſten) zu nehmen, regelmäßig auf beſonderen Umſtänden beruht 
haben, wird allerdings nur dann erforderlich ſein, wenn derartige 
Abweichungen verhältnismäßig häufig vorgekommen ſind. Gewöhn⸗ 
lich läßt die vorwiegende tatſächliche Übung auf das Bewußtſein einer 
Bindung ſchließen. 

Die Anwendung dieſer Grundſätze auf den vorl. Fall ergibt 
folgendes: 


Im früheren Landkreiſe H., zu dem auch die Gemeinde B. 
gehörte, waren ſchon Ende des vorigen Jahrhunderts die Bauern- 
höfe durchweg ſo klein geworden, daß bei dem überwiegend ſchlechten 
Boden und den ungünſtigen Witterungsverhältniſſen eine weitere 
Teilung, geſchweige denn eine Teilung nach der Zahl der Miterben, 
nicht mehr gut möglich war, ſoweit nicht eine Ergänzung durch 
Induſtriearbeit oder ſonſtige Tätigkeit in Betracht kam. Infolge⸗ 
deſſen wurde die geſetzliche Erbfolge in den Bauernhof regelmäßig 
durch Übertragsvertrag oder in anderer Weiſe verhindert. Ge⸗ 
ſchloſſene übertragung oder Vererbung landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
beſitzes herrſchte ſchon damals durchaus vor, auch bei den kleinſten 
Betrieben. Das bäuerliche Standesgefühl war ſo ſtark, daß, wenn 
einmal die geſetzliche Erbfolge eintrat, die gemeinſamen Kinder ſich 
einigten und den Hof ungeteilt auf einen übertrugen. Bei den Über⸗ 
tragungen und Auseinanderſetzungen wurde der Hof ſo viel unter 
dem Taxwert in Anrechnung gebracht, als notwendig erſchien, um 
den Beſtand des Hofes zu ſichern (vgl. Sering, Die Vererbung des 
ländlichen Grundbeſitzes im Königreich Preußen, Bd. 2 S. 158 ff.). 
Auch in der Folgezeit war es allgemein Sitte in der Gemeinde B., 
daß die Bauern ſchon zu Lebzeiten einem ihrer Kinder — meiſtens 
dem älteſten Sohne — den Hof übertrugen. Entſprechende letztwillige 
Verfügungen waren allerdings ſelten. Noch weniger kam es vor, daß 
geſetzliche Erbfolge eintrat, faſt immer nur dann, wenn der Bauer 
plötzlich vom Tode überraſcht wurde. In dieſem Ausnahmefalle 
pflegten ſich die Kinder dahin zu einigen, daß der Hof ungeteilt 
einem Kinde, meiſtens dem älteſten Sohne, zufiel. Juſtizoberinſpektor 
G., der jahrelang Grundbuchſachen aus der Gemeinde B. bearbeitet 
hat, weiß ſich keines Falles zu entſinnen, in dem ein Hof geteilt 
oder im Wege der Auseinanderſetzung zur Zwangsverſteigerung ge- 
bracht worden wäre. Unter dieſen Umſtänden kann kein Zweifel 
darüber beſtehen, daß in der Gemeinde B. bei Inkrafttreten des 
RErbhoch. Anerbenrecht Brauch geweſen iſt. Gelegentliche Land⸗ 
abfindumen, wie ſie der Notar Schn. anführt, ſtehen dem nicht 
entgegen, zumal es ſich hierbei um Baugelände gehandelt hat. 
Die Anwerdbarkeit des § 25 Abſ. 1 Ziff. 1 RErbhofch. iſt daher 
nit Recht om AnerbG. verneint worden. 
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Dagegen mußte die Frage, ob in der Gemeinde B. bei dem In⸗ 
krafttreten des NExbHof®. freie Beſt. durch den Bauern üblich ge- 
weſen iſt, im Gegenſatz zum angefochtenen Beſchl. bejaht werden. Im 
gleichen Sinne haben ſich faſt ſämtliche Perſonen, die in dieſer 
Angelegenheit befragt worden ſind, ausgeſprochen. Beſonders ein⸗ 
gehend iſt das Gutachten des Kreisbauernführers. Dieſer führt aus: 
„Im Bezirk B. war es üblich, daß der Bauer durch übergabe⸗ 
vertrag oder durch Teſtament die Rechtsnachfolge in ſeinen Hof 
regelte. Die Regelung erfolgte in faſt allen Fällen in der Weiſe, 
daß er einem Kinde — meiſtens einem Sohne — den Hof übertrug 
und für die abgehenden Kinder Abfindungen feſtſetzte. Er ſah ſich 
moraliſch nicht verpflichtet, einem beſtimmken Sohne (dem Alteſten 
oder dem Jüngſten) den Hof zukommen zu laſſen. Er hatte viel⸗ 
mehr das Bewußtſein, in ſeinem Beſtimmungsrecht keinem ſeiner 
Kinder gegenüber verantwortlich zu ſein. Eine innere Bindung 
fühlte der Bauer nur dem Sohne gegenüber, den er auf dem Hofe 
als zukünftigen Bauern erzogen hatte. Das brauchte keineswegs 
der Alteſte zu ſein. Entſcheidend waren für ſeine Auswahl Anlagen 
und Fähigkeiten, Altersverhältniſſe, Mitarbeit auf dem Hofe, kurz 
die geſamken Lebensverhältniſſe der Kinder. Wenn alſo mehrere ge- 
eignete Söhne vorhanden waren, ſo beſtimmte der Bauer nach 
freiem Gutdünken ſeinen Anerben. Wurde hierbei ein Sohn über⸗ 
gangen, ſo fühlte ſich dieſer in ſeinen Rechten nicht verletzt; es iſt 
auch kein Fall bekannt, in dem der übergangene älteſte Sohn ver⸗ 
ſucht hätte, gerichtlich ſein Anerbenrecht durchzuſetzen. Im Bezirk 
B. beſtimmte der Bauer zwar in der Mehrzahl der Fälle ſeinen 
älteſten Sohn zum Hofeserben, aber nicht weil er der Alteſte war, 
ſondern weil der Bauer meiſtens den älteſten Sohn auf dem Hofe 
gehalten und ihn als Bauer erzogen hatte.“ Mit dieſem Gutachten, 
das vor allem ein Bewußtſein der Bindung an einen beſtimmten An⸗ 
erbenbrauch i. S. eines Alteſten⸗ oder Jüngſtenrechts bei den Bauern 
der Gemeinde B. verneint, ſtimmen die Auskünfte der Notare D., 
Schn., S., des Bürgermeiſters, des Gemeindevorſtehers, des Orts⸗ 
bauernführers und der Bauern B., L. und N. im weſentlichen überein. 
Auch der bereits obenerwähnte Juſtizoberinſpektor G. möchte die 
freie Beſt. für den Gemeindebezirk B. bejahen, während der Bauer B. 
zwur vom Alteſtenbrauch ſpricht, aber doch beſtätigt, daß der älteſte 
Sohn einen „Anſpruch auf die Erbfolge“ nicht gehabt habe. Daß eine 
überwiegende, als verbindlich angeſehene Gewohnheit der 
Bauern, die Höfe auf den Alteſten zu vererben oder zu übertragen, 
in der Gemeinde B. (und auch in der Umgegend) nicht beſtanden hat, 
ergibt ſich vor allem aus der Wirkung des angefochtenen Beſchl. 
Die Feſtſtellung des Alteſtenbrauchs iſt von mehr als 90 Perſonen 
in einer zu den Akten gelangten Erklärung ſcharf mißbilligt wor⸗ 
den. Der zuſtändige Ortsbauernführer hat dieſer Mißbilligung in 
einem Berichte an den Kreisbauernführer Ausdruck gegeben. Die 
Ortsbauernführer von acht benachbarten Gemeinden haben das Be⸗ 
ſtehen eines Alteſtenbrauchs verneint und erklärt, ihre Bauern hätten 
von jeher demjenigen ihrer Söhne den Hof übertragen, der ihnen 
unter den obwaltenden Umſtänden als Nachfolger am geeignetſten 
erſchienen ſei; ſo ſolle es nach der Auffaſſung der Bauern bleiben. 
Dieſe Meinungsäußerungen kann man nicht auf eine Stimmungs⸗ 
mache ſeitens des Antragſtellers zurückführen. So leicht laſſen ſich die 
Bauern des Sauerlandes, die durch harte Arbeit und kluge Vor⸗ 
ausſicht ihre Höfe zuſammengehalten haben, nicht beeinfluſſen. Man 
darf ihnen auch nicht unterſchieben, daß ſie ihre Erklärungen wider 
beſſeres Wiſſen abgegeben haben, zumal ihnen die Feſtſtellung des 
Alteſtenbrauchs regelmäßig Übertragsvertrag und Teſtament erſpart 
hätte, während bei Annahme der freien Beſt. geſetzlich (8 21 Abſ. 3 
RErbhofG.) Jüngſtenrecht gilt, fo daß häufig eine andere Regelung 
der Nachfolge im Intereſſe des Hofes erforderlich ſein wird. 


Die ſoeben erörterte Anſicht der Mehrzahl der Auskunfts⸗ 
perſonen ſtimmt auch mit der geſchichtlichen Entwicklung überein. 
Bei Sering a. a. O. S. 160 wird ein aus den neunziger Jahren 
ſtammender Bericht des damaligen Landrats von H. mitgeteilt, in 
dem es heißt: „Es beſteht aber keine Rechtsüberzeugung dahin, daß 
der älteſte Sohn Anſpruch auf die Beſitzesnachfolge habe. Wenn der⸗ 
ſelbe für minder geeignet gehalten wird oder ſchon einen Hof durch 
Heirat erworben und anderweit einen geſicherten Erwerb gefunden 
hat, wird unbedenklich ein zweiter oder dritter Sohn zur Nachfolge 
berufen. Anlagen, Neigungen, Altersverhältniſſe der Kinder, ihre 
Mitarbeit auf dem Hofe, kurz, die geſamten Lebensverhältniſſe ſind 
für die Auswahl des Gutsnachfolgers mitbeſtimmend; auch Töchter 
ſind nicht ausgeſchloſſen, wenn durch ſie, bzw. deren Ehemann, die 
Beſitznachfolge und die Bedenkung der übrigen Kinder am beſten ge⸗ 
ſichert erſcheint. Bei den kleinen Kotten kommt es weſentlich darauf 
an, welcher Sohn den Eltern am meiſten Gutes erwieſen und dem 
Kotten die meiſte Mitarbeit zugewandt hat.“ Daß dieſer Bericht nicht 
i. S. eines Alteſtenbrauchs gedeutet werden kann, ergibt ſich am beſten 
aus der Tatſache, daß nach der Auskunft des Juſtizoberinſpektors G. 
auf Grund des weſtf. AnerbGeſ. v. 2. Juli 1898 (GG. 139), deſſen 
§ 14 im Zweifel Alteſtenrecht vorſah, im ganzen Amtsgerichtsbezirk 
H. nur zwei nicht in der Gemeinde B. liegende Höfe eingetragen 
worden ſind. Außerdem ſpricht der Bericht von einer Auswahl des 
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Gutsnachfolgers nach einer Reihe von Geſichtspunkten 
und ſtellt ausdrücklich feſt, daß irgendeine Anwartſchaft des 
älteſten Sohnes nicht anerkannt worden iſt. 

Schließlich mag noch darauf hingewieſen werden, daß die An⸗ 
nahme der freien Beſt. dem Charakter der Gegend am meiſten ent⸗ 
ſpricht. Der überwiegend ſchlechte Boden und die ungünſtigen Wit⸗ 
terungsverhältniſſe machen es erforderlich, daß jeweils derjenige von 
en Söhnen zum Bauern beſtimmt wird, der nicht nur non der Land⸗ 
wirtſchaft am meiſten verſteht, ſondern auch gewillt und nach ſeinen 
Charaktereigenſchaften in der Lage iſt, ſich bei harter Arbeit mit ge⸗ 
ringem Erfolge zu begnügen. Aus den gleichen Gründen ſind die 
Höfe meiſt nicht in der Lage, zwei Familien zu ernähren und zu 
1 0 wie es beim Alteſtenbrauch vielfach erforderlich ſein 
ürde. 

Das BeſchwG. hat deshalb das Beſtehen eines Alteſtenbrauchs 
derneint und demzufolge, weil Jüngſtenbrauch ohne weiteres aus⸗ 
ſchied, angenommen, daß bei Inkrafttreten des RErbhof . in der 
Gemeinde B. freie Beſt. durch den Bauern üblich geweſen iſt. Zu⸗ 
ſammenfaſſend läßt ſich ſagen: Es beſtand zwar Anerbenſitte, Alteſten⸗ 
brauch hatte ſich aber nicht vollends durchgeſetzt. Er wurde von der 
Mehrzahl der Bauern noch nicht als bindende Regel anerkannt. 
Den wenigen abweichenden Auskünften konnte ebenſowenig ent» 
ſcheidende Bedeutung beigelegt werden wie der am 9. Febr. 1934 
gefaßten Entſchließung der Anerbengerichtsvorſitzenden und Rechts⸗ 
anwälte des Landgerichtsbezirks H. In beiden Fällen iſt offen⸗ 
ſichtlich auf die rein tatſächliche übung zu großes Gewicht gelegt 
worden. Die Entſchließung v. 9. Febr. 1934 umfaßt außerdem ein 
viel zu großes Gebiet. Bräuche ſind von Ort zu Ort verſchieden, 
genau ſo wie etwa die plattdeutſche Mundart. Sie Können häufig 
ſogar nicht einmal für einen einzelnen Gemeindebezirk, geſchweige 
denn für einen ganzen Landgerichtsbezirk einheitlich feſtgeſtellt wer⸗ 
den (vgl. 1 EH 764/34). Die abweichenden Auskünfte legen auch 
teilweiſe den Begriff der freien Beſt. unrichtig i. S. von wahlloſer 
Beſt. aus. Wo Anerbenſitte geherrſcht und die Höfe vor Zerſplit⸗ 
terung durch ein ſchematiſches Erbrecht bewahrt hat, wird wohl kaum 
ein Bauer ſeinen Nachfolger wahllos beſtimmt haben. Ein ſolches 
Verfahren würde die ſegensreiche Wirkung der Anerbenſitte zunichte 
gemacht haben. 

Iſt aber in der Gemeinde B. bei Inkrafttreten des RErbhof®. 
freie Beſt. des Anerben durch den Bauern üblich geweſen, ſo kann 
der Antragſteller ſeinen Sohn Heinrich ohne Zuſtimmung des Unerbi. 
zum Anerben beſtimmen (8 25 Abſ. 1 Ziff. 2 NErbhof®.). Dieſe 
Folgerung war auszuſprechen. 

(LErbhcher. Celle, Beſchl. v. 14. Juni 1934, 3 EH 311/34.) [(— n.] 

* 


14. 88 25, 48 RErbhofG.; 
88 19, 20 RF GG. N 

1. Gegen einen Beſchl. des AnerbG., durch den eine 
Ausſetzung des Verfahrens angeordnet wird, findet gem. 
§ 19 Ri., 8 11 der 1. Durchſ Vo. die einfache Bee 
ſchwerde ſtatt. 

2. Die Frage, ob ein wichtiger Grund vorliegt, daß 
ein Bauer ſtatt ſeines Sohnes ſeine Tochter zum Anerben 
beſtimmt, ift nicht allein nach der Vauernfähigkeit des 
Sohnes, ſondern nach der Geſamtheit der vorhandenen 
Umſtände zu beantworten. Eine Ausſetzung des Verfahrens, 
um dem Sohne Gelegenheit zu geben, feine Bauernfähig⸗ 
keit unter Beweis zu ſtellen, iſt nicht zuläſſig. 

Der Bauer, der jetzt alt und kränklich iſt, hat nur zwei Kinder, 
nämlich einen 31 Jahre alten Sohn, der ſeit mehreren Jahren als 
Arbeiter auf den Leuna⸗Werken beſchäftigt iſt, und eine Tochter im 
Alter von annähernd 40 Jahren, die mit einem Landwirt verheiratet 
iſt. Dieſe Tochter möchte der Bauer jetzt durch Teſtament zu ſeiner 
Anerbin einſetzen. 

Das AnerbG. hat die Entſch. über den dahingehenden Antrag 
des Bauern auf ein Jahr ausgeſetzt, um dem Sohn Gelegenheit zu 
geben, ſeine Bauernfähigkeit unter Beweis zu ſtellen, und zwar 
dadurch, daß er bei einem hierfür geeigneten Landwirt als Wirt⸗ 
ſchaftsgehilfe oder Verwalter arbeitet. Weiter hat es in dem Beſchluß⸗ 
tenor ausgeführt, es ſei dabei vorausgeſetzt, daß ein etwaiger Lohn⸗ 
ausfall des Sohnes von dem Bauern getragen werde, ſo daß der 
Unterhalt der Familie des Sohnes gewährleiſtet ſei. 

Gegen dieſen ihm am 23. April 1934 zugeſtellten Beſchluß hat 
der Bauer am 4. Mai „ſofortige Beſchwerde“ eingelegt. 

Dieſes Rechtsmittel iſt zuläſſig und zwar als einfache Be⸗ 
ſchwerde. 

Mit den Beſchlüſſen des AnerbG., gegen die na 48 RErbhofd. 
die ſofortige Beſchw. ſtattfindet, ſind offenbar nur 105 e 
dungen gemeint. Das ſind ſolche, durch die endgültig eine Feſt⸗ 
ſtellung oder Anordnung getroffen oder ein Sachantrag ganz oder 
5. T. genehmigt oder zurückgewieſen wird. Inwieſveit auch die eine 
Vorſrage betreffenden Zwiſchenentſcheidungen dazu gehören, und ob 


8 11 der 1. DurchfVO.; 


ein Beſchluß mit darunter fällt, durch den eine Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens abgelehnt wird, braucht hier nicht erörtert zu werden. 

Anders verhält es ſich jedenfalls mit den Entſch., durch die 
eine Ausſetzung des Verfahrens angeordnet wird. Eine ſach⸗ 
liche Entſch. tft darin nicht zu erblicken. Niemandem wird dadurch 
ein Recht zuerkannt oder abgeſprochen. Im allgemeinen bringt ſie 
auch nicht einmal eine ſachliche Stellungnahme des Gerichts über den 
zur Entich. ſtehenden Fall zum Ausdruck. Sie enthält vielmehr nur 
eine das Verfahren betreffende Anordnung. Als ſolche geht ſie aber 
über den Rahmen einer prozeßleitenden Verfügung hinaus, weil ſie 
den völligen Stillſtand des Verfahrens für eine beſtimmte Zeit an⸗ 
ordnet. Deshalb muß gem. § 19 RZGG. i. Verb. m. § 11 der 
1. DurchfVO. z. Rerbhofch. die einfache Beſchw. dagegen zuläſſig 
fein. Denſelben Standpunkt haben zu der Frage ber Anfechtung von 
Ausſetzungsbeſchlüſſen in dem Verfahren vor der AufwSt. das KG. 
in ſeinem Beſchl. v. 14. Juli 1926, 9 Aw 1724/24 (AufwRſpr. 1927, 
563) und mit der gleichen Begründung das RG. in ſeinem Beſchl. 
v. 30. Jan. 1928, VB 36/27 (AufwRſpr. 1928, 156) vertreten. Jene 
Entſch. können ohne Bedenken auch auf das Verfahren vor dem 
Anerb®. angewandt werden, das ebenfalls nach den Grundſätzen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit geſtaltet iſt. 

Welche Behörde für die Entſch. über eine ſolche Beſchw. zu⸗ 
ſtändig iſt, geht aus dem Wortlaut des Geſetzes nicht hervor. Nach 
der Auslegungsregel des 8 56 RErbhofcg. muß man jedoch annehmen, 
daß darüber nicht das LG., ſondern das Erbhber. zu befinden hat. 
Die Entſch. darüber hängt ſo eng mit der Beurteilung der das eigent⸗ 
liche Erbhofrecht betreffenden Fragen zuſammen, für die grundſätzlich 
nur die Anerbenbehörden zuſtändig ſind, daß eine ſachgemäße, das 
Verfahren wirklich fördernde Entſch. nur das ErbhGer. fällen kann. 

Der Bauer iſt hier nach 8 20 Ricoh. i. Verb. m. 8 11 der 
1. DurchfVO. z. RErbhof®. beſchwerdeberechtigt, weil fein Recht auf 
alsbaldige Entfch. durch den angefochtenen Beſchluß betroffen iſt. 

Wann eine Ausſetzung des Verfahrens vor dem Anerb®. zu⸗ 
läſſig iſt, braucht hier grundſätzlich nicht erörtert zu werden. In 
dieſem Falle war ſie jedenfalls zu Unrecht angeordnet worden. 

Von der Entſch. irgendeiner Vorfrage, für die das AnerbG. nicht 
zuſtändig wäre oder die Gegenſtand eines anderen Verfahrens ſein 
Könnte, ift die Entſch. in dieſer Sache nicht abhängig. Die Frage 
nach der Bauernfähigkeit des Sohnes iſt nicht allein von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung. Ein wichtiger Grund zur Übergehung eines geſetz⸗ 
lichen Anerben liegt ſchon dann vor, wenn die Geſamtheit der vor⸗ 
handenen Umſtände eine ſolche als gerechtfertigt erſcheinen laſſen. Das 
muß das AnerbG. in dieſem Verfahren prüfen und nach den 
heutigen Verhältuiſſen beurteilen. 

Hier iſt die Entſch. darüber beſonders dringlich, weil es ſich 
um die Errichtung eines Teſtaments handelt und der Bauer alt und 
krank iſt und ſogar ſchon einen Schlaganfall erlitten hat. Unter dieſen 
Umſtänden haben alle Beteiligten ein berechtigtes Intereſſe an als⸗ 
baldiger Klärung. Eine lange Ungewißheit iſt für ſie alle unerträglich. 
Der Bauer iſt beſorgt um das Schickſal feines Hofes. Die Tochter, 
die nach dem Wunſch des Bauern den Hof haben ſoll, und deren 
Ehemann bewirtſchaften den Hof bereits ſeit einiger Zeit als Pächter. 
Wenn ſie bald erfahren, daß ſie den Hof ſpater als Eigentum be⸗ 
kommen werden, können ſie darauf ganz anders wirtſchaften und 
ſchon jetzt Geld hineinſtecken, was fie ſonſt nicht wagen könnten. 
Auch der Sohn muß ſo raſch wie irgend möglich wiſſen, woran er 
iſt, damit er ſich, wenn er keine Ausſicht mehr auf den väterlichen 
Erbhof hat, rechtzeitig wieder nach einer anderen Beſchäftigung um⸗ 
ſehen kann. Daß — wie das Aneıb®. erwartet — der Bauer ein Jahr 
lang für den Sohn und deſſen Familie aufkommt, kann ihm nicht 
zugemutet werden. Eine ſolche Unterhaltspflicht findet im Geſetz 
keine Stütze. 

Aus dieſen Gründen hat das Anerbch. die Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens zu Unrecht angeordnet. 


(LErbhcher. Celle, Beſchl. v. 3. Juli 1934, 2 EH 899/34.) [—n.] 
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15. 88 30, 37 RErbhofG.; 88 1620, 1624 BOB. Die weib- 
lichen Abkömmlinge des Bauern haben nad) 930 RErbhofch. 
nicht nur Anſpruch auf eine Ausſteuer zur Einrichtung 
des Haushalts, ſondern darüber hinaus auch Anſpruch 
auf eine dem Stande des Hofes entſprechende Ausſtattung. 

Im Grundbuch von P. ſteht der Landwirt L. als Eigentümer 
eines etwa 20 ha großen Erbhofes eingetragen, welcher mit einer 
Aufwertungshypothen von 2000 RM belaſtet iſt. Der Eigentümer 
hat um die Genehmigung gebeten, ſeinen Hof mit 3000 K / bes 
laſten zu dürfen. Zur Begr. dieſes Antrages hat er angeführt, 
er habe ſeiner Tochter, die ſich im Juli 1932 mit dem Schmiede⸗ 
meiſter Th. verheiratet habe, verſprochen, ihr neben einer Aus⸗ 
ſteuer noch eine Ausſtattung von 3000 N. zu gewähren, damit 
ihr Ehemann damit eine Schmiede einrichten könne. Da der Vater 
ſeines Schwiegerſohnes dieſem das Schmiedehandwerkszeug und die 
Einrichtung der Schmiede unter Stundung des Kaufpreiſes von 
3000 AA überlaſſen habe, dieſer aber das Geld unbedingt für 
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ſeinen Lebensunterhalt brauche, müßte er, der Antragſteller, ſich 
dieſen Betrag gleichfalls anderweitig beſorgen. 

Das AnerbG. hat den Antrag abgelehnt. Dagegen richtet ſich 
die friſt⸗ und formgerecht eingelegle ſofortige Beſchw. des Eigen⸗ 
tümers. Es iſt allein darüber zu entſcheiden, ob für die Eintragung 
des Betrages ein wichtiger Grund gem. 837 Abſ. 2 RErbhofch. 
vorliegt. Das AnerbG. hat angenommen, dadurch, daß der An⸗ 
tragſteller feiner Tochter eine dem Stande des Hofes entſprechende 
Ausſteuer, nämlich Einrichtungsgegenſtände im Werte von etwa 
1750 K, gegeben habe, habe der Hof die ihm gem. § 30 RErb⸗ 
hof. obliegenden Ausſtattungsverpflichtungen erfüllt. Dieſem 
Standpunkt kann nicht beigetreten werden. Nach 830 Abf. 2 
RéErbhofch. ſollen die weiblichen Abkömmlinge bei ihrer Verhei⸗ 
ratung in einer dem Stande des Hofes entſprechenden Weiſe 
ausgeſtattet werden. Der Begriff der Ausſtattung geht 
aber über den Begriff der Ausſteuer hinaus, da unter Aus⸗ 
ſtattung das zu verſtehen iſt, was dem Berechtigten mit Rück⸗ 
ſicht auf ſeine Verheiratung und auf die Erlangung der ſelbſtän⸗ 
digen Lebensſtellung zur Begr. oder zur Erhaltung einer Wirt⸗ 
ſchaft oder ſonſtigen Lebensſtellung zugewandt wird (§ 1624 BGB.), 
während als Ausſteuer lediglich die Einrichtung des Haushalts 
im Falle der Verheiratung gilt (8 1620 BGB.). Bei dem Hof des 
Antragſtellers, der einen Reinertrag von 113,90 Talern und einen 
Einheitswert von 22 800 RM hat, muß aber eine Ausſtattung von 
3000 AA neben der gewöhnlichen Ausſteuer als angemeſſen an⸗ 
geſehen werden, da der Antragſteller nur zwei Kinder hat. Dieſe 
Ausſtattung von 3000 AM iſt auch für den Hof durchaus tragbar, 
da außer einer Aufwertungshypothek von 2000 RM und einer be⸗ 
reits bewilligten Hypothek von 1600 AM keine Belaſtungen vor⸗ 
handen ſind. Auch der Kreisbauernführer hat die Eintragung einer 
Hypothek von 3000 RM als eine angemeſſene Ausſtattung für die 
Tochter befürwortet, ſo daß das Vorliegen eines wichtigen Grun⸗ 
des für dieſe Eintragung bejaht werden muß. Um jedoch allmäh⸗ 
lich die Befreiung von der Belaſtung herbeizuführen, erſchien es 
angebracht, die Genehmigung unter der Bedingung einer Tilgung 
von jährlichen Raten in Höhe von 200 & zu erteilen. 

(LErbhGer. Celle, Beſchl. v. 4. Juli 1934, 4 EH 94/4.) [n. 
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16. 5 37 Abſ. 2 RErbhofch. Die Vermeidung der 
Rückforderung von unter Eigentumsvorbehalt geliefertem, 
für die Bewirtſchaftung des Hofes notwendigem Vieh 
kann einen wichtigen Grund für die Belaſtung des Hofes 
bilden. +) 

Der Bauer G. aus K. iſt Eigentümer eines Erbhofes in Größe 
von 8,12,54 ha. Der Hof iſt mit 1800 AM Darlehnshypothek be⸗ 
laſtet. G. hat i. J. 1932 erhebliche Viehverluſte gehabt und hat ſich 
von dem Fleiſchermeiſter K. zum Ausgleich dieſer drei Kühe kaufen 
müſſen. Auf den Kaufpreis ſchuldet G. dem K. heute noch 520 RM. 
Letzterer hat ſich das Eigentum an den Kühen bis zur vollſtändigen 
Zahlung des Kaufpreiſes vorbehalten. Da G. die Schuld aus den 
Erträgniſſen des Hofes nicht begleichen kann, will er ſie in ein mit 
5% jährlich verzinsliches und halbjährlich zu kündigendes Darlehn 
umwandeln ſowie zur Sicherung dieſes zugunſten des K. auf ſeinen 
Hof eine Hypothek beſtellen. Das AnerbG. hat die Eintragung einer 
Hypothek von 520 GM. nebſt 4% Zinſen ſowie jährliche Tilgungs⸗ 
raten von 10% genehmigt. Dagegen hat der Kreisbauernführer 
ſofortige Beſchwerde eingelegt. 

An ſich iſt es richtig, daß in der Regel ein wichtiger Grund 
zur Belaſtung des Erbhofes mit einer Hypothek nicht vorliegt, wenn 
dieſe der Sicherſtellung einer alten Wirtſchaftsſchuld dienen ſoll. Hier 
liegen aber beſondere Verhältniſſe vor, die einen wichtigen Grund 
i. S. des 8 37 Abs. 2 RExbhof®. darſtellen. Nach der Auskunft des 
Ortsbauernführers hat der Antragſteller nur die drei Kühe im Stall, 
die er von K. gekauft hat. Sie ſind für die Wirtſchaft unbedingt 
erforderlich. Den Kaufpreis kann der Antragſteller z. Z. nicht auf⸗ 
bringen, weil er und ſeine Ehefrau in den letzten zwei Jahren ſchwere 
Krankheiten haben durchmachen müſſen. Es iſt ihm zu glauben, daß 
er ohne dingliche Sicherſtellung Geld nicht anleihen kann, wie auch 
der Ortsbauernführer noch beſonders betont. Da der Kaufpreis fällig 
iſt, ſo könnte K. die unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Kühe 
zurücknehmen und dadurch den Betrieb des Antragſtellers völlig lahm⸗ 
legen. Dies muß auf jeden Fall und kann durch die Beſtellung der 
— x... p 

Zu 16, Die Entſch. ſtellt eine Abweichung von der bisherigen 
Apr. des LErbhcher. dar. Ihr muß wegen der Tatſache, daß es ſich 
um lebensnotwendige Zubehörſtücke handelt, zugeſtimmt werden. Es 
wäre jedoch völlig verfehlt, gerade dieſe Entſch. zum Präjudiz für 
ſolche Fälle zu machen, in denen es ſich um weniger wichtige Dinge 
(überflüffige Maſchinen) handelt, die durch geſchicktes „Anreißen“ 
eines Reiſenden gekauft worden ſind. 

GerAſſ. Dr. Dürr, Breslau. 


erörterten Hypothek vermieden werden, die für den Hof durchaus 
tragbar erſcheint. 


(CErbhGber. Celle, Beſchl. v. 20. Juni 1934, 4 EH 159,34. 
Der. von Ger Aſſ. Dr. Dürr, Breslau. 
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17. 8 37 Abſ. 2 RErbhofcc. Zur Ausſtattung und 
Exiſtenzgründung eines weichenden Erben kann bei Ver⸗ 
einbarung tragbarer Tilgung die Belaſtung eines Hofes 
mit einer Hypothek genehmigt werden. Eine Sicherungs- 
hypothek, die dem Kreditnehmer ermöglicht, an Stelle 
des erhaltenen Darlehens nach Rückzahlung anderweit 
Kredit auf Grund der Sicherung in Anſpruch zu nehmen, 
iſt jedoch als Belaſtung ungeeignet. 

Der Bauer B. in S. iſt Eigentümer eines Erbhofes von 
11,24,31 ha mit einem Einheitswert von 10 800 N. Der Hof iſt 
nur mit einer Aufwertungshypothek von 449,46 GM. belaſtet. 
B. hat vier Söhne und fünf Töchter. Von den fünf Töchtern ſind 
un verheiratet und haben je eine Ausſteuer zum Wert von 1000 K 
erhalten. 

Der älteſte Sohn, welcher von Beruf Fleiſcher iſt, hat ſich im 
Nov. 1933 verheiratet und eine Fleiſcherei gepachtet. Er muß eine 
Kaution von 800 RM ſtellen und hat für den Anfang Betriebsmittel 
nötig. Der Vater will dieſem Sohn zur Gründung einer Exiſtenz 
2000 RA leihen und das erforderliche Geld bei der Städt. Sparkaſſe 
in L. oder bei einem anderen Geldinſtitut gegen Beſtellung einer 
Sicherungshypothek anleihen. 

Das Anerbcß. hat dem Antrag entſprochen. Der Kreisbauern⸗ 
führer hat den Beſchluß mit der Begründung angegriffen, er ſehe in 
der Gewährung der 2000 RM für den älteſten Sohn eine Kapital⸗ 
abfindung, für die das RerbhofG. keinen Raum laſſe. 

Dem Anerb®. iſt darin beizutreten, daß auch ein wichtiger Grund 
zur Genehmigung der Belaſtung zwecks Beſchaffung von 2000 Ru 
für den älteſten Sohn des Antragſtellers gegeben iſt. Bei dieſem 
handelt es ſich um die Gründung einer Exiſtenz. Da kein Zweifel 
darüber beſtehen kann, daß er weder Perſonal⸗ noch Realkeredit hat, 
ſo könnte die Gründung ſeiner Exiſtenz ſcheitern, wenn der Vater 
ihm nicht mit einem Darlehn zu Hilfe käme. Dies iſt nicht nur eine 
Vaterpflicht und Ehrenpflicht, ſondern auch eine, wie das Anerbch. 
zutreffend ausführt, auf 830 RErbhofch. ſich gründende Ausſtattungs⸗ 
pflicht des Vaters. Da dem Vater zu glauben iſt, daß ihm bares Geld 
nicht zur Verfügung ſteht, ſo iſt er gezwungen, ſich Geld gegen Hypo⸗ 
thekbeſtellung zu beſchaffen. Wie dem Gericht bekannt iſt, ſind die 
Geldinſtitute heute noch nicht geneigt, Geld ohne dingliche Sicher⸗ 
ſtellung herzugeben, weil ihre Satzungen meiſt noch die dingliche 
Sicherſtellung verlangen. Da es ſich bei dem Hof des Antragſtellers 
um einen leiſtungsfähigen und wenig belaſteten Hof handelt, ſo iſt 
die Neubelaſtung für dieſen tragbar. 

Nicht beizutreten iſt jedoch den Ausführungen des Vorderrichters, 
daß hier eine Sicherungshypothek am Plaz iſt. Dieſe mag im vorl. 
Falle den Belangen des Antragſtellers entſprechen, ſteht aber mit dem 
Ziel und Zweck des RErbhofG. in Widerſpruch, weil ſie die Möglich⸗ 
keit eröffnet, daß der Antragſteller ſich nach Zurückzahlung der Dar⸗ 
lehnsvaluta wieder Geld ohne Genehmigung des AnerbG. zuweiſen 
läßt. Die Belaſtungen eines Erbhofs ſollen aber nur vorübergehend 
ſein und in abſehbarer Zeit im Grundbuch wieder zur Löſchung 
kommen. Um dies zu gewährleiſten, muß die Belaſtung die Form 
einer Darlehnshypothek haben, bei der neben einem angemeſſenen 
Zinsfuß eine tragbare Tilgungsrate vereinbart wird. Die hier zu 
vereinbarende Tilgungsrate muß bei der Leiſtungsfähigkeit des Hofes 
mindeftens jährlich 200 AM betragen, um wenigſtens in 10 Jahren 
eine Tilgung herbeizuführen. 

(LErbhGeer. Celle, Beſchl. v. 20. Juni 1984, 4 EH 164/4.) 
Ber. von GerAſſ. Dr. Dürr, Breslau. 
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18. 88 48, 10 RErbhofG.; 88 36 ff. der 1. Durchf V.; 
822 R GG. 

1. Unkenntnis der Beſchwerdefriſt iſt kein Grund zur 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. Der Beſchwß. 
muß ſich nach der Beſchwerdefriſt erkundigen; ſonſt han⸗ 
delt er ſchuldhaft. 

2. Iſt der Eigentümer im Anlegungsverfahren mit 
ſeinem Einſpruche gegen die Aufnahme ſeiner Beſitzung 
in das gerichtliche Verzeichnis der Erbhöfe unterlegen, ſo 
iſt er nicht gehindert, nachträglich den Antrag auf Feſt⸗ 
ſtellung der Erbhofeigenſchaft gemäß § 10 RErbhofch. zu 
ſtellen. 

Durch den angefochtenen Beſchl. war der Einſpruch des Eigen⸗ 
tümers gegen die Aufnahme ſeiner Beſitzung in das gerichtliche Ver⸗ 
zeichnis der für ſeine Gemeinde in Ausſicht genommenen Erbhöfe 
aus ſachlichen Gründen zurückgewieſen worden. 

Der Beſchl. iſt dem BeſchwF. am 6. April 1934 zugeſtellt 
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worden. Er hat dagegen durch Erklärung zu Protokoll des Ur⸗ 
kundsbeamten der Geſchäftsſtelle am 15. Mai, alſo nach Ablauf 
der zweiwöchigen Friſt, Beſchw. eingelegt. Gleichzeitig hat er Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand beantragt und die Verſpätung damit 
eniſchuldigt, daß er von einer Beſchwerdefriſt nichts gewußt habe. 
Unkenntnis entſchuldigt aber nicht. Der BeſchwF. hätte die Pflicht 
gehabt, ſich nach den Möglichkeiten und Friſten für eine Anfechtung 
eines ihm nicht genehmen Beſchl. des AnerbG. zu erkundigen. Dieſer 
Pflicht hat er auch dadurch nicht genügt, daß er erſt eine Woche nach 
Zuſtellung mit einem anderen Bauern der Gemeinde ſprach. Wenn 
aber dieſer ihm auch noch ſagte, er habe bereits Beſchw. eingelegt, 
jo mußte ſich der BeſchwF. mindeſtens hieraufhin alsbald zur 
Geſchäftsſtelle des Anerbc d. oder zum Kreisbauernführer begeben; er 
durfte unter dieſen Umſtänden keineswegs noch eine weitere Woche 
zuwarten, bis er den Weg zum Kreisbauernführer nahm. Die Ver⸗ 
ſäumung der Friſt beruht ſomit auf feinem Verſchulden. Daher war 
die Wiedereinſetzung zu verſagen. Es bleibt alſo dabei, daß die Beſchw. 
verſpätet und daher unzuläſſig iſt. 

Durch die hieraus folgende Verwerfung der Beſchw. iſt übrigens 
der Eigentümer nicht gehindert, den Antrag auf Feſtſtellung der 
Erbhofeigenſchaft oder Nichterbhofeigenſchaft gem. $ 10 RErbhofch. 
nachträglich zu ſtellen, da für dieſen Antrag keine Friſten vor⸗ 
geſehen ſind. 

(LErbhGer. Celle, Beſchl. v. 10. Juli 1934, 2 EH 942/34.) [n.] 


* 
19. 8 62 der 1. DurchfVoO. zum NErbHof®. 


1. Zur Einſetzung des Ehegatten als Anerben gemäß 
862 Abſ. 2 der 1. DurchfVO. zum RErbhofG. ift die Zu- 
ſtimmung des AunerbG. nicht erforderlich. 

2. Die Rechtmäßigkeit der Erbeinſetzung unterliegt 
nicht der Entſch. der AnerbG., ſondern der der ordent- 
lichen Gerichte, insbeſ. des Nachlaß. 

Der Bauer K. war früher Alleineigentümer von landwirt⸗ 
ſchaftlich genutzten Grundſtücken mit Hofſtelle in Geſamtgröße von 
26,1082 ha mit 55,62 Taler Reinertrag, die unſtreitig und un⸗ 
zweifelbar eine Ackernahrung darſtellen. Er hat ſich i. J. 1929 mit 
der Beſchwß. verheiratet. Die Eheleute hatten ſchon vorher für 
ihre Ehe allgemeine Gütergemeinſchaft vereinbart, und zwar durch 
notariellen Vertrag v. 6. Sept. 1928. 

Der Bauer K. iſt am 13. Febr. 1934 geſtorben und hat durch 
ein v. 31. Jan. 1934 datiertes, am 17. März 1934 eröffnetes 
Teſtament feine Ehefrau, die BeſchwF., zu feiner alleinigen Erbin 
ernannt. 

Die Witwe K. hat bei dem Anerbch. die Genehmigung zur 
Erbeinſetzung als Anerbin beantragt. 

Das AnerbG. hat dieſe Genehmigung durch den angef. Beſchl. 
verweigert. 

Gegen dieſen Beſchluß richtet ſich die zuläſſige und form- 
wie friſtgerecht eingelegte Beſchw. der Witwe K. 

Der Beſchw. mußte der Erfolg verſagt bleiben. 

Durch die formgerecht vereinbarte allgemeine Gütergemein- 
ſchaft war das Vermögen des Ehemannes gemeinſchaftliches Ver⸗ 
mögen der Ehegatten geworden; die einzelnen Gegenſtände wurden 
gemeinſchaftlich, ohne daß es dazu einer rechtsgeſchaftlichen Über⸗ 
tragung bedurfte (8 1348 Abſ. 2 NExrbhof®.), alſo auch die 
Grundſtücke; daß die Gemeinſchaft nicht im Grundbuche eingetra⸗ 
gen worden iſt, iſt unſchädlich, das Grundbuch it inſofern offen⸗ 
kundig unrichtig. 

Da ſomit die Ackernahrung der Eheleute am 1. Okt. 1933 
in ehelicher Gütergemeinſchaft ſtand, iſt fie mit dieſem Tage Erb⸗ 
hof geworden (8 62 Abſ. 1 der 1. DurchfVO. z. RErbhofch. ). 

Die BeſchwF. glaubt nun offenbar, gem. § 62 Abſ. 2 der 
1. DurchfVO. auf Grund des Teſtaments ihres verſtorbenen Man⸗ 
nes Anerbin geworden zu ſein. Ob dieſe Anſicht zutreffend iſt, 
unterliegt nicht der Entſch. der Anerbenbehörden, ſondern der 
Nachprüfung des Nachlaßgerichts, im Streitfalle der der ordent⸗ 
lichen Gerichte. Die Einſetzung eines Anerben gem. 8 62 Abſ. 2 
d. a. O. bedarf keinesfalls der Genehmigung des Anerbcg. (vgl. 
Wöhrmann, 2. Aufl., S. 94). Da auch ſonſt nicht erſichtlich iſt, 
daß eine andere geſetzliche Beſt. vorliegend den Ausſpruch einer 
Genehmigung erforderlich macht, iſt der geſtellte Genehmigungs⸗ 
autrag mit Recht zurückgewieſen. 

(SErbhGer. Celle, Beſchl. v. 19. Juni 1934, 2 EH 698/34.) 
—n. 
5 n. 

20. 8 10 der 2. DurchfVO.; § 52 Abf. 1 Satz 1 der 
1. Durchf VO. zum RErbhof G. Ein Notar, der auf Grund des 
810 der 2. DurhfBD. einen Antrag beim Anerb®. ſtellt, muß, 
wenn Zweifel über den Umfang der Vollmacht auftauchen, 
klarſtellen, für wen er den Antrag geſtellt Hat. Verſäumt 
er die Klarſtellung, iſt der Antrag auf ſeine Koſten zu⸗ 
rückzuweiſen. 


Durch notariellen Kaufvertrag v. 13. Dez. 1930, beurkundet 


vom Notar St., verkaufte der Landwirt L. ſeinen Hof an den Land⸗ 
wirt W. In dem Vertrage wurde unter anderem auch eine Reſtkauf⸗ 
geldhypothel beſtellt und eine Auflaſſungsvollmacht an einen Büro⸗ 
vorſteher erteilt. Infolge Schwierigkeiten bei der Entrichtung der 
Grunderwerbsſteuer zog ſich die Auflaſſung hin. Sie wurde erſt am 
23. Sept. 1933 von dem Bevollmächtigten vor dem Notar J. erteilt. 
Am 25. Nov. 1933 reichte dann der Notar J. beide Verträge bei 
dem GBA. ein und beantragte zugleich die anerbengerichtliche Ge⸗ 
nehmigung. Das GBA. gab den Vorgang an das Anerb®. weiter. 
Da Zweifel über die Perſon der Antragſteller beſtanden, forderte der 
Vorſitzende durch Schreiben v. 1. Dez. 1933 den Notar auf, ge⸗ 
nauere Angaben in dieſer Beziehung zu machen und Vollmacht ein⸗ 
zureichen. Außerdem ſtellte er ihm anheim, den Antrag näher zu 
begründen, ohne jedoch, trotz Erinnerung, eine Antwort zu erhalten. 
Darauf legte der Vorſitzende die Sache dem Anerbch. vor, das be⸗ 
ſchloß, den Antrag als unzuläſſig zu verwerfen und dem Notar die 
Koſten aufzuerlegen. In der Begr. wurde ausgeführt, daß der An⸗ 
trag unvollſtändig geweſen ſei und eine Vervollſtändigung nicht 
zu erreichen geweſen wäre. Es ſei insbeſ. nicht die Perſon des 
Antragſtellers erſichtlich geweſen. Dies ſei wegen der Anhörung der 
Beteiligten und zur Koſtenentſcheidung wichtig. Auch ſei eine Voll⸗ 
macht nicht beigebracht worden, obwohl der Notar J. höchſtens be⸗ 
rechtigt geweſen ſei, die Genehmigung der von ihm beurkundeten 
Veräußerung zu beantragen, nicht aber auch die Genehmigung zur 
Belaſtung, die der Notar St. beurkundet habe. 

Hiergegen wendet ſich die ſofortige Beſchw. Unter Vorlage einer 
Vollmacht des Käufers W. erklärt der Notar, daß er in deſſen 
Namen die Genehmigungsanträge geſtellt habe. 

Während die Beſchw. noch ſchwebte, genehmigte das Anerbch. 
in Fl. die Veräußerung und Belaſtung des Hofes, und zwar auf 
Grund eines erneuten Antrages des W. 

Nunmehr beantragt der Notar: die Hauptſache für erledigt zu 
erklären und die Koſten entweder der Staatskaſſe oder dem Käufer 
W. aufzuerlegen. 

Mit Rückſicht auf die nachträglich eingereichte Vollmacht des 
Käufers W. muß die Beſchw., ſoweit damit die Hauptſache angegriffen 
wurde, als von der Partei, ſoweit der Koſtenpunkt angegriffen wird, 
aber als von dem Notar perſönlich eingelegt angeſehen werden, denn 
durch die Koſtenentſcheidung iſt die Partei nicht beſchwert geweſen. 
In der Hauptſache hat ſich aber die Beſchw. durch die inzwiſchen er⸗ 
folgte Genehmigung des Vertrages erledigt. Hinſichtlich der Koſten⸗ 
entſcheidung kann fie keinen Erfolg haben. 

Es mag dahingeſtellt bleiben, ob ein Notar, der eine Auflaſſung 
beurkundet hat, auf Grund des 8 10 der 2. DurchfVoO. nicht auch 
als ermächtigt gilt, neben der Genehmigung zur Veräußerung auch 
die Genehmigung zu einer Belaſtung zu beantragen, die ſich in dem 
der Auflaſſung zugrunde liegenden, aber von einem anderen Notar 
beurkundeten Kaufvertrag befindet. Praktiſche Gründe dürften wohl 
für eine ſolche Anſicht ſprechen. Auf jeden Fall muß aber ein Notar, 
der auf Grund der nur vermuteten Vollmacht des $ 10 einen Antrag 
bei dem Anerb&. ſtellt, wenn Zweifel über den Umfang dieſer ver⸗ 
muteten Vollmacht auftauchen, klarſtellen, für wen er den fraglichen 
Autrag geſtellt hat. Denn gerade in dem Verfahren vor den An- 
erbenbehörden muß über dieſe Frage ſchon mit Rückſicht auf die 
geſetzlich vorgeſchriebene Anhörung der Beteiligten und die von der 
Antragſtellung abhängige Koſtenentſcheidung Klarheit beſtehen. Daß 
hier auch begründete Zweifel mit Rückſicht auf die knappe hand⸗ 
ſchriftliche Nachfügung des Genehmigungsantrages und darauf, daß 
der Vertrag lange vor Inkrafttreten des RErbhofch. geſchloſſen war, 
jede Begr. fehlte und die Auflaſſungserklärung durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten abgegeben war, beſtehen konnten, hat ſich nachträglich 
beſtätigt. Denn nach der eingereichten Vollmacht ſollte der Antrag 
tatfächlich nur im Auftrage der einen Partei, des Erwerbers, geſtellt 
werden. Das war aber keinesfalls aus dem Antrag des Notars zu 
entnehmen. Erfahrungsgemäß gehen die Intereſſen der Beteiligten 
hinſichtlich der Genehmigung oft auseinander. 

Wenn nun das Gericht auf dieſen unvollſtändigen Antrag keine 
Klarheit über die Perſon des Autragſtellers erreichen konnte, weil 
der Notar auf die Aufforderungen nicht antwortete, ſo konnte es 
mit Recht den Antrag auf Koſten des Notars zurückweiſen. Das iſt 
der Sinn der ergangenen Entſch. 

Soweit ſich die Hauptſache erledigt hat, bleiben für den zweiten 
Rechtszug Koſten außer Anſatz, im übrigen beruht die Koſtenent⸗ 
ſcheidung auf 8 52 Abſ. 1 Satz 1 der 1. Durchf VO. 

(LErbhcher. Celle, Beſchl. v. 19. April 1934, 1 EH 67/34.) [—n.] 
E 
Karlsruhe 

21. 8 46 RErbhofch.; 88 11, 19, 20 Abſ. 3 der 1. Durchf⸗ 
O.; § 22 FGG. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
iſt nicht nur bei Verſäumung der Friſt für den Einſpruch 
gegen eine Vorentſcheidung des Vorſitzenden gem. $ 19 der 
1. DurchfVo., ſondern in ſinngemäßer Anwendung des 
822 FGG. bei Verſäumung jeder Einſpruchsfriſt gegeben. 

Der Grundbeſitz der Beſchw. von 6,54 ha wurde ins gerichtliche 
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Verzeichnis eingetragen. Die Zuſtellung des Auszugs erfolgte am 
28. Febr. 1934, der Einſpruch wurde zu Protokoll der Geſchäfts⸗ 
ſtelle des Anerbengerichts erſt am 6. April 1934 erklärt. Das An- 
erbengericht hat mit Entſch. v. 20. April 1934 den Einſpruch als 
unzuläſſig zurückgewieſen. Hiergegen richtet ſich die Beſchw., mit der 
die Aufhebung der Entſch., Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
und Löſchung der Erbhofeigenſchaft des Grundbeſitzes begehrt wird. 
Die Beſchw. iſt begründet. 

Nach den Angaben der Beſchwß., die durch die Hußerungen der 
Geſchäftsſtelle des Anerbengerichts und des Bürgermeiſters und des 
Ratſchreibers in B. im weſentlichen beſtätigt werden, war der Ehe⸗ 
mann Sch. am 16. oder 17. März 1934 bei der Geſchäftsſtelle, 
um den Einſpruch zu Protokoll zu geben. Die Geſchäftsſtelle hat 
zunächſt die Vorlage einer Beſcheinigung des Bürgermeiſteramts 
verlangt, daß der Grundbeſitz keine Ackernahrung ſei. Am 19. März 
1934 ſtellte der Ehemann Sch. entſprechenden Antrag beim Bürger⸗ 
meiſteramt. Das Bürgermeiſteramt lehnte indes ab mit der Er⸗ 
klärung, daß es damit nichts zu tun habe. Wie leicht zu verſtehen iſt, 
wußte der Ehemann Sch. nun nicht, was er weiter tun ſolle. Zu⸗ 
fällig wurde um jene Zeit durch Ausſchellen bekanntgemacht, daß 
diejenigen, deren Hof nicht eingetragen ſei, dagegen bis ſpäteſtens 
5. April 1934 Einſpruch einlegen können. Der BeſchwF. hat glaub⸗ 
haft vorgetragen, daß er dies ebenſo wie andere dahin mißverſtanden 
habe, daß überhaupt für Einſprüche, ſo auch gegen die Eintragung, 
Friſt bis zu dem genannten Zeitpunkt beſtehe. Er begab ſich daher am 
3. April 1934 wieder zur Geſchäftsſtelle, die nunmehr, da die Friſt 
umlaufen war, eine Beſcheinigung des Bürgermeiſteramts über eine 
augebliche Belehrung verlangte, daß die Einſpruchsfriſt noch laufe. 
Nun wandte ſich der Ehemann Sch. an IR. R., der beim Bürger⸗ 
meiſteramt vermittelte, allerdings nur mit der Folge, daß das 
Bürgermeiſteramt nicht die neuerlich verlangte Beſcheinigung, ſondern 
die früher verlangte Beſcheinigung ausſtellte. Mit dieſer Beſcheinigung 
wurde die Einſpruchserklärung auf der Geſchäftsſtelle nun endlich 
am 6. April 1934 zu Protokoll genommen. Eine Beantragung der 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand unterblieb. Wie aus dieſer 
glaubhaften Darſtellung erhellt, wurde der BeſchwF. von einer Stelle 
zur anderen gejchickt und über das, was er wirklich zu tun hatte, 
nicht genau oder ungenau aufgeklärt und ſeinem rechtzeitig ge⸗ 
ſtellten Antrag jedenfalls nicht entſprochen. Die Folge der Friſtver⸗ 
ſäumung darf aber dann nicht dem Geſuchſteller zur Laft gelegt 
werden. 

Die beantragte Wiedereinſetzung in den vorigen Stand erſcheint 
hiernach geboten. Der Umſtand, daß die Frage der Erbhoſeigenſchaft 
gem. § 10 RErbhofG. jederzeit zur Entſch, geſtellt werden kann, 
ſteht der Gewährung der Wiedereinſetzung nicht im Wege. Das Ver⸗ 
fahren iſt von den Antragſtellern mit dem Ziel eingeleitet worden, 
dieſe Frage zur Entſch. zu bringen. Dieſes Ziel iſt noch nicht erreicht. 
Es beſteht daher kein Grund, das Verfahren mit einem formellen 
und negativen Ergebnis abzuſchließen mit der Folge, daß die Koſten 
des Verfahrens den Antragſtellern, die ein Verſchulden nicht trifft, 
zur Laſt bleiben, und daß ein neues Verfahren eingeleitet werden 
muß. Das Erbh Ger, vermag die Bedenken, die Bergmann S. 91 
Wöhrmann, 2. Aufl., S. 359 geäußert haben, daß nämlich eine 
Wiedereinſetzung nur für den Einſpruch gegen eine Vorentſch. des 
Vorſitzenden gem. 8 19 der 1. DurchfVO. gegeben ſei, nicht zu 
teilen. Es beſteht kein zwingender Grund, den in 8 22 Abſ. 2 368. 
niedergelegten allgemeinen Grundſatz neben der Beſt. in 8 20 Abſ. 3 
der 1. DurchfVO. nicht anzuwenden, da nach 8 46 Abſ. 1 Rerbhofch. 
und § 11 Abſ. 1 der 1. DurchfVO. die Vorſchr. des FGG. ſinn⸗ 
gemäß angewendet werden ſollen. Die Nichterwähnung der genannten 
Vorſchr. des FGO. bedeutet noch nicht, daß im ReErbhofc. und 
feinen DurchfVO. etwas anderes beſtimmt ſei. Wenn es ſich im FGG. 
um eine Beſchwerdefriſt handelt, ſo rechtfertigt ſich ſinngemäß die 
Anwendung auch auf die Einſpruchsfriſt, da entſcheidend die Ver⸗ 
ſäumung einer Notfriſt überhaupt iſt. Im übrigen kann auch an⸗ 
genommen werden, daß die BeſchwF. den erforderlichen Antrag 
rechtzeitig geſtellt und glaubhaft gemacht haben. Sie haben die Tat⸗ 
ſachen, mit denen ſie die Friſtverſäumung entſchuldigten, wohl der 
Geſchäftsſtelle am 6. April 1934, jedenfalls aber noch innerhalb der 
Friſt dem AnerbG. ſelbſt am 20. April 1934 vorgetragen. Da es 
ji) um das Verhalten der Geſchäftsſtelle des Gerichts ſelbſt ge⸗ 
handelt hat, bedurfte es einer weiteren Glaubhaftmachung als der An⸗ 
führung der Tatſachen ſelbſt nicht, da das Gericht ja die Möglich⸗ 
keit hatte, den Beamten der Geſchäftsſtelle ſelbſt unmittelbar zu 
hören. 

(ErbhGger. b. OLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 2. Juli 34, EB 10/34.) S.] 
* 


22. 85 62 der 1. DurchfVoO.; § 5 der 2. DurchfVo. 
zum RErbhofcG. 

1. Werden Grundſtücke am 1. Okt. 1933 nicht von der 
Hofſtelle des Eigentümers bewirtſchaftet, weil dieſer ſie 
in der Abſicht letztwilliger Zuwendung ſchon zu Lebzeiten 
zu Beſitz und Bewirtſchaftung weggegeben hat, ſo ge⸗ 
hören ſie nicht zum Erbhof des Eigentümers. 


2. Sind Grundſtücke aber nur, wenn auch auf Lebens⸗ 
zeit des Eigentümers, verpachtet, ſo gehören ſie in der 
Regel zum Erbhof. 

3. Miteigentumsanteile an einem Grundſtück gehören, 
wenn nicht die Ausnahmen der 88 62 der 1. Durchf V., 
5 der 2. Durchf VO. vorliegen, nicht zum Erbhof. 

Der im Grundbuch Sch. Bd. 4 Heft 27, Grundbuch St. Bd. 8 
Heft 29 und Grundbuch H. Bd. 10 Heft 30 eingetragene Grund⸗ 
beſitz des am 22. Nov. 1933 verſtorbenen Landwirts Franz F. in 
Sch. beträgt 8 ha 70 a 71 qm. Gem. 8 34 der 1. Durchf VO. z. 
RErbhofc᷑. iſt dieſer Grundbeſitz in das Verzeichnis A und vom 
Vorſitzenden des Anerbcß. beim AG. M. in das gerichtliche Ver⸗ 
zeichnis der Erbhöfe gem. § 35 a. a. O. aufgenommen worden. 
Gegen dieſe Aufnahme hat die Witwe des Verſtorbenen Einſpruch 
eingelegt und hat geltend gemacht, der Grundbeſitz dürfe nicht in 
die Erbhöferolle eingetragen werden, da er keine Ackernahrung ge⸗ 
währe. Nach Vornahme von Erhebungen hat das AnerbcG. dem 
Einſpruch ſtattgegeben. 

Gegen dieſen Beſchl. hat der Kreisbauernführer in M. ſofortige 
Beſchw. eingelegt. 

Das AnerbG. hat feſtgeſtellt, daß der Erblaſſer 9 Grundſtücke 
im Geſamtmaß von 85,35 ar (AS. 57) an Erhard und Armand D. 
und an feinen Stiefbruder Karl F. ſeit 12—20 Jahren zur Bes 
nutzung für geleiſtete Dienſte überlaſſen hat, und daß er beabſichtigte, 
dieſe Grundſtücke durch letzwillige Verfügung den Genannten zu 
vermachen. Weiter hat es feſtgeſtellt, daß eine Reihe weiterer Grund⸗ 
ſtücke von dem Erblaſſer ſeit 12 Jahren an Dritte verpachtet waren, 
und daß der Erblaſſer bei ſeinem Alter nicht mehr daran dachte, die 
Grundſtücke ſelbſt zu bewirtſchaften. Nach der Auffaſſung des Anerh®. 
gehören dieſe Grundſtücke nicht zum Hof, ſo daß er ſich um dieſes 
von andern genutzte Feld weiter vermindern würde. Der Reſt ges 
währleiſtete jedoch keine Ackernahrung mehr, der Grundbeſitz ſei 
alſo kein Erbhof. 

Nach 87 RErbhofGG. gehören zum Erbhof alle im Eigentum 
des Bauern ſtehenden Grundſtücke, die regelmäßig von der Hofe 
ſtelle aus bewirtſchaftet werden. Eine zeitweilige Verpachtung oder 
ähnliche vorübergehende Benutzung von Hofgrundſtücken ſchließt die 
Hofzugehörigkeit nicht aus. Die an Armand und Erhard D. und an 
Karl F. abgegebenen Grundſtücke ſind nicht mehr von der Hofſtelle 
aus bewirtſchaftet worden und es fehlte auch die Abſicht, ſie jemals 
wieder zur Hofſtelle zu nehmen. Dieſe Grundſtücke gehören alſo jeden⸗ 
falls nicht zu einein etwaigen Erbhof. Die übrigen verpachteten 
Stücke ſind zwar ebenfalls während der Pacht nicht von der Hofſtelle 
aus bewirtſchaftet worden, es kann aber nicht geſagt werden, daß 
ſie nun dauernd mit der Hofſtelle nichts mehr zu tun haben ſollten. 
Wenn es auch als ausgeſchloſſen bezeichnet werden kaun, daß der 
Erblaſſer ſelbſt die Grundſtücke wieder in Eigenbewirtſchaftung nahm, 
jo blieb doch vollſtändig offen, was mit ihnen nach feinem Tod ge⸗ 
ſchehen ſoll und ob ſie dann nicht wieder von der Hofſtelle aus be⸗ 
wirtſchaftet werden ſollen. Von einer dauernden Aufhebung der Be⸗ 
wirtſchaftung von der Hofſtelle aus kann daher bei dieſen Grund⸗ 
ſtücken nicht geſprochen werden. Nicht zum Erbhof gehören daher 
lediglich die an Armand und Erhard D. ſowie an Karl F. ab⸗ 
gebenen Grundſtücke im Maßgehalt von 85,35 ar und das im Mit⸗ 
eigentum ſtehende Grundſtück Grundbuch Sch. Bd. 19 Heft 35, da 
im Miteigentum ſtehende Grundſtücke nicht zum Erbhof gehören 
können ($ 17 RErbhofG.). Zieht man das Geſamtmaß dieſer Grund⸗ 
ſtücke vom Geſamtbeſitz ab, ſo bleibt einſchließlich der Hofreite ein 
Reſt von 7 ha 77 ar 24 qm. Ein Grundbeſitz von dieſer Größe bildet 
aber im Amtsgerichtsbezirk M. in der Regel eine Ackernahrung. 

(Erbhcger. b. OLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 2. Juli 1934, EB 18 
S. 
5 [S. 

München 

23. 88 17, 37 RErbhof. Der Erwerb von Erbhof⸗ 
grundbeſitz, auch von ganzen Erbhöfen durch juriſtiſche 
Perſonen, insbeſ. durch behördlich zugelaſſene Siedlungs- 
geſellſchaften, iſt bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
auläffig. f) 

Die 64 Jahre alte Franziska R. will ihren etwa 28 ha um⸗ 
faſſenden Erbhof im Einheitswert von 36 200 AM zum Preiſe von 
26500 AM an die Bayeriſche Siedlungs⸗ und Landbank⸗Gmbg). in 
München verkaufen. In dem Kaufpreis inbegriffen iſt der Wert 
des mitverkauften lebenden und toten Inventars im Anſchlage 
von 8500 K.. Nicht mitverkauft ſoll eine bisher zum Auweſen ge⸗ 
hörige Wieſe zu 0,77 k ha werden. Dieſe liegt etwa 900 m vom 


Zu 23. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Sie trägt einem drin» 
genden praktiſchen Bedürfnis Rechnung. §17 Abſ. 2 RErbhofch. 
ſpricht lediglich einer juriſtiſchen Perſon die Bauernfähigkeit ab, 
ohne damit ein abſolutes Veräußerungsverbot an eine juriſtiſche 
Perſon auszuſprechen und einer Genehmigung nach 837 Abſ. 2 bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes vorzugreifen. Dies ergibt ſich 
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Hofe entfernt und iſt mit dem übrigen Beſitz räumlich nicht ver⸗ 
bunden. Der Verkauf ſoll erfolgen, weil die Beſitzerin wegen 
ihres Alters nicht mehr in der Lage iſt, das Anweſen ordentlich 
zu bewirtſchaften. Die Käuferin beabfichtigt, das Anweſen in zwei 
etwa gleichen Teilen an ausübende Landwirte zu veräußern. Zu 
einem der beiden Teile ſollen die Wirtſchaftsgebäude neu errichtet 
werden, ſo daß auf dieſe Weiſe zwei Erbhöfe entſtehen. 

Die Verkäuferin iſt kinderlos. Die als Anerben in Betracht 
kommenden Perſonen haben gegenüber dem Anerb®. erklärt, daß 
ſie gegen den Verkauf nichts zu erinnern haben. Die beiden Ver⸗ 
tragsteile haben die Genehmigung des Kaufvertrages beantragt. 

Das Anerbch. hat den Verkauf nicht genehmigt, da nach 817 
Abſ. 2 RerbhofG. ein Erbhof nicht einer juriſtiſchen Perſon ge⸗ 
hören, daher auch nicht von einer ſolchen erworben werden könne. 

Die hiergegen eingelegten Beſchw. der Beteiligten hatten 
Erfolg. 

Zwar ſteht 8 17 Abſ. 2 NErbhof®. grundſätzlich dem Erwerb 
eines Erbhofes durch eine juriſtiſche Perſon entgegen. Das bedeutet 
aber nicht, daß das Anerb®. den Erwerb nicht ausnahmsweiſe 
(beim Vorliegen eines wichtigen Grundes, 837 Abſ. 2) genehmigen 
kann. Bei der Abtretung von Teilen eines Erbhofes an eine 
öffentliche Körperſchaft, z. B. zur Anlage von Straßen oder anderen 
Serkehrsivegen, iſt das ganz zweifelsfrei (jo auch Vogels, 
Anm. 1 2 zu 8 17). Es kann aber auch Fälle geben, in denen der 
Erwerb ganzer Erbhöfe durch juriſtiſche Perſonen zu genehmigen 
iſt. Das trifft beſonders für den Fall zu, daß eine Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaft einen Erbhof zu Siedlungszwecken erwerben will. Die Re⸗ 
gierung der nationalen Erhebung wendet dem Siedlungsgedanken 
ihre beſondere Aufmerkſamkeit zu (vgl. Gef. über Neubildung 
deutſchen Bauerntums v. 14. Juli 1933 [RG Bl. I, 517). Die För⸗ 
derung der landwirtſchaftlichen Siedlung entſpricht auch dem Sinn 
und Zweck des Erbhofch. (vgl. 8 30 Abſ. 2 RErbhofch., § 64 Abſ. 5 
der 1. DurchfVoO.). Die Durchführung der Siedlung, insbeſ. der 
Ankauf von Land zur Begr. neuen deutſchen Bauerntums iſt aber 
nicht einzelnen Perſonen, ſondern Siedlungsgeſellſchaften, d. h. 
juriſtiſchen Perſonen übertragen. Wollte man den Erwerb von zu 
Siedlungszwecken geeigneten Erbhöfen durch ſolche Siedlungs⸗ 
geſellſchaften verhindern, ſo würde man damit die Siedlungs⸗ 
abſichten des Reiches direkt durchkreuzen. Man wird demnach die 
eräußerung von Erbhöfen an zugelaſſene Siedlungsunternehmun⸗ 
gen genehmigen dürfen, wenn ein wichtiger Grund i. S. des 8 37 


ſchon aus der Stellung des 8 17 im 2. Abſchnitt mit der Über⸗ 
ſchrift „Der Bauer“. Auch ſonſt iſt im Geſetz kein Verbot der 
Veräußerung eines Erbhofs an Nichtbauernfähige enthalten. In 
einem ſolchen Fall geht die Erbhofeigenſchaft eben verloren (vgl. 
Vogels, 3. Aufl., 816 Anm. 2). Die Notwendigkeit der Ge⸗ 
nehmigung durch das Anerb®. gibt eine genügende Sicherung für 
die Erreichung des Geſetzeszwecks. Die gegenteilige Anſicht hat 
das KG. in ſeinem Beſchl. v. 12. Okt. 1933 (JW. 1933, 2707) ver⸗ 
treten. Es geht davon aus, daß 8 17 einer Perſonenmehrheit die 
zum Erwerb eines Erbhofs notwendige Bauernfähigkeit abſpricht 
und deshalb die Veräußerung an eine ſolche ſchlechthin verboten 
fei, überſieht dabei aber, daß das RéErbhofch. keine Belt. enthält, 
wonach ein Erbhof ganz oder teilweiſe von einer nichtbauern⸗ 
fähigen Perſon nicht erworben werden kann (vgl. Vogels⸗ 
Hopp, Rſpr. in Erbhofſachen, Anm. zu 817 Nr. 3). 
Notar Dr. Hans Schneider, Eſchenbach (Opf.). 


Zu 24. Die Eutſch. beachtet zu der Frage über die Bedeutung 

der Entmündigung eines der Bauernehegatten für die Erbhofeigen⸗ 
ſchaft nicht den weſentlichen Zuſammenhang des 8 62 der 1. Durchf⸗ 
VO. mit 88 1, 17 NExbhof®. 8 1 verlangt für den Begriff des Erb⸗ 
hofes, daß das fragliche land- oder forſtwirtſchaftlich genutzte Grund⸗ 
eigentum ſich im Alleineigentum einer bauernfähigen 
Perſon befindet und $ 17 beſtimmt, grundſätzlich, daß ein Erbhof 
nicht zum Geſamtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft gehören oder 
onſt im Eigentum mehrerer Perſonen ſtehen kann. 
862 der 1. DurchfVO. enthält dieſen Vorſchr. gegenüber nur 
eine Ausnahmevorſchr. für die Übergangszeit in bezug auf das frag⸗ 
liche land⸗ oder forſtwirtſchaſtlich genutzte Grundeigentum, das ſich 
bereits bei Inkrafttreten des RErbhofGG. im Geſamtgut einer ehelichen 
Gütergemeinſchaft befindet. Dieſe Übergangsvorſchr. greift aber nach 
ausdrücklicher Beſt. des Geſetzes nur dann ein, wenn die Beſitzung, 
abgeſehen vom Alleineigentum, den Vorausſetzungen der 
88 1—4, 6 NErbhofG. entfpricht. 

Danach muß auch, da eine derartige nur für einen Übergangsfall 
gegebene Ausnahmevorſchr. keinesfalls ausdehnend ausgelegt werden 
ann, die Bauernfähigkeit der Miteigentümerehegatten gegeben fein. 
Die Beſt. des 8 62 der 1. DurchfVO. ergibt nun aber bet folder 
Auslegung keineswegs, daß jeder der Ehegatten allein Erbhofbauer 
an ſich iſt, wie die Entſch. ohne weiteres anzunehmen ſcheint. Auch 
iſt der Ehemann infolge der Entmündigung nicht fortgefallen, ſondern 
hat nach § 14 gerade die auch gegenüber § 62 der 1. Durchf VO. zu 


ReErbhofG. gegeben iſt (im Ergebnis übereinſtimmend: Vogels, 
1551) zu 837; DRg. 1934, 9; Cammerer: DI. 1933, 

Wichtige Gründe zur Veräußerung liegen vor. Die Be⸗ 
ſitzerin kann den Hof wegen Alters nicht mehr weiter bewirt⸗ 
ſchaften. Die als Anerben in Betracht kommenden Perſonen haben 
am Beſitz des Hofes kein Intereſſe. Durch den Verkauf können 
zwei Bauernfamilien in den Beſitz von Erbhöfen kommen; die 
Größe und Güte der Grundſtücke geſtattet eine Teilung. Der Kauf⸗ 
preis liegt weit unter dem wirklichen Wert des Anweſens, ſo daß 
damit zu rechnen iſt, daß die künftigen Hofbauern durch den 
Erwerb nicht über ihre Kräfte belaſtet werden. 

Bedenken könnten dagegen beſtehen, daß ſich die Verkäuferin 
ein Grundſtück zurückbehalten und dadurch der Erbhofeigenſchaft 
entziehen will. Da jedoch der Kaufvertrag inſoweit von keiner 
Seite beanſtandet wurde und da das zurückbehaltene Grundſtück 
im Verhältnis zur Geſamtfläche des Hofes von geringer Bedeutung 
iſt, auch mit dem übrigen Grund in keiner räumlichen Verbin⸗ 
dung ſteht, ſieht auch das ErbhGer. von einer Beanſtandung dieſer 
Vertragsbeſtimmung ab. 

(ErbhGer. b. OLG. München, Beſchl. v. 21. April 1934, BeſchwReg. 
Nr. 132/34.) S. 
* 
Nürnberg 


24. § 14 NErbhof®.; 8 62 der 1. DurchfVO. Beim 
Ehegattenerbhof ſteht die Entmündigung des Ehemannes 
der Erbhofeigenſchaft nicht entgegen, auch wenn ſie ſchon 
vor dem 1. Okt. 1933 ausgeſprochen wurde. f) 

Das 8,7 ha große Anweſen Haus Nr. 325 in W. wurde am 
22. Febr. 1902 von Sch. käuflich erworben; am 9. Jan. 1905 
wurde es Geſamtgut der zwiſchen den Eheleuten beſtehenden all⸗ 
gemeinen Gütergemeinſchaft. Am 3. Okt. 1933 wurde RA. Dr. K. 
als Verwalter im Konkurs über das Vermögen des Sch. als Eigen- 
tümer des Anweſens eingetragen; der Konkurs iſt am 28. Febr. 1931 
eröffnet worden. Am 28. Mai 1931 wurde Sch. durch Beſchl. des 
AG. N. wegen Geiſtesſchwäche entmündigt; durch Beſchl. des LG. N. 
v. 16. Jan. 1933 wurde die Entmündigung wegen Geiſtes krankheit 
ausgeſprochen. 

Am 22. Jan. 1934 ſtellte der Konkursverwalter den Antrag auf 
Feſtſtellung, daß kein Erbhof gegeben ſei, da das Anweſen im Eigen⸗ 


erfordernde Vorausſetzung der Bauernfähigkeit ohne Verluſt feiner 
Rechtsbeziehung zum Erbhof, nämlich ſeiner Eigenſchaft als Geſamt⸗ 
guteigentümer neben ſeiner Frau, verloren. 

Es kommt daher darauf an, ob dieſe Beziehung, eben die als 
Geſamtgutmiteigentümer des Erbhofes, jeden der Ehegatten an ſich 
zum Bauern macht oder nicht. Das Miteigentum zur geſamten Hand, 
das eben trotz des Verluſtes der Bauernfähigkeit beſtehen geblieben 
iſt, iſt aber begrifflich fo geſtaltet, daß es nur beiden Ehegatten zu⸗ 
ſammen das Eigentum gibt, nicht einen beſtimmten, wenn auch nur 
ideellen Anteil, noch viel weniger die Repräſentation beider Geſamt⸗ 
handeigentümer durch jeden von ihnen. Mangels folder Repräſen⸗ 
tation iſt aber die Bauerneigenſchaft jedes Geſamthandeigentümers 
an ſich zu verneinen. Vielmehr iſt es jo, wie Saure, RErbhofG., 
3. Aufl., S. 15 kurz und treffend ſagt, daß die unter § 62 Abſ. 1 
der 1. DurchfVO. fallenden Erbhöfe, jo angeſehen werden, als ob fie 
einer Perſon gehörten. Hatte alſo nicht jeder der beiden Teile dieſer 
vom Geſetz fingierten einen Perſon, die ja trotz Entmündigung und 
Verluſt der Bauernfähigkeit des einen Teils doch zuſammen der fin⸗ 
gierte eine Eigentümer des Erbhofs bleiben, die Bauernfähigkeit, fo 
iſt fie eben bei der fingierten einen Perſon, weil fie nicht in ihren 
beiden Teilen vorhanden iſt, nicht feſtzuſtellen. 

Damit iſt Vogels zuzuſtimmen, der Erl. 1 1a zu 8 62 der 
1. DurchfVO. in der 3. Aufl. feines Erläuterungsbuches als Vor⸗ 
ausſetzung für die Anwendung des 8 62 Abſ. 1 a. a. O. die Bauern⸗ 
fähigkeit beider Ehegatten — auch unter Ber. auf Lange: Dag. 
1934, 112 — verlangt. — Dagegen kann der obigen Entſch. nicht 
zugeſtimmt werden. : 

Dies Ergebnis ſtimmt auch, weil es ſich um die Auslegung einer 
Ausnahme von dem Grundſatz des Alleineigentums handelt, durch⸗ 
aus mit Zweck und Grundgedanken des NErbhof®. überein. Auch 
wird es vielfach nicht der Förderung geſunden Bauerntums dienen, 
die Nachkommen Entmündigter auf dem Hofe zu halten. 

Beachtenswert iſt übrigens die Bevorzugung des land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebszweiges vor dem gewerblichen bei gemiſchten 
Betrieben, falls keiner von beiden der überwiegende iſt. Die Entſch. 
geht damit nicht ganz fo weit wie die des Erbh&er. beim OLG. 
München (DNotZ. 1934, 428), die ja ſogar die Erbhofeigenſchaft 
bei Feſtſtellung des Überwiegend des gewerblichen Betriebszweiges 
bejaht, wenn nur Ackernahrung vorhanden iſt, ſtellt aber gegenüber 
den bisherigen Entſch. des entſcheidenden Gerichts (Nr. 129/34 und 
66/34: ZW. 1934, 1672, 1673) eine beſtimmtere Grenzziehung dar. 

NA und Notar Dr. Zimmer, Kolberg. 
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tum einer allgemeinen Gütergemeinſchaft ſtehe, und der Ehemann als 
entmündigt, nicht bauernfähig ſei (8 14 NRErbhofG.). Das AnerbG. 
hat mit Beſchl. v. 16. April 1934 feſtgeſtellt, daß das Anweſen 
als Erbhof anzuſehen ſei; die Ackernahrung ſei gegeben, die all⸗ 
gemeine Gütergemeinſchaft ſei kein Hindernis (8 62 der 1. Durchf⸗ 
O.). Die Entmündigung des Ehemannes ſchade nichts, da auch die 
Ehefrau Erbhofbauer und zudem auch als Vormund des Ehemannes 
aufgeſtellt ſei. Die hiergegen vom Konkursverwalter eingelegte Beſchw. 
hatte keinen Erfolg. Er führte aus: 8 62 der 1. DurchfVO. könne 
nur Anwendung finden, wenn beide Ehegatten bauernfähig ſeien; 
außerdem ſei der überwiegende Betrieb die Gaſtwirtſchaft geweſen, 
die bei dem Hof mitbetrieben wird. 


Das Vorhandenſein einer Ackernahrung wird vom Beſchwß. 
nicht beſtritten; fie iſt auch nach den Feſtſtellungen des AnerbG. 
zweifellos gegeben. Das Anweſen iſt Geſamtgut der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft, das ſteht nach 8 62 der 1. DurchfVO. der Erb- 
hofeigenſchaft nicht entgegen. Allerdings iſt der entmündigte Ehe⸗ 
mann nicht bauernfähig (8 14 NErbhoj®.). Aber da infolge der 
Beſt. des 8 62 der 1. DurchfVoO. beide Eheleute Erbhofbauern an 
ſich ſind, ſo iſt beim Wegfall des Ehemannes die Ehefrau der alleinige 
Erbhofbauer. Nach den Feſtſtellungen des AnerbG. hat bei dem vor⸗ 
liegenden gemiſchten Betrieb der landwirtſchaftliche Betrieb über⸗ 
wogen. Nach den Angaben der Ehefrau Sch. war der Umfang der 
Meßgerei und der Gaſtwirtſchaft unbedeutend; ſelbſt wenn man aber 
noch ein kleines Einkommen aus dem Betrieb der Gaſtwirtſchaft ſelbſt 
— Verabreichung von Speiſen — hinzurechnet, wird ein Einkommen 
von über 1200 AH jährlich nicht gegeben fein; fo daß der landwirt⸗ 
ſchaftliche Betrieb immer noch um eine Kleinigkeit überwiegt. Aber 
auch dann, wenn weder das Überwiegen des einen noch des anderen 
Betriebes feſtzuſtellen iſt und beide Betriebe den gleichen Umfang 
haben, jo wird nach dem Grundſatze des NExrbhof®., das den kleinen 
und mittleren Bauernhof als Erbhof erhalten will, der landwirt⸗ 
ſchaftliche Betrieb als der bevorzugte anzunehmen und das Anweſen 
als Erbhof anzuſehen ſein. Das Anweſen Haus Nr. 325 iſt daher 
Erbhof. 

(Erbhber. b. OLG. Nürnberg, Beſchl. v. 9. Mai 1934, BeſchwRfeg. 
Nr. 227/34.) S.] 
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25.5 25 Abſ. 3 RerbHof®. Zur teſtamentariſchen 
Anerbeneinſetzung einer Tochter unter Übergehung des 
einzigen Sohnes kann das Anerb G. feine Zuſtimmung nur 
bei Vorliegen triftiger, gegen die Berufung des Sohnes 
als Anerben ſprechender Gründe erteilen; dieſe Gründe 
müſſen ſich aus dem Erbhof. oder der bäuerlichen Stan- 
desehre herleiten. 


Die verwitwete Bäuerin Sofie R., welcher das unbeſtritten als 
Erbhof zu erachtende Anweſen Haus Nr. 50 in S. mit 27,056 ha 
gehört, hat 5 Kinder: Johann, Marie, Sofie, Walburga und Ereſzenz. 
Der Sohn Johann, 32 Jahre alt, der die Landwirtſchaftsſchule beſucht 
hat, befand ſich bis zu ſeiner im März 1933 erfolgten Verehelichung 
immer auf dem Anweſen der Eltern und war dort als Landwirt 
tätig. Auch danach hat er dort noch mitgearbeitet. Im Hinblick auf 
ſeine Ehe kaufte er ſich am 9. Febr. 1933 das Anweſen Haus Nr. 62 
in A., das ſtark überſchuldet iſt. Seine Frau hat nur 1000 RA und 
die Ausſteuer in die Ehe gebracht. Von der Mutter erhielt er von 
dem verſprochenen Heiratsgut zu 3000 RM bisher nur 500 AM. 
Er konnte das Anweſen Haus Nr. 62 nicht halten und war deshalb 
zum Verkauf gezwungen. 

In ihrem, dem Anerb®. zur Genehmigung vorgelegten Teſta⸗ 
ment v. 26. Febr. 1934 hat die Mutter Sofie R. als Anerbin ihres 
Erbhofes die 23jährige Tochter Walburga beſtimmt mit der Begr., 
daß ihr Sohn Johann ſich gegen ihren Willen in A. angekauft und 
das mit Schulden überlaſtete Anweſen übernommen habe, auf ihrem 
Hofe aber nicht mitarbeite, während ihre Tochter Walburga zeitlebens 
auf dem Erbhof tätig ... und geeignet ſei, die Wirtſchaft zu leiten 
und zu führen. Johann R. hat ſich mit dieſer Erbeinſetzung nicht 
einverſtanden erklärt. Er führt ſeine übergehung im Teſtament darauf 
zurück, daß ſeiner Mutter es nicht entſprochen habe, weil er ein 
Mädchen mit zu wenig Heiratsgut geheiratet habe. Sie habe deshalb 
ſchon vor ſeiner Verheiratung geäußert, er ſelbſt werde das Anweſen 
nicht bekommen. 

Nach den gepflogenen Erhebungen, auf welche verwieſen wird, 
hat das Anerb®. den Antrag auf Genehmigung des Teſtaments auf 
Koſten der Sofie R. zurückgewieſen, im weſentlichen mit der Begr., 
daß ein wichtiger Grund zur Übergehung des Sohnes nicht vorliege. 
Der Kreisbauernführer hat ſich dem Beſchl. angeſchloſſen. Das Erbh⸗ 
Ger. iſt der gleichen Auffaſſung. Wenn der einzige Sohn und Anerbe 
in einem Teſtament übergangen werden ſoll, muſſen beſonders 
triftige Gründe gegen ihn vorliegen, welche im Weſen des RErbhofck. 
und der bäuerlichen Standesehre wurzeln. Das iſt hier auch nicht 
entfernt der Fall. Die Heirat eines wenig begüterten Mädchens iſt 
kein Grund zur Enterbung, ebenſowenig eine Verſtimmung oder Ver⸗ 
ärgerung der Mutter gegen den Sohn. Nach den gepflogenen Er⸗ 


hebungen iſt Johann R. ein guter Wirtſchafter, der ſeine Felder ord⸗ 
nungsmäßig beſtellt und ſein eigenes, nicht als Erbhof zu erachtendes 
Anweſen bereits wieder veräußert hat, weil es wegen der großen 
Schulden nicht zu halten war. Da gegen ſeine Perſon nichts vorliegt, 
kann es vom Standpunkt des RErbhofGG. aus nicht zugelaſſen 
werden, daß der Erbhof nach dem Ableben der Bäuerin in eine fremde 
Familie fällt. Wenn es auch richtig iſt, daß die von ihr eingeſetzte 
Tochter Walburga zeitlebens auf dem Hofe tätig iſt und geeignet wäre, 
die Wirtſchaft zu leiten und zu führen, muß ſie doch gegenüber den 
Anſprüchen des Bruders zurückſtehen. Mit Recht hat ſchon der Erſt⸗ 
richter hierzu ausgeführt, daß im Geſetz die männlichen vor den 
weiblichen Verwandten bevorzugt find (ſ. 88 20, 25, 28 RErbhofch.). 
Ein wichtiger Grund, daß die Tochter, welche erſt in der vierten 
Ordnung des Erbhof. nach 8 20 Nr. 4 Rerbhofch. berufen iſt, 
vor dem Sohne in der erſten Ordnung Anerbe wird, iſt nicht ge⸗ 
geben. 


(ErbhGker, b. OLG. Nürnberg, Beſchl. b. 20. Juni 1934, BeſchwReg. 
Nr. 295/34.) . 
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26. 8 37 RErbhofG. Zwecks Vermeidung von Härten 
kann in der Übergangszeit die Abtrennung einzelner 
Grundſtücke von einem Erbhof zur Abfindung einzelner 
Kinder genehmigt werden, wenn dadurch die Erbhofeigen- 
ſchaft des Reſtbeſitzes nicht beeinträchtigt wird. 

Der 72jährige Mühlbeſitzer und Bauer Georg S. und feine 
Ehefrau Barbara ſind Eigentümer des hypothekenfreien Anweſens 
93. Nr. 7 in P. von einer kataſtermäßigen Größe zu 84,86 Tagw. 
und einem vom Fin A. auf 9100 RM geſchätzten Einheitswert. Das 
Anweſen iſt ohne weiteres als Erbhof zu erachten. Mit ihm iſt ein 
Schneidſäge⸗ und Mühlenbetrieb verbunden, außerdem hat S. eine 
Konzeſſion für eine Sommerwirtſchaft. 

Auf einen ſeiner Söhne, Leonhard oder Konrad, wird als 
Anerben das Anweſen vorausſichtlich übergehen. Georg S. möchte 
nun ſeiner Tochter Margaretha, 40 Jahre alt, welche 25 Jahre ihre 
Dienſte dem Anweſen unentgeltlich gewidmet hat, eine Entſchädigung 
in Form von Grundeigentum aus dem Erbhof für ihre Dienſtleiſtung 
gewähren, bevor der Hof übergeben wird. 

Er hat um die Genehmigung zur Überlaffung der im verfügen⸗ 
den Teil angeführten Grundſtücke, geſchägt auf 1500 RA, beim 
Anerb&. nachgeſucht. 

Mit Beſchl. v. 7. März 1934 iſt ſein Antrag auf ſeine Koſten 
zurückgewieſen worden. 

Es iſt in den Gründen des Beſchl. ausgeführt, daß die Abtretung 
der Teilfläche aus Pl. Nr. 419 zwar genehmigt werden könnte, wenn 
die Tochter an die Ausführung eines dort beabſichtigten Neubaus 
ſchon jetzt herantreten würde. Da aber Mittel zum Bau noch nicht 
vorhanden ſeien, würde eine Genehmigung verfrüht ſein. Zur Über⸗ 
laſſung der anderen Grundſtücke aber fehle es an einem wichtigen 
Grund. Die Tochter könnte bei der Übergabe anderweitig mit ihren 
Lohnanſprüchen abgefunden werden. 

Hiergegen beſchwert ſich der Antragſteller S. Er erklärte, er 
müßte bei der Übergabe der Tochter mindeſtens 5000 AM als Kapital⸗ 
entſchädigung zahlen, um ihre 25jährigen Dienſte zu entlohnen. Hieran 
wäre er durch das Erbhof. gehindert. Er empfinde es als Härte, 
ſeiner beſcheidenen Tochter die Grundſtücke nicht zuſchreiben laſſen 
zu dürfen, um ihr das geben zu können, was ſie ſich erarbeitet hat. 
Bargeld beſitze er nicht, auch ſeine Tochter habe kein Vermögen. Die 
Größe des Anweſens erlaube ohne weiteres die Abtretung. 

In Übereinftimmung mit der Auffaſſung des BeſchwßF. und des 
Kreisbauernführers erachtet das Erbhcer. einen wichtigen Grund 
gem. § 37 Abſ. 2 RErbhofG. für die Genehmigung der Veräußerung 
der oben bezeichneten Grundſtücke an die Tochter für gegeben. Das 
geſamte Anweſen wird durch die Abtretung der Grundftücke in feiner 
Leiſtungsfähigkeit nur wenig beeinflußt. Die Zuwendung wird auf 
einen Wert von 1500 / geſchätzt, während der Erbhof einen Ver⸗ 
kKaufswert von 25 000 K / aufweiſt. Die einvernommenen Söhne des 
Georg S. ſind damit einverſtanden, daß ihre Schweſter für ihre lang⸗ 
jährigen Dienſte durch den Grund und Boden entſchädigt wird. 

Es iſt geradezu zu begrüßen, wenn der Tochter durch die Über⸗ 
laſſung von Grund und Boden Gelegenheit zur Anſiedlung in der 
Heimat gegeben wird, mit welcher ſie durch ihre Arbeit aufs innigſte 
verbunden iſt, und wenn ſie auf dieſe Weiſe in einem gewiſſen Zu⸗ 
ſammenhang zum Erbhof bleibt, ohne daß dieſer ſelbſt Schaden er⸗ 
leidet oder gar befürchtet werden könnte, daß der überlaſſene Grund 
zum Handelsobjekt gemacht werden könnte. Es iſt ihr die Möglich⸗ 
keit zur Schaffung einer ihrem Weſen entſprechenden ländlichen 
Exiſtenz gegeben, ohne daß irgendwie bei der Größe des Erbhofs an 
eine Zerſtückelung gedacht werden könnte und weſentliche Grundſätze 
des Erbhofrechts verletzt würden. In der Übergangszeit muß Härten 
vorgebeugt werden. 

(Erbhber. b. OLG. Nürnberg, Beſchl. v. 23. Mai 1934, BeſchwReg. 
Nr. 178/34.) S.] 
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27. 8 37 Abſ. 2, 3 RErbHof®. Für die Tragbarkeit der 
Belaſtung eines Erbhofes iſt nicht der Betriebswert, fon« 
dern nur die Mündelſicherheitsgrenze maßgebend. ß) 
„Das Anerb®. S. hat die Veräußerung und Belaſtung eines als 
Erbhof zu erachtenden Auweſens mit Beſchluß v. 25. Jau. 1934 ge⸗ 
nehmigt, da die Belaſtung zwar die Mündelſicherheitsgreuze über⸗ 
ſchreite, aber erheblich hinter dem Vetriebswert von 15142 N.. 
zurückbleibe und die Übergabe ſchon vor dem Jukrafttreten des 
Rerbhoſch. erfolgt ſei. 

Hiergegen hat ſich der Kreisbauernführer beſchwert wegen zu 
goher Belaſtung des Erbhofs, die für ihn nicht tragbar ſei. 

Das Beihw®. hat die Vernehmung der Beteiligten namentlich 
darüber veranlaßt, ob ſie nicht, ſoweit ſie mit Leiſtungen des Über⸗ 
nehmers bedacht find, dieſe ſo ermäßigen wollen, daß die Laſten nicht 
über die Mündelſicherheitsgrenze hinausgingen. Sie ſind bei ihren 
urkundlich zugeſtandenen Anſprüchen ſtehengeblieben. Der Über⸗ 
nehmer hat erklärt, fie aus den Mitteln der Mitgift feiner Braut 
zu 3000 As, der ein Nießbrauch am Anweſen auf 25 Jahre be⸗ 
ſtellt werden könnte, und aus den Erträgniſſen des Hofes beſtreiten 
zu können. 

Nach tatſächlicher Würdigung kommt das Gericht zur Auf⸗ 
hebung der Vorentſcheidung und Verweigerung der Genehmigung aus 
folgenden Gründen: 

Für die Tragbarkeit der Belaſtung kann der Vetriebswert 
nicht herangezogen werden. Vielmehr bleibt entſprechend den Ent⸗ 
ſchuldungs O. auch hier maßgebend die Grenze der Mündelſicherheit, 
alſo kommen nur ¼ des Betriebswertes in Betracht (Art. 1 der 
4. DurchfVO. zur landwirtſchaftlichen Schuldenregelung v. 5. Okt. 
1933 [RG Bl. 1, 719). Von dieſem Grundſatz kann nicht abgegangen 
werden. Schutzwürdigen Belangen der Geſchwiſter bei der Übergabe 
des Anweſens an ihren Bruder, welchen nach der Entſchließung des 
Justin. v. 30. Nov. 1933 Nr. 1 65 861 (BaySt Anz. Nr. 280/33) 
in weitgehendem Maße Rechnung getragen werden muß, kann deshalb 
dann entſprochen werden, wenn ſie ihre Auſprüche der Mündelſicher⸗ 
heit anpaſſen und die Fälligkeil der Leiſtungen in maßvollen 
Ratenzahlungen feſtſezen. Das iſt hier nicht geſchehen, vielmehr 
weigern ſich die Beteiligten, ihre Anſprüche zu ermäßigen. Die Ge⸗ 
nehmigung des geſamten Veräußerungsgeſchäftes mußte daher unter 
Aufhebung der Vorentſcheidung verjagt werden (8 37 Abſ. 2, 3 
RerbhofGh.). 

(ErbHGer. b. OLG. Nürnberg, Beſchl. v. 9. Mai 1934, BeſchwReg. 
Nr. 43/34.) S.] 

* 

28. Für die nachträgliche dingliche Sicherung eines 
vor dem 1. Okt. 1933 ohne dingliche Sicherheit gewährten 
Darlehens beſteht in der Regel kein wichtiger Grund, 
auch wenn die Sicherung von der Aufſichtsbehörde der 

läubigerin gefordert wird. 

Die in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Eheleute M. 
haben im Febr. 1931 bei einem Darlehenskaſſenverein 2000 Ask 
aufgenommen, um eine Tochter auszuheiraten, und nunmehr für den 
Gläubiger eine Grundſchuld ohne Brief an zweiter Rangſtelle nach 
Vorgang einer Buchgrundſchuld von 3500 AM auf ihrem Erbhof 
beſtellt. Das Anerbengericht hat die Eintragung der Grundſchuld 
genehmigt. 

Auf Beſchw. des Kreisbauernführers hat das ErbhGer. die Ge⸗ 
nehmigung verſagt. 

Daß ein wichtiger Grund i. S. des § 37 ReErbhoſch. darin 
zu erblicken ſei, wie das AnerbG. meint, daß das Darlehen bereits 
1. J. 1931 gewährt wurde, kann nicht anerkannt werden. Gerade 
weil das Darlehen bereits aus dem Jahre 1931 ſtammt und ſeither 
ungeſichert geblieben iſt, erſcheint eine Sicherheit jetzt auf einmal, 
zumal ſeit dem Inkrafttreten des RErbhof G., unnötig. Ohne Be⸗ 
lang iſt, daß die Rev. bei dem Verein verlangt hat, alle Bürgſchafts⸗ 


Zu 27. Nach 8 37 Abſ. 3 RErbhofcg. ſoll das Gericht vor Ge⸗ 
nehmigung eines Übergabevertrags prüfen, ob der Hof durch die mit 
der Übernahme verbundenen Verpflichtungen nicht über ſeine Krafte 
belaſtet wird. Eine beſtimmte Belaſtungsgrenze iſt im NErbhojb. 
nicht vorgeſehen. Dies war auch nicht nötig; denn das Geſetz geht 
im 8 37 Abſ. 1 davon aus, daß der Erbhof grundſätzlich unbelaſtbar 
iſt, und daß die Rechte des übergebers und der Geſchwiſter des 
Übernehmers ſich auch beim Übergabevertrag in der Regel auf die 
Verſorgungsanſprüche gem. 89 30, 31 des Gef. beſchränken. Mit 
em bisherigen Brauch, daß die Abfindungen ohne Rückſicht auf die 
Kräfte des Hofs mehr oder minder mechaniſch errechnet werden, will 
das Rérbhof. brechen. 

Das Erbh&er. Nürnberg hat daher ſicher recht, wenn es 
eine Belaſtung bis zur Höhe des Betriebswerts als unzuläſſig 
anfieht. Der Meinung des Gerichts, daß die Mündelſicher⸗ 
heitsgrenze einen brauchbaren Maßſtab für die Zuläſſigkeit 
der Belaſtung bilde, kann man nur inſofern beipflichten, als auch 
dieſe nur in Ausnahmefällen erreicht werden darf. Andere Gerichte, 
3. B. das Erbhcher. München, find der Meinung, daß bei Übergabe⸗ 


darlehen über 1000 % müßten in das Grundbuch eingetragen 
werden, daß der Bürge für ſich ein Entſchuldungsverfahren beantragt 
hat, und daß bereits vor dem 1. Okt. 1933 die Beſtellung der 
Grundſchuld mit Einverſtändnis der Schuldner in die Wege geleitet 
war. Wenn der Gläubiger noch anführt, M. habe verſichert, er habe 
ſonſt keine Schulden, und im Aug. 1933 habe ſich herausgeſtellt, 
daß bereits eine Grundſchuld von 3500 AM an erſter Rangſtelle ein⸗ 
getragen iſt, fo ſpricht das allerdings gegen die persönliche Ver⸗ 
trauenswürdigkeit der Schuldner, zumal der Erbhof mit dem Ein⸗ 
heitswert von 3600 AM nur 8,913 ha groß iſt. Allein ein durch⸗ 
ſchlagender und wichtiger Grund nach § 37 Abſ. 2 RErbhofch. kann 
daraus nicht entnommen werden, daß von dem Grundſatz der Un⸗ 
belaſtbarkeit des Erbhofes abgewichen werde. Denn der Glaubiger 
führt in der Beziehung nichts weiter an, was gegen die Schuldner ins 
Feld zu führen wäre, insbeſ. nicht, daß der Bauer ſeine Zinsver⸗ 
pflichtungen nicht erfüllt hätte. War das Darlehen in den drei 
Jahren, die ſeit ſeiner Aufnahme verfloſſen ſind, nicht gefährdet, 
ſo iſt anzunehmen, daß das auch fernerhin unter der Geltung des 
RErbhofcG. nicht der Fall ſein wird. Die 2000 RA dienten auch 
nicht etwa der Abdeckung von Schulden. Daß die Mitgift für die 
verheiratete Tochter den Verhältniſſen nicht entſprach und vielleicht 
zu hoch geweſen iſt, kann heute nicht mehr rückgängig gemacht 
werden. Es konnte daher mangels eines wichtigen Grundes die 
Beſtellung der Grundſchuld nicht genehmigt werden. 

(ErbhGer. b. OLG. Nürnberg, Beſchl. v. 25. April 1934, Beſchw⸗ 
Reg. Nr. 33/34.) 

* 


29. Die von den Anerbenbehörden im Verfahren 
über die Genehmigung eines Übergabevertrages aufer- 
legten, den Inhalt des Vertrages abändernden Bedin- 
gungen bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit nachträglicher Feſt⸗ 
legung in notarieller Urkunde. 

Laut Übergabevertrag des Not. W. übergibt der verwitwete 
Bauer Joſef E. ſein Anweſen Hs. Nr. 7 in L. an ſeinen ledigen 
volljährigen Sohn Joſef E., wobei Übernehmer als Elterngut 
an ſeine drei Geſchwiſter Elterngüter von insgeſamt 8000 T 
und an den Übergeber weitere 2000 %% zu zahlen hat. 

Außerdem erhält der Übergeber ein Leibgeding, beſtehend aus 
Wohnungsrecht und ſonſtigen Reichniſſen; auch die Geſchwiſter er⸗ 
halten noch Reichniſſe von geringerem Wert. 

Zur Sicherung der obigen Elterngüter und der Übergabs⸗ 
preisforderung beſtellt der Übernehmer am Anweſen Hyp., ferner 
für das Wohnungsrecht des Übergebers eine beſchränkte perſön⸗ 
Mane alnepfei und für die übrigen Austragsreichniſſe eine 
deallaſt. 

Das AnerbG. W. hat am 10. Febr. 1934 die Übergabe und 
Belaſtung genehmigt, jedoch mit dem Abmaße, daß von allen 
Gläubigern zuſammen insgeſamt jährlich nicht mehr als 300 . 
zur Heimzahlung gefordert werden dürfen. 

Auf Beſchw. hat das Erbhof®er. den Übergabevertrag unter 
der Bedingung genehmigt, daß der Übergeber und die Geſchwiſter 
des Übernehmers auf dingliche Sicherſtellung der Geldleiſtungen 
verzichten und der Verzicht in notarieller Nachtragsurkunde nie⸗ 
dergelegt wird. In den Gründen der Entſch. iſt ausgeführt, daß 
der Übergeber und die Geſchwiſter des Ubernehmers bei ihrer Ein⸗ 
vernahme durch das Gericht auf dingliche Sicherung ihrer Geld- 
anſprüche verzichtet haben, daß dieſer Verzicht aber zu feiner 
N noch der Feſtlegung in notarieller Nachtragsurkunde 

edarf. 
(Erbh®er. b. OLG. Nürnberg, Beſchl. v. 9. Mai 1934, Beſchwgteg. 
Nr. 85/34.) S. 
* 

30. Für das Vorliegen eines Ehegattenerbhofs ge- 
nügt es, wenn ein Ehegatte bauernfähig iſt. f) 

Die in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Eheleute H. ſind 


verträgen grundſätzlich die Hälfte des Betriebswertes nicht über⸗ 
ſchritten werden dürfe. Dieſe Meinung hat den Vorteil, daß dann 
für den Übernehmer noch ein Spielraum übrig bleibt, wenn er ge⸗ 
nötigt iſt, für andere Zwecke, z. B. für Inſtandſetzungen, Kredit 
aufzunehmen. Bei dieſen Erörterungen darf aber nicht überſehen 
werden, daß eine allzu ſtarre Feſtlegung auf die eine oder andere 
Grenze nicht zu empfehlen iſt. Die Grenze kann nur die Bedeutung 
einer Richtlinie haben, an die ſich die Beteiligten nach und nach 
gewöhnen ſollen. 5 5 

Die Gerichte werden hiernach im allgemeinen das Richtige 
treffen, wenn ſie darauf ſehen, daß die Belaſtung im Übergabevertrag 
in der Regel unter der Mündelſicherheitsgrenze bleibt. Sie dürfen, 
auch in der Übergangszeit, eine an dieſe Grenze heranreichende oder 
ſie gar überſchreitende Belaſtung nur in beſonderen Ausnahmefällen 
zulaſſen. 


MinR. Dr. Vogels, Berlin. 
Zu 30. Wie manche Eutſch. der jüngſten Zeit beruht die vor⸗ 
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des Anweſens Hausnummer 201% in S., das 25,98 ha 
umfaßt. 

Ein Hypothekengläubiger hat beim Anerb&. beantragt, feſt⸗ 
zuſtellen, „ob der jetzige Hofbeſitzer Mich. H. wegen ſeiner ſchlechten 
Wirtſchaftsweiſe, ſeiner zu großen Schuldenlaſt, ſeines ſtändigen 
Verſagens im Schuldenzahlen und ſeines Wirtshausverbots in Zu⸗ 
kunft als Beſitzer des Anweſens in Frage kommt“. 

Daraufhin hat das AnerbGG. nach Vornahme von Erhebungen 
am 26. April 1934 Beſchluß dahin erlaſſen, daß das Anweſen nicht 
Erbhof iſt. 

Der Beſchluß iſt damit begründet, daß zwar das Anweſen. 
eine Achernahrung bilde, Mich. H. aber infolge feiner Trunkſucht 
und ſeiner Gutmütigkeit den Hof, deſſen Schuldenſtand ſich fort⸗ 
während erhöht habe, herunterkommen laſſe und daher nicht bauern⸗ 
fähig ſei. Zwar ſei ſeine Frau bauernfähig, es müſſe aber bei 
Höfen, die ſich im Eigentum von Ehegatten befinden, die Bauern⸗ 
fähigkeit ſowohl beim Manne als auch bei der Frau gegeben ſein. 

Die von den Eheleuten H. eingelegte ſofortige Beſchwerde hatte 
Erfolg. 

Das ErbhöGer. bezweifelt, ob die vorhandenen tatſächlichen 
Grundlagen für die vom AnerbG. getroffene Feſtſtellung, daß 
Mich. H. nicht bauernfähig ſei, ausreichen. Es iſt zu ſeinen Gunſten 
zu berückſichtigen, daß er den Hof ſchon ſtark verſchuldet über⸗ 
nommen hat und ſich, was die Trunkſucht anlangt, in letzter Zeit 
gebeſſert zu haben ſcheint, ferner, daß er im Felde ſich gut bewährt 
und ſogar Kriegsauszeichuungen erhalten hat. Es kann indes dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob er tatſächlich als bauernfähig anzuſehen iſt oder 
nicht. Denn die Erbhofeigenſchaft des Hofes wird dadurch, daß der 
Bauer die Bauernfähigkeit verliert, nicht berührt (§8 16 RErbhofG.). 

Dazu kommt, daß auf jeden Fall, wie das Anerb®. ſelbſt aus⸗ 
führt, die Frau des H., die mit ihm in allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft lebt und mit ihm bereits beim Inkrafttreten des R Erbhof. 
verheiratet war (862 Abſ. 1 der 1. DurchfVO. z. NErbhof®.), zweifel⸗ 
los bauernfähig iſt. Die Annahme des AnerbG., daß in einem 
ſolchen Falle beide Ehegatten bauernfähig fein müſſen, iſt nicht richtig. 
Es genügt, wenn einer von ihnen die Bauernfahigkeit beſitzt. 

(ErbhGer. b. OLG. Nürnberg, Veſchl. v. 23. Mai 1934. — BeſchwReg. 
Nr. 266/34.) [S.] 
* 
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31. S1&rbhof®.; 85 der 2. Durchf.; 8 12 Abſ. 2 der 
1. Durchf VO. Beim Ehegattenerbhof kann nur einheitlich 
über die Erbhofeigenſchaft des Geſamtbeſitzes Entſchei⸗ 
dung getroffen werden. Vor der Entſcheidung iſt beiden 
Ehegatten und dem vorausſichtlichen Anerben Gelegen- 
heit zur Außerung zu geben. 


Es handelt ſich um das landwirtſchaftliche Anweſen des Mar⸗ 
kus L. und ſeiner Ehefrau Luiſe in B. im Meßgehalt von 10,52 ha. 
Von dieſen Grundſtücken gehören 66 ar 44 qm der Frau, der Reſt 
dem Manne. Das Bürgermeiſteramt B. hat ſich dahin ausgeſprochen, 
die Beſitzung eigne ſich gut zum Erbhof; es ſeien ſämtliche Voraus⸗ 
ſetzungen vorhanden. Der Vorſitzende des AnerbG. hat das Beſitztum 
in das gerichtliche Verzeichnis aufgenommen. Hiergegen haben die 
Eheleute L. in der auch von dem Ortsbauernführer P. unterzeichneten 
Eingabe v. 5. April 1934 rechtzeitig Einſpruch eingelegt, und zur 
Begründung im weſentlichen geltend gemacht; ihre Grundſtücke ſeien 
wenig ertragsreich; in ſchlechten Jahrgängen, z. B. in den Jahren 
1930 und 1931, hätten ſie Futtermittel zukaufen müſſen. Trotz 
äußerfter Sparſamkeit und Zuſammenarbeit der ganzen Familie 
hätte der Unterhalt nur notdürftig aus den Erträgniſſen der Land⸗ 
wirtſchaft beſtritten werden können. Wegen der ſchlechten Ver⸗ 
mögensverhältniſſe habe bisher auch nur die älteſte Tochter heiraten 
können, deren Mann gleichfalls in dem Betrieb der Eheleute L. 
mithelfe. Auch die Gebäulichkeiten entſprechen nicht den Anforde⸗ 


ſtehende auf der beſorgniserregenden Bemühung, unter allen Um⸗ 
ſtänden Erbhöfe zu ſchaffen. Nicht auf die Zahl der Erbhöfe kommt 
es dem Geſetzgeber an, ſondern darauf, daß leiſtungsfähige, wirt⸗ 
ſchaftlich wertvolle Erbhöfe in Händen ſtandesbewußter, fähiger 
Bauern mit erbgeſundem Blute geſchaffen werden. Gegen dieſen 
Grundſatz verſtößt die Entſch. offenſichtlich. Es wird kaum jemanden 
geben, der die geſetzlichen Merkmale der Bauernfähigkeit: Raſſe⸗ 
reinheit, deutſche Staatsangehörigkeit und Ehrbarkeit nur von einem 
Ehegatten oder gar von der Frau verlangen. Wie wichtig iſt dies 
aber auch in bezug auf Krankheiten, die geeignet ſind, das Blut des 
Geſchlechtes für alle Zeiten zu verderben! Zu dieſen gehört aber vor 
allen die Trunkſucht. Wer die Folgen der Trunkſucht für die Nach⸗ 
kommenſchaft fo genau kennt wie der Geſetzgeber des Geſetzes über 
die Verhütung erbkranken Nachwuchſes, wird ſich mit dieſer Entſch. 
niemals einverſtanden erklären konnen. Mit Recht verlangt daher 
Vogels (Komm., Anm. I 1 c zu 8 62 der 1. Durchf VO.) und mit 
ihm Lange (DRZ. 1934, 112) die Bauernfähigkeit beider Ehe- 
gatten, zu der aber auch die Freiheit von einem ſo ſchweren Mangel, 
wie der Trunkſucht, gehört. Selbſt nach dem unzureichenden Stand⸗ 
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rungen eines Erbhofes. Es ſei der Wille der geſamten Familie, daß 
das Anweſen kein Erbhof werde. 

Das AnerbG. H. hat den Gutspächter K. in E. mit der Prü⸗ 
fung der Verhältniſſe der Eheleute L. beauftragt. Dieſer hat das 
Vorliegen einer Ackernahrung als zweifelhaft bezeichnet. Die Hof⸗ 
ſtelle ſei unzureichend, die Erbhofeigenſchaft ſei zu beſtreiten. Dieſer 
Stellungnahme iſt das AnerbG. in feinem Beſchluß v. 5. Mai 1954 
beigetreten. 

Der Kreisbauernführer hat hiergegen rechtzeitig ſofortige Be⸗ 
ſchwerde eingelegt. Eine Begründung der Beſchwerde iſt nicht er⸗ 
folgt. Die Beſchwerde erſcheint begründet. Der Beſchluß unterliegt 
wegen Verletzung weſentlicher verfahrensrechtlicher Vorſchriften der 
Aufhebung. Die Sache war zur erneuten Prüfung und Entſcheidung 
an das AnerbG. zurückzuverweiſen. 

Zu dem landwirtſchaftlichen Beſitztum gehoren auch Grund⸗ 
ſtücke der Frau L. im Meßgehalt von 66 ar 44 qm, welche ſeither 
zuſammen mit den Grundſtücken des Ehemanns L. von derſelben 
Hofſtelle aus bewirtſchaftet worden ſind. Sie ſind auch in dem Ge⸗ 
meinde⸗ und dem gerichtlichen Verzeichnis aufgeführt. Sie ſind Teile 
des Erbhofes gemäß § 5 der 2. DurchfVO. Es hat nun nicht nur 
der Ehemann L., ſondern auch die Ehefrau gegen das gerichtliche 
Verzeichnis Einſpruch eingelegt. Über dieſen Einſpruch der Frau L,, 
welche zu dem Verfahren nicht zugezogen worden tft, hat das AnerbG. 
überhaupt nicht entſchieden. Die Entſcheidung über die Erbhofeigen⸗ 
ſchaft des geſamten Beſitzes kann natürlich nur einheitlich erfolgen. 
Der Beſchluß war ſchon aus dieſem Grunde aufzuheben. 

Gemäß 8§ 12 Abſ. 2 der 1. DurchfVO. ſoll eine Entſcheidung 
nur ergehen, nachdem den Beteiligten zuvor Gelegenheit zur Auße⸗ 
rung gegeben iſt. Wer im Sinn dieſer Vorſchrift als Beteiligter 
anzuſehen iſt, entſcheidet das Gericht nach freiem Ermeſſen. Es ſteht 
aber nicht im reinen Belieben des Gerichts, ob es die Beteiligten 
anhören will oder nicht, vielmehr hat das Gericht pflichtgemäß 
die Belange der Beteiligten zu prüfen und zu erwägen, wer nach 
Lage der Sache erwarten kann, daß er vermöge ſeiner Intereſſen 
angehört wird. Das AnerbG. hat aber eine derartige Prüfung über⸗ 
haupt nicht augeſtellt. Mit der Erklärung der Beſchwß., es ſei der 
Wille der geſamten Familie, daß das Anweſen kein Erbhof werde, 
durfte ſich das Anerbch. nicht begnügen. Auch kommt es nicht 
darauf an, ob die Beteiligten vorliegendenfalls nicht wünſchen, daß 
das Beſitztum als Erbhof erklärt wird. Vielmehr iſt von Amts wegen 
zu unterſuchen, ob die Vorausſetzungen eines Erbhofs gegeben ſind 
oder nicht (8 12 Abſ. 1 der 1. DurchfVO.). Hätte die Ehefrau nicht 
ſelbſt Einſpruch eingelegt, fo wäre fie gemäß 8 12 Abſ. 2 der 
1. DurchfVO. zu hören geweſen. Unbedingt iſt auch den erwachſenen 
Kindern, insbeſ. dem vorausſichklichen Anerben, Gelegenheit zur 
Außerung zu geben. 

Endlich ermöglichen die Erhebungen des Anerb®. noch keine 
endgültige Stellungnahme zu der Frage, ob die Vorausſetzungen 
einer Ackernahrung vorliegen. Dieſe Erhebungen ſind deshalb ent⸗ 
ſprechend auszudehnen. Nach Abſchluß derſelben wird dem Kreis⸗ 
bauernführer Gelegenheit zur endgültigen Stellungnahme zu geben 
ſein, wenn dies nicht ſchon aus Anlaß ſeiner Mitwirkung bei den 
Erhebungen geſchehen iſt. 

(ErbhGer. b. OLG. Stuttgart, Beſchl. v. 28. Juli 1934. — E Nr. 64/34.) 
* 

32. 815 RErbhofGG.; § 62 der 1. DurchfV. Zucht- 
hausſtrafe iſt, wenn fie nicht ſehr lange zurückliegt und 
das ſpätere Verhalten nicht eine endgültige Umkehr des 
Beſtraften zeigt, ſtets mit der Bauernehre unvereinbar. ) 

Die den Hof der Beſchwß. bildenden Grundſtüche gehören ihnen 
je zur Hälfte auf Grund allgemeiner Gütergemeinſchaft des württ. 
Rechts (Ehe⸗ und Erbvertrag v. 20. Juni 1893). In dieſe Grund⸗ 
ſtücke wurde i. J. 1931 auf Antrag eines Gläubigers des Ehemanns 
die Zwangsverſteigerung angeordnet. Ein weiterer Glaubiger iſt dem 


punkt von Cammerer (DNotZ. 1934, 72) und des Erbh®er. 
Stuttgart (6. April 1934, E Nr. 2/34: RdRN. 1934, 246), die die 
Bauernfähigkeit des Ehemannes für notwendig und ausreichend er⸗ 
achten, iſt die vorſtehende Eutſch. unrichtig. Es wäre zu wünſchen, 
daß das RErbhcßer. die Möglichkeit zur Nachprüfung und Richtig⸗ 
ſtellung des Beſchluſſes bekäme, zumal das Erbh&er. es nicht ein⸗ 
mal für nötig halt, ſeine Anſicht zu begründen. — Der Hinweis auf 
§ 16 NErbhG. gegen Ende der Entſch. dürfte auf falſcher Rechts⸗ 
auffaſſung beruhen. Aus der Darſtellung des Gerichts geht hervor, 
daß die Trunkſucht ſchon vor dem 1. Okt. 1933 beſtanden haben 
muß. Dann iſt aber bei richtiger Auslegung des Begriffes der 
Bauernfähigkeit der Hof überhaupt nicht Erbhof geworden, ſo daß 
ein Verluſt der Erbhofeigenſchaft gar nicht in Frage kommen kann. 
Notar Schieck, Markt Grafing (bei München). 


Zu 32. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Es mag dahingeſtellt blei⸗ 
ben, ob jede Zuchthausſtrafe, wenn fie nicht ſehr lange zurückliegt, 
den Verluſt der Bauernehre bedeutet. Im gegebenen Fall zeigt die 
Höhe der ausgeſprochenen Strafe und der Verluſt der bürgerlichen 
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Zwangsverſteigerungsverfahren beigetreten. Das Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren, das heute noch anhängig iſt, kann nur durchgeführt 
werden, wenn die Erbhofeigenſchaft des Hofs der BeſchwF. ver⸗ 
neint wird. 

Der beigetretene Gläubiger hat deshalb beim Anerb®. den An⸗ 
9 geſtellt, feſtzuſtellen, daß der Hof die Erbhofeigenſchaft nicht 
eſitzt. 

Mit Beſchl. v. 25. Jan. 1934 hat das Anerb®. dieſe Feſt⸗ 
ftellung auch getroffen. 

Die ſofortige Beſchw. der Eigentümer, der Eheleute B., hatte 
keinen Erfolg. 

Der Hof ſtand am 1. Okt. 1933 im Mileigentum der beiden 
Beſchw§. Gem. 8 62 Abſ. 1 der 1. DurchfVoO. iſt der Hof mit dem 
Inkrafttreten des RErbhofch. am 1. Okt. 1934 Erbhof geworden, 
wenn er, abgeſehen vom Alleineigentum, den Vorausſetzungen der 
98 1—4, 6 des Gef. entſprochen hat. Daß der Hof die fachlichen 
Vorausſetzungen, die das Geſetz in 88 1—3 für einen Erbhof auf- 
ſtellt, erfüllt, unterliegt keinem Zweifel. Dagegen hat das AnerbG. 
die Ehrbarkeit und damit die Bauernfähigkeit des Ehemanns ver⸗ 
neint. Darin iſt ihm beizutreten. 

B. wurde am 1. Juli 1899 vom Schw. wegen Anſtiftung zum 
Meineid zu drei Jahren Zuchthaus und am 2. Okt. 1899 wegen 
desſelben Verbrechens unter Einrechnung der erwähnten Strafe zu 
einer Geſamtzuchthausſtrafe von vier Jahren verurteilt; außerdem 
wurden ihm auf die Dauer von ſechs Jahren die bürgerlichen Ehren- 
rechte aberkannt, auch wurde ſeine dauernde Unfähigkeit, als Zeuge 
und Sachverſtändiger eidlich vernommen zu werden, ausgeſprochen. 
Die Akten ſind ausgeſchieden, ſo daß eine genaue Feſtſtellung der 
ſtrafbaren Handlungen des B. nicht mehr möglich iſt. Nach feinen 
eigenen Angaben in der Beſchwerdeſchrift ſoll es ſich darum ge— 
handelt haben, daß er in unerlaubten Beziehungen zu einer Dienſt⸗ 
magd ſtand, und daß er dieſe Beziehungen in einem Privatklage⸗ 
verfahren durch andere Knechte und Mägde eidlich abſtreiten ließ. 
Angeſichts der hohen Zuchthausſtrafe, auf die gegen ihn erkannt wor⸗ 
den iſt, und des Umſtandes, daß der Verluſt der bürgerlichen Ehren— 
rechte auf die Dauer von ſechs Jahren ausgeſprochen wurde, iſt nicht 
zweifelhaft, daß es ſich um eine aus ehrloſer Geſinnung entſprungene, 
im höchſten Grad verwerfliche Tat gehandelt hat. B. iſt heute noch 
unfähig, als Zeuge und Sachverſtändiger eidlich vernommen zu 
werden, auch kann er nicht Schöffe oder Geſchworener ſein (8 31 
StGB.). Dazu kommt, daß B. in der Folge noch mehrfach beſtraft 
worden iſt, ſo i. J. 1920 wegen ungenügender Milchablieferung mit 
500 %, 1926 wegen Monopoleinnahmehinterziehung mit 392,60 RM 
nebſt Werterſatz für 271 Weingeiſt im Betrag von 135 KN und 
1931 wegen Kreditbetrugs mit AM. Die Zuchthausſtrafe liegt 
zwar ſehr lange zurück. Aber die ſpäteren Beſtrafungen beweiſen, 
daß B. auch jetzt noch, wenn auch in geringerem Maß, zu Zuwider⸗ 
handlungen gegen das Strafgeſetz neigt. Zuchthausſtraſe ijt aber, 
wenn ſie nicht ſehr lange zurückliegt und das ſpätere Verhalten nicht 
eine endgültige Umkehr der Verurteilten zeigt, ſtets mit dem 
Stande und dem Namen eines Bauern unvereinbar (Saure, 
3. Aufl., S. 24). Die ehrbare Bauernſchaft würde es nicht verſtehen, 
wenn dem B. der Ehrenname eines Bauern zuerkannt würde. Dem⸗ 
nach wurde ihm vom Anerb®. die Ehrbarkeit mit Recht abgeſprochen. 
: Iſt hiernach B. am 1. Okt. 1933 nicht ehrbar geweſen, jo iſt 
der Hof nicht Erbhof geworden. Denn, wenn ein Hof an dieſem Tag 
im Miteigentum von Ehegatten ſtand, fo müſſen beide Ehegatten oder 
zum mindeſten der Ehemann in dieſem Zeitpunkt ehrbar geweſen ſein, 
andernfalls konnte der Hof nicht Erbhof werden (DNOLZ. 1934, 72). 
Ob dies auch zutrifft, wenn zwar der Mann ehrbar iſt, nicht aber 
die Frau, kann auf ſich beruhen. Die Anſicht der BeſchwF., daß 
die Erbhofeigenſchaft eine Art dinglicher Eigenſchaft der Hofſtelle ſei, 
die dann gegeben ſei, wenn die ſachlichen Vorausſetzungen der SS 1 
dis 3 NErbhof®. erfüllt ſeien, iſt nicht richtig. Vielmehr müſſen 
ſowohl die ſachlichen als die perſönlichen Vorausſetzungen für die 
Z b WE Et nn 
Ehrenrechte, daß es ſich um ein Verbrechen handelt, bei dem eine 
beſonders ehrloſe Geſinnung des Täters zutage getreten iſt. Dies im 
Zuſammenhalt mit den ſpäteren kleineren Strafen iſt genügend 
Grund, die Ehrbarkeit auch für die Zeit v. 1. Okt. 1933 noch 
zu verneinen. Die Ausführungen des Gerichts über die Wirkung des 
Fehlens der Ehrbarkeit an dieſem Tage ſind zutreffend und bedürfen 
keiner Ergänzung. 

Die vom Gericht noch offengelaſſene Frage, ob nämlich beim 
Ehegaltenerbhof die Bauernfähigkeit beider Ehegatten verlangt wer⸗ 
den muß, oder ob die Bauernfähigkeit des Ehemannes genügt, iſt 
mit Vogels (Komm. z. RErbhof., Anm. I 1 zu 8 62 der 
1. Durchf BO.) entgegen Cammerer (DROLZ. 1934, 72) im erſteren 
Sinne zu entſcheiden. Dies leuchtet beſonders ein, wenn man an das 
Erfordernis der Raſſereinheit denkt. Daß fie bei beiden Ehegatten 
gegeben ſein muß, bedarf keiner näheren Darlegungen. Was aber 
für dieſe Vorausſetzung der Bauernfähigkeit gilt, muß wohl auch 
für die übrigen verlangt werden. 

No. Dr. Seybold, Berlin. 


Entſtehung eines Erbhofs an dem genannten Stichtag vorhanden ſein. 
Es iſt zwar richtig, daß, wenn ein Bauer nach dem 1. Okt. 1934 
die Bauernfähigkeit verliert, der Hof damit nicht aufhört, Erbhof 
zu ſein ($ 18 RErbhofG.), und daß ein zum Anerben berufener 
Ausländer durch nachträglichen Erwerb der deutſchen Staatsange⸗ 
hörigkeit die Bauernfähigkeit erlangt (8 29 Abf. 3 Rerbhofch.). 
Allein das ändert an der Tatſache nichts, daß das RéErbhofch. 
grundſätzlich auf dem Standpunkt ſteht, daß die ſachlichen und per⸗ 
ſönlichen Vorausſetzungen für die Entſtehung eines Erbhofs am ge⸗ 
nannten Stichtag vorhanden ſein müſſen. Die Richtigkeit dieſer Aus⸗ 
legung des Geſetzes wird durch § 28 Abſ. 3 der 1. Durchf VO. be⸗ 
ſtätigt. Dort heißt es, daß, wenn ſich nachträglich herausſtellt, daß 
der Eigentümer bei der Eintragung des Hofs in die Erbhöferolls 
nicht deutſcher Staatsangehöriger war, der Hof „infolgedeſſen“ 
nicht Erbhof geworden iſt, d. h. weil der Eigentümer nicht bauern⸗ 
fähig war. 

(Erbhcher. b. OLG. Stuttgart, Beſchl. v. 6. April 1934, E Nr. % 
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33. $11, 12 der 1. DurdfBO. zum RErbhofG. Auch 
im Verfahren vor den Anerbenbehörden kann ein nur von 
einer Seite angefochtener Beſchluß nicht zu ungunſten des 
Beſchwerdeführers abgeändert werden. f) 

Die Ehegatten G. ſind in allgemeiner Gütergemeinſchaft Eigen⸗ 
tümer einer als Erbhof anzuſehenden Beſitzung in G., wobei aller⸗ 
dings bzgl. der Bauernfähigkeit des Ehemannes Zweifel beſtehen. Die 
Eheleute verkauften 1932 ihr Beſitztum an ihre beiden Neffen Johann 
und Paul G. als Miteigentümer je zur Hälfte. Da die Grunderwerb⸗ 
ſteuer nicht bezahlt wurde, konnte die Umſchreibung im Grundbuch 
nicht vorgenommen werden. Die Käufer Johann und Paul G. haben 
nunmehr um Genehmigung der Veräußerung des Anweſens an ſie 
nachgeſucht. Die Verkäufer haben widerſprochen. Das Anerbch. hat 
die Veräußerung genehmigt, dabei aber die Auflage gemacht, daß der 
Erwerb des Hauſes nur durch einen der beiden Brüder erfolge, da 
der Erwerb eines Hofes durch zwei Miteigentümer geſetzlich nicht zu⸗ 
gelaſſen ſei. 

Die fofortige Beſchw. der Verkäufer hatte keinen Erfolg. 

Es ſteht feſt, daß der BeſchwF. ſich um den Verkauf ſeines 
Anweſens ſchon bemüht hatte, ehe Joſef und Paul G., die früher 
auf dem Gut gearbeitet haben, wegen der käuflichen Überlaſſung des 
Anweſens an ihn herantraten. Die Käufer haben ſich erhebliche Mühe 
gegeben und das von dem BeſchwF. etwas abgewirtſchaftete Gut wieder 
in die Höhe gebracht. Sie haben erhebliche Schulden des Beſchwß. 
und an ihn ſelbſt einen reſtlichen Kaufpreis von 1250 AM bezahlt. 
Irgendeine Ausſicht, hierfür Erſatz zu bekommen, beſteht nicht. Der 
BeſchwF. ift an ſeinem wirtſchaftlichen Ruin, wie die Erhebungen er⸗ 
geben haben, ſelbſt ſchuld. Hätten die Käufer vor dem 1. Okt. 1933 die 
Grunderwerbſteuer bezahlt, jo wären fie ohne weiteres als Eigentümer 
des Anweſens im Grundbuch eingetragen worden. Es beruht daher 
lediglich auf einem Zufall, daß dies am 1. Okt. 1933, dem Tag des 
Inkrafttretens des RErbhofG., noch nicht der Fall war. Gemäß 
8 15 Abf. 2 Satz 2 der 2. DurchfVO. ſoll in derart gelagerten Fällen 
in der Regel die Genehmigung erteilt werden, wenn nicht beſondere 
Gründe dagegen ſprechen. Dies iſt nicht der Fall. Es ſprechen im 
Gegenteil dringende Gründe für die Erteilung der Genehmigung. 
Hiernach hätte nichts im Wege geſtanden, dem Antrag der Verkäufer 
Joſef und Paul G. uneingeſchränkt ſtattzugeben. Denn es iſt nicht 
Vorausſetzung der Genehmigung nach § 37 RErbhofG., daß ein ver⸗ 
äußerter Erbhof in der Hand des Erwerbers die Erbhofeigenſchaft 
nicht verliert. Abgeſehen davon erſcheint es wahrſcheinlich, daß der 
Beſchw§y. die Bauernfähigkeit am 1. Okt. 1933 nicht beſeſſen hat. 
Bezüglich der Bauernfähigkeit ſeiner Ehefrau iſt den Akten nichts zu 
entnehmen. Wäre den Eheleuten G. die Bauernfähigkeit abzuſprechen, 
ſo wäre das noch auf ihren Namen im Grundbuch eingetragene Beſitz⸗ 


Zu 33. Die Entf. ift in mehrfacher Hinſicht bedenklich. 

1. Schon der Ausgangspunkt der Entſch. iſt nicht zutreffend. 
Das Gericht hält 8 15 Abſ. 2 Satz 2 der 2. DurchfVO. für anwend⸗ 
bar, weil die Käufer das gekaufte Gut vor dem 1. Okt. 1933 in Be⸗ 
wirtſchaftung genommen und wieder in die Höhe gebracht, weil ſie 
den Kaufpreis in voller Höhe bezahlt haben, ohne daß ſie Ausſicht 
hätten, ihn jemals vom Verkäufer erſtattet zu erhalten, und weil fie 
nur deshalb im Grundbuch nicht eingetragen worden ſind, weil ſie 
die Grunderwerbſteuer nicht bezahlt hatten. Dieſe Gründe rechtfertigen 
nicht die Anwendbarkeit des § 15. Denn dieſe Vorſchrift iſt nicht 
allgemein für die Fälle geſchaffen, in denen ein vor dem 1. Okt. 1933 
geſchloſſener Vertrag zwar tatſächlich, aber noch nicht rechtlich aus⸗ 
geführt worden iſt; ſondern die Vorſchrift ſollte eine ganz beſtimmte, 
nach Inkrafttreten des RerbhofGG. aufgetauchte Streitfrage regeln. 
Es war nämlich hinſichtlich der am 1. Okt. 1933 den GBA. vorliegen⸗ 
den Eintragungsanträge die Meinung verbreitet, daß dieſe trotz des 
Inkrafttretens des ReErbhofG. ohne Genehmigung des Anerb&. aus⸗ 
geführt werden könnten, weil der nachträgliche Eintritt einer Ver⸗ 
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tum am 1. Okt. 1933 überhaupt nicht Erbhof geworden und eine 
Genehmigung des Kaufvertrags nicht erforderlich. Es bedarf aber 
keiner Prüfung dieſer Fragen. Die Genehmigung iſt unter allen Um⸗ 
ſtänden zu erteilen, und ſie kann gerade auch dann erteilt werden, 
wenn bzgl. der Erbhofeigenſchaft Zweifel beſtehen. Eine Abänderung 
der Entſch. bzgl. der nur unter der erwähnten Auflage erteilten Ge⸗ 
nehmigung kommt aber nicht in Frage, nachdem Joſef und Paul G. 
keine Beſchw. eingelegt haben. Eine Abänderung würde eine Be⸗ 
nachteiligung des BeſchwF. darſtellen, welche nicht ausgeſprochen wer⸗ 
den kann. Zuungunſten des BeſchwF. darf der nur von ihm an⸗ 
gefochtene Beſchluß nicht abgeändert werden. 
Hiernach war die Beſchw. als unbegründet zurückzuweiſen. 


(ErbhGer. b. OLG. Stuttgart, Beſchl. v. 6. Juni 1934, E Nr. en 
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34. 88 12 Abſ. 2, 21 Abſ. 1 der 1. DurhfQD.; $7 der 
3. DurchfVO. 


1. Die Entſcheidungen der Anerbenbehörden müſſen 
mit Gründen verſehen ſein. 

2. Welche Beteiligten zu hören find, iſt nach pflicht- 
gemäßem Ermeſſen zu entſcheiden. 

Der Vorſitzende des Anerb®. G. hat das Beſitztum des Sch. 
in R. in das gerichtliche Verzeichnis der Erbhöfe aufgenommen. 
Hiergegen hat Sch. rechtzeitig Einſpruch eingelegt und im weſent⸗ 
lichen geltend gemacht, er habe 15—16 Morgen Acker, 14 Mor⸗ 
gen Wieſen und 2 / Morgen Wald; die übrigen Grundſtücke ſeien 
zwar keine ausgeſprochene Ode, aber „von der allermindeſten 
Steuerklaſſe“. Das Anerbcß. G. hat nach vorausgegangener münd⸗ 
licher Verhandlung, in welcher Sch. anweſend war, durch Beſchl. 
v. 11. Mai 1934 die Aufnahme des landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
beſitzes des Sch. in die Erbhöferolle angeordnet. Die Gründe des 
Beſchluſſes gehen lediglich dahin, nach der Überzeugung des An⸗ 
erb®. ſei ein Grundbeſitz von über 40 Morgen in R. „auf alle 
Fälle“ eine volle Ackernahrung; dafür ſpreche auch der Viehbe— 
ſtand. Sch. hat gegen den ihm an 17. Mai 1934 zugeſtellten 
Beſchluß rechtzeitig ſofortige Beſchw. erhoben, in welcher er auf 
ſeine in erſter Inſtanz vorgetragenen Gründe Bezug nimmt. 

Der Beſchluß unterliegt der Aufhebung wegen Verletzung 
weſentlicher verfahrensrechtlicher Vorſchr. Die Sache war dem- 
gemäß zur erneuten Prüfung und Entſch. an das Anerb®. zu⸗ 
rückzuverweiſen. 

Gem. 8 21 Abſ. 1 der 1. DurchfVOO. entſcheidet das Gericht 
durch begründeten Beſchluß. Es kann nicht anerkannt wer⸗ 
den, daß die Begr. des Beſchluſſes dieſer Vorſchr. Genüge leiſtet. 


fügungsbeſchränkung gem. § 878 BGB. unſchädlich ſei. Demgegenüber 
wurde darauf hingewieſen, daß 8878 BGB. gar nicht anwendbar ſei, 
weil 837 RErbhof®. nicht bloß eine Verfügungsbeſchränkung dar» 
ſtelle, ſondern den Erbhof als unveräußerliches und unbelaſtbares Gut 
dem Rechtsverkehr entziehe (vgl. den zuſammenfaſſenden Aufſatz von 
Tabouillot: JW. 1934, 83f.; ferner Vogels, 3. Aufl., S. 240f.; 
Wöhrmann, 2. Aufl., S. 207). Die 2. DurchfVO. hat nun dieſen 
Meinungsſtreit im 8 15 dahin entſchieden, daß eine Genehmigung an 
ſich erforderlich, daß ſie aber zu erteilen ſei, ſofern nicht beſondere 
Gründe dagegen ſprächen. Dieſe Entſtehungsgeſchichte wie übrigens 
auch der Wortlaut der Vorſchrift zeigen, daß ſie nur dann zur An⸗ 
wendung kommt, wenn vor dem Inkrafttreten des Geſetzes ein 
Antrag auf Eintragung beim GBA. geſtellt, die Eintragung aber 
nicht mehr rechtzeitig bewirkt worden iſt. Im vorl. Falle war aus⸗ 
weislich des Tatbeſtandes ein Eintragungsantrag vor dem 1. Okt. 
1933 noch nicht geſtellt, fo daß § 15 nicht in Anwendung kam. Das 
Erbh&er. hätte alſo prüfen müſſen, ob die feſtgeſtellten Tatumſtände 
einen wichtigen Grund zur Veräußerung gem. § 37 Abſ. 2 RErbhof®. 
darſtellten. Die Frage hätte wohl bejaht werden können, da der Ver⸗ 
trag wirtſchaftlich bereits abgewickelt war und ihm nur noch die 
rechtliche Beſtätigung fehlte. 

2. Überaus bedenklich iſt die Auffaſſung des ErbhGer., daß es 
nicht Vorausſetzung der Genehmigung nach § 37 RErbhofcg. ſei, daß 
der veräußerte Erbhof in der Hand des Erwerbers die Erbhofeigen⸗ 
ſchaft nicht verliere. Im Gegenſatz hierzu muß mit aller Entſchieden⸗ 
heit der Grundſatz herausgeſtellt werden, daß es gerade die wichtigſte 
Aufgabe der Anerbenbehörden iſt, darüber zu wachen, daß ein einmal 
entſtandener Erbhof auch Erbhof bleibt und dieſe Eigenſchaft nicht 
durch Verfügungen des Eigentümers wieder verliert. Andernfalls wäre 
der Beſtand und die Geltung des RErbhofG. überhaupt in Frage 
geſtellt. Das AnerbGG. hat alſo durchaus mit Recht die Auflage ge⸗ 
macht, daß der Erwerb des Hofes nur durch einen der beiden Brüder 
erfolgen dürfe. Auch bei Anwendung des $ 15 der 2. DurchfVO. Hätte 
die Veräußerung des Hofes an die beiden Brüder nicht genehmigt 
werden dürfen; denn der dann gem. § 17 RErbhof®. eintretende Ver⸗ 
luſt der Erbhofeigenſchaft hätte einen „beſonderen Grund“ gegen 
die Erteilung der Genehmigung dargeſtellt. 

3. Das ErbhcGer. ſtellt dann weiter den Satz auf, daß der nur 


Die Größe des Beſitzes allein iſt für die Erbhofeigenſchaft nicht 
ausſchlaggebend. Die Ertragsfähigkeit der Acker und Wieſen auf 
der Schw. Alb iſt vielfach gering. Über den Ertrag der Güter, 
die Einnahmen aus dem Verkauf von Erzeugniſſen liegen keiner⸗ 
lei Feſtſtellungen vor. Es iſt auch auf die Einwendungen des 
BeſchwF., daß ein erheblicher Teil feiner Grundſtücke ſehr min⸗ 
derwertig ſeien, in dem Beſchluß mit keinem Wort eingegangen 
worden. Der Beſchluß war ſchon hiernach aufzuheben. 

Gem. § 12 Abſ. 1 der 1. DurchfVO. ſoll eine Entſch. nur 
ergehen, nachdem den Beteiligten zuvor Gelegenheit zur Auße⸗ 
rung gegeben iſt. Wer im Sinn dieſer Vorſchr. als Beteiligter 
anzuſehen iſt, entſcheidet das Gericht nach freiem Ermeſſen. Wenn 
die frühere Mußvorſchrift des § 12 Abſ. 2 der 1. DurchfVO. durch 
ST der 3. DurchfVO. in eine Sollvorſchrift umgewandelt worden 
iſt, ſo hatte dies ſeinen Grund darin, eine zu ſtarke Hemmung und 
Verzögerung des Verfahrens durch die Anhörung von Beteiligten 
zu vermeiden und dem Gericht einen gewiſſen Spielraum zu geben. 
Es ſteht aber nicht im Belieben des Gerichts, ob es Beteiligten 
Gelegenheit zur Außerung geben will oder nicht. Vielmehr hat 
darüber das pflichtgemäße Ermeſſen des Gerichts zu ent⸗ 
ſcheiden. Dann muß aber aus den Gründen des Beſchluſſes oder 
ſonſt aus den Akten erkennbar ſein, daß ſich das Gericht der 
Vorſchr. des § 12 Abſ. 2 der 1. DurchfVO. bewußt geweſen iſt 
ſowie aus welchen Gründen es von der Anhörung der Beteiligten 
Abſtand genommen hat. Hierüber iſt den vorl. Akten nichts zu ent⸗ 
nehmen. Als Beteiligte müſſen angeſehen werden jedenfalls der 
Ehegatte (Feſtſtellung des ehelichen Güterrechts), Kinder und ein 
etwaiger anderweiter Anerbe. Minderjährige Beteiligte zu hören, 
wird im allgemeinen nicht in Frage kommen. Erfordern ihre In⸗ 
tereſſen eine Vertretung, ſo wäre die Beſtellung eines Pflegers 
herbeizuführen. 

Wenn das AnuerbG. auch auf Grund der weiteren Er- 
hebungen erneut zu der Feſtſtellung der Erbhofgemeinſchaft des 
Gutes gelangen ſollte, ſo würde der Beſchluß wohl dahin zu lau⸗ 
ten haben, daß der Einſpruch des Sch. gegen die Aufnahme des 
Gutes in das gerichtliche Verzeichnis zurückgewieſen werde. Wird 
dieſer Beſchluß rechtskräftig, ſo iſt das gerichtliche Verzeichnis die 
maßgebende Unterlage für die Eintragung in die Erbhöferolle. 

(ErbhGGer. b. OLG. Stuttgart, Beſchl. v. 20. Juni 1934, E Nr. 71/84.) 
5.1 
5 4 

35. Im Verfahren über die Genehmigung einer Ver- 
äußerung iſt der für die Berechnung der Gerichtsgebühren 
maßgebende Wert nicht gleich dem Veräußerungspreis, 


von einer Seite angefochtene Beſchluß nicht zuungunſten des Beſchwe. 
abgeändert werden dürfe. Eine Begründung iſt dieſem weittragenden 
Satze nicht beigegeben worden. Wenn auch für das Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit von der überwiegenden Meinung (sgl. 
Schlegelberger $25 Anm. 12) das Verbot der reformatio in 
pejus angenommen wird, fo wäre eine Nachprüfung dieſer Auffaſſung 
für das Erbhofverfahren doch am Platze geweſen, weil im Erbhof⸗ 
verfahren nicht nur private, ſondern vor allem auch öffentliche Inter⸗ 
eſſen zu berückſichtigen ſind, und weil das Erbhofverfahren durch die 
Einſchaltung des Kreisbauernführers als Antrags- und Beſchwerde⸗ 
berechtigten ein ganz anderes Geſicht hat als das Verfahren der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit. Deingemäß vertreten Bergmann, EHRipr. 
837d Nr. 3 und Hopp, R. d. R. 1934, Juniheft, mit beachtlichen 
Gründen die Auffaſſung, daß eine reformatio in pejus im Erbhof⸗ 
verfahren möglich ſei. 

Zu dieſer Frage, die wohl eindeutig weder in dem einen noch 
in dem andern Sinne beantwortet werden kann, braucht hier nicht 
abſchließend Stellung genommen zu werden, weil es für den vorl. 
Fall gar nicht auf dieſe Frage ankam. Denn eine Beſeitigung der 
anerbengerichtlichen Auflage hätte eine Benachteiligung des BeldwF. 
nicht dargeſtellt. Die Auflage gab nämlich den Verkäufern keine 
Rechte, ſondern legte nur den Erwerbern Pflichten auf. Sie mußten 
dafür Sorge tragen, daß nur einer von ihnen den Hof erwarb; der 
eine mußte ſeinen demnächſtigen Miteigentumsanteil an den andern 
auflaſſen. Eine Mitwirkung der Verkäufer kam nicht in Frage. Die 
Beſeitigung der Auflage hätte alſo höchſtens die Lage der Erwerber 
verbeſſert, die Lage der Veräußerer dagegen nicht verſchlechtert. 

4. Mit Recht hat das Erbh&er. bei feiner Entſch. die Frage 
der Erbhofeigenſchaft dahingeſtellt ſein laſſen. Gerade der vorl. Fall 
zeigt die Zweckmäßigkeit der „vorſorglichen“ Genehmigung. Die Prü⸗ 
fung der Bauernfähigkeit hätte vorausſichtlich weitere Ermittelungen 
und viel Zeit gekoſtet; ſie war aber überflüſſig, wenn die Veräuße⸗ 
rung doch genehmigt werden ſollte; denn mit der Durchführung der 
Veräußerung verloren die Veräußerer das Eigentum am Erbhofe, 
und damit erledigte ſich jedes Intereſſe an einer Feſtſtellung ihrer 
Bauernfähigkeit. 

OLGR. u. ErbhGerR. Dr. Wöhrmann, Celle. 
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ſondern nach dem Intereſſe des Antragſtellers frei zu 
ſchätzen. 

Der Wert des Geſchäftsgegenſtandes deckt ſich nicht, wie das 
Anerb®. angenommen hat, mit der Höhe des Kaufpreiſes. Er iſt 
vielmehr nach dem Intereſſe, das der Antragſteller an der Erlangung 
der Genehmigung hat, frei zu ſchätzen (zu vgl. Wöhr mann, 
RErbhofc g., 2. Aufl., 837 S. 222). Er wurde bei einem Kaufpreis 
von 20 000 AH für beide Rechtszüge vom Vorſitzenden auf 2000 % 
feſtgeſetzt. 

(ErbhGöer. b. OLG. Stuttgart, Beſchl. v. 6. Juni 1934, E Nr. 22/34.) 
S. 


* 


5 1 8 62 der 1. Durchf.; $ 5 der 2. Durchf Vo. RErb⸗ 
0 fG. 

1. Über die Erbhofeigenſchaft eines zum Geſamtgut 
von Ehegatten gehörigen Grundbeſitzes kann gegenüber 
beiden Ehegatten nur einheitlich entſchieden werden. 

2. Ein zum Geſamtgut gehöriger Miteigentumsanteil 
iſt, wenn es ſich nicht um Miteigentum nach $ 62 der 
1. DurchfVoO. oder 8 5 der 2. DurchfVoO. handelt, nicht Teil 
des Erbhofs. }) 

Die BeſchwF. find Eigentümer eines landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
beſitzes nebſt Hofſtelle im Meßgehalt von 10 ha 82 ar 51 qm. Das 
Gut gehört zu dem Geſamtgut der zwiſchen ihnen beſtehenden alf- 
gemeinen Gütergemeinſchaft des BGB. Der Einheitswert beträgt 
8890 RM. Der Vorſitzende des Anerbch. hat die Aufnahme des 
Beſitztums in das gerichtliche Verzeichnis abgelehnt. Ein Vermerk 
über die Gründe dieſer Stellungnahme (vgl. 8 42 Abſ. 1 der 
1. Durchf VO.) iſt den Akten nicht zu entnehmen. Auf den recht⸗ 
zeitigen Einſpruch des Kreisbauernführers iſt durch Beſchl. v. 3. Mai 
1934 die Aufnahme in die Erbhöferolle angeordnet worden. Die 
Gründe des Beſchl. gehen lediglich dahin: „In der Tat iſt nach der 
Überzeugung des Anerbch. dieſer Grundbeſitz in N. noch eine Acker⸗ 
nahrung, daher in die Erbhöferolle einzutragen.“ In dem Beſchl. 


Zu 36. Der Entſch. iſt im Ergebnis zuzuſtimmen. Das Erbhber. 
hat den angefochtenen Beſchl. aufgehoben und die Sache zur erneuten 
Prüfung und Entſch. an das AnerdG. zurückverwieſen. Die Zu⸗ 
läſſigkeit eines ſolchen Verfahrens iſt von Bergmann S. 104 in 
Zweifel gezogen worden, weil das Recht der Zurückverweiſung 
im 826 der 1. DurchfVO. nur für das RErhöGer. vorgeſehen ſei. 
Das erſcheint nicht zutreffend. Die Zurückverweiſung iſt im Ver⸗ 
jahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit allgemein anerkannt (vgl. 
Schlegelberger, GG., 825 Anm. 13); 826 der 1. Durchf VO. 
bedeutet eine Erweiterung des Rechts der Zurückverweiſung, indem 
er dem NErbHGer. geſtattet, die Sache auch an ein anderes 
Erbhcher. zu verweiſen. Das iſt auch der Standpunkt des ſonſtigen 
Schrifttums (vgl. Vogels, 3. Aufl., § 48 Anm. III 2 und Wöhr⸗ 
mann, 2. Aufl., 8 48 Anm. 3) und der Praxis, vor allem auch 
der des LErbhGber. Celle, das in ſtändiger Rſpr. von dem Recht der 
Zurückverweiſung Gebrauch macht. 

Die Gründe, die das ErbhGer. im vorl. Falle zur Zurück⸗ 
verweiſung veranlaßt haben, find durchſchlagend. Das Anerb®. hat 
vor feiner Entſch. über die Eintragung der Beſitzung in die Erb⸗ 
höferolle nicht einmal die Eigentümer der Beſitzung gehört, obwohl 
dieſe auch bei weitherzigſter Auslegung des neugefaßten § 12 Abſ. 2 
der 1. DurchfVoO. zu den Beteiligten gerechnet werden muſſen; es 
hat ferner feinen Beſchl. entgegen der ausdrücklichen Vorſchr. des § 21 
der 1. Durchf VO. nicht begründet und es hat ſchließlich feinen Beſchl. 
berart unklar gefaßt, daß er keine ausreichende Grundlage für die 
Eintragung der Beſitzung in die Erbhöferolle darſtellte. In Fällen 
dieſer Art verfährt das LErbhcher. Celle in ſtändiger Praxis ebenſo 
(vgl. z. B. 3 EH 237/34). 

Wichtiger als die eigentliche Entſch. find die Sätze des Erbhber., 
die als Leilſage dieſer Entſch. vorangeſtellt ſind. Der erſte Leitſatz, 
daß über die Erbhofeigenſchaft eines Ehegattenerbhofs gegenüber den 
* egalten nur einheitlich entſchieden werden kann, iſt zweifellos 
richtig, Es wäre begrifflich unmöglich, wenn die Erbhofeigenſchaft 
zem einen Ehegatten gegenüber bejaht, dem anderen Ehegatten gegen⸗ 
ber verneint würde. Zweifelhaft iſt, welche Folgerungen aus dieſer 
Jefrſtellung zu ziehen find. Es liegt nahe, die Grundſätze der ZPO. 
über die notwendige Streitgenoſſenſchaft (8 62 ZPO.) entſprechend 
anzuwenden, weil die Vorausſetzungen in beiden Fällen die gleichen 
Ind (vgl. 8 62 ZRO.: „Kann das ſtreitige Rechtsverhältnis allen 
Streitgenoſſen gegenüber nur einheitlich feſtgeſtellt werden .. .). 
Das würde bedeuten, daß der Ehegatte, der die Beſchwerdefriſt ver⸗ 
ſäumt, als durch den nichtſäumigen Ehegatten vertreten anzusehen 
und jo zu behandeln iſt, wie wenn er gleichfalls Beſchw. eingelegt 
hütte. Die in der höheren Inſtanz ergehende Eutſch. wäre auch für 
ihn bindend, ſelbſt wenn er ſich am Beſchwerdeverfahren formell nicht 
beteiligt hätte. Anſcheinend will das Erbhcher. dieſe Folgerung 
ziehen. Mit Recht. Denn eine Entſch. über die Erbhofeigenſchaft 


iſt als „Beſitzer“, d. h. wohl Eigentümer der Grundſtücke — ent⸗ 
gegen der aus dem Gemeindeverzeichnis erſichtlichen Eigentums⸗ 
verhältniſſe — lediglich der Ehemann G. angegeben. Der Beſchl. iſt 
auch nur ihm, und zwar am 7. Mai 1934, nicht auch ſeiner Ehe⸗ 
frau zugeſtellt worden. Gegen dieſen Beſchl. haben Ignaz G. und 
ſeine Ehefrau Berta G. am 16. Mai 1934 zu Protokoll 
der Geſchäftsſtelle des Anerbch. ſofortige Beſchw. eingelegt; fie ift 
daher auch bezüglich des Ehemanns G. rechtzeitig erfolgt. Abgeſehen 
davon kann über die Frage, ob der den BeſchwF. zur geſamten 
Hand gehörige Grundbeſitz ein Erbhof ift, nur einheitlich entſchieden 
werden. Der Beſchl. unterliegt der Aufhebung und Zurückver⸗ 
weiſung an das AnerbG. aus folgenden Gründen: 

Gemäß 8 62 Abſ. 1 der 1. DurchfVo. iſt das zum Ge⸗ 
ſamtgut der zwiſchen den BeſchwF. beſtehenden allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft gehörige Beſitztum ab 1. Okt. 1933 Erbhof, wenn 
im übrigen die Vorausſetzungen der 88 1—4 RErbhofcg. vorliegen. 
Gemäß § 12 Abſ. 2 der 1. DurchfVO. i. d. Faſſ. des § 7 der 
3. Durchf VO. ſoll eine Entſch. nur ergehen, nachdem den Beteiligten 
zuvor Gelegenheit zur Außerung gegeben iſt. Wer i. S. dieſer Vorſchr. 
als Beteiligter anzuſehen iſt, entſcheidet das Gericht nach freiem Er- 
meſſen. Hiernach hätte den Eheleuten G. Gelegenheit gegeben werden 
ſollen, zu dem Einſpruch des Kreisbauernführers Stellung zu neh⸗ 
men. Ein weſentlicher Verfahrensmangel iſt ferner, daß der Beſchl. 
des AnerbG. ſich nur mit dem landwirtſchaftlichen Beſitz des Ignaz G. 
als angeblichem „Beſitzer“ der ſamtlichen in dem Gemeindeverzeichnis 
aufgeführten Grundſtücke befaßt, obwohl dieſe Grundſtücke den Ehe⸗ 
leuten G. zur geſamten Hand gehören. Auf Grund dieſes Beſchl. 
könnte weder eine Aufnahme des landwirtſchaftlichen Beſitzes des 
Ehemanns G. noch des Beſitzes der Eheleute in die Erbhöferolle er⸗ 
folgen. Die Übergangsvorſchr. des 8 62 der 1. Durchf VO. bezieht 
ſich ferner nur auf Grundſtücke, welche fi im Geſamtgut einer 
ehelichen Gütergemeinſchaft oder ſonſt im Miteigen⸗ 
tum von Ehegatten befinden, nicht aber auf Grundſtücke, welche 
den Ehegatten oder einem derſelben mit anderen Perſonen gemein⸗ 
ſchaftlich gehören. Unter der laufenden Nummer 26 des Gemeinde⸗ 
verzeichniſſes iſt ein zu dem Geſamtgut der BeſchwF. gehöriger Mit⸗ 


und über die Eintragung eines Hofes in die Erbhöferolle verträgt 
unter keinen Umſtänden eine relative Wirkung, und es muß deshalb 
jeder nur irgendwie gangbare Weg, der zu einer abſoluten Wirkung 
führt, beſchritten werden. 

Der zweite Leitſatz, daß ein zum Geſamtgut gehöriger Miteigen⸗ 
tumsanteil nicht Teil eines Ehegattenerbhofs ſein könne, iſt in 
dieſer Form nicht richtig. Grundſätzlich ſieht das RErbhofcg. in den 
88 7, 17 allerdings vor, daß die Erbhofgrundſtücke und »beſtand⸗ 
teife im Alleinefgentum des Bauern ſtehen müſſen, und daß daher 
Grundſtücke, die im Miteigentum des Bauern und dritter Perſonen 
ſtehen, nicht Erbhofeigenſchaft haben können. Von dieſem Grundſatz 
hat aber 8 2 der 2. DurchfVO. eine Ausnahme zugelaſſen und „An⸗ 
teile an einer Waldgenoſſenſchaft und ähnliche dem Erbhof dienende 
Rechte“ als zum Erbhof gehörig erklärt. Zu den „ähnlichen . 
Rechten“ können, wie im Schrifttum allgemein anerkannt wird 
(vgl. Vogels, 3. Aufl., S. 421; Bohnen: Deutſche Juſtiz 1934, 
354; Wöhrmann, 2. Aufl., S. 41), auch Miteigentumsanteile 
gehören. Daß dies auch der Standpunkt des Geſetzgebers iſt, ergibt 
ſich mit Deutlichkeit aus 8 2 Abſ. 2 der AV. des RJ M. v. 27. Febr. 
1934 über die Führung der Erbhöferolle (Deutſche Juſtiz 1934, 270), 
in welchem über die Eintragung ſolcher Miteigentumsanteile in der 
Erbhöferolle Beſt. getroffen iſt. Der Geſetzgeber iſt alſo offenſichtlich 
von der Möglichkeit und Zuläſſigkeit, daß Miteigentumsanteile zum 
Erbhof gehören können, ausgegangen. Fraglich kann ſomit nur 
ſein, unker welchen Vorausſetzungen ein Miteigentumsanteil zum 
Erbhof gehört. Die Abgrenzung der Miteigentumsanteile des 8 2 
der 2. DurchfVO. von den Miteigentumsanteilen nach $ 17 ReErb⸗ 
hof G. wird nach § 2 vorzunehmen und dahin feſtzulegen fein, daß 
nur ſolche Miteigentumsanteile zum Erbhof gehören, die „dem Erb⸗ 
hof dienen“ (ebenſo Vogels a. a. O.; Bohnen a. a. O.; Wöhr⸗ 
mann a. a. O.). Darunter fallen alſo beiſpielsweiſe Miteigentums⸗ 
anteile an einem Wirtſchaftswege, an einem gemeinſchaftlichen Torf⸗ 
grundſtücke, an einer gemeinſamen Weide, alſo an ſolchen Grund⸗ 
ſtücken, deren Nutzung die Leiſtungsfähigkeit und Bewirtſchaftungs⸗ 
möglichkeit des Erbhofs erhöht. Dagegen gehören nicht zum Erbhof 
Miteigentumsanteile an ſolchen Grundſtücken, die — etwa wegen 
ihrer räumlichen Entfernung oder wegen ihrer Beſchaffenheit ed 
nicht im Intereſſe des Hofes genutzt werden, oder ſolche Miteigen⸗ 
tumsanteile, die lediglich dem perfönlichen Intereſſe des Eigentümers 
dienen. Zu welcher Art von Anteilen der hier fragliche Miteigentums⸗ 
anteil gehört, iſt aus dem Sachverhalt der Entſch. nicht zu ent⸗ 
nehmen. Da der Gemeindevorſteher ihn im Gemeindeverzeichnis mit 
aufgeführt hat, beſteht ſehr wohl die Möglichkeit, daß er dem Erbhof 
dient und daher als zum Erbhof gehörig mit in die Erbhöferolle 
eingetragen werden muß. 

OLGR. und Erbhcher. Dr. Wöhrmann, Celle. 
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eigentumsanteil aufgeführt, welcher nach den vorſtehenden 
Ausführungen kein Teil des Erbhofs ſein kann und daher auch nicht 
in die Erbhöferolle eingetragen werden dürfte. 

Gemäß 8 21 der 1. Durchf VO. entſcheidet das Anerb. durch 
begründeten Beſchl. Die Ausführungen des angefochtenen Beſchl., 
daß „in der Tat“ der betr. Grundbeſitz nach der Überzeugung des 
nerbb. noch eine Ackernahrung darſtelle, können als eine aus⸗ 
reichende Begr. um ſo weniger angeſehen werden, nachdem der Vor⸗ 
ſitzende des Anerb Gg. zunächſt die Aufnahme des Beſitzes in das ge⸗ 
richtliche Verzeichnis abgelehnt hatte. Die Entſch. des Anerb&. hätte 
ferner gegebenenfalls dahin zu gehen, daß das Beſitztum in das 
gerichtliche Verzeichnis eingetragen werde, auf Grund deſſen dann 
die Eintragung in die Erbhöferolle erfolgt, wenn der Beſchl. die 
Rechtskraft erlangt. 


(ErbhGker. b. OLG. Stuttgart, Beſchl. v. 20. Juni 1934, E n 
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37. 8 62 Abſ. 4 der 1. Durchf VO. zum RErbhofcg. Ein 
Hof, der auf Grund eines vor dem Inkrafttreten des BGB. 
abgeſchloſſenen Ehevertrages zu einer fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft des württembergiſchen Rechts gehörte, iſt 
Erbhof, obwohl die württembergiſche fortgeſetzte Güter- 
gemeinſchaft kein Geſamtgut, ſondern nur Bruchteils⸗ 
miteigentum kenut. Inſoweit iſt 8 62 Abſ. 4 der 1. Durchf⸗ 
BD. entſprechend anwendbar. f) 

Die Bauerseheleute M. in S. lebten auf Grund Ehe- und Erb⸗ 
vertrags v. 6. April 1892 in allgemeiner Gütergemeinſchaft des 
württ. Rechts. Nach dem Tod der Ehefrau M. am 6. Juni 1933 
ſetzte der Witwer mit ſeinen Kindern die Gemeinſchaft der Güter 
fort. Am 14. Nov. 1933 iſt der Witwer geſtorben. 

Am 1. Okt. 1933 befand ſich im Eigentum der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft der vom Witwer bewirtſchaftete Hof im Meßgehalt 
von 11 ha 44 ar 26 qm. 

Mit der am 12. Dez. 1933 beim Anerbc g. U. erhobenen „Klage“ 
hat der jüngere Sohn Kaſpar die Feſtſtellung beantragt, daß er 
Anerbe des elterlichen Hofes ſei, weil in H. als Brauch i. S. des 
$ 21 Abſ. 3 RErbhofGG. Jüngſtenrecht gelte. Nachdem das Anerbb. 
zunächſt durch Beſchl. feſtgeſtellt halte, daß in S. Alteſtenrecht gilt 
und der älteſte Sohn Melchior bauernfähig iſt, dann aber dieſen 
Beſchl. aufgehoben und das Ruhen des Verfahrens angeordnet hatte, 
da kein Erbhof vorliege, hat der Kreisbauernführer gegen dieſen 
Beſchl. rechtsgültige Beſchw. eingelegt mit dem Antrag, darüber zu 
entfcheiden, ob der Hof Erbhof iſt. Darauf hat das AnerbG. feſt⸗ 
geſtellt, daß der Hof Erbhof iſt, daß in der Gegend von S. Alteſten⸗ 
recht Brauch i. S. des 821 Abſ. 3 RErbhofG., und daß der älteſte 
Sohn Melchior bauernfähig iſt. 

Gegen dieſen Beſchl. haben die Töchter Viktoria und Thereſia 
rechtsgültig Beſchw. eingelegt (8 48 RErbhofGG.; § 61 der 1. Durchf⸗ 
O.). Die Beſchw. hatte keinen Erfolg. 

Nach § 1 Abſ. 1 Ziff. 2 RErbhofcG. kann ein Hof nur Erbhof 
fein, wenn er fi im Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon 
befindet; in 8 17 des Geſ. iſt beſtimmt, daß ein Erbhof nicht zum 
Geſamtgut einer ehelichen Gemeinſchaft gehören oder ſonſt im Mit⸗ 
eigentum mehrerer Perſonen ſtehen kann. Dieſe Beſt, werden durch 
die Übergangsvorſchr. des § 62 der 1. DurchfVoO. ergänzt. Deſſen 
Abſ. 1 beſtimmt, daß, wenn ſich beim Inkrafttreten des Geſetzes 
eine Beſitzung, die, abgeſehen vom Alleineigentum, den Voraus⸗ 
ſetzungen der 88 1—4, 6 des Gef. entſpricht, Erbhof iſt, wenn fie 


Zu 37. Die Entſch. verdient volle Zuſtimmung. Auf den erſten 
Blick zwar ſcheint fie dem Wortlaut des § 62 Abſ. 4 der 1. Durchf⸗ 
VO. zu widerſprechen, denn es handelt ſich dort nur um Geſamt⸗ 
gut einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Wenn man näher zuſieht, 
zeigt ſich aber, daß die Entſch. richtig iſt. Gewiß hat ſich der Ge⸗ 
ſetzgeber des RErbhofc g. überall da, wo es ſich um juriſtiſche Begriffe 
handelt, nach Möglichkeit an die Terminologie des BGB. ge⸗ 
halten. Dieſe Erkenntnis darf aber nicht dazu führen, unbeſehen 
anzunehmen, daß dies überall der Fall iſt. Einem etwaigen Be⸗ 
Kämpfer der Entſch. wird man zugeben können, daß der Geſetzgeber, 
wenn er an das in der Entſch. behandelte rechtliche Gebilde der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ohne Geſamtgut i. S. des BGB. 
gedacht hätte, vielleicht eine andere Faſſung gewählt haben würde. 
Dieſes Eingeſtändnis iſt aber ſelbſtverſtändlich kein Anlaß, dem ge⸗ 
ſamten Sinne des Geſetzes zuwider anzunehmen, daß der Geſetzgeber 
dieſe Art von Gütergemeinſchaft habe ausſchließen wollen. Vor allem 
könnte nach Erlaß der 2. DurchfVoO., die auch die Zuſammenrechnung 
von Ehegattenvermögen anordnet, um Erbhöfe zu ſchaffen, eine ſolche 
Behauptung nur mala fide aufgeſtellt werden. Bei dieſer Sach⸗ 
lage erſcheint ſogar die Anregung an den Geſetzgeber, der württ. 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch eine geringfügige textliche An⸗ 
derung in 8 62 Abſ. 4 der 1. DurchfVO. Rechnung zu tragen, über⸗ 
flüſſig. 

Notar Schieck, Markt Grafing b. München. 


ſich im Geſamtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft oder ſonſt im 
Miteigentum von Ehegatten befindet. Dieſe Vorſchr. findet nach 
§ 62 Abf. 4 eutſprechende Anwendung, wenn die Beſitzung zum 
Geſamtgut einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehört. Mit Recht 
hat das AnerbcG. auf Grund dieſer Belt. angenommen, daß der 
ſtrittige Hof mit dem 1. Okt. 1933 Erbhof geworden iſt. 

Der von den Eheleuten M. geſchloſſene Ehe⸗ und Erbvertrag 
beſtimmt, daß, wenn die Ehe durch den Tod getrennt wird und 
Kinder aus ſolcher vorhanden ſind, der überlebende Gatte die Ge⸗ 
meinſchaft der Güter mit den Kindern fortſetzt und daß, wenn er 
ſtirbt, das ſaͤmtliche Vermögen unter die Kinder nach württ. In⸗ 
teſtaterbrecht als Verlaſſenſchaft beider Eltern verteilt wird. Da hier⸗ 
nach der Ehe⸗ und Erbvertrag eine Beſt. über die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft getroffen hat, ſo wird die Gemeinſchaft zwiſchen 
dem Überlebenden und den gemeinſchaftlichen Kindern auf Grund des 
Vertrags nach württ. Recht und nicht nach den Vorſchr. des BGB. 
über die allgemeine Gütergemeinſchaft 88 1483 —1518 BGB. fort⸗ 
geſetzt, Art. 311 Ziff. 8 (Art. 263) Württ ABGB. Nun kennt 
zwar die württ. fortgeſetzte Gütergemeinſchaft im Gegenſatz zum 
BGB. kein Geſamtgut, und deshalb kann der erwähnte 8 62 Abſ. 4 
der 1. DurchfVO. nach feinem Wortlaut keine unmittelbare An⸗ 
wendung finden. Allein das Exbh&er. ſteht im Gegenſatz zu der vom 
JuſtMin. in feinem Runderl. an ſämtliche AG. v. 21. Nov. 1933 
Nr. I 11043 vertretenen Anſicht auf dem Standpunkt, daß der 8 62 
Abſ. 4 auf die württ. fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ſinngemäß an⸗ 
zuwenden iſt. Auch bei der württ. fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
handelt es ſich um einen gemeinſchaftlichen Beſitz der Familie, wobei 
der Überlebende die Gemeinſchaft, in der er früher mit ſeinem Gatten 
ſtand, und zwar Miteigentum nach Bruchteilen, mit den gemeinſchaft⸗ 
lichen Kindern aufrechterhalt und fortſetzt dergeſtalt, daß die Kinder 
über ihre Anteile nur vorbehaltlich des Verwaltungs- und Nutz⸗ 
nießungsrechtes des Überlebenden verfügen können und daß, wenn 
eines der Kinder ſtirbt, deſſen Anteil nicht aus dem gemeinſchaftlichen 
Vermögen ausgeſchieden wird, vielmehr ſeine Erben in die Gemein⸗ 
ſchaft eintreten. Bei dieſer Sachlage kann es angeſichts des Zweckes 
der Übergangsbeſtimmung des § 62, das Anwendungsgebiet des im 
Intereſſe des deutſchen Volkes für notwendig erkannten RérbhofG. 
zu erweitern, nicht von ausſchlaggebender Bedeutung ſein, ob die 
Gütergemeinſchaft in der Rechtsform des Geſamtgutes oder des Mit⸗ 
eigentums fortgeſetzt wird, zumal auch Abſ. 1 des 8 62 der 1. Durchf⸗ 
VO. für den Fall, daß beide Ehegatten noch leben, zwiſchen den 
verſchiedenen Arten des gemeinſchaftlichen Eigentums nicht unter⸗ 
ſcheidet und Abſ. 4 die entſprechende Anwendung des Abſ. 1 vor⸗ 
ſchreibt. Baumecker, S. 44, ſagt mit Recht, daß die Übergangs- 
beſtimmung des $ 62 für alle Gütergemeinſchaftsarten der einzelnen 
Länder gelte. Entſcheidend iſt, daß der Hof zu einer fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft gehört. Für Württemberg mit ſeiner eigenartig 
geregelten fortgeſetzten Gütergemeinſchaft würde, wenn man dem 
Wortlaut des Abſ. 4 folgt, in Fällen wie dem vorliegenden, die 
Entſch. der Frage, ob ein Hof Erbhof geworden iſt, von der zu⸗ 
fälligen Tatſache abhängen, ob der Ehevertrag eine Belt. über die 
Fortſetzung der allgemeinen Gütergemeinſchaft enthält oder nicht; 
denn im erſteren Fall würde die Gemeinſchaft nach württ. Recht, 
alſo in der Form des Miteigentums fortgeſetzt, im zweiten in der des 
Geſamteigentums (Art. 311 AG BGB.). Dieſe Auslegung wäre mit 
dem Zweck des Geſetzes und feiner DurchfVoO. nicht vereinbar (8 56 
RErbhofd.) und würde in den Kreiſen der Beteiligten nicht ver⸗ 
ſtanden werden. 


(Erbhcger. b. OLG. Stuttgart, Beſchl. v. 6. April 1934, E Nr. 215 
©. 


Bayerifhes Oberſtes Landesgericht 


Berichtet von Oberſtlandesgerichtsrat Dr. Hölldorfer und Rechts⸗ 
anwalt Dr. Wilhelm Dieß, München 


Strafſachen 


1. Förmliche und fachliche Erforderniſſe der Auf- 
lagen nach 8 11 Gaſtſtätt G. 

Dem Angekl., der ſeit 1928 in B. eine Bierwirtſchaft be⸗ 
treibt, wurde i. J. 1929 und in den folgenden Jahren wieder⸗ 
holt, zuletzt am 6. Aug. 1933, eine Vfg. des Stadtrats B. v. 
7. Febr. 1925, gerichtet an mehrere Wirtſchaftsbeſitzer in B., gegen 
Unterſchrift bekanntgegeben, wonach ihm und den in der Vfg. be⸗ 
zeichneten Gaſtwirten die Abgabe von Bier und Alkohol an ſechs 
bis acht in der Vfg. mit Namen bezeichnete trunkſüchtige 
Perſonen, unter denen ſich auch der Taglöhner K. von B. befand, 
verboten wurde. Am 23. Dez. 1933 verabreichte der Angekl. in 
Kenntnis des Verbots in ſeiner Wirtſchaft dem ihm bekannten K. 
zwei Glas Bier, die K. in der Wirtſchaft trank. Er wurde von 
der Anklage wegen einer Übertretung nach § 29 Ziff. 1 Gaſt⸗ 
ſtätt G. freigeſprochen, weil die Bfg. des Stadtrats B. v. 7. Febr. 
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1925 durch § 11 Ziff. 1 Gaftftätt®. nicht gedeckt werde. Die Rev. 
des Sta., in der gerügt wird, daß der Erſtrichter § 11 Abſ. 1 b 
zu eng ausgelegt habe, wurde verworfen. 

Eine Beſtrafung nach § 29 Ziff. 1 Gaftftätt®. kann nur ein⸗ 
treten, wenn der Angekl. eine „nach § 11 Gaſtſtättc c. gemachte 
Auflage“ nicht vollzogen hat. Eine nach § 11 Gaſtſtättch. gemachte 
Auflage liegt nur vor, wenn bei der Anordnung der Auflage das 
in § 18 Gaſtſtätt c. und § 21 Bay VollzVO. v. 12. Sept. 1931 
(GVBl. 251) vorgeſchriebene Verfahren eingehalten worden iſt 
und wenn die Auflage nach ihrem Inhalt zum Schutze der Gäſte, 
Angeſtellten und Arbeiter gegen Gefahren für Leben, Geſundheit 
oder Sittlichkeit (8 11 Abſ. 1 a) oder zum Schutze der Bewohner 
des Grundſtücks und der Nachbargrundſtücke, ſowie der Bevölke⸗ 
rung gegen erhebliche Nachteile oder Beläſtigungen (§ 11 Abſ. 1 b) 
erlaſſen worden iſt. Iſt bei der Anordnung der Auflage das vor⸗ 
geſchriebene Verfahren nicht eingehalten worden oder iſt die Auf⸗ 
lage nicht zum Schutz der in § 11 Abſ. 1 a oder b angeführten 
Perſonen gegen die genannten Gefahren, Nachteile oder Beläſti⸗ 
gungen erlaſſen worden, fo iſt fie unzuläſſig und unwirkſam (vgl. 
Michel, Gaſtſtättcc., 8 29 Anm. II, $ 11 Anm. II vorletzter 
Abſatz). 

Die Prüfung, ob eine Auflage dieſen Erforderniſſen ent⸗ 
ſpricht, obliegt dem Strafrichter (vgl. Michel, § 29 Anm. II). 
Dieſer hat alſo auch zu prüfen, ob die Anordnung der Verwal⸗ 
tungsbehörde im Rahmen des § 11 Abſ. 1 Gaſtſtätt GG., d. h. zum 
Schutz der dort genannten Perſonen und Rechtsgüter erlaſſen 
worden iſt; dagegen ſteht ihm die Nachprüfung der Notwendig⸗ 
keit, Zweckmäßigkeit und Ausführbarkeit der Anordnung nicht zu 
(bel, RGSt. 29, 50). 

Aus den Feſtſtellungen des amtsgerichtlichen Urt. iſt zu ent⸗ 
nehmen, daß die Verfahrensvorſchr. in mehrfacher Hinſicht ver⸗ 
letzt worden find. Abgeſehen davon, daß die Anordnung bereits 
am 7. Febr. 1925, alſo vor Inkrafttreten des Gaftftätt®. und vor 
der Übernahme der Wirtſchaft durch den Angekl. erlaſſen wurde, 
iſt ſie den Angekl. nur gegen Unterſchrift unter gleichzeitiger 
Vorzeigung von Lichtbildern der Trunkſüchtigen bekanntgegeben 
worden. Eine ſchriftliche Erteilung des Beſcheids, d. h. die Aus⸗ 
händigung einer mit der Unterſchrift der Vertreter des Stadtrats 
berſehenen Urkunde ($ 126 BGB.) iſt nicht erfolgt; die Vfg. ent⸗ 
hielt auch keine Gründe und keine Belehrung über das zuläſſige 
Rechtsmittel. Sie war wegen dieſer Mängel rechtsunwirkſam 
G. 18 Gaſtſtättcc., § 21 VO. v. 12. Sept. 19311 Conrad⸗ 
Floegel, RGemd. und Gaftftätt®., § 18 Anm. 6). 

Die Vfg. des Stadtrats B. v. 7. Febr. 1925 hält ſich aber 
auch nach ihrem Inhalt nicht im Rahmen der nach § 11 Gaſt⸗ 
ſtättch. zugelaſſenen Anordnungen. 

Die nach § 11 Abſ. 1 a zuläſſigen alben müſſen ſich auf 
den Schutz der in der Wirtſchaft ſich aufhaltenden Perſonen gegen 
ſolche Gefahren beſchränken, die unmittelbar aus dent Be⸗ 
trieb entſtehen; die nach § 11 Abſ. 1b zuläſſigen Auflagen da⸗ 
gegen haben den Schutz der außerhalb des Betriebs befind⸗ 
lichen Bewohner des Grundſtücks und der Nachbargrundſtücke ſo⸗ 
wie der Bevölkerung gegen Nachteile und Beläſtigungen zum 
Gegenſtand, die für ſie aus dem Wirtſchaftsbetrieb nach außen 
entſtehen (vgl. Michel, § 11 Anm. II). 

Das Verbot, an K. und andere beſtimmte Perſonen Bier zu 

verabreichen, hat lediglich den Schutz dieſer Perſonen gegen 
Trunkſucht zum Gegenſtand und fällt daher weder unter § 11 
Abſ. 1 a noch § 11 Abſ. 1 b. Daß der Schutz einzelner Perſonen 
gegen Trunkſucht nicht durch Auflagen nach § 11 erſtrebt werden 
kann, ergibt ſich auch daraus, daß das GaſtſtättGG. ſich darauf be⸗ 
ſchränkt, in § 16 Abſ. 1 Ziff. 3 die Verabreichung von geiſtigen 
Getränken an Betrunkene zu verbieten. Damit iſt nicht nur lan⸗ 
desrechtlichen Beſt., ſondern auch Einzelanordnungen der Ver⸗ 
waltungsbehörde, in denen Gaſtwirten verboten wird, an Trunk⸗ 
ſüchtige oder die in amtlich geführten Trinkerliſten aufgeführten 
Perſonen geiſtige Getränke auszuſchänken, die Rechtsgrundlage 
entzogen (vgl. Michel, § 16 Anm. VIII: Conrad⸗Floegel 
g. a. O., 3 16 Aum. 5; Erl. des PrMd J. zum Gaftitätt®. v. 
5. Juni 1930: MEER, 541, Ziff. II zu § 16 Abſ. 2). 
5 Die Meinung des Erſtrichters, daß die Auflage nach § 11 
Abſ. 1b zuläſſig wäre, wenn ſie zum Schutz der Bewohner des 
Grundſtücks und der Nachbargrundſtücke ſowie der Bevölkerung 
gegen Ruheſtörungen des K. in der Wirtſchaft gemacht worden 
wäre, iſt rechtlich ohne Bedenken. Eine Prüfung unter dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt war aber nicht veranlaßt, weil die Vfg. nach ihrem 
Inhalt und Zweck nicht zum Schutz der genannten Perſonen 
gegen Ruheſtörungen des K. erlaſſen worden iſt. 

(BayObsG., 2. StrSen., Urt. v. 19. April 1934, RevReg. II 
Nr. 50,34.) 0 9. 


Oberlandesgerichte 


Berlin a) Zivilſachen 

1. 58 1, 10, 37, 38, 40 Abſ. 2, 46 RErbhofG.; 8 148 
3PO.; 88 20, 23 ZwVerſt G.; $ 135 BGB. 

1. Wenn die Erbhofeigenſchaft erſt nach Anordnung 
der Zwangs verſteigerung begründet ſein ſoll, fo ſteht dies 
einem Ausſetzungsbeſchluß gemäß § 148 3 PO. durch den 
Verſt R. nicht entgegen. 

2. Mit Rückſicht auf die rechtliche Veränderung, die 
ein Grundſtück durch die Erbhofeigenſchaft (88 37, 38 RErb⸗ 
hof.) erfährt, find Bedenken aus § 135 BGB., 8 23 
ZwVerſtG. nicht herzuleiten. +) 

Über das Grundſtück pp. wurde auf Antrag des Kreiskommunal⸗ 
verbandes durch Beſchl. des AG. die Zwangsverſteigerung angeordnet. 
Dem Verfahren ſchloß ſich nach und nach eine große Anzahl von 
weiteren Gläubigern an. Eingetragene Eigentümer waren zur Zeit 
der Eröffnung des Verfahrens die Witwe Anna B. zu 5/8 und ihre 
Tochter Eliſabeth B. zu 3/5. Am 4. April 1934 zeigte Eliſabeth B. 
dem VollſtrGer. an, daß ihr der Anteil ihrer Mutter an dem Grund⸗ 
ſtück übertragen und fie als Alleineigentümerin im Grundbuch ein⸗ 
getragen worden ſei. Sie machte geltend, daß das Grundſtück nun⸗ 
mehr Erbhof geworden ſei und beantragte die einſtweilige Einſtellung 
des Verfahrens bis zur Entſch. des gleichfalls von ihr angerufenen 
AnerbcG. Das VerſtGer. lehnte in dem Verſteigerungstermin v. 
9. April 1934 den Antrag der Schuldnerin ab und erteilte dem 
X. den Zuſchlag. 

Gegen die Exteilung des Zuſchlags legte die Schuldnerin ſo⸗ 
fortige Beſchw. ein. Das LG. ſtellte zunächſt auf ihren Antrag bis 
zur Entſch. über die Beſchw. die Zwangsvollſtreckung aus dem Zu⸗ 
ſchlagsbeſchl. einſtweilen ein und beſchloß ferner gem. $ 148 3PO. 
die Ausſetzung des Verfahrens über die Beſchw. bis zur rechts- 
kräftigen Entſch. des AnerbcG. Das AnerbG. lehnte in der Sitzung 
v. 11. Mai 1934 den Antrag der Eliſabeth B. auf Eintragung in 
die Erbhöferolle ab, indem es ihre Bauernfähigkeit verneinte. 

Die Beſchw. der oben erwähnten Gläubiger richtet ſich gegen 
den Beſchl. des LG. über die Ausſetzung des Verfahrens. Zur 
Begr. haben fie vorgetragen, daß die Entſch. über die Beſchw. 
gegen den Zuſchlagsbeſchl. nicht allein von der Feſtſtellung der 
Erbhofeigenſchaft des Grundſtücks abhänge. Es ſei vielmehr weiterhin 
zu entſcheiden, welchen Einfluß der Eintritt der Erbhofeigenſchaft 
auf das anhängige Verfahren ausübe. 

Das LG. hat der Beſchw. nicht abgeholfen. 

Die Beſchw. gegen den Beſchl. über die Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens iſt gem. 8 252 ZRO. zuläſſig, aber nicht begründet. 

Nach § 148 ZPO. kann das Gericht, wenn die Entf. des 
Rechtsſtreits ganz oder zum Teil von dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen 
eines Rechtsverhältniſſes abhängt, welches den Gegeuſtand eines an⸗ 
deren Rechtsſtreits bildet oder von einer Verwaltungsbehörde feſt⸗ 
zuſtellen iſt, anordnen, daß die Verhandlung bis zur Erledigung 


Zu 1. Die Entſch. gibt zu verſchiedenen Bedenken Anlaß: 

1. Das KG. vertritt die Auffaſſung, daß die Vorſchrift des 
5148 3PO. über die Ausſetzung des Verfahrens ohne weiteres auch 
im Zwangsverſteigerungsverfahren angewendet werden könne. Die 
Vorſchr. des Erſten Buches der ZPO. gelten jedoch für das Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren nur inſoweit, als ſie nicht durch eine Sonder⸗ 
regelung im Vollſtreckungsrecht ausgeſchloſſen ſind. Weder im 
Achten Buch der ZPO. noch im ZuvVerſtG. find Beſt. über die Aus» 
ſetzung enthalten; ſtatt deſſen ſpricht man dort von der einſtweiligen 
Einſtellung. Daß man im Zwangsverſteigerungsverfahren eine Aus⸗ 
ſetzung nicht hat vorſehen wollen, ergibt ſich u. a. aus 8 95 Zw⸗ 
Verſtcö., wonach eine Beſchwerde vor der Beſchlußfaſſung über den 
Zuſchlag nur eingelegt werden kann, ſoweit die Entſch. die An⸗ 
ordnung, Aufhebung, einſtweilige Einſtellung oder Fortſetzung des 
Verfahrens betrifft. Wenn alſo ein Verſteigerungsgericht die Entſch. 
des Anerb&. abwarten will, jo könnte es höchſtens in analoger Ans 
wendung des § 28 Zwverſtch. das Verfahren einſtweilen einſtellen 
(vgl. meinen Komm., 3. Aufl., S. 250; a. A. Flitner: Dag. 
1934, 212, der zwar zugibt, daß bisher im Vollſtreckungsrecht eine 
Ausſetzung unbekannt war, aber dennoch mit Rückſicht auf das 
Rerbhofch. eine Ausſetzung für möglich hält). Aber auch die einſt⸗ 
weilige Einſtellung iſt nicht gerade erwünſcht, weil hierdurch die 
Durchführung der Vollſtreckung in unerwünſchter Weiſe verzögert, 
die Gebote zum Erlöſchen gebracht und die Verſagung des Zuſchlags 
herbeigeführt wird (88 72, 33 ZwVerſtcß). Das ganze Gefüge des 
ZwVerſth. würde in Unordnung gebracht, wenn man neben der 
einſtweiligen Einſtellung noch eine Ausſetzung zulaſſen wollte. Das 
gilt auch für den Fall, wo wie hier der Zuſchlag angefochten wird. 

2. Noch ſchwerwiegender iſt das folgende Bedenken: Das KG. 
glaubt ſich über den Fundamentalſatz des 8 20 ZuVerſtcg. hinweg⸗ 
ſetzen zu können, wonach eine nach der Beſchlagnahme vom 
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des anderen Rechtsſtreits oder bis zur Entſch. der Verwaltungs⸗ 
behörde auszuſetzen iſt. 

Die Eigentümerin hat ihre ſofortige Beſchw. gegen die Er⸗ 
teilung des Zuſchlages mit der Unzuläſſigkeit der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung begründet, weil das Grundſtück Erbhof geworden ſei. Von 
dieſer Vorfrage hängt die Entſch. über die Beſchw. über den Zu⸗ 
ſchlag ab, da Zwangsvollſtreckungen in einen Erbhof gem. § 38 
RErbhofcf. unzuläſſig find. Es fragt ſich, ob dieſe Vorfrage auch 
den Ausſetzungsbeſchl. des LG. rechtfertigt. Dies war zu bejahen. 

Erbhof iſt nach 8 1 RErbhofch. jedes land⸗ oder forſtwirtſchaft⸗ 
lich genutzte Grundſtuͤck, das mindeſtens die Größe einer Acker⸗ 
nahrung hat und ſich im Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon 
befindet. Über das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen entſcheidet 
bei Zweifeln auf Antrag des Eigentümers oder des Kreisbauern⸗ 
führers das AnerbG. (§ 10 RExbHof®.). Dieſes iſt für einen der⸗ 
artigen Feſtſtellungsantrag gem. 8 40 Abſ. 2 ReErbhof. aus⸗ 
ſchließlich zuſtändig. Die Entſch. des Anerbch. hat nur feſt⸗ 
ſtellende Bedeutung. In vorl. Fall ſollten nach Angabe der 
Schuldnerinnen die Vorausſetzungen für das Vorliegen eines Erbhofs 
erſt nach dem 1. Okt. 1933 eingetreten ſein (April 1934). Selbſt 
wenn der $ 40 Abſ. 2 RErbhofch. ſich nur auf das eigentliche 
Feſtſtellungsverfahren bezieht, und daher z. B. im Falle eines an⸗ 
hängigen Zwangsverſteigerungsverfahrens auch der Verſteigerungs⸗ 
richter von ſich aus ſelbſtändig das Vorhandenſein eines Erbhofes 
zu prüfen hat, da die Durchführung eines ſolchen Verfahrens 
eine ohne Genehmigung des AnerbGG. unzuläſſige Veräußerung i. S. 
des § 37 RErbhof®. bedeuten würde, jo erſcheint es durchaus zweck⸗ 
mäßig für den Verſteigerungsrichter, die Entſch. des AnerbG. ab⸗ 


Schuldner vorgenommene Veräußerung dem betreibenden Gläubiger 
gegenüber unwirkſam iſt, und es gelangt hierdurch zu dem ums 
befriedigenden Ergebnis, daß der Schuldner mit Erfolg die Voll⸗ 
ſtreckung vereitelt. Dieſe Folge iſt aber keineswegs vom Geſetz ge⸗ 
wollt. Man muß vielmehr aus 820 ZmBerft®., der durch das 
NErbHof®. nicht außer Kraft geſetzt iſt, den Schluß ziehen, daß in 
Fällen der vorliegenden Art dem betreibenden Gläubiger gegenüber 
die Beſitzung nicht als Erbhof behandelt werden darf; im Verhältnis 
zu dieſem Gläubiger kommt alſo das Vollſtreckungsverbot des 8 38 
ReérbhofGG. nicht zur Anwendung. Dieſe von mir vertretene Auf⸗ 
faſſung iſt inzwiſchen im Schrifttum und in der Rſpr. zum Erbhof®. 
wiederholt anerkannt worden (vgl. meinen Komm., 2. Aufl., S. 52, 
3. Aufl., S. 252; Wöhrmann, 2. Aufl., S. 246; Lange: DRg. 
1934, 199 und die dort erwähnten Entſch. des LErbhßer. Celle vom 
20. Febr. 1934, 2 EH 66/34, und v. 24. März 1934, 1EH 18/34). 

Der Hinweis des KG. darauf, daß das Vollſtreckungsverbot 
des 8 38 RErbhofch. ſich auch auf Verfahren erſtreckt habe, die 
am 1. Okt. 1933 anhängig waren, geht fehl. Damals hat der Ge⸗ 
ſetzgeber unmittelbar den Bauernhöfen Erbhofeigenſchaft verliehen 
und ſie dem Vollſtreckungsverfahren entzogen. Im vorliegenden Fall 
handelt es ſich aber um eine Beſitzung, die nach dem RErbhofG. zu⸗ 
nächſt nicht Erbhof geworden iſt und erſt hinterher durch eine den 
Gläubiger benachteiligende Rechtshandlung des Schuldners Erbhof⸗ 
eigenſchaft erlangen ſoll. Gerade ſolche gegen den Gläubiger ge⸗ 
richteten Machenſchaften ſollen durch 8 20 ZivVerft®. verhindert wer⸗ 
den. Die Unbilligkeit des Ergebniſſes, zu dem das KG. gelangt, 
tritt beſonders deutlich zutage, weun man an die Fälle denkt, wo 
ein Beſitz wegen Fehlens der Bauernfähigkeit des Eigentümers nicht 
Erbhof geworden iſt; wollte man zulaſſen, daß der Beſitz noch nach 
der Beſchlagnahme vollwirkſam an eine bauernfähige Perſon ver⸗ 
äußert und damit der Vollſtreckung entzogen werden kann, fo würde 
man im Endergebnis den Schutz des NErbhof®. einer nicht bauern⸗ 
fähigen und damit nach dem Willen des Geſetzes ſchutzunwürdigen 
Perſon zugute kommen laſſen. 

Das Gericht hätte alſo m. E. hier das Verfahren weder aus⸗ 
ſetzen noch einſtweilen einſtellen dürfen, ſondern es war verpflichtet, 
ohne Rückſicht auf die nach der Beſchlagnahme vorgenommene Ver⸗ 
äußerung das Verfahren durchzuführen. 

3. Gelangt man zu dem Ergebnis, daß die Beſitzung gem. 8 20 
ZwVerſtcßh. dem betreibenden Gläubiger gegenüber nicht als Erbhof 
behandelt werden darf, ſo entſteht weiter die Frage, ob der Beſitz 
wenigſtens im übrigen, alſo anderen Perſonen gegenüber ein Erbhof 
fein ſoll, ob alſo z. B. derjenige, der den Hof durch die relativ 
unwirkſame Veräußerung erhalten hat, den Beſitz ohne Rückſicht auf 
837 NErbhof®. belaften oder teilen darf, ob der Beſitz beim Erb⸗ 
fall dem Anerbenrecht unterliegt, ob ſich ein nachträglich beitretender 
Gläubiger die Erbhofeigenſchaft entgegenſetzeu laſſen muß. Lange 
(DR. 1934, 199) und Wöhrmann (JW. 1934, 1775) ſowie die 
beiden oben angeführten Entſch. des LErbhGker. Celle vertreten die 
Auffaſſung, daß ein Erbhof erſt zur Entſtehung gelange, wenn die 
Rechtsänderung voll wirkſam geworden iſt; ſolange alſo die Ver⸗ 
äußerung wegen der Beſchlagnahme des Grundſtucks relativ un⸗ 
wirkſam ſei, ſtehe der Beſitz nicht nur gegenüber dem betreibenden 
Gläubiger, ſondern überhaupt außerhalb des RErbhofch. Ich habe 
dagegen in meinem Komm., 3. Aufl., S. 252 die Meinung ver⸗ 


zuwarten, wenn ein derartiger Feſtſtellungsantrag läuft. Die Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 148 ZPO. ſind gegeben. Nur das Anerb&. kann eine 
in Rechtskraft erwachſende Entſch. treffen, welche dann für das 
VollſtrGer. bindend iſt. Inſofern kann man von einem „Abhängig⸗ 
keitsverhältnis“ i. ©. des § 148 ZPO. der Entſch. des Vollſtrcher. 
von der des AnerbG. ſprechen. Nach dieſer Bet. muß die Abhängig⸗ 
keit fi) auf das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Rechts v erhält⸗ 
niſſes beziehen. Unter einem Rechtsverhältnis verſteht man 
die rechtlich geordnete Beziehung einer Perſon zu einer anderen oder 
zu einem Sachgut. Eine derartige Verknüpfung einer Perſon zu 
einer Sache wird durch die Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft ge⸗ 
troffen. Dieſe kann immer nur durch das Verhältnis einer be⸗ 
ſtimmten bauernfähigen Perſon zu einem den fachlichen Voraus⸗ 
ſetzungen entſprechenden Grundſtück feſtgeſtellt werden. 


Zwar betrifft das Verfahren vor dem Anerbch. keinen „Rechts⸗ 
treit“ i. S. des § 148 ZPO. Inhaltlich iſt die Tätigkeit des 
AnerbGG. mehr die eines Berivßer., und formell gelten gem. 8 46 
NEIN. i. Verb. m. 88 11 ff. der 1. Durchf®D., ſoweit nichts 
anderes beſtimmt iſt, die Vorſchr. des FGG. Aber der Ausdruck 
„Rechtsſtreit“ in 8 148 ZBO. darf nicht zu eng ausgelegt werden; 
man muß vielmehr darunter jedes rechtlich geordnete Verfahren eines 
Gerichts verſtehen. Die Praxis hat daher auch die Zuläſſigkeit der 
Ausſetzung gegenüber Verfahren in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit bejaht (vgl. Stein⸗Jonas, 15. Aufl., 1934, 
$ 148 A IV), mag auch hier die Entſch. rechtsgeſtaltend wirken. 
Das gleiche muß auch gegenüber den Eutſch. des Anerb®. gelten 
(ſo auch Vogels, NErbHof®., Berlin 1933, 840 A 2; Ham⸗ 
kers, Das NErbhofch. 1934, 8 40 Abſ. 2; Wöhr mann, Rerb⸗ 


treten, daß die Beſitzung an ſich Erbhof geworden iſt und nur dem 
betreibenden Gläubiger gegenüber als Nichterbhof behandelt wird. Au 
dieſer Auffaſſung möchte ich auch feſthalten. Denn es entſpricht dem 
Sinn und Zweck des RErbhofch., den landwirtſchaftlichen Beſitz ſo⸗ 
weit als irgend möglich zu ſchützen. Daher ſollte in einem ſolchen 
Falle der im Rerbhofch. gewährte Schutz nicht weiter eingeſchränkt 
werden, als es die in § 20 ZmVerft®. zum Ausdruck gekommene 
Rückſicht auf den betreibenden Glaubiger gebietet. Hierfür fpricht 
auch die folgende praktifche Erwägung. Zieht der betreibende Gläu⸗ 
biger den Verſteigerungsantrag zurück mit der Folge, daß die Be⸗ 
ſchlagnahme aufgehoben wird, jo wird die bis dahin relativ unwirk⸗ 
ſame Veräußerung mit rückwirkender Kraft voll gültig. Die von dem 
Erwerber entgegen dem 837 RerbhofG. getroffenen Verfügungen 
würden dann nachträglich unwirkſam und müßten im Grundbuch 
rückgängig gemacht werden. M. E. iſt es zweckmäßiger, von vorn⸗ 
herein zu verhindern, daß dieſe unerwünſchten Belaſtungen, Tei⸗ 
lungen uſw. überhaupt vorgenommen werden können. 

Der beſte Weg aus den Schwierigkeiten iſt alfo m. E. folgender: 
Eine Beſißung kann zwar an ſich noch durch Rechtshandlungen, die 
nach der Beſchlagnahme vorgenommen werden, Erbhofeigenſchaft er⸗ 
langen; im Verhältnis zum betreibenden Glaubiger wird ſie aber 
noch als erbhoffrei behandelt. 

4. Zu prüfen bleibt noch die Frage, ob in dem Verſteigerungs⸗ 
verfahren der Zuſchlag an den Erſteher nach 837 RErbhoſch. der 
Genehmigung des Anerb®. bedarf. Ich habe mich für die Anwen⸗ 
dung des 537 in einem ſolchen Falle ausgeſprochen (Komm., 
3. Aufl., S. 252). Wöhrmann (JW. 1934, 1775) meint dagegen, 
wenn man den Hof dem betreibenden Gläubiger gegenüber als Nicht⸗ 
erbhof behandele, ſo müſſe das für das ganze Verfahren, alſo auch 
für den Zuſchlag gelten. M. E. iſt dieſer Gegengrund nicht zwingend; 
man kann vielmehr doch wohl die Auffafjung vertreten, daß der Be⸗ 
ſitz im Verhältnis zum Erſteher wenigſtens der in 837 RErbhofch. 
vorgeſehenen überwachung durch das Anerbch. unterliegt. Nur auf 
die Weiſe kaun man verhindern, daß der Beſitz durch die Verſteige⸗ 
rung an eine nicht bauernfähige Perſon gelangt und damit dem 
Schutz des RéErbhofGG. endgültig entzogen wird. 

5. Wollte man der Anſicht des KG. folgen, daß eine vom 
Schuldner nach der Beſchlagnahme vorgenommene Verfügung trotz 
$20 ZuVerſtG. dem betreibenden Gläubiger gegenüber wirkſam iſt, 
ſo wäre weiter zu prüfen, ob der betreibende Gläubiger die in Be⸗ 
nachteiligungsabſicht vorgenommene Verfügung nach dem AnfG. an⸗ 
fechten kann. M. E. wäre dieſe Frage zu bejahen. Der Gläubiger 
könnte dann verlangen, daß ihm die Vollſtreckung in den Erbhof ge⸗ 
ſtattet wird. 838 RErbhofG. ſtände dem nicht entgegen, da es ſich 
hierbei nicht um eine unzuläſſige Vollſtreckung wegen Geldforderun⸗ 
gen, ſondern um die Erzwingung der Rückgewähr, alſo einer In⸗ 
dividualleiſtung handelt (vgl. meinen Komm., 3. Aufl., S. 249). Der 
Gläubiger gelangte dann nach einem langen und kojtfpiefigen Um⸗ 
weg ſchließlich doch zu dem Ziel, das ihm durch 8 20 ZwvVerſtG. bei 
richtiger Auslegung von vornherein gewährleiſtet iſt. 

Nach alledem darf man erhoffen, daß das KG., falls es noch⸗ 
mals mit einem ſolchen Falle befaßt wird, ſeine in der obigen 
Entſch. v. 6. Juni 1934 vertretene Meinung nicht aufrechterhal⸗ 


ten wird. 
Min R. Dr. Vogels, Berlin. 
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hofch., § 10 Ziff. 2 II S. 25). Der Umftand, daß im vorl. Fall 
die Erbhofgemeinſchaft erſt nach Anordnung der Zwangsverſteigerung 
begründet iſt bzw. ſein ſoll, ſteht einem Ausſetzungsbeſchl. nicht 
entgegen. Nach § 20 ZmBerit®. gilt zwar der Beſchl., durch den 
die Zwangsverſteigerung angeordnet wird, zugunſten des Gläubigers 
als Beſchlagnahme des Grundſtücks. Dieſe hat nach 8 23 ZwVerſtch. 
ie Wirkung eines Veräußerungsverbotes, und zwar eines relativen 
Veräußerungsverbots i. S. des 8 135 BGB. Der Schuldner wird 
alſo grundſätzlich durch die Beſchlagnahme nicht gehindert über die 
der Beſchlagnahme unterliegenden Gegenſtände zu verfügen. Der⸗ 
artige Verfuͤgungen find daher nicht nichtig, ſondern nur dem be⸗ 
treibenden Glaubiger gegenüber unwirkſam. Anders liegt aber die 
Rechtslage, wenn das zur Vollſtreckung kommende Grundſtück auf 
irgendeine Weiſe Erbhof geworden iſt. In dieſem Fall greift das 
Verbot des 8 38 RErbhofc g. ein, das nach dem Sinn und Zweck 
des Geſetzes auch gegenüber Zwangsvollſtreckungsverfahren gilt, 
die vor der Entſtehung der Erbhofeigenſchaft eingeleitet worden ſind. 
Anhängige Verfahren, die eine Verſteigerung zum Gegenſtand haben, 
können ſchon mit Rückſicht auf die in 8 37 des Geſ. ausgeſprochene 
Unveräußerlichkeit nicht durchgeführt werden. Denn wenn ein Grund⸗ 
ſtück Erbhof geworden iſt, ſo iſt es aus der freien Privatrechtsſphäre 
herausgehoben und ein beſonderes, höheren Zwecken dienendes Eigen⸗ 
tum geworden. Dies ergibt ſich aus den Belt. über die Unveräußerlich⸗ 
keit, Unbelaſtbarkeit, über den Ausſchluß des Verfügungsrechts von 
Todes wegen, ſowie über die Entziehung der Verwaltung und Ent⸗ 
eignung des Hofes bei mangelnder Befähigung des Bauern. Der Erb⸗ 
hof iſt nach den Einleitungsworten, welche die Regierung dem 
Geſetz vorausgefchickt hat, die Quelle der Erhaltung eines geſunden 
Volkes und Staates. Er iſt ein beſonderes, den wichtigſten Lebens⸗ 
intereſſen des Staates dienendes Gut. Deshalb kann auch nur eine 
einheitliche Feſtſtellung über die Erbhofeigenſchaft eines Grundſtücks 
getroffen werden. Ein die Zwangsverſteigerung betreibender Gläubiger 
kann ſich daher nicht darauf berufen, daß ihm gegenüber das 
Grundſtück nicht als Erbhof gilt, weil es dieſe Eigenſchaft erſt nach 
Anordnung der Beſchlagnahme erworben hat. Die Anwendbarkeit 
des 8 135 BGB. iſt in dem vorl. Fall daher mit Rückſicht auf 
die rechtliche Veränderung, die das Grundſtück durch die Erbhof⸗ 
eigenſchaft erfahren hat, ausgeſchloſſen. Dieſer Schluß iſt um ſo eher 
zu ziehen, als ja zugunſten der bei Inkrafttreten des Geſetzes an⸗ 
hängigen Verfahren keine Ausnahme von dem Grundſatz des 8 38 
ReErbhofcg. gemacht worden iſt. Iſt das Grundſtück Erbhof, ſo 
würde auch der Umſtand, daß die Bildung des Erbhofes nur zu dem 
Zweck erfolgt iſt, um das Grundſtück dem Zugriff der Gläubiger zu 
entziehen, an der Entſch. nichts ändern. Eine andere Frage iſt es, 
ob nicht bei einem derartigen Verhalten des Eigentümers i. Verb. m. 
anderen Umſtänden, insbeſ. einer planmäßig herbeigeführten Über⸗ 
ſchuldung und einer böslichen Nichterfüllung der Verbindlichkeiten 
die Bauernfähigkeit zu verneinen iſt. In dieſem Fall iſt das Grund⸗ 
ſtück ja nicht Erbhof, und der Fortführung der Zwangsvollſtreckung 
ſteht nichts im Wege. Wenn dagegen das mit Rückſicht auf die be⸗ 
ſtehenden Zweifel angerufene Anerb®. die Bauernfähigkeit bejaht 
und auch die ſonſtigen Vorausſetzungen eines Erbhofs für vorliegend 
erachtet, fo kann dieſe Entſch. nicht durch eine andere Auffajfung 
des Verſteigerungsrichters oder durch die etwaigen Anſprüche der die 
Zwangsverſteigerung bewirkenden Gläubiger in Frage geſtellt werden. 

Es hängt ſomit die Entſch. des Beihmw®. über die Verſagung 
des Zuſchlags allein von dem Spruch des Anerb®. (8 148 BRD.) ab. 
Die Beſchw. gegen die Ausſetzung des Verfahrens war daher zurück⸗ 
zuweiſen. 

GG., 12. ZivSen., Beſchl. v. 6. Juni 1934, 12 W 3753/34.) 
Ber. von KGR. Dr. Kaemmerer, Berlin. 
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2. 8537 BGB. Das Schächtverbot gibt dem Mieter, 
der einen Laden zum Verkauf koſcheren Fleiſches gemietet 
hat, keinen Minderungsanſpruch. 


5 Der auf das Schächtverbot geſtützte Minderungsanſpruch des 

Mügten Mieters, der den Laden zum Verkauf jüdiſch rituell ge⸗ 
chlachteter Fleiſchwaren gemietet hat, iſt nicht begründet. Zwar 
= en unter den Begriff der für die Gewährleiſtungsanſprüche 
en Sachmängel in Betracht kommenden Eigenſchaften nicht 
8 ur. die natürlichen, der Sache an ſich zukommenden Eigenſchaften, 
Indern auch solche tatſächlichen oder rechtlichen Verhältniſſe, die 
zufolge ihrer Beſchaffenheit nach der Verkehrsauffaſſung wertbil⸗ 
dend und werterhöhend zu wirken pflegen. Ein Sachmangel i. S. 
von § 537 BGB. kann auch vorliegen, wenn die Unbrauchbarkeit 
Eos Sache zu dem vertragsmäßigen Gebrauch auf Beſtimmungen 
des öffentlichen Rechts beruht; jedoch nur dann, wenn eine un⸗ 
mittelbare Beziehung zur Mietſache beſteht. Iſt die Mietſache alſo 
wegen ihrer örtlichen Lage oder wegen ihrer beſonderen Einrich⸗ 
ungen nur in einer beſtimmten Art zu nutzen und wird dieſe 
Bergung unmöglich gemacht, dann iſt der Mieter nach $ 537 
BOR. zur Minderung des Mietzinſes berechtigt oder ſogar von 
der Zahlung des Mietzinſes befreit. 


Ein Fall des § 537 BGB. liegt aber hier nicht vor. Nach 
§ 1 Gef. über das Schlachten warmblütiger Tiere v. 21. April 
1933 (RG Bl. 1933, I, 203), in Kraft ſeit dem 1. Mai 1933, ſind 
warmblütige Tiere beim Schlachten vor Beginn der Blutent⸗ 
ziehung zu betäuben. Damit iſt das jüdiſchen Vorſchr. entſpre⸗ 
chende Schlachten ohne vorherige Betäubung im ganzen Reichs⸗ 
gebiet verboten und die Zuwiderhandlung unter Strafe geſtellt. 

Das Verbot richtet ſich ſomit gegen einen beſtimmten Kreis 
von Perſonen, nämlich die nach jüdiſchen Vorſchr. ſchlachtenden 
Schlächter in ganz Deutſchland. Ob durch das Verbot ein Mangel 
der Mieträume i. S. des $ 537 BGB. herbeigeführt werden kann, 
kann dahingeſtellt bleiben. Denn im vorl. Fall ift vor allem des⸗ 
wegen ein Mangel nicht entſtanden, weil die Bekl. in den Miet⸗ 
räumen gar nicht ſchächten, ſondern nur geſchächtetes Fleiſch ver⸗ 
kaufen ſollte und verkauft hat. Der Verkauf geſchächteten Fleiſches 
iſt der Bekl. aber nach wie vor nach ihren eigenen Angaben 
möglich, indem ſie derartiges Fleiſch aus dem Ausland einführt. 
Daß der Preis des Fleiſches infolge der Belaſtungen mit Zöllen 
und Abgaben verteuert wird, iſt unerheblich und ſtellt jedenfalls 
einen Mangel i. S. des 8 537 BGB. nicht dar. Die Verminde⸗ 
rung des Umſatzes der Bekl. beruht nicht auf einem die Taug⸗ 
lichkeit der Mietfache mindernden Fehler. Der von der Bell. ge⸗ 
mietete Laden kann noch wie vor dem Erlaß des Geſetzes über 
ee zum Betriebe rituellen Fleiſchverkaufes benutzt 
werden. 

Das Schächtverbot befreit die Bekl. alſo nicht von der Zah⸗ 
lung des Mietzinſes oder eines Teiles desſelben. 

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 4. Juni 1934, 17 U 2892/34.) 
Ber. von KOR Dahmann, Berlin. 
* 
Kiel 

3. 88 RErbhofG. Schreibtiſch und Geldſchrank find 
nicht Erbhofzubehör. 

Die Frage, ob ein Schreibtiſch und ein Geldſchrank der Be⸗ 
wirtſchaftung dienendes Hausgerät i. S. des 8 8 RErbhof®. ſind, 
iſt zu verneinen. Selbſt bei Berückſichtigung der heute verhältnis⸗ 
mäßig umfangreichen Schreibarbeit eines Bauern kann ein 
Schreibtiſch nicht unter die Gegenſtände des $ 8 RExbhof®. ge⸗ 
rechnet werden. Dazu wird er auch nicht dadurch, daß der Schuld⸗ 
ner in ihm ſeine wichtigen Papiere aufzubewahren pflegt. Die 
gleiche Erwägung muß für den Geldſchrank gelten. Er ftellt wie 
der Schreibtiſch für einen Hof von 50 ha einen Luxusgegenſtand 
dar, deſſen Pfändung keiner Beſchränkung unterliegt. Beide 
Gegenſtände find aber auch nicht nach § 811 ZPO. unpfändbar; 
denn bei einem Bauern kann man ſie nicht als zur Erhaltung 
eines angemeſſenen Hausſtandes unentbehrliches Hausgerät be⸗ 
zeichnen. Dabei ſpielt es keine Rolle, daß der Schuldner als Ge⸗ 
noſſenſchaftsvorſteher viele Schreibarbeiten zu erledigen hat. Dieſe 
kann er an jedem anderen Tiſche erledigen, wie auch die Auf⸗ 
bewahrung der in ſeinem Beſitz befindlichen Papiere und Urkunden 
nicht notwendig im Geldſchrank zu erfolgen braucht. 


(OLG. Kiel, 1. ZivSen., Beſchl. v. 23. April 1934, 1 W. 85/34.) 
Ber. von LER. Schumacher, Altona. 
E 


4. 9 492 Miet Sch G.; SS 812, 814, 817 BGB. Maßſtab 
für die Feſtſtellung der Angemeſſenheit der Miete iſt allein 
der objektive Nutzungswert der Räume; Geſtehungskoſten, 
perſönliche Verhältniſſe und Vermögensverhältniſſe der 
Vertragsteile oder andere Momente ſind außer Betracht 
zu laſſen. Jede Mietzinsrate iſt für ſich nach den ge⸗ 
ſamten zur Zeit ihrer Fälligkeit obwaltenden Verhält- 
niſſen zu beurteilen. Der Rückforderungsanſpruch des 
Mieters wegen zuviel gezahlter Miete wird nicht durch 
die Einwendungen der 88 814 und 817 Abſ. 1 BGB. aus⸗ 
geſchloſſen. f) 5 

Die Klage iſt inſoweit begründet, als ſie ſich auf den auf 
alle Mieträume anwendbaren § 49a MietSh®. 1. Verb. m. den 
SS 812 ff. ſtützt. Der § 49a MietSchG. bedroht den mit Strafe, 
der für die Überlaſſung von Räumen eine unter Berückſichtigung 
der geſamten Verhältniſſe unangemeſſene Vergütung fordert, an⸗ 
nimmt oder ſich verſprechen läßt. Auf Grund des Gutachtens des 
Sachverſtändigen, der den angemeſſenen Mietzins für die Zeit v. 
1. Sept. 1928 bis 30. Juni 1931 auf durchſchnittlich 70 Ra 


Zu 4. Die Bedeutung der vorl. Entſch. liegt darin, daß ſie 
den Maßſtab für die Feſtſtellung der Angemef- 
ſenheit der Miete in eindeutiger klarer Weiſe feſtlegt. Es 
iſt zu begrüßen, daß das OsG. Kiel mit aller Beſtimmtheit als 
ſolchen Maßſtab lediglich den objektiven Nutzungs⸗ 
wert beſtimmt, alle anderen Momente dagegen, welche in der 
Rſpr. als mitbeſtimmend bezeichnet worden ſind, wie Geſtehungs⸗ 
koſten, perſönliche Verhältniſſe und Vermögensverhältniſſe der Be⸗ 
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monatlich ſchätzt, ohne dabei die Zuſchläge zu berückſichtigen, kann 
angenommen werden, daß für die ganze Mietzeit durchſchnittlich 
80 RA. monatlich, alſo für insgeſamt 35 Monate 2800 . als 
Mietzins angemeſſen geweſen find. Selbſt wenn man aber das 
Gutachten des Sachverſtändigen nicht zugrunde legen wollte, weil 
es ſich nur über den durchſchnittlichen Mietzins während der 
ganzen Vertragszeit ausſpricht, ohne auf die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe an den einzelnen Zinszahlungsterminen einzugehen, 
führt doch eine Einzelberechnung an Hand der von Rſpr. und 
Schrifttum herausgearbeiteten und durchweg zur Anerkennung 
gelangten Richtlinien für die Feſtſtellung des angemeſſenen Miet⸗ 
zinſes im weſentlichen zu dem gleichen Ergebnis. Namentlich die 
Rſpr. des RG. iſt hierfür richtunggebend geweſen. Ihr Wert iſt 
noch dadurch erhöht worden, daß Preußen auf Grund der Er⸗ 
mächtigung des § 52 Abſ. 3 MietSh®. durch Vfg. v. 7. Dez. 1927 
(JM Bl. 387) auf die in den Urt. v. 11. März 1927 und 13. Juni 
1927 (RGSt. 61, 130 und 326) entwickelten Grundſätze verwieſen 
hat. Durch die Vfg. v. 9. Sept. 1929 (JMBl. 287) tft dieſer Hin⸗ 
weis auf die Urt. v. 10. Juli und 30. Nov. 1928 (RGSt. 62, 228 
und 333) ausgedehnt worden. Anfänglich hat das RG. allerdings 
— offenbar unter dem Einfluß des Vorläufers des § 49a Miet⸗ 
Sch., des § 4 PreistreibV O., in dem als Gegenſtand des Ver⸗ 
bots ein „übermäßiger Verdienſt“ bezeichnet wird — den Ge⸗ 
ſtehungskoſten des geſamten Grundſtücks, den perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſen der Vertragsteile und dem objektiven Nutzungswert des 
überlaſſenen Raumes eine gleichwertige Bedeutung zuerkannt 
(RGSt. 61, 139). Erſt in den folgenden Entſch. iſt es immer 
mehr dazu übergegangen, dem objektiven Nutzungswert die aus⸗ 
ſchlaggebende Bedeutung einzuräumen (RGSt. 63, 415 ff.; RG.: 
JW. 1928, 2244; RG.: DMR. 1930, 954). Auch die perſönlichen 
Verhältniſſe der Vertragsteile find immer weniger abgeſtellt wor⸗ 
den, weil der Mietwucher als ſog. Sozialwucher nicht die Aus⸗ 
beutung der Notlage einer beſtimmten Perſon zur Voraus⸗ 
ſetzung hat (RG.: JW. 1929, 2736). Der danach entſcheidende 
objektive Nutzungswert des überlaſſenen Mietraumes ließe ſich 
ohne weiteres durch Vergleichung mit den für ähnliche Raume 
gezahlten Preiſen ermitteln, wenn für Räume der betreffenden 
Art an dem in Betracht kommenden Ort während der Verxtrags⸗ 
zeit bereits wieder eine regelmäßige Baumarktlage beſtanden 
hätte (RGSt. 62, 238 f.). Dieſer Weg iſt hier jedoch nicht gang⸗ 
bar, weil von 1928 bis 1931 eine regelmäßige Baumarktlage für 
Läden allgemein nicht vorhanden war. Zwar ſind die Geſchäfts⸗ 
räume wie in den meiſten anderen Läden ſo auch in Preußen 
durch die VO. v. 11. Nov. 1926 vom Mieterſchutz befreit worden. 
Eine regelmäßige Raummarktlage hat aber damals noch keines⸗ 
wegs beſtanden. Eben darum ſind die Preiſe für Läden gleich nach 
dieſer Locks O. um das Zwei⸗ bis Dreifache geſtiegen, was wieder⸗ 
um zur Folge hatte, daß das Verhältnis von Angebot und Nach⸗ 
frage noch mehr geſtört wurde. Hinzu kommt, daß es ſich hier 
um einen nur ſehr kleinen Laden handelt. Kleine Läden ſind aber 
noch bis zum Jahre 1932 ſehr knapp geweſen. Die von dem Kl. 


teiligten uſw. von der Berückſichtigung glattweg ausſchließt. Dieſe 
Stellungnahme iſt durchaus richtig. 

Ich habe bereits i. J. 1929 in meiner Schrift über Miets⸗ 
wucher darauf hingewieſen, daß für den Mietwuchertatbeſtand, 
insbeſ. im Zivilrecht, ein anderer Maßſtab als der objektive 
Nutzungswert gar nicht verwendet werden kann. Ich habe auch 
damals bereits die vom RG. herangezogenen Momente als nicht 
zum Tatbeſtand des Mietwuchers gehörig nachgewieſen (vgl. Ro⸗ 
quette, Wucher im Zivilrecht, insbeſ. Mietwucher, Verlag Her⸗ 
mann Sack, Berlin, S. 51 ff., insbeſ. S. 56). Die Entwicklung, 
die die Rſpr. ſeit der damaligen Zeit genommen hat, hat die 
Richtigkeit meiner Ausführungen beſtätigt. Schon das RG. iſt 
nach feiner grundlegenden Entſch. v. 11. März 1927 immer mehr 
zu einer Objektivierung des Wertmaßſtabes für die Angemeſſen⸗ 
heit eines Mietzinſes übergegangen. Es hat allerdings nicht den 
Schritt getan, den objektiven Nutzungswert als den alleinigen 
Wertmaßſtab zu bezeichnen und alle anderen Momente von der 
Berückſichtigung auszuſchließen. Es hat vielmehr lediglich inner⸗ 
halb der von ihm urſprünglich als maßgebend bezeichneten Ge⸗ 
ſichtspunkte die Rangordnung geändert: Während urſprünglich den 
perſönlichen und Vermögensverhältniſſen der Beteiligten ſowie den 
Geſtehungskoſten neben dem objektiven Nutzungswert die gleiche 
Bedeutung zuerkannt wurde, bezeichnet es in den ſpäteren Entſch. 
den objektiven Nutzungswert als den Ausgangspunkt bei jeglicher 
Mietswertermittlung, „als in erſter Linie zu berückſichtigenden 
Umſtand“ (vgl. u. a. RG. v. 17. Febr. 1928: JW. 1928, 2244; 
RG. v. 10. Juli 1928: EA. 28, 743; RG. v. 8. Okt. 1929: Bay. 
30, 109; RG. v. 28. März 1930: DMR. 30, 985, RG. v. 28. Okt. 
1930: Warngiſpr. 31 Nr. 26; RG. v. 5. März 1931: WarnRſpr. 
31 Nr. 90). Es hat keineswegs zweifelhaft gelaſſen, daß es daneben 
noch im Rahmen der mit zu berückſichtigenden geſamten Verhält⸗ 
niſſe auch den Geſtehungskoſten ſowie den perſönlichen und Ver⸗ 


herangezogenen Vergleichsmieten bieten daher keinen geeigneten 
Maßſtab für die Berechnung der angemeſſenen Miete. Als An⸗ 
haltspunkt für den objektiven Nutzungswert des überlaſſenen 
Mietraumes kommt dann nur eine Anknüpfung an die Friedens⸗ 
miete in Betracht, weil ſich bei der vor dem Kriege herrſchenden 
Marktlage ein wenigſtens annähernd der objektiven Sachlage ent⸗ 
ſprechendes Verhältnis zwiſchen den einzelnen Mietpreiſen heraus⸗ 
gebildet hatte (RGSt. 62, 238 f.; KG.: ZW. 1925, 2255). Die 
wirkliche Friedensmiete kommt als Grundlage jedoch nur dann in 
Frage, wenn ſie mit der ortsüblichen Friedensmiete überein⸗ 
ſtimmt, denn bei der Feſtſtellung des objektiven Friedensnutzungs⸗ 
wertes iſt die Zeit des Vertragsſchluſſes zum Ausgangspunkt zu 
nehmen und dann zu ermitteln, welche Miete am 1. Junt 1914 
für den betreffenden Raum ortsüblich geweſen wäre, wenn die 
jetzigen Verhältniſſe des Raumes ſchon damals beſtanden hätten 
(ogl. Hertel, Der Mietwucher, 1931, in Mietfragen des tag⸗ 
lichen Lebens, Bd. 12, S. 18). Bei den widerſpruchsvollen Aus⸗ 
führungen des Kl. über die Höhe der Friedensmiete — einmal 
gibt er ſie auf 500 / an, ein andermal ſpricht er davon, daß der 
Bekl. ſelbſt eine Summe von 600 % genannt habe — beſteht 
keine Veranlaſſung, zugunſten des Kl. eine geringere wirkliche 
Friedensmiete als 600 % anzunehmen. Jedenfalls wird man 
darin die ortsübliche Friedensmiete ſehen können, indem man 
berückſichtigt, daß bei Läden die ortsübliche Friedensmiete durch⸗ 
weg etwas höher liegt als die tatfächliche Friedensmiete. Um von 
dieſer Friedensmiete zu dem objektiven Nutzungswert des Rau⸗ 
mes für die Zeit der Mietzinsforderung zu gelangen, iſt zunächſt 
einmal die geſetzliche Miete feſtzuſtellen, d. h. alſo die Friedens⸗ 
miete unter Hinzurechnung der behördlich feſtgeſetzten Prozent⸗ 
ſätze. In dieſen Prozentſätzen ſind die Zuſchlage für die Ver⸗ 
ringerung der Kaufkraft der Mark enthalten, desgleichen die Er— 
höhung der Grund⸗ und Gebäudeſteuern. Gleichzeitig iſt bei ihnen 
aber auch die Verringerung der Zinsſätze bei den AufwHyp. und 
die Verarmung des Volkes berückſichtigt. In den hier in Be⸗ 
tracht kommenden Jahren find dieſe Satze von 120 %% allmählich 
auf 130 % geſtiegen. Die geſetzliche Miete kann jedoch nur unter 
Hinzurechnung gewiſſer Zuſchläge als angemeſſen angeſehen wer⸗ 
den, und zwar einmal deswegen, weil die geſetzliche Miete für 
das Eigenkapital nur eine mäßige Verzinſung enthält, während 
der Eigentümer Anſpruch auf deſſen angemeſſene Verzinſung hat 
(vgl. auch RGSt. 62, 238). Es kommt weiter hinzu, daß es ſich 
bei der hier zugrunde gelegten geſetzlichen Miete um die Miete 
für Wohnungen handelt. Für Geſchäftsräume fehlen nach ihrer 
Befreiung vom Mieterſchutz irgendwelche behördlich feſtgeſetzten 
Zuſchläge zur Friedensmiete. Die Geſchäftsräume und hier na⸗ 
mentlich die Läden haben aber nach ihrer Herausnahme aus der 
Zwangswirtſchaft ſtändig prozentual etwas höher im Preis ge⸗ 
legen als die Wohnungen. Unter Berückſichtigung aller dieſer Um⸗ 
ftande wird man die Friedensmiete auf 160% erhöhen müſſen, 
um zu dem objektiven Nutzungswert des überlaſſenen Raumes im 
Jahre 1928 zu gelangen (vgl. auch RGSt. 63, 417; RG.: DMR. 


mögensverhältniſſen der Vertragsteile noch Bedeutung zuerkenne 
(zu vgl. u. a. RG. v. 3. Juni 1931: DMR. 31, 1222; RG. v. 
18. April 1932: DMR. 32, 1329). Obige Entſch. erkennt dieſe 
Entwicklung der reichsgerichtlichen Rſpr. nicht ganz zutreffend, 
wenn es meint, daß das RG. in ſpäteren Entſch. dem objektiven 
Nutzungswert die ausſchlaggebende Rolle eingeräumt habe. Die 
von ihm zitierten Entſch. find nicht vollſtändig. Es iſt aber zu 
begrüßen, daß es die Tendenz, den Wertmaßſtab zu objektivieren, 
bis zur letzten Konſequenz durchgeführt hat und demgemäß nur 
den objektiven Nutzungswert als maßgebenden Geſichtspunkt be⸗ 
zeichnet. Es iſt damit der Rſpr. der unteren Gerichte gefolgt, die 
ſchon lange dieſen Schritt getan haben. Bei den unteren Gerichten 
wird wohl hier und da noch nach Ermittlung des objektiven 
Nutzungswerts eine Geſtehungskoſtenberechnung aufgeſtellt, kaum 
aber werden noch perſönliche oder Vermögensverhältniſſe der Par⸗ 
teien von ihnen berückſichtigt. 

Der Rechtsſatz, von dem das obige Urteil ausgeht, entſpricht 
auch allein den Bedürfniſſen der Praxis. Im Zivilrecht muß der 
Mieter, der ſich auf den Mietwucher berufen will, den geſetzlichen 
Tatbeſtand des Wuchers behaupten und unter Beweis ſtellen. An 
feine Darlegungspflicht fteilt das RG. ſogar beſonders ſtrenge 
Anforderungen (vgl. RG.: JW. 1930, 3661; DMR. 1932, 1298; 
HöchſtaRſpr. 1933 Nr. 316). Dieſer Pflicht kann er aber nur dann 
genügen, wenn allein objektive Geſichtspunkte in Frage kommen. 
Unmöglich kann jedoch der Mieter die perſönlichen und die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe ſeines Vermieters kennen, unmöglich kann er 
eine Geſtehungskoſtenberechnung aufmachen oder eine Hausbilanz 
vorlegen. Wohl aber iſt er in der Lage, die Unterlagen zur Er⸗ 
mittlung des objektiven Wertes der Räume dem Gericht zu unter⸗ 
breiten und danach, u. U. unter Zuhilfenahme eines Sachverſtän⸗ 
digen, den objektiven Nutzungswert feſtſtellen zu laſſen. 

Der Rechtsſatz hat aber — und dies iſt der entſcheidende ſach⸗ 
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1930, 985; Hertel a. a. O., S. 20— 22, 56). Nimmt man da⸗ 
nach unter Außerachtlaſſung der Geſtehungskoſten, der perſönlichen 
Verhältniſſe der Vertragsteile und der vom Kl. herangezogenen 
Vergleichsmieten eine wirkliche bzw. ortsübliche Friedensmiete 
von 600 M zum Ausgangspunkt und erhöht dieſe für das Jahr 
1928 auf 160%, jo gelangt man zu der angemeſſenen Miete von 
960 Rt jährlich, das find 80 Ru monatlich. Da der Kl. i. J. 
1928 tatſächlich 96,60 %% gezahlt hat, waren zu Beginn der 
Mietzeit am 1. Sept. 1928 die Vorausſetzungen des § 49 à Miet⸗ 
Schch. erfüllt. Bet dieſer ſchon im Abſchluß wucheriſchen Miete 
verletzt auch deren Aufrechterhaltung das Geſetz. Da die Miete 
ein Dauerſchuldverhältnis iſt, das mit jedem Zeitabſchnitt neue 
Anſprüche auf den Mietzins entſtehen läßt, iſt jede Mietzinsrate 
für ſich nach den geſamten z. Z. ihrer Fälligkeit obwaltenden Ver⸗ 
haltniſſen zu beurteilen. Bei einer von Beginn an wucheriſchen 
Miete kann demnach die unter allen Umſtänden vorzunehmende 
Ermäßigung der Vertragsmiete auf den angemeſſenen Satz zu 
verſchiedenen Beträgen führen, je nachdem die Wirtſchaftslage und 
die übrigen zu berückſichtigenden Verhältniſſe nach oben oder 
unten ſchwanken. Hier iſt jedoch bis Ende Mat 1930 — das ſind 
ſeit Beginn der Mietzeit 21 Monate — überhaupt keine merkbare 
Anderung in der Mietzinsbildung eingetreten. Der Kl. hatte in 
dieſer Zeit demnach 21 mal 80 , = 1680 S zu zahlen. Von 
Juni 1930 bis zu der Ende Juni 1931 erfolgten Auflöſung des 
Mitverhältniſſes iſt der behördlich feſtgeſetzte Satz für die Be⸗ 
rechnung der geſetzlichen Miete um etwa 10% geſtiegen. Die an⸗ 
gemeſſene Monatsmiete für die Zeit v. 1. Juni 1930 bis 30. Juni 
1931 — das find 14 Monate — iſt demgemäß auf 88 , zu 
erhöhen. Dann würden zu den bisher ſeſe ha 1680 «RA noch 
l4mal 88 = 1232 AM hinzukommen, jo daß hiernach die ange⸗ 
mejjene Miete während der ganzen Vertragszeit 2912 AM bes 
tragen würde. 

Die Abweichung von der auf Grund des Gutachtens des 
Sachverſtändigen berechneten angemeſſenen Miete iſt demnach 
nicht erheblich. Unter Berückſichtigung der vorſtehenden Einzel⸗ 
berechnung und mit Rückſicht darauf, daß der Sachverſtändige eine 
Abweichung von dem durch ihn ermittelten durchſchnittlichen an⸗ 
gemeſſenen Monatszins von 70 e um 25% nad) oben und 
unten für möglich hält, hat der Senat den vom Kl. für die ge⸗ 
ſamte Mietzeit zu viel entrichteten Mietzins auf rund 400 RM 
geſchätzt. 

In Höhe dieſes den angemeſſenen Mietzins überſteigenden 
Teiles der tatſächlich gezahlten Miete tritt eine Nichtigkeit der 


liche Geſichtspunkt — ſeine wohlbegründete innere Berechtigung. 

eder Raumnutzungsvertrag ſteht, wie alle auf Güterumſatz ge⸗ 
richteten Geſchäfte, unter dem Grundſatz der Aquivalenz von Lei⸗ 
ſtung und Gegenleiſtung. Die Gegenleiſtung, die Vergütung, der 
Preis muß der Leiſtung „angemeſſen“ — in der urfprünglichen 
Bedeutung des Wortes — ſein. Sie muß „an der Leiſtung ge⸗ 
meſſen“ werden, und dieſe Meſſung muß den gleichen Wert mit 
der Leiſtung ergeben. Nur da, wo die Werte von Leiſtung und 
Vergütung ſich die Waage halten, wo alſo für die Leiſtung eine 
angemeſſene Vergütung gezahlt wird, iſt die normale 
Grundlage des Güterumſatzes gegeben. Auch beim Raummutzungs⸗ 
bertrag müſſen Leiſtung und Gegenleiſtung, Raumnutzung und 

ergütung einander wertgleich ſein. Dieſe normale Lage nimmt 
das Geſetz zum Ausgangspunkt beim Mietwucherrecht, indem es 
eine unangemeſſene Vergütung als wucheriſch bezeichnet. Der Be- 
griff „unangemeſſen“ iſt der Gegenſatz zu „angemeſſen“. Es ſind 
Gegenpole, die ſich nicht berühren. Nicht ſchon eine geringe Über⸗ 
ſchreitung der Grenze der Angemeſſenheit macht die Vergütung 
unangemeſſen. Erſt ein l erhebliches Hinausgehen über dieſe 
Grenze, ein Überſpringen der neutralen Zone, die zwiſchen den 
beiden gegenpoligen Begriffen liegt, kann das Werturteil der Un⸗ 
angemeſſenheit rechtfertigen. Dies wird allgemein anerkannt (zu 
ogl. KG.: DMR. 30, 958). Es wird alſo ein auffälliges 
Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung vorausgeſetzt. Mit der Einführung des Begriffes der 
unangemeſſenen Vergütung macht das Geſetz den Wert der 
beiderſeitigen Leiſtungen zum geſetzlichen Tat⸗ 
deſtandsmerkmal und zugleich den Maßſtab, an 
dem dieſer Wert zu meſſen iſt. 

Dieſer Maßſtab kann nun nur aus objektiven Geſichtspunk⸗ 
ten heraus gewonnen werden. Der Mietwucher iſt ein Sozial⸗ 
wuchertatbeſtand. Wie ſchon dieſer Hinweis beſagt, handelt es ſich 
alſo nicht um Beziehungen, die allein die beteiligten Vertragsteile 
angehen, vielmehr ijt ein ſozialer Einſchlag darin enthalten. Der 
Sozialwucher iſt die Reaktion des Rechts gegen 
unſoziale Elemente, die aus einer auf einem 
beſtimmten Wirtſchafts gebiet beſtehenden Not⸗ 
lage der Volksgeſamtheit durch objektiv une 
berechtigte Preisſteigerung ſich in eigenſüch⸗ 
tiger und gewinnſüchtiger Weiſe bereichern 


Mietzinsvereinbarung ein (RG. 120, 132 ff. 1), jo daß der Bell. 
gem. den SS 812, 817 Abſ. 1 i. Verb. m. 8 134 BGB. zur Rück⸗ 
erſtattung verpflichtet iſt. Ein Verſchulden iſt zum Eintritt der 
zivilrechtlichen Folgen der §§ 812 ff. BGB. nicht vorausgeſetzt. 
Auch wenn der Bekl. nicht wußte, daß ſeine Handlung unter 
§ 49a MietSh®. fiel, ja ſogar, wenn ihm die tatſächlichen Unter⸗ 
lagen im weiteſten Umfange unbekannt waren, iſt die Miete auf 
das angemeſſene Maß herabzuſetzen (RG.: DMR. 1931, 1184). 

Die Belt. des § 817 Abſ. 1 Satz 2 BGB. kommt zugunſten 
des Bekl. nicht in Betracht, da ſich aus § 49a MietShb. ergibt, 
daß nur das Verhalten des Leiſtungsempfängers, nicht auch das 
des Leiſtenden gegen ein geſetzliches Verbot verſtößt (RG. 97, 85). 
Auch die Beſt. des § 814 BGB. ſteht dem Rückforderungsanſpruch 
des Kl. nicht entgegen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 8 814 
BGB. überhaupt bei Verſtößen gegen die Wucherbeſtimmung An⸗ 
wendung findet, da ſie ja gerade bezweckt, denjenigen, der unter 
dem Drucke der Raumnot Verträge abſchließt, gegen Ausbeutung 
zu ſchützen. Jedenfalls greift $ 814 BGB. mit Rückſicht darauf, 
daß der Mieter wegen der Raumnot meiſt ſich in einer Zwangs⸗ 
lage befindet, nicht ſchon dann Platz, wenn er bei der Zahlung 
den Mietzins für unangemeſſen hoch gehalten hat, ſondern nur 
dann, wenn er die Unverbindlichkeit der übermäßigen Mietzins⸗ 
vereinbarung gerade im Hinblick auf die Mietwuchervorſchr. ge⸗ 
kannt hat (Hertel a. a. O., S. 55). 

Das hat der Bekl. aber ſelbſt nicht geltend gemacht. Da der 
Kl. ohne Widerſpruch des Bekl. behauptet, daß er erſt Anfang 
Nov. 1932 die wirkliche Höhe der Friedensmiete erfahren habe, 
kann es ihm auch nicht zum Vorwurf gereichen, daß er erſt im 
Dez. 1932 den Klageweg beſchritten hat. 

(OLG. Kiel, Urt. v. 21. April 1934, 3 U 98/33.) 
Eingeſ. von OLGR. Dr. Römer, Kiel. 


* 
Königsberg 

5. 88 5, 38 RErbhofG.; 8 5 ZwLVerftb, Die Möglichkeit 
der Erklärung eines Grundſtücks zum Erbhof rechtfertigt 
noch nicht die Aufhebung des Verſteigerungstermins. 

Die weitere Beſchw. ift begründet. Das Rittergut Georgens⸗ 
walde iſt wegen 160 2 125 ha überſteigenden Größe nicht Erb⸗ 
hof (§3 NErbhof®.) und genießt deshalb nicht den Vollſtrek⸗ 
kungsſchutz des 838 RErbhofch. Es beſteht daher, wie das AG. 
zutreffend bemerkt hat, z. Z. keine geſetzliche Handhabe zur Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung. Wenn die Praxis der Gerichte 


wollen. Da eine Notlage der Volksgeſamtheit auf einem be⸗ 
ſtimmten Gebiet vorausgeſetzt wird, kann die Feſtſtellung, ob die 
jeweils geforderte Vergütung berechtigt, d. h. angemeſſen iſt oder 
nicht, nur nach objektiven Geſichtspunkten erfolgen. Alle rein per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſe oder gar die Vermögensverhältniſſe der Be⸗ 
teiligten müſſen ausgeſchaltet werden. Auch nicht ſubjektive Auf⸗ 
faſſungen über die Berechtigung zum Fordern einer beſtimmten 
Vergütung können maßgebend ſein, ebenſowenig beſonders hohe 
oder beſonders gefteigerte Geſtehungskoſten. Die Beteiligten wer⸗ 
den ſtets von der Berechtigung ihres Standpunktes überzeugt ſein. 
Die Prüfung hat vielmehr vom Standpunkt der Allgemeinheit aus 
zu erfolgen. Sie hat die für die Allgemeinwirtſchaft maßgebenden 
Momente feſtzuſtellen und an den daraus gewonnenen Erkennt⸗ 
niſſen die Angemeſſenheit der Vergütung zu prüfen. Alle dieſe 
Geſichtspunkte kommen zur Geltung, wenn als alleiniger Wert⸗ 
maßſtab für die Raumnutzung der objektive Nutzungswert gewählt 
wird. Kein anderer Maßſtab als dieſer kann innerhalb des Miet⸗ 
wuchers als eines Sozialwuchertatbeſtandes die Funktion erfüllen, 
allgemeingültige angemeſſene Preiſe bei einer auf dem Raum⸗ 
markt beſtehenden Notlage der Volksgeſamtheit zu erzwingen. 

Zu der Frage, wie der objektive Nutzungswert 
feſtzuſtellen tft, erklärt das OLG. Kiel in obiger Entſch., 
daß bei einer beſtehenden unregelmäßigen Raummarktlage Ver⸗ 
gleichsobjekte nicht herangezogen werden konnten. Dieſe Nuffaf- 
jung dürfte nicht ganz zutreffend fein. Grundſätzlich wird der ob⸗ 
jektive Nutzungswert durch Vergleichung feſtgeſtellt. Ebenſo wie 
der Handelswert oder Verkaufswert einer Ware durch Verglei⸗ 
chung mit gleichartigen Handelsgeſchäften ermittelt wird, kann 
auch auf dem Raummarkt der objektive Nutzungswert in erſter 
Linie nur durch Vergleichung mit gleichartigen Raumnutzungs⸗ 
geſchäften feſtgeſtellt werden. Bei unregelmäßiger Marktlage 
wird indeſſen das Ergebnis dieſer Ermittlung nach verſchiedenen 
Geſichtspunkten eine Modifikation erfahren müſſen, die im ein⸗ 
zelnen zu erörtern, hier zu weit führen würde. Die in obiger 
Entſch. angewendete Berechnungsart kann dabei eine weſentliche 
Bedeutung beanſpruchen. 

Die übrigen von der Entſch. angewendeten Rechtsſätze find 
zutreffend und entſprechen den Ergebniſſen der Rſpr. 

RA. Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 

1) JW. 1928, 2532. 
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(vgl. JW. 1934, 120, 441; Deutſche Juſtiz 1934, 197) die Ein⸗ 
ſtellung bei beſtehenden Zweifeln über die Erbhofeigenſchaft 
eines Grundſtücks zuläßt, ſo handelte es ſich in den zur Entſch. 
ſtehenden Fällen um Grundſtücke, bei denen die für die Beurtei⸗ 
lung der Erbhofeigenſchaft erforderlichen Unterlagen bzgl. 
der Größe, der Bauernfähigkeit oder der Ehrbarkeit oder Befähi⸗ 
gung des Bauern noch nicht zur Hand oder zweifel⸗ 
haft waren. Iſt die Erbhofeigenſchaft dagegen ſchon nach der 
feſtſtehenden Größe — wie hier (159, 59, 48 ha) zu ver⸗ 
neinen, ſo kann die einſtweilige Einſtellung eines eingeleiteten 
Zwangsverſteigerungsverfahrens nicht ſchon mit der Begr. ge⸗ 
rechtfertigt werden, daß nach §5 RErbhofcz. der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft nach Anhörung des Kreis⸗ 
bauernführers und des Landesbauernführers von der Größen⸗ 
beſtimmung des 93 Ausnahmen zulaſſen kann. Hieran ändert 
auch nichts die vom Schuldner vorgetragene Tatſache, daß der An⸗ 
trag auf Zulaſſung vom AnerbG., Kreis⸗ und Landesbauernführer 
bereits befürwortet iſt. Selbſt wenn dies zuträfe, iſt dadurch noch 
nicht, wie das LG. ausführt, die Vermutung begründet, daß 
es ſich um einen Erbhof handelt. Allenfalls beſteht die 
Möglichkeit, daß durch die Entſcheidung des Miniſters die 
Beſitzung zum Erbhof erklärt wird. Dieſe Entſch. wird 
aber erſt mit der Zuſtellung an den Eigentümer oder mit dem 
Zeitpunkt des Einganges beim Anerb®. wirkſam. Die Zulaſſung 
hängt vom Ermeſſen des Miniſters ab; er kann ſie ablehnen, 
auch wenn die Vorausſetzungen des 85 Abſ. 2 gegeben find (Vo⸗ 
gels, RErbhofch., 2. Aufl., Note I 1a zu $5). Die Entſch. 
des Miniſters ſteht hier noch aus; wie ſie ausfallen wird, iſt 
ungewiß. Auch wann ſie ergehen wird, läßt ſich mit Sicherheit 
nicht beſtimmen. 
(OLG. Königsberg, Beſchl. v. 11. Juni 1934, 3 W 264/34.) 
Ber. von OLGR. Sieloff, Königsberg. 
E 
Stuttgart 


6. Art. 9 Abſ. 3 Ziff. 1 Gef. v. 27. Okt. 1933 (R Bl. I, 
781). Das BG. kann nicht an Stelle eines Parteieids die 
Vernehmung der Partei anordnen. 

Das L. legte vor 1934 dem Kl. den Eid auf, daß er eine 
gewiſſe Vereinbarung nicht getroffen habe, und verurteilte für den 
Fall der Leiſtung den Bekl. Dieſer erhob Ber. und beantragte 
eidliche Vernehmung des Kl. gem. § 445 ZPO, anſtatt des auf- 
erlegten Eids. Das OLG. lehnte dies ab. Durch eidliche Ver⸗ 
nehmung des Kl. ginge das BG. über das landgerichtliche Ver⸗ 
fahren hinaus zum Läuterungsverfahren über und hätte ſich der 
Möglichkeit beraubt, die Ber. zurückzuweiſen. Es müßte, wenn 
der Kl. den Eidesſatz bei ſeiner Vernehmung eidlich verneint, 
ſofort auf Verurteilung erkennen, ohne daß der Kl. Anſchlußber. 
erhoben hat. Deshalb ſchreibt auch Art. 9 Abſ. 3 Ziff. 1 Gef. v. 
27. Okt. 1933 vor, daß nach Anordnung eines Parteieids ſich das 
weitere Verfahren nach den bisherigen Vorſchr. richte (a. M.: RG. 
144, 66 — 33.1934, 1715). 


OG. Stuttgart, 2. ZivSen., Urt. v. 14. Juni 1934, U 9/34.) 
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7. 88 5, 7 Straffreiheits G. v. 20. Dez. 1932. Die 
Tatſache, daß der Angekl. die ihm zur Laſt gelegte fort⸗ 
geſetzte Unterſchlagung nur begangen hat, um ſeine anders 
nicht zu haltende Stellung als Reiſender bei der Firma X 
aufrecht zuerhalten und ſich dadurch lediglich die Mittel 
zur Befriedigung der dringendſten Lebensbedürfniſſe für 
fi und feine Familienangehörigen zu ſichern, als Be⸗ 
freiungsgrund. (Vgl. RG.: JW. 1934, 1505 28) 

(KG., 2. StrSen., Urt. v. 18. April 1934, 2 8 76/34.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 
* 


8. 55201 Abſ. 1, 204, 210 Abſ. 2, 309 Abſ. 2 StPO. 
In dem Falle, daß die Str. die Eröffnung des Haupt» 
verfahrens abgelehnt hatte, ohne daß der Vorſitzende vor⸗ 
her die Anklageſchrift dem Angeſch. mitgeteilt hatte (vgl. 
Löwe, 2b zu § 201 StPO.), und der Sen. die von der StA. 
eingelegte ſofortige Beſchw. aus ſachlichen Erwägungen 
für begründet hält, hat er beſchloſſen: Der angefochtene 
Beſchl. wird aufgehoben. Dem Verfahren iſt, zunächſt 
durch Mitteilung der Anklageſchrift durch den Vorſitzenden 
der Str., Fortgang zu geben (vgl. Stenglein, 2 zu 8 199 
und zu 8 351; Löwe, 3 zu 8 309 StPO. und RGSSt. 19, 337), 

(KG., 2. StrSen., Beſchl. v. 13. Juni 1934, 2 W 546/34.) 


Ber. von KR. Körner, Berlin. 


Lanoͤgerichte 

Altona Zivilſachen 
1. 519 der 2. Durchf Vo. zum RErbhofG. v. 19. Dez. 

Zur Auslegung des 8 19 a. a. O. 
Der Anſicht des BezReviſors, wonach der § 19 a. a. O. mit 
den ſtaatlichen Gebühren des Verfahrens nur diejenigen i. 68 
des § 121 PrGK®. gemeint habe, iſt nicht beizupflichten. Viel⸗ 
mehr it, da § 19 g. a. O. keinen Unterſchied erkennen läßt, anzu⸗ 
nehmen, daß der § 19 ſämtliche Gebühren ſchlechthin im Auge 
gehabt hat, zu denen auch die im § 120 Pr. genannten ge⸗ 
hören. Da im übrigen die in $ 10 Pr®KG. vorgeſehene Nieder⸗ 
ſchlagung anerkanntermaßen auch eine Zurückerſtattung bedeutet 
(vgl. Bartſcher⸗Wenz⸗Drin nenberg, Pr., 1926, 
Anm. zu § 10), jo wird man den Begriff der Niederſchlagung in 
§ 19 a. a. O. auch nicht anders auslegen können. 

(LG. Altona, 7. ZR., Beſchl. v. 2. März 1934, 7 T 239/34.) 

Ber. von LGR. Schumacher, Altona. 


= 


1933. 


Berlin 

2. 87 AufwG.; $ 880 BOB. Der 8 880 BGB. ift 
durch 87 AufwG. nicht eingeſchränkt. 

Die Poſt Nr. 21 hatte durch Ausnutzung der Rangbefugnis 
nach 57 Aufw®. den Vorrang vor den Zwiſchenrechten Nr. 18, 
19 und 20 erhalten. Dieſer Rang war durch Bezeichnung der nach⸗ 
gehenden Rechte ordnungsgemäß gebucht. Der Rangtauſch mit den 
an ſich nachgehenden Rechten Nr. 24 und 25, die zuſammen den 
Geſamtbetrag der Rechte Nr. 21 und 22 nicht erreichten, hatte 
zur Folge, daß von den vortretenden Rechten 4500 GM. in die 
Rangſtelle der Poſt Nr. 21 und die reſtlichen 4500 GM. in die 
Rangſtelle der Poſt Nr. 22 einrückten. Die Zwiſchenrechte Nr. 18, 
19 und 20 wurden durch dieſen Rangtauſch nicht berührt, da ſie 
ſich nach wie vor nur 4500 GM. bzw. 6000 GM. vorgehen zu laſſen 
brauchten. Durch den Rangrücktritt der vorgehenden Rechte Nr. 21 
und 22 erlangten die nachgehenden Rechte Nr. 24 und 25 bis zum 
Betrage der zurückgetretenen Poſten auch im Verhältnis zu den 
Zwiſchenrechten den Vorrang vor dieſen (KG. 12 W. 4472/33). 
Der Grundſatz des § 880 Abſ. 5 BGB. wird durch Abj.4 ein⸗ 
geſchränkt. Durch die ſpätere Aufhebung der zurücktretenden Rechte 
Nr. 21 und 22 erfolgte kein Vorrücken der Zwiſchenrechte. Dieſes 
wurde vielmehr durch die Rangänderung verhindert (Planck, 
5. Aufl., Anm. 4 b, S. 200 zu § 800 BGB; BayObLG. 7, 472). 
Es kann nicht anerkannt werden, daß die Anwendung des $ 880 
Abſ. 4 BGB. durch §7 AufwG. ausgeſchaltet ſei. Der §880 BGB. 
iſt durch die Aufwertungsgeſetzgebung nicht berührt worden (KG. 
1 X 742/7: DNot Z. 1928, 119). Es handelt ſich hier nicht um 
eine nochmalige Ausnutzung der Rangbefugnis, was allerdings 
nicht zuläſſig wäre. Nicht der Eigentümer hat hier nochmals die 
Befugnis ausgenutzt, ſondern ein an ſich nachgehender Gläubiger 
hat durch Rangtauſch mit den in der Befugnis ſtehenden Gläu⸗ 
bigern ſeine Rangſtelle verbeſſert. Der Fall liegt alſo nicht an⸗ 
ders, als wenn der Vorrang der Poſten Nr. 21 und 22 vor den 
Poſten Nr. 18 und 20 bzw. 19 und 20 auf einer rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Rangänderung oder auf der geſetzlichen Rangfolge des $ 879 
BGB. beruht hätte. Die Billigkeitserwägung, daß die Rechte 
Nr. 18, 19 und 20 im Falle einer Aufhebung der Befugnispoſten 
mit einem Aufrücken in die Rangſtelle hätten rechnen dürfen, iſt 
nicht maßgebend. Ein Vorrangserwerb durch guten Glauben 
kommt nicht in Betracht, da der gute Glaube nach §8 892, 893 
Ben B. dem nicht zugute kommen kann, der einen richtigen Grund⸗ 
buchbeſtand unrichtig beurteilt hat (RG.: DNotZ. 1931, 230). 

(LG. Berlin, 1. ZR., Beſchl. v. 7. Juli 1934, 201 T 9881/34.) 
Ber. von LGR. Dr. Seibert, Berlin. 
* 


3. WohnſiedlG. v. 22. Sept. 1933. Die Erfüllung 
der anläßlich der Genehmigung gemachten Auflagen hat 
der Grundbuchrichter nicht nachzuprüfen. 

Die Genehmigung zur Auflaſſung iſt vom Oberbürgermeiſter 
unter der Auflage erteilt worden, daß die Erwerber für ſich und 
ihre Rechtsnachfolger die Verpflichtung übernehmen, die anteiligen 
Beträge an die beſtehende Pflaſterkaſſe zu zahlen. Wenn in dem 
Beſcheide von einer Auflage die Rede tft, jo handelt es ſich hier um 
eine Auflage im verwaltungsrechtlichen Sinne, die begrifflich der⸗ 
jenigen des bürgerlichen Rechts (88 525, 1940 BGB.) entſpricht. 
Die hier gemachte Auflage hat den Sinn, dem Grundſtückserwerber 
für ſich und ſeine Rechtsnachfolger die Anerkennung der Verpflich⸗ 
tung zur Tragung der Pflaſterkoſten zur Pflicht zu machen. Wie 
bei der privatrechtlichen Auflage hat aber die Nichterfüllung der 
Auflage hier keineswegs die Bedeutung, daß die erteilte Geneh⸗ 
migung hinfällig wird; ſie bleibt vielmehr beſtehen, während die 
Verwaltungsbehörde von den ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln zur 
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Erfüllung der Auflage Gebrauch machen kann (Hatſchek, Lehr⸗ 
buch des Verwaltungsrechts, 7.—8. Aufl., § 22 III. vgl. auch 
Güthe Triebel, Leg. Fragen, S. 1921 zu 3). Dafür, daß 
die Genehmigung mit aufſchiebender Wirkung erteilt werden ſollte, 
ergibt der überreichte Beſcheid keinen Anhalt. 

(EG. Berlin, 1. ZK, Beſchl. v. 26. April 1934, 201 T 6701/34.) 


Ber. von LGR. Dr. Seibert, Berlin. 


* 
Braunſchweig 


4. 88 3, 11, 12, 50 Entſchuld G.; Art. 3 der 2. Durchf. 
Die Eröffnung des landwirtſchaftlichen Eutſchuldungsver⸗ 
fahrens darf nicht wegen zu hoher Verſchuldung des Be- 
triebsinhabers abgelehnt werden. 5) 

Der Antragſteller iſt Eigentümer eines Grundſtückes von 
einer Größe von 79 ar 30 qm. Auf dieſem betreibt er eine 
Hühnerfarm. Die von ihm beantragte Eröffnung des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Entſchuldungsverfahrens hat das AG. durch Beſchl. v. 
1. März 1934 abgelehnt. In ſeiner Begr. hat es ausgeführt, der 
Einheitswert des Grundſtücks einſchließlich Geflügelfarm und 
landwirtſchaftlich genutzte Fläche betrage 12155 RA. Daraus 
ergebe ſich eine Mündelſicherheitsgrenze von 10 177 RM. Bei 
einer Schuldenlaſt von 26915 RA dinglich geſicherter Forde⸗ 
rungen und 11 444,77 , nicht dinglich geſicherter Forderungen 
ſei es ausſichtslos, daß das Entſchuldungsverfahren erfolgreich 
durchgeführt werden könne. 

Die hiergegen erhobene ſofortige Beſchw. iſt begründet. Die 
Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens kann nicht deshalb ab⸗ 
gelehnt werden, weil die Höhe der Schulden bei Berückſichtigung 
des Einheitswertes eine Durchführung des welcher We von vorn⸗ 
herein ausſichtslos erſcheinen läßt, denn in welcher Weiſe ſich nach 
Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens die eigentliche Entſchuldung 
abwickelt, insbeſ., ob die Schulden auf die Mündelſicherheitsgrenze 
zurückgeführt werden können, iſt mit entſcheidender Sicherheit in 
dieſem Zeitpunkt noch nicht vorausſehbar. Es ſei nur darauf hin⸗ 
gewieſen, daß nicht dinglich geſicherte oder ihnen gleichſtehende 
Gläubiger, die die Anmeldungsfriſt für ihre Forderungen ver⸗ 
ſäumen, damit die Handhabe verlieren, ſich an den landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieb zu halten (§ 11 Abſ. 2 Entſch c.). 

Die Höhe der Schulden kann auch ſchon deshalb als Ableh⸗ 
nungsgrund nicht anerkannt werden, weil ſie im Geſetz in der 
Reihe der einzeln aufgeführten Gründe, aus denen eine Ableh⸗ 
nung erfolgen kann, nicht genannt iſt (vgl. 88 3 und 4 EntſchG., 
Art. 2 Abſ. 1 der 2. DurchfVO.). Sie kann lediglich nach Exöff⸗ 
nung des Verfahrens auf Antrag der Entſchuldungsſtelle zu deſſen 
Aufhebung führen, wenn die Entſchuldungsſtelle nach vorgenom⸗ 
mener Prüfung der Möglichkeit der Entſchuldung deren Ausſichts⸗ 
loſigkeit feſtgeſtellt hat ($ 12 Abſ. 3, § 21 Abſ. 2 Entſch G.). 

(LG. Braunſchweig, EntſchK., Beſchl. v. 26. April 1934, 3 U 59/34.) 


* 


Zu 4. Dem Beſchluß ift zuzuſtimmen. Die Eröffnung eines 
Entſchuldungsverfahrens darf nicht wegen Entſchuldungsunfähig⸗ 
keit des Betriebsinhabers abgelehnt werden. Die in dem SHNO. 
und feinen DurchfVO. genannten Ablehnungs⸗ und Hinderungs⸗ 
gründe ſind als ausſchließliche aufgezählt. Das folgt auch aus 
Art. 21 der 6. DurchfVO., wonach nur die Aufhebung eines 
für einen Bauern eröffneten Verfahrens wegen Entſchuldungs⸗ 
unfähigkeit ausgeſchloſſen iſt. Die Frage, ob der Betrieb ent⸗ 
ſchuldet werden kann, iſt erſt nach Eröffnung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens, und zwar von der durch das Entſchuldungsgericht er⸗ 
nannten Entſchuldungsſtelle zu prüfen. Der von dem LG. neben 
dem Wortlaut des Geſetzes angezogene Grund, daß die Höhe der 
Verſchuldung ſchon um deswillen nicht vor der Eröffnung berück⸗ 
ſichtigt werden könne, weil nicht dinglich geſicherte Gläubiger u. U. 


die Anmeldungsfriſt für ihre Forderungen verſäumen könnten, 


greift regelmäßig nicht durch, zumal die Entſchuldungsſtellen durch 
die Richtlinien zur landwirtſchaftlichen Schuldenregelung vom 
13. Juni 1934, Teil II Nr. 5, verpflichtet find, ohne Rückſicht auf 
die Anmeldung alle während des Verfahrens bekannt gewordenen 
Forderungen in dem Entſchuldungsplan oder Vergleichsvorſchlag 
zu berückſichtigen. Dennoch iſt es richtig, daß vor der Eröffnung 
des Verfahrens die Entſchuldungsfähigkeit nicht abſchließend ver⸗ 
neint werden kann; denn es iſt durchaus möglich, daß Gläubiger, 
die bei Ablehnung des Entſchuldungsverfahrens und einer nach⸗ 
folgenden Zwangsverſteigerung den Verluſt ihrer ganzen Forde⸗ 
rung befürchten müſſen, oder Gläubiger, die zu dem Betriebs⸗ 
inhaber in verwandtſchaftlichem oder freundſchaftlichem Verhält⸗ 
nis ſtehen, in dem Verfahren zu einem ſtärkeren Forderungs⸗ 
nachlaß bereit ſind, als er ihnen ohne ihre Zuſtimmung nach dem 
Geſetze zugemutet werden kann. Zudem iſt in § 12 Abſ. 4 SHN®. 
beſtimmt, daß die Entſchuldungsſtelle die Entſchuldung nicht für 
undurchführbar erklären (und keinen Zwangsvergleich beantragen) 


Detmold 

5. 567 der 1. Durchf VO. zum RErb hof. v. 19. Okt. 1933. 
Dieſe Koſtenvergünſtigungen finden auch Anwendung, wenn 
ein Erbhof aus dem Geſamteigentum einer Gütergemein⸗ 
ſchaft oder fortgeſetzten Gütergemeinſchaft in das Allein- 
eigentum eines Bauern übergeführt wird. 

Vor der Hofesübertragung v. 9. März 1934 war der frag⸗ 
liche Grundbeſitz ſchon Erbhof, obwohl er noch zum Geſamtgut 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehörte. Die Erbhofeigenſchaft 
ergab ſich aus § 62 der 1. DurchfV O. Die Übertragung v. 9. März 
war alſo nicht erforderlich, um einen Erbhof zu ſchaffen. Trotzdem 
iſt auf dieſe Übertragung der § 67 der 1. DurchfVO. anzuwenden. 
Denn nach § 17 RErbhofcd. ſollten urſprünglich Beſttzungen, die 
zum Geſamtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft gehören oder 
ſonſt im Eigentum mehrerer Perſonen ſtehen, keine Erbhöfe ſein. 
Bei uneingeſchränkter Geltung dieſes Grundſatzes wären ſehr viele 
landwirtſchaftliche Beſitzungen, die durch ganze Geſchlechterfolgen 
ſich bereits als Anerbengüter (Kolonate) vererbt hatten, z. Z. 
aber zum Vermögen einer ehelichen Gütergemeinſchaft oder einer 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehörten, aus jedem anerbenrecht⸗ 
lichen Schutz herausgekommen und dem allgemeinen bürgerlichen 
Recht mit den ſich aus ihm ergebenden Zerſplitterungsgefahren 
unterſtellt worden; nach $ 60 Abſ. 1 RErbhofG. traten ja alle 
landesgeſetzlichen Vorſchr. über das Anerbenrecht mit dem 1. Okt. 
1933 außer Kraft. Offenbar mit Rückſicht auf dieſe Auswirkungen 
des RErbhof®. (die im preuß. Geſ. über das bäuerliche Erbhof⸗ 
recht v. 15. Mai 1933 durch die Regelung in § 57 und entſpre⸗ 
chend auch im lippiſchen Geſ. v. 12. Aug. 1933 vermieden waren) 
hat man dann die Beſt. des § 62 der 1. DurchfVO. geſchaffen. 
Dieſe Beft. ſtellt alſo gegenüber dem § 17 RErbhofcG. nur eine 
Konzeſſion des Geſetzgebers für eine übergangszeit dar, bis bet 
dem einzelnen Erbhof der Idealzuſtand des RErbhof®. ſelbſt er⸗ 
reicht iſt, wonach Erbhöfe nur im Alleineigentum eines Bauern 
ſtehen können. Es entſpricht daher offenbar dem Sinn des § 67 
der 1. DurchfVO., wenn man ihn aus der Geſamtrichtung des 
RErbhofc g. nach S 56 RErbhofG. dahin auslegt, daß alle Maß⸗ 
nahmen, die zu dem Zweck der Überführung in Alleineigentum 
eines Bauern erforderlich ſind, von der Koſtenvergünſtigung des 
§ 67 erfaßt werden. Dieſe Auffaſſung wird auch von Vogels 
(3. Aufl., Bem. 1 1 b zu § 67, S. 403) vertreten. Dieſe Auffaſſung 
hat offenbar auch der Geſetzgeber ſelbſt durch den ſonſt nicht recht 
verſtändlichen Zwiſchenſatz „ſoweit fie es nicht ſchon iſt“ in § 67 
Abſ. 1 zum Ausdruck bringen wollen. 

(LG. Detmold, 3. ZR., Beſchl. v. 26. Juni 1934, T 162/34.) 
Ber. von LGR. Dr. Taſche, Detmold. 
* 
Karlsruhe 


6. 8829, 30 GB.; 8 172 BGB. Das Grundbuchamt 
braucht ſich nicht mit früheren — bei ſeinen Akten be⸗ 
findlichen — Vollmachtsabſchriften zu begnügen. 

GBA. hatte zur Überſchreibung der für den BeſchwF. ein⸗ 


darf, wenn ſämtliche Gläubiger, die die Ablöſung nach SS 16, 17 
SHARE. verlangen können, gegenüber der Entſchuldungsſtelle hier⸗ 
auf verzichten. Dieſe Vorausſetzungen des § 12 Abſ. 4 können erſt 
während des Entſchuldungsverfahrens herbeigeführt werden, zu⸗ 
mal erſt dann überblickt werden kann, welche Forderungen nach 
SS 16, 17 SchRG. ablösbar find. Endlich entſpricht es dem Auf⸗ 
bau des geſamten Verfahrens, daß die wirtſchaftliche Beurteilung 
in erſter Linie den Entſchuldungsſtellen obliegt. Das LG. hat 
daher zu Recht den Beſchluß des AG. aufgehoben, durch den der 
Antrag auf Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens wegen Ent⸗ 
ſchuldungsunfähigkeit des Betriebsinhabers abgelehnt worden war. 

Ebenſo wie für die Fälle der Überſchuldung die Vorſchr. des 
§ 1 Abſ. 2 SONG. keinen unmittelbaren Ablehnungsgrund bietet, 
kann dieſe Vorſchr. auch nicht zur Ablehnung verwandt werden, 
wenn die Geſamtverſchuldung des Betriebsinhabers die Mündel⸗ 
ſicherheitsgrenze nicht erreicht. Hier kann die Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens nur auf Grund des § 3 Abſ. 1 Nr. 2 abgelehnt werden, 
alſo nur, wenn der Betriebsinhaber ſich aus eigenen Mitteln ent⸗ 
ſchulden kann. Als eine Entſchuldung aus eigenen Mitteln iſt 
insbeſ. die Selbſtentſchuldung anzuſehen. Der Verſuch der Selbſt⸗ 
entſchuldung iſt nach Art. 3 der 2. DurchfVO. Vorausſetzung für 
die Eröffnung des Verfahrens. Scheitert dieſer Verſuch, ſo muß 
das Verfahren eröffnet werden. Andernfalls würde das unge⸗ 
heuerliche Ergebnis erzielt, daß ein Betrieb, deſſen ſämtliche 
Schulden innerhalb der mündelſicheren Grenze grundbuchlich ge⸗ 
ſichert werden könnten, durch die Weigerung der bisher nicht 
grundbuchlich geſicherten Glaubiger von den Wohltaten des 
SHRG. ausgeſchloſſen und durch Vollſtreckungen zum Erliegen 
gebracht würde, während höher verſchuldete Betriebsinhaber vor 
dieſem Schickſal bewahrt bleiben. 

LR. Dr. von Arnswaldt, Berlin. 
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getragenen Hyp. Vorlage der Vollmachten der Hypothekengläubi⸗ 
ger in Urſchrift verlangt und ſich nicht mit dem Hinweis auf die 
ſeinerzeit zu den Grundbuchakten gefertigten Vollmachtsabſchriften 
begnügt: Das Beſtehen einer Vollmacht kann regelmäßig nur 
durch Vorlage der Vollmachtsurſchvift ſelbſt und nicht einer 
Abſchrift (Güthe⸗Triebel, 5. Aufl., A. 138 zu § 29) und 
daher noch viel weniger durch Verweiſung auf eine zudem ſchon 
vor einigen Jahren gefertigte Vollmachtsabſchrift nachgewieſen wer⸗ 
den. Aus der Tatſache, daß 1927 Vollmachten vorgelegt und von 
ihnen Abſchriften zu den Grundbuchakten gefertigt wurden, er⸗ 
gibt ſich nichts anderes, als daß damals Vollmacht beſtand. 
Deren Fortbeſtehen bis auf den heutigen Tag kann aber nicht 
vermutet werden. Das Verlangen des GBA. iſt daher im Hinblick 
auf § 172 BGB. geboten. 

(LG. Karlsruhe, Beſchl. v. 30. Mai 1934, 1 ZFH 46/34.) 

Ber. v. AGR. i. R. Dr. Wolff⸗Williger, Freiburg i. Br. 


* 
Pots dam 

7. 8 38 RErbhofcG. Die Aufhebung eines anhängigen 
Zwangs verſteigerungs verfahrens von landwirtſchaftlichem 
Grundbeſitz iſt unzukäſſig, ſolange begründete Zweifel an 
der Erbhofeigenſchaft der beſchlagnahmten Grundſtücke be- 
ſtehen. Bis zur Beſeitigung der Zweifel iſt die einſtweilige 
Einſtellung des Vollſtreckungsverfahrens auszuſprechen. 1 

Seit dem 23. Nov. 1932 betreibt die Beſchw§. die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in die dem Schuldner gehörigen, im Grundbuch von 
F. eingetragenen Grundſtücke. Am 25. Jan. 1934 hat das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht dieſes Verfahren von Amts wegen aufgehoben 
mit der Begr., daß die betroffenen Grundſtücke einen Erbhof bil⸗ 
deten und eine Vollſtreckung in dieſen nach § 38 RErbhofch. v. 
29. Sept. 1933 unzuläſſig ſei. 

Gegen dieſen Beſchluß wendet ſich die Beſchw§. mit der Be⸗ 
hauptung, daß die bezeichneten Grundſtücke keinen Erbhof bil⸗ 
deten, da die Vorausſetzung des §1 Ziff. 2 (Bauernfähigkeit) nicht 
vorliege, und daß von ihr bereits ein Verfahren vor dem zuſtän⸗ 
digen Anerbengericht anhängig gemacht worden ſei, um dieſes 
feſtzuſtellen. Die Beſchw. hatte Erfolg und führte dazu, daß ſtatt 
der Aufhebung die einſtweilige Einſtellung des Verfahrens aus⸗ 
geſprochen wurde. 

Zwar fteht gem. 8 38 NExrbhof®. die Erbhofeigenſchaft eines 
Grundſtücks einer Fortſetzung des Verſteigerungsverfahrens ent⸗ 
gegen. Aber ſolange nicht zweifelsfrei feſtgeſtellt ift, daß es ſich 
ei dem in Frage ſtehenden Grundſtück um einen Erbhof handelt, 
iſt eine endgültige Aufhebung des Verfahrens durch das Voll⸗ 
en von Amts wegen nicht zuläſſig. Die Aufhebung 
es Verfahrens iſt hier allerdings erſt auf den Beſcheid des An⸗ 
erbG., daß die en Grundſtücke einen Erbhof bildeten, er⸗ 
folgt. Aber die Erbhofeigenſchaft iſt weder aus dem Grundbuch 
erſichtlich noch ſind offenbar die Grundſtücke endgültig in die 
Erbhöferolle eingetragen. Vielmehr hat das AnerbGG. den Be⸗ 
ſcheid offenſichtlich nur erteilt, weil Bedenken nicht vorlagen. Selbſt 
die Eintragung in das Grundbuch und die Erbhöferolle würden 
übrigens nur eine Vermutung für die Erbhofeigenſchaft begrün⸗ 
EEE er c —— c a FT nn 

Zu 7. Der Entſch. ift zuzuſtimmen. Im Inhalt ſtimmt fie 
überein mit den Beſchlüſſen desſelben Gerichts v. 9. Dez. 1933 
(JW. 1934, 441) und 13. April 1934 (Dt. Juſtiz 34, 802) und 
ſteht in einem gewiſſen Widerſpruch mit der Entſch. des LG. Oels 
v. 18. Nov. 1933 (RR N. 34, 37) welche ausſpricht, daß ein an⸗ 
hängiges Zwangsverſteigerungsverfahren aufzuheben, nicht nur 
einzuſtellen iſt, wenn das Anerb&. dem Vollſtreckungsgericht von 
der Erbhofeigenſchaft eines beſchlagnahmten Beſitzes Mitteilung 
macht. Die Erbhofeigenſchaft eines Grundbeſitzes iſt für das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht erſt dann in bindender, alle Zweifel ausſchlie⸗ 
ßenden Weiſe feſtgeſtellt, wenn ſie durch rechtskräftigen Beſchluß 
der Anerbenbehörden ausgeſprochen iſt. Solange dies nicht der 
Fall iſt, ſind die Vollſtreckungsbehörden zur Aufhebung eines 
Verfahrens berechtigt und verpflichtet, wenn ihrerſeits keine Zwei⸗ 
fel an der Erbhofeigenſchaft beſtehen. Solange ſolche aber vorlie⸗ 
gen oder auf Grund des Vorbringens der Beteiligten möglich er⸗ 
ſcheinen, kann nur die einſtweilige Einſtellung, nicht die Aufhebung 
des Verfahrens ausgeſprochen werden. Abwegig ſind die Entſch. 
der LG. Hanau (v. 14. Dez. 1933: JW. 1934, 248) und Bamberg 
(v. 3. Febr. 1934: DNot Z. 34, 211), die eine Aufhebung anhängiger 
Zwangsverſteigerungen erſt zulaſſen wollen, wenn die Anerben⸗ 
behörden zur Durchführung des Verfahrens ihre Zuſtimmung ver⸗ 
ſagen. Eine ſolche Zuſtimmung kann überhaupt nicht erteilt werden, 
da Ausnahmen von § 38 NErbhof®. auch mit Genehmigung des 
Gerichts nicht vorgeſehen ſind. Bei zweifelsfreiem Vorliegen eines 
Erbhofs iſt deshalb die ſofortige Aufhebung geboten. Bei Vorliegen 
von Zweifeln hilft die einſtweilige Einſtellung über die Zeit bis 
zur Klarſtellung hinweg. 

Dr. Seybold, Berlin. 
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den (51 der 2. DurchfVO.), die jederzeit entkräftet werden kann. 
Das Vollſtreckungsgericht hat aber, bevor es ein Verfahren auf⸗ 
hebt, ſich von der Erbhofeigenſchaft hinreichende Gewißheit zu ver⸗ 
ſchaffen und auch gegebenenfalls den Beteiligten Gelegenheit zu 
geben, Einwände borzubringen. Das iſt hier nicht geſchehen. 
Ernſtliche Bedenken können ſich dann insbeſ. hinſichtlich der per⸗ 
ſönlichen Bauernfähigkeit des Eigentümers ergeben, denn wäh⸗ 
rend aus dem Grundbuch die notwendigen Angaben über 
Größe, Wirtſchaftsart und Eigentumsverhältniſſe erſichtlich 
ſind, iſt nicht erſichtlich, ob der Eigentümer ſeiner Perſön⸗ 
lichkeit nach bauernfähig iſt. In begründeten Zweifelsfällen 
erſcheint aber eine endgültige Aufhebung des Verfahrens nicht 
angängig; vielmehr iſt, um dem § 38 RErbhofch. gerecht zu wer⸗ 
den, nur eine vorläufige Hemmung der Vollſtreckung bis zur 
Entf. dieſer Frage durch das hierfür zuſtändige Anerb&. ge⸗ 
boten (Wagemann⸗Höß, Rerbhofch. 1933 837 Anm. 1; 
Vogels, NErbhof®. 1934 § 38 IV 1 und 2 a). 

Da nur in Zweifelsfällen die Pflicht beſteht, die Entſch. des 
Anerb&. abzuwarten, iſt eine Verſchleppung des Vollſtreckungs⸗ 
verfahrens durch Ber. auf das Erbhofgeſetz kaum möglich. Außer⸗ 
dem könnte das Vollſtreckungsgericht dem Betroffenen eine Friſt 
ſetzen, binnen der die Entſch. des Anerb®. beizubringen iſt. 

Die Gläubigerin hat behauptet, daß der Eigentümer nicht 
bauernfähig ſei —, und daß ſie bereits ein Verfahren vor dem 
Anerbengericht anhängig gemacht habe, um dies gerichtlich feſt⸗ 
zuſtellen. Das Verfahren war daher bis zur endgültigen Entſch. 
des Anerb®. darüber, ob es ſich bei den betroffenen Grundſtücken 
um einen Erbhof handelt, vorläufig einzustellen. Einer Friſt⸗ 
ſetzung bedurfte es nicht, da die Gläubigerin ſelbſt das größte 
Intereſſe an einer ſchnellen Durchführung des Verfahrens hat. 

(SG. Potsdam, Beſchl. v. 6. März 1934, 6 T 126/34.) S.] 


* 
Prenzlau 

S. 31 Abſ. 2 Schach. Aus dem Umſtand, daß die 
Schulden ſich im Rahmen der Mündelſicherheitsgrenze 
halten, darf ein Grund zur Ablehnung der Eröffnung des 
Verfahrens nicht hergeleitet werden. 

Das AG. hat den Antrag auf Eröffnung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens zurückgewieſen, weil die Schuldenlaſt des Antragſtellers 
unterhalb der Grenze der Mündelſicherheit bleibe. Dieſer Begr. hat 
ſich das Beſchwäg. unter Aufgabe feines früher vertretenen Stand⸗ 
punktes nicht anſchließen können. In dem Aufſatz des Ming. Dr. 
Heinrich zur Durchführung des SHREG.: Heft 61 der amtl. Mitt. 
in Entſchuldungsſachen S. 41 ff., iſt mit überzeugenden Gründen, 
denen ſich das BeſchwGz. anſchließt, dargelegt, daß die Vorſchr. des 
8,1 Abf. 2 des landwirtſchaftlichen SHNG. keinen Grund enthält, 
die Eröffnung des Verfahrens abzulehnen, ſondern lediglich beſtimmt 
iſt, den Grundgedanken des Geſetzes und das Ziel des Verfahrens 
klarzulegen. Insbeſ. kann aus 8 1 Abſ. 2 SHNE®. in den Fällen, 
wenn die Schulden ſich im Rahmen der Mündelſicherheitsgrenze 
halten, daraus ein Grund zur Ablehnung der Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens nicht hergeleitet werden, vielmehr iſt in dieſen Fällen zum 
Zwecke der Selbſtentſchuldung (8 81 Scheich.) die Entſch. über die 
Eröffnung des Verfahrens nach Art. 3 der 2. DurchfVO. zunächſt 
auszuſetzen. Gerade wenn, wie vorliegend, neben geringfügigen ding⸗ 
lichen Schulden erhebliche perſönliche Schulden vorhanden ſind, kann 
die Selbſtentſchuldung nach § 81 an dem Widerſtand der perſönlichen 
Gläubiger ſcheitern. Dadurch darf aber dem Antragſteller die Mög⸗ 
lichkeit der Schuldenregelung im Entſchuldungsverfahren nicht durch 
die Ablehnung der Eröffnung des Verfahrens wegen zu geringer 
Verſchuldung abgeſchnitten werden. 

(LG. Prenzlau, 1. ZK, Beſchl. v. 16. Juli 1934, 1 T 162/34.) 


* 
Siegen 

9. 8 2039 BGG B.; 88 3, 6 BED. Bei Klagen eines Mit- 
erben auf Leiſtung an die Erbengemeinſchaft gem. $ 2039 
BOB. ift der Streitwert nicht auf den Betrag der Klage⸗ 
forderung, ſondern nur nach Maßgabe des Verhältniſſes 
des Anteilrechtes des klagenden Miterben am Nachlaß zu 
beſtimmen. f) 

Die Parteien ſind Miterben des S. Der Kl. iſt Miterbe zu 1721 
Anteil. Er hat gegen den Bekl. gem. 8 2039 BGB. Klage erhoben 
mit dem Antrage, den Bekl. zu verurteilen, 2108 7½% für die Erben 
des S. bei Gericht oder bei einer ſonſtigen amtlichen Hinterlegungs⸗ 
ſtelle zu hinterlegen. Der Rechtsſtreit iſt durch amtsgerichtliches Urt. 
rechtskräftig erledigt. Das AG. hat durch den angef. Beſchl. der im 


Zu 9. Es iſt im höchſten Maße bedauerlich, daß das LG. 
Siegen nicht den Mut gefunden hat, ſo zu eutſcheiden, wie es nach 
ſeinen eigenen Ausführungen eigentlich für richtiger gehalten hätte. 
Rechtseinheit iſt gewiß das erſtrebenswerte Ziel einer jeden Rechts⸗ 
pflege, und man könnte nur allzu oft wünſchen, daß die Gerichte 


63. Jahrg. 1934 Heft 36/37] 
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Schrifttum und Rſpr. herrſchenden Anſicht entſprechend den Streit⸗ 
wert auf 1/1 von 2108 RA — 100,38 AM feſtgeſetzt. Gegen dieſen 
Beſchl. hat der Prozeß bevollmächtigte des Bekl. Beſchw. eingelegt. 
Die Beſchw. iſt zuläſſig, aber nicht begründet. Der BeſchwF. bekämpft 
die herrſchende Anſicht, verweiſt auf die bei dieſer Auffaſſung mög⸗ 
lichen Unbilligkeiten bez. Anfechtbarkeit und Vollſtreckbarkeit der 
Urt., verweiſt im übrigen auf Literaturſtellen und insbeſ. auf eine 
neuere Entſch. des LG. Eſſen: SW. 1934, 1803. Der Beſchwỹ. 
iſt der Anſicht, nicht $ 3, ſondern 8 6 ZPO. müſſe für die Berech⸗ 
nung des Wertes maßgebend ſein. Dieſer Auffaſſung ſtehen beachtliche 
Gründe zur Seite, die beſonders die oben zitierte Eutſch. des LG. 
Eſſen zuſammengeſtellt hat. Die beſchließende Kammer verkennt auch 
nicht, daß die gegenteilige Meinung in manchen Fällen recht un⸗ 
billige Ergebniſſe haben kann. Trotzdem ſieht das Gericht aber keinen 
Anlaß, von der herrſchenden Anſicht, die die Bedenken auch keines⸗ 
wegs verkennt, abzuweichen, ſchon im Intereſſe der nicht hoch genug 
einzuſchätzenden Nechteinheit. Die Gründe, die zu dieſer Auffaſſung 
führen, find in der grundlegenden Entſch. v. 7. Juni 1918 (Rh. 
93, 127) ) niedergelegt. Das Beſchwch. ſchließt ſich dieſen Gründen 


dieſen Geſichtspunkt in erheblich höherem Maße bei ihren Entſch. be⸗ 
rückſichtigten. Doch hieße es das Kind mit dem Bade ausſchütten 
und würde einen ſchlechten Dienſt für die Rechtspflege bedeuten, 
wollte man nun aus Furcht, gegen den Grundſatz der Einheitlich- 
keit der Rſpr. zu verſtoßen, ein Bekämpfen ſolcher Rechtsauffaſſungen 
unterlaſſen, die man nicht nur ſelbſt für unbedingt abänderungs⸗ 
bedürftig erkannt hat, ſondern gegen die auch von anderer Seite 
bereits wiederholt Sturm gelaufen worden iſt. Gerade in ſolchem 
Falle iſt es von größter Bedeutung, daß ſich die Zahl derjenigen 
Stimmen mehrt, die für einen anderen Kurs eintreten, allerdings 
nicht nur in der Form der Erwägung in den Gründen, wie man es 
wohl machen könnte, ſondern in der Form poſitiver Entſch. gegen 
die zu bekämpfende Anſicht. Wenn alſo das LG. Siegen ſchließlich 
erklärt, keinen Anlaß zu ſehen, von der herrſchenden Anſicht ab- 
zuweichen, dann iſt nicht verſtändlich, zu welchem Zweck es erſt 
alle diejenigen Momente aufführt, die ja doch gerade Anlaß genug 
geben, ſo zu entſcheiden, wie es LG. Siegen ſchließlich doch nicht 
getan hat. 

Damit iſt bereits die fachliche Stellungnahme zu der zur Entſch. 
ſtehenden Streitfrage angedeutet, wie der Streitwert bei der Klage 
eines Miterben nach 8 2039 BGB. auf Leiſtung an alle Miterben 
zu berechnen iſt, wenn der Klagende damit nur ſein eigenes Recht 
verfolgt. 

Gewiß, es iſt in dieſer Frage eine feſte Rſpr. des NG. vor⸗ 
handen, an der es, wie es in der Entſch. v. 7. Juni 1918: JW. 
1918, 559 ſelbſt betont, ſeit Jahrzehnten feſtgehalten hat (zu vgl. 
hierzu die Aufzählung der Entſch. bei Sydow⸗Buſch⸗Krantz, 
Anm. 2 (Mitte) zu 83 ZPO.) Es iſt aber ebenſo bereits eine recht 
erhebliche Gegen meinung da, wegen deren auf die Entſch. des 
LG. Eſſen v. 5. Dez. 1933: JW. 1934, 1803 verwieſen werden 
Kann. Dabei erſcheint beſonders beachtlich, daß ſelbſt der RGRKomm. 
die Anſicht des RG. nicht unterſtützt, ſondern für bedenklich erklärt. 

Was daran bedenklich iſt, iſt eigentlich mit wenigen Worten. 
geſagt: die Umdeutung eines ganz klaren, auf Leiſtung eines be⸗ 
ſtimmten Gegenſtandes gerichteten Klageantrages in einen ſolchen, 
der unklar in ſeinem Umfang iſt und deshalb der Abſchätzung durch 
das Gericht auf Grund des 8 3 RD. bedarf. Man kann nur den 
Ausführungen von Friedländer, GaGG., Anm. 430 zu 88 9 
bis 15 beipflichten, daß ſtichhaltige Gründe vom RG. auch in 
ſeiner Entſch. v. 7. Juni 1918 nicht haben angeführt werden können. 

Auch wenn man als Ausgangspunkt nimmt, daß es nicht auf 
den Wert der begehrten Entſch. vom Standpunkt des Bekl. aus an⸗ 
kommt, daß entſcheidend für die Streitwertbemeſſung nur iſt, was der 
Kl. begehrt, nicht was der Bekl. einbüßt, dann muß man zu einer 
dem Standpunkt des RG. gegenteiligen Auffaſſung kommen. RG. 
meint, der Leiſtungsanſpruch des einzelnen Miterben decke ſich mit 
dem Geſamthandsanſpruch der Erbengemeinſchaft, doch werde der 
beanſpruchte Gegenſtand nur für den Erbteil des einen Klagenden 
Miterben in Anſpruch genommen, vollſtändig für alle Erbteile 
dagegen nur bei der Geſamthandsklage. Gerade hier liegt aber ber 
Angriffspunkt gegen die Auffaſſung des RG. Denn dieſe Deduktion 
iſt richtig nur inſofern, als damit das Motiv, aus dem heraus 
die Sonderklage des einen Miterben angeſtrengt wird, herausgeſtellt 
wird. Dieſes Motiv kann aber für die Wertsermittlung des Intereſſes 
des Kl. nur dann herangezogen werden, wenn es ſeinen Niederſchlag 
nicht in einem ganz beſtimmten, eine quantitativ klar abgegrenzte 
Leiſtung fordernden Antrag gefunden hat, ſo daß der Wert des 
klägeriſchen Begehrens erſt im Wege der Schätzung nach § 3 ZPO, 
ermittelt werden muß. Iſt dagegen eine Partei gezwungen, im 
Klagewege mehr zu verfolgen, weil ſie nur auf dieſem Wege ihr 
— an ſich viel geringeres — Recht überhaupt bereits zur gerichtlichen 
Entſch. ſtellen kann, dann iſt es nicht angängig und mit der Vorſchr. 
des §8 6 ZPO. einfach unvereinbar, das katſächlich verlangte und zur 
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an. Das RG. hat an dieſer Rſpr. jahrzehntelang feſtgehalten (vgl. 
auch RGRͤomm. 8 2039 Anm. 2; Sydow ⸗Buſch, Anm. 2 zu 
§ 3 ZPO.; Stein⸗Jonas, Anm. 67, 68 zu 83 3PO.). 
(LG. Siegen, 3. ZK., Beſchl. v. 26. Mai 1934, 4 T 251/34.) 
Eingeſ. von RA. Ernſt Sayn, Altenhirchen. 
* 
Schneidemühl 

10 1. 5 1 Sch. Zum Begriff des landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebes; gemiſchter Betrieb. 

2. Die Bedeutung der Eintragung der Anerbenguts⸗ 
eigenſchaft und der Entſch. des ErbhGer. über den Grund» 
ſtücks charakter. }) 

Der Belrieb des BeſchwF. ſetzt ſich aus einer Mühle, einer 
Bäckerei und einer Landwirtſchaft zuſammen. Die Landwirtſchaft iſt 
im Verhältnis zum Geſamtbetrieb zu einem Nebenzweig herabgedrückt. 
Der Grundbeſitz iſt 78 ha groß. Er iſt zuſammengeſetzt aus 60 Mor⸗ 
gen Acker, 20 Morgen Wieſe und im übrigen aus Wald. Acker 


Enlſch. geſtellte Mehr zu ignorieren und den Streitwert dieſer Klage 
nur danach zu ermitteln, was der Kl. mit der Klage hätte geltend 
machen können, wenn das Geſetz ihm eine ſolche Teilgeltendmachung 
geſtatten würde. Hier dürfte der Kardinalfehler der reichs⸗ 
gerichtlichen Auffaſſung liegen. Völlig zu Recht hat IR. Smo⸗ 
ſchewer: JW. 1918, 165 bereits darauf hingewieſen, daß das In⸗ 
dividualrecht des einen Miterben eben in der Befugnis beſtehe, nicht 
feinen Anteil, ſondern die geſamte Leiſtung vom Nachlaß⸗ 
ſchuldner herauszuverlangen, wenn auch naturgemäß nur zu Händen 
der Geſamthand. Der Miterbe iſt alſo wohl oder übel gezwungen, 
eine Klage anzuſtrengen, die über ſein eigentliches Jutereſſe hinaus⸗ 
geht, und gleichſam das vom Geſetz in 8 2039 BGB. für ihn vor⸗ 
geſchriebene Intereſſe zum Gegenſtand der Klage zu machen. 
Wer das nicht erkennt, überſieht, daß an ſich aus dem Grundſatz 
der Geſamthand folgen müßte, daß nur alle Miterben gemeinſchaft⸗ 
lich die ganze Leiſtung zu fordern berechtigt ſind, daß dieſer Grund⸗ 
ſatz aber — im Anſchluß an die im Gebiete des PrALR. aus⸗ 
gebildete Praxis — durchbrochen und den einzelnen Miterben 
ein Individualhlagerecht eingeräumt worden iſt (vgl. RR⸗ 
Komm. 2 zu 8 2039). Dieſe Ausnahmeſtellung geht aber eben nicht 
ſo weit, daß der einzelne Miterbe ſeinen Anteil, ſondern nur ſo weit, 
daß er den geſamten Anſpruch mit der Klage verfolgen darf. Er 
muß alſo, um überhaupt allein vorgehen zu können, mit in Kauf 
nehmen, daß er den Rechtsſtreit über ein höheres Objekt anſtrengen 
muß als ſeiner Mitberechtigung an dem Leiſtungsgegenſtand entſpricht. 
Die Rechtslage iſt hier keine andere, als wenn ein Kl. frei⸗ 
willig oder auch verſehentlich ein Mehr an Leiſtung einklagt, 
als an ſich feinem wirtſchaftlichen Intereſſe eutſpricht. 

Dazu kommen dann noch die verſchiedenen anderen, vom LG. 
Eſſen in feiner Entſch.: IW. 1934, 180 angeſtellten, zwar wohl 
nicht ausſchlaggebenden, wohl aber unterſtützend mit heranzuziehenden 
Erwägungen. 

Es liegt alſo nicht die geringſte Veranlaſſung vor, für die 
Klage eines Miterben nach § 2039 BGB. von dem Grundſatz 
abzugehen, daß der Wert eines Streitgegenſtandes den Streitwert 
beſtimmt, wenn ſich der Klageantrag auf Leiſtung dieſes Gegenſtandes 
richtet. Für eine Heranziehung des 8 3 ZRD. iſt daher in ſolchem 
Falle kein Raum. 

Damit löſen ſich aber automatiſch alle Schwierigkeiten, mit 
denen die Gegenmeinung zu kämpfen hat, vor allem aber wird das 
tatſächlich unannehmbare Ergebnis vermieden, daß der Bekl. — wie 
gerade in dem oben zur Entſch. ſtehenden Fall — auf z. B. etwa 
12 000 „% in Anſpruch genommen wird, ohne aber ſich dagegen wie 
gegen einen Anſpruch in dieſer Höhe wehren zu können. Gerade obiger 
Fall ift inſofern grotesk, als der Bekl. froh fein kann, wegen der 
12 000 RA bwenigſtens immerhin noch die BerInſt. in Anſpruch 
nehmen zu können — wenn man dem NO. folgt. 

KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


Zu 10. Der Beſchl. erſcheint mir bedenklich. Die Richtlinien 
zur landwirtſchaftlichen Schuldenregelung v. 13. Juni 1934, Teil 1 
Nr. 4 (abgedr. in Heft 66 der „Amtlichen Mitteilungen in Ent⸗ 
ſchuldungsſachen“ v. 16. Juni 1934 und der „Deutſchen Juſtiz“ 
1934, 789), ſtellen ausdrücklich den Grundſatz auf, daß ſtets ein 
landwirtſchaftlicher (forſtwirtſchaftlicher oder gärtneriſcher) Betrieb 
vorliegt, wenn die Erbhofeigenſchaft durch Eintragung in die Erb⸗ 
höferolle oder durch Entſch. des Anerbb. feſtgeſtellt iſt. Die Ent⸗ 
ſchuldungsgerichte find zwar an die nach § 5 Abf. 2 SHRE. er⸗ 
laſſenen Richtlinien nicht gebunden. Es erſcheint jedoch zweckmäßig, 
daß die Entſchuldungsgerichte ſie beachten. Die Richtlinien ſind dem 
Entſchuldungsgericht zur Zeit des Erlaſſes dieſes Beſchl. offenbar 
noch nicht bekannt geweſen. Wegen der zur Beurteilung des gemiſchten 
Velriebes in dem Beſchl. enthaltenen Ausführungen ift auf die 
Richtlinien, Teil IC, Nr. 8 und 9 zu verweiſen. 

LER. Dr. von Arnswaldt, Berlin. 
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und Wieſen befinden ſich in ſehr mäßiger Kultur, ſo daß der Sach⸗ 
verſtändige den Eindruck hatte, daß ſie Stiefkinder des übrigen 
Betriebes darſtellen. Die vorhandene Scheune iſt für die Land⸗ 
wirtſchaft zu klein. Die Bruttoeinnahmen aus der Landwirtſchaft 
haben 1933 4200 AM betragen, während die Ausgaben ſich auf 
5585 AM beliefen. Demgegenüber betrugen die Bareinnahmen in 
der Bäckerei 1933 15 968 AM. Außerdem wurden von eigenem 
Getreide und im Tauſchbetriebe 1965 Ztr. verbacken. Die Mühle 
hatte einen Geſamtumſatz von 25 000 —30 000 AM. Bei dieſer Sach⸗ 
lage liegt kein gemiſchter Betrieb vor, vielmehr iſt der Geſamt⸗ 
betrieb als Gewerbebetrieb anzuſehen. Er unterliegt daher der Ent⸗ 
ſchuldung nicht. 

Ohne Bedeutung iſt, daß un Grundbuch des Betriebes die An⸗ 
erbeneigenſchaft eingetragen iſt. Die Entſch. des ErbhGer. über 
den Charakter des Betriebes iſt für das Eutſchuldungsverfahren 
ohne Einfluß. Sie brauchte daher nicht abgewartet zu werden. 

(LG. Schneidemühl, Beſchl. v. 20. Juni 1934, 3T 224/34.) 


Ber. v. AGR. u. LR. Dr. v. Rozycki⸗ v. Hoewel, Magdeburg. 
* 


II. 5 8a Sicher O.; 8 26 ZwVerſtch. Der während 
des Zwangsverſteigerungs verfahrens eingetretene Eigen- 
tumswechſel iſt bedeutungslos. 

Der BeſchwF. hatte ſeit mehreren Jahren das in Zwangsver⸗ 
ſteigerung befindliche Grundſtück der Vollſtreckungsſchuldner im 
Eigenbeſitz. Am 30. Jan. 1932 wurde über ſeinen Betrieb das 
Sicherungsverfahren eröffnet. Während des Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahrens wurde er als Eigentümer eingetragen. 8 8 a Sicherungs⸗ 
VO. ſteht der Fortſetzung der Zwangsverſteigerung nicht entgegen, 
weil der erſt während des Zwangsverſteigerungsverfahrens ein⸗ 
getretene Eigentumswechſel nach 8 26 ZwVerſtG. bedeutungslos iſt. 

(26. Schneidemühl, Beſchl. v. 23. April 1934, 3 T 291/34.) 
Ber. v. AGR. u. LR. Dr. v. Rozycki⸗ v. Hoewel, Magdeburg. 


B. Arbeitsgerichte 


Keichsarbeitsgericht 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden 


1. 8 13 Abſ. 1 u. 2 SchwBeſchG.; § 626 BGB. Faſ⸗ 
ſung des Klagantrags bei ungerechtfertigter friſtloſer 
Entlaſſung. Das Rev. kann nur nachprüfen, ob ein be= 
ſtimmter Vorgang in jedem Fall einen wichtigen Grund 
zu friſtloſer Kündigung bilden muß oder ihn in keinem 
Falle bilden kann; im übrigen liegt die Frage des wich— 
tigen Grundes auf tatſächlichem Gebiet. Bedeutung der 
heute wieder zur Geltung gelangten ſtrengeren Pflicht- 
auffaſſung im öffentlichen Dienſt für die Beurteilung 
älterer Verfehlungen. }) 

Nach § 13 Abſ. 1 SchwBeſchcß. kann einem Schwerbeſchä— 
digten nur mit Zuſtimmung der HFürſSt. gekündigt werden, 
bleibt ſeine Kündigung alſo ohne die Zuſtimmung unwirkſam. 


Zu 1. In der obigen Entſch. tauchen drei verſchiedene Rechts⸗ 
fragen auf, von denen eine dem materiellen Rechte, zwei dem Prozeß⸗ 
recht angehören. Die materiell⸗rechtliche betrifft die Wichtigkeit der 
Gründe, die eine friſtloſe Kündigung rechtfertigen. Wenn hier das 
BG. unter Zuſtimmung des RArbG. bei der Wertung der konkreten 
Fallumſtände in Rückſicht zieht, daß den Verfehlungen des Arbeit⸗ 
nehmers (Annahme von Schmiergeldern) ein ſonſt einwandfreies 
dienſtliches Verhalten gegenüberſtehe; daß, als ſie den Arbeitgebern 
bekannt wurden, ſchon Jahre verſtrichen waren; daß der Dienſt⸗ 
verpflichtete kein Beamter, ſondern ein Privatangeſtellter und die 
Verſuchung bei ſeinem kärglichen Lohne beſonders groß geweſen ſei; 
daß zur Zeit des Begehens der Pflichtwidrigkeiten weniger ſtrenge 
Pflichtauffaſſungen als heute gegolten hätten, ſo wird man all dieſen 
Erwägungen ohne weiteres beipflichten können. Auch von den beiden 
prozeſſualen Fragen liegt die eine völlig klar: der nach ſeiner 
Meinung zu Unrecht friſtlos entlaſſene Angeſtellte behauptet die Un⸗ 
wirkſamkeit der Kündigung und damit den Fortbeſtand des Arbeits⸗ 
vertrags; er kann darum ſein Klagbegehren nicht auf „Wiederein⸗ 
ſtellung“, d. h. auf Abſchluß eines neuen Dienſtvertrags, ſondern 
nur auf Feſtſtellung richten, daß trotz der friſtloſen Kündigung das 
Anſtellungsverhältnis von weiterem Beſtand ſei. — Widerſpruch hin⸗ 
gegen erweckt die Antwort, die die andere prozeſſuale Frage in der 
obigen Entſch. gefunden hat. Es handelt ſich um die Nachprüfbarkeit 
des wichtigen Kündigungsgrundes durch die Rev Inſt. Das RULES. 
hält hier an feiner und des RG. ſtändigen Rſpr. feſt, daß die Frage 
des wichtigen Grundes „an ſich“ eine Tatfrage ſei und daß die 
Tätigkeit des Neo. ſich auf die Prüfung der Frage zu beſchränken 


Hierauf ſtützt ſich die Klage. Wenn nach dem Klageantrag die 
Verurteilung der Bekl. zur Wiedereinſtellung des Kl. gefordert 
wird, ſo bringt der Antrag das Klagebegehren nicht richtig zum 
Ausdruck. Der Kl. will nicht ſeine Wiedereinſtellung, nicht den 
Abſchluß eines neuen Dienſtvertrages — der nur in ſeinen Be⸗ 
dingungen dem gekündigten entſpricht —, ſondern die Anerken⸗ 
nung des Fortbeſtehens ſeines bisherigen Dienſtverhältniſſes trotz 
deſſen Kundigung erlangen, m. a. W. die Feſtſtellung, daß das 
alte Dienſtverhältnis weiter läuft. Der geſamte Klagevortrag 
läßt daran keinen Zweifel. Das BG. ſelbſt bezeichnet deshalb im 
Kopf ſeines Urteils den Gegenſtand des Rechtsſtreits zutreffend 
als „Feſtſtellung einer Vertragsdauer“, hätte freilich dem auch 
im verfügenden Teil des Urteils Rechnung tragen müſſen und 
nach 8139 ZPO. darauf hinwirken ſollen, daß ſchon der unge⸗ 
naue Antrag die ſachdienliche richtige Faſſung erhielt. Das recht⸗ 
liche Intereſſe des Kl. an der in Wirklichkeit von ihm begehrten 
alsbaldigen Feſtſtellung folgt daraus, daß das Dienſtverhältnis, 


deſſen Fortdauer der Kl. behauptet, bis zu ſeiner noch ungewiſſen 


rechtswirkſamen künftigen Auflöſung fortgeſetzt neue Leiſtungs⸗ 
anſpruche erzeugt. Gegen die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage 
nach § 256 35 beſtehen mithin keine Bedenken. 

Sachlich hängt die Entſch. davon ab, ob ſich die friſtloſe 
Entlaſſung des Kl. aus wichtigem Grunde nach 8 626 BGB. recht⸗ 
fertigt. Denn nach Abſ. 2 des erwähnten § 13 werden die ge⸗ 
ſetzlichen Beſt. über die friſtloſe Kündigung durch die Vorſchr. 
des Abſ. 1 nicht berührt. 

Das Rev. kann nur nachprüfen, ob ein beſtimmtes Er⸗ 
eignis oder ein beſtimmtes Verhalten in jedem Falle einen ſol⸗ 
chen wichtigen Grund bilden muß oder ihn in keinem Falle bil⸗ 
den kann. Trifft weder das eine noch das andere zu, ſo liegt die 
Beantwortung der Frage, ob das Ereignis oder das Verhalten 
unter den vorl. Umſtänden einen wichtigen Grund zur friſtloſen 
Kündigung abgibt oder nicht, auf dem der Rep. verſchloſſenen 
tatſächlichen Gebiet. Das entſpricht der feſtſtehenden Rſpr. des 
R., der ſich das RArbG. in ſtändiger Übung angeſchloſſen hat 
(RArbcG. 1, 108) nebſt Ausführungen; 3, 283 2) und oft). 

Das BG. ſieht es nun als erwieſen an, daß der Kl. in den 
Jahren 1928 bis 1930 als damaliger Schriftführer der Orts⸗ 
19 des Reichsbundes der Kriegsbeſchädigten uſw. in drei 
Fällen für die erfolgreiche Durchführung von Rentenangelegen⸗ 
heiten Beträge von 137, 50 und 110 7, angenommen oder gar 
gefordert hat. Es erachtet dieſe Vergütungen als „recht hoch“, 
ja als „unverantwortlich hoch“ und bezeichnet das Verhalten des 
Kl., obwohl ihm dabei eine betrügeriſche Täuſchung der beteilig⸗ 
ten Perſonen nicht zur Laſt falle, als unſchön und bedenklich. Es 
verkennt auch nicht, daß eine derartige gewinnſüchtige Ausnutzung 
einer Nebenverdienſtmöglichkeit geeignet ſein kann, die ſofortige 
Entlaſſung eines im ſtädtiſchen Dienſte befindlichen Angeſtellten 
zu rechtfertigen. Es hält aber mit Rückſicht auf die beſonderen 
Umſtände des Falles ſolche, den kriegsbeſchädigten Kl. mit ſo⸗ 
fortiger Wirkung brotlos machende einſchneidende Maßnahme der 
Bekl. für unberechtigt, ſo ſehr das Verhalten des Kl. es auch 
gerechtfertigt hätte, bei der HFürſSt. um die Zuſtimmung zu 
ſeiner Kündigung nachzuſuchen. Es ſtellt dabei feſt, daß der Kl. 
ſeinen Dienſt ſtets einwandfrei verrichtet hat, daß auch ſein 
außerdienſtliches Verhalten in den Kreiſen des Reichsbundes nicht 


habe, ob, wie es häufig ausgedrückt wird, ein beſtimmter Umſtand 
einen wichtigen Grund „überhaupt“ bilden könne; ob der Sinn, 
den das Geſetz „allgemein“ mit dem Begriff des wichtigen Grundes 
verbinde, richtig aufgefaßt ſei; ob ein beſtimmtes Handeln, eine be⸗ 
ſtimmte Eigenſchaft, ein beſtimmtes Ereignis „in abstracto“ einen 
wichtigen Grund zur ſofortigen Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
abgebe, oder, wie es oben formuliert iſt, „ein beſtimmter Vorgang in 
jedem Falle einen wichtigen Grund zur friſtloſen Kündigung bilden 
müſſe oder ihn in keinem Falle bilden könne“. In Wirklichkeit 
haben ſich trotz dieſer theoretiſchen Grundauffaſſung die einſchlägigen 
Entſch. oft ſehr eingehend mit den den wichtigen Kündigungsgrund 
ausmachenden Einzelumſtänden befaßt, wie denn auch in dem obigen 
Falle das RArbch, ſich nicht darauf beſchränkt hat, zu prüfen, ob 
Annahme von Schmiergeldern „an ſich“ ein Grund zur friſtloſen 
Entlaſſung ſei, ſondern die Begleitumſtände in Erwägung gezogen 
hat, um deretwillen (Stärke der Verſuchung, Zeitablauf uſw.) den 
Verfehlungen der ihnen ſonſt wohl zukommende Charakter eines wich⸗ 
tigen Kündigungsgrundes abzusprechen ſei. Richtigerweiſe gibt es 
denn auch keine Ereigniſſe, von denen ſich ſagen ließe, daß ſie ſtets 
oder daß ſie nie als wichtige Kündigungsgründe anzujehen ſeien; 
eine bloße Unhöflichkeit kann möglicherweiſe und ein Diebſtahl (man 
denke an tätige Reue) braucht nicht notwendigerweiſe ein wichtiger 
Kündigungsgrund zu ſein; ein Vorkommnis wird zum wichtigen 
Kündigungsgrund immer nur vermöge feines geſamten Milieus und 
es iſt darum unmöglich Kündigungsgründe „in abstracto“ und 


1) JW. 1928, 2980, 2) JW. 1929, 2174. 
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allgemein verurteilt worden iſt, und daß die ihm vorgeworfenen 
außerdienſtlichen Verfehlungen jahrelang zurückliegen. Beſonders 
erwägt es ferner, daß der Kl. nur eine beſcheidene Stellung im 
ſtädtiſchen Dienſt eingenommen hat und nur nach dem Maßſtab 
einfacher Tagelöhner entlohnt worden iſt. Dabei bleibt das BG. 
auf tatſächlichem Gebiet. Ob der Kl., wenn er ſich heute gleiche 
außerdienſtliche Verfehlungen zuſchulden kommen ließe, zumal bei 
der mit der nationalen Erhebung wieder allgemein zur Geltung 
gekommenen ſtrengen Pflichtauffaſſung noch im öffentlichen 
Dienſte der Bekl. belaſſen werden könnte, bedarf keiner Erörte⸗ 
rung. Jedenfalls läßt ſich aus Rechtsgründen nichts dagegen ein⸗ 
wenden, daß das BG. die Schwere der bereits in den Jahren 
1928—1930 begangenen Verfehlungen des Kl. nach den Anſchau⸗ 
ungen der damaligen und nicht der heutigen Zeit bemeſſen hat. 
Im übrigen macht die Rev. dem BG. zu Unrecht den Vorwurf 
einer unberechtigten Unterſcheidung zwiſchen den Anforderungen 
an das außerdienſtliche Verhalten von ſtädtiſchen Angeſtellten, je 
nachdem dieſe Dienſte einfacherer oder höherer Art zu leiſten 
hätten. Das BGG. macht ſolchen Unterſchied überhaupt nicht, ſon⸗ 
dern unterſcheidet zwiſchen Trägern einer Amtsſtellung, für die 
das Beamtenrecht gilt, und Arbeitnehmern auf Privatdienftver- 
trag. Wenn es das außerdienſtliche Verhalten eines noch dazu ge⸗ 
ring bezahlten ſtädtiſchen Arbeitnehmers milder beurteilt als das 
eines ſtädtiſchen Beamten, ſo iſt dies auch nach heutiger ſtren⸗ 
gerer Pflichtauffaſſung rechtlich nicht zu beanſtanden. 

(RArbG., Urt. v. 16. Mai 1934, RAG 62/34. — Franlfurt a. O.) 

* 


** 2 Bedeutung der Formvorſchriften für die Dienft- 
vertrage zwiſchen Krankenkaſſen und Vertrauensärzten 
nach § 369 b Ab ſ. 4 RVO. i. d. Faſſ. v. 14. Jan. 1932 (RGBl. I, 
19) und den hierzu ergangenen Beſtimmungen des 
RVer A. f) 


Die drei verklagten Krankenkaſſen ſtellten den Kl. v. 1. Aug. 
1931 ab als gemeinſchaftlichen hauptamtlichen Vertrauensarzt an. 
Die Parteien legten die Bedingungen der Anſtellung am 28. April 
1932 in einem ſchriftlichen Vertrage nieder. 

Auf Anordnung des für den BadMd F. beſtellten Kommiſſars 
des Reichs wurden im Frühjahr 1933 alle mit Vertrauensärzten 
der Krankenkaſſen geſchloſſenen Verträge auf ihre Übereinſtimmung 
mit den für ihren Abſchluß vom NBerfl, getroffenen SL v. 
23. Dez. 1930 i. d. Faſſ. v. 18. Juli 1932 durch die OVerſsA. ge⸗ 
prüft und, da ſich überall Anſtände ergaben, ſämtlich zum Zwecke 
der Neuregelung gekündigt. So kündigten die Bekl. den Vertrag 
mit dem Kl. auf Anweiſung des OVerſA. am 11. Mai 1933 zu 
dem nächſten vertraglich zuläſſigen Termin, dem 30. Sept. 1933. 

Die dann zwiſchen den Parteien über die Neuregelung des 
Vertragsverhältniſſes erzielte Einigung fand ſchließlich ihren Nie⸗ 


ſolche „in concreto“ zu unterſcheiden (wie denn auch die 88 71, 72 
HGB. ſich bei der Aufzählung von wichtigen Kündigungsgründen des 
vorſichtigen Zuſatzes bedienen: „ſofern nicht beſondere Umſtände eine 
andere Beurteilung rechtfertigen“); Ta tfragen find nur die das 
Milieu ausmachenden Einzelumſtände; ob deren Summe einen wich⸗ 
tigen Kündigungsgrund abgibt, iſt eine Rechts frage und die Be⸗ 
antwortung dieſer Frage iſt Geſetzes anwendung und ihre falſche 
Beantwortung iſt eine reviſible Geſetzes verletzung. Ich habe 
hierauf ſchon öfters hingewieſen und möchte mir, um Einzelheiten 
nicht wiederholen zu mien, erlauben, auf früher Geſagtes zu ver⸗ 
weiſen (vgl. mein Recht des kaufmänniſchen Perſonals: Ehrenbergs 
Hdb. des Handelsrechts II, 712; und meine Anm. in JW. 1919, 
504; 1921, 744; 1925, 945; dazu auch Oppermann: JW. 1928, 
1464). Eine andere Frage iſt es, ob es ſich nicht de lege ferenda 
empfehle, der RevInſt. im Intereſſe ihrer Entlaſtung die Nach⸗ 
prüfung der Wichtigkeit eines Kündigungsgrundes zu entziehen. Da, 
wie geſagt, hier kaum je ein Fall dem anderen gleicht, die Sorge 
für eine einheitliche Rſpr. infolgedeſſen ſtark in den Hintergrund 
tritt, ſo dürfte vieles für eine Bejahung jener Frage ſprechen. Die 
Dinge liegen hier ähnlich, wie bei der ſchuldhaften Ehezerrüttung des 
81568 BGB., wo ſeit der NotVO. vom Jahre 1932 die Rev. an 
die Zuläſſigkeitserklarung des OLG. gebunden ift. Auch gegen die 
richterliche Vertragsinterpretation, wo das NG. mit ähnlichen un⸗ 
haltbaren Unterſcheidungen, wie beim wichtigen Kündigungsgrund 
operiert, ſollte man das Rechtsmittel der Rev. in gleicher Weiſe ein⸗ 
ſchränken und nur da beliebig freigeben, wo es ſich um „All- 
gemeine Geſchäftsbedingungen“ oder „Typiſche Vertragsklauseln“ 
handelt, wie fie etwa im Bank-, Speditions⸗ und Verſicherungs⸗ 
gewerbe üblich find (dazu meine Anm. in JW. 1927, 1205, 2573; 
1233782203). 
Prof. Dr. Titze, Berlin. 


Zu 2. Zur Erleichterung des Verſtändniſſes der Entſch. iſt 
es vielleicht nicht unangebracht, einen Hinweis darauf voraus⸗ 
zuſchicken, daß Kaſſenarzt und Vertrauensarzt im 


derſchlag in einem Vertragsentwurf, der dem OVerſA. zur Prü⸗ 
fung zuging. Darin wurde das Gehalt des Kl. anſtatt wie im ge⸗ 
kündigten Vertrage wach der 9. nur nach der 5. Stufe der Beſol⸗ 
dungsgruppe 2 a bemeſſen, im übrigen mit für den Rechtsſtreit 
unweſentlichen geringen Anderungen der geſamte Inhalt der alten 
Vertragsurkunde wörtlich übernommen und der Beginn für das 
neue Vertragsverhältuis auf den 1. Juni 1933 beſtimmt. Der Kl. 
erhielt nunmehr v. 1. Juni 1933 ab nur das herabgeſetzte Gehalt 
mit monatlich 553 . Zu einer unterſchriftlichen Vollziehung des 
zurückgeſandten Vertragsentwurfs kam es nicht. 

Am 21. Juli 1933 fand nämlich gegen den Kl. eine Kund⸗ 
gebung erregter Kaſſenmitglieder ſtatt, vor denen die Polizei ihn 
durch Inhaftnahme ſchützen mußte. Seitdem hat er ſeine Kaſſen⸗ 
tätigkeit nicht mehr ausgeübt und, wie die Bekl. unter Hinweis 
auf ſein Schreiben v. 11. Aug. 1933 an den Reichskommiſſar für 
die badiſchen Krankenkaſſen behaupten, ſelbſt die Unmöglichkeit 
einer weiteren Beſchäftigung eingeſehen und zugegeben. Es kam zu 
Verhandlungen mit ihm, die jedoch zu keiner Einigung führten. 
Gleichwohl führten die Bekl. für die Zeit v. 1. Aug. 1933 ab die 
Kürzung des Gehalts um monatlich 96,14 e, aus. Ferner kün⸗ 
digten ſie ihm unter dem 18. Aug. 1933 zum 31. Dez. 1933 mit 
dem Zuſatz, daß die Aufhebung der hauptamtlichen Vertrauens⸗ 
arztſtelle lediglich aus Sparmaßnahmen erfolge, und unter Würdi⸗ 
gung ſeiner bisherigen nutzbringenden Tätigkeit, wobei ſie ihm 
die Fortzahlung eines um 20 % gekürzten Gehalts bis zum Jah⸗ 
resende zuſicherten. 

Die Klageanſprüche, welche die von den Bekl. in den Mo⸗ 
naten Auguſt und September 1930 einbehaltenen Gehaltsbeträge 
von je 96,14 Pe betreffen, ſtammen zwar aus einer Zeit, in 
der nach Behauptung des Kl. ein neues Vertragsverhältnis der 
Parteien ſchon und ihr urſprüngliches nicht mehr gegolten haben 
ſoll. Bei ihnen ſpielt jedoch der Streit, ob der behauptete neue 
Dienſtvertrag zuſtande gekommen iſt und den alten v. 1. Juni 
1933 ab abgelöſt hat, keine Rolle. Denn der Kl. verlangt nur 
das durch den angeblichen neuen Vertrag herabgeſetzte Gehalt 
und wehrt ſich lediglich dagegen, daß ihm die Bekl. von dieſem 
Gehalt noch einen weiteren Abzug von 20 % gemacht hat. Ferner 
befindet ſich die Vertragsbeſtimmung des § 16, aus der die Bekl. 
ein Recht zu dieſem Abzug herleiten, in der alten und in der neuen 
Vertragsurkunde. Sie vermag den Abzug nicht zu rechtfertigen. 
§.16 läßt eine Herabſetzung der Dienſtbezüge des Vertrauensarztes 
bis auf die Hälfte im Fall einer vorläufigen Dienſtenthebung zu, 
wenn erhebliche Anſtände gegen die Dienſtausübung des Arztes 
vorliegen und bei einer weiteren Dienſtausübung eine Schädi⸗ 
gung der Kaſſe zu befürchten iſt. Der Kl. iſt jedoch weder des 
Dienſtes enthoben, noch ſind Anſtände gegen ſeine Dienſtausübung 
feſtgeſtellt worden. Vielmehr ſoll die gegen ihn am 21. Juli 1933 
zum Ausbruch gekommene Erregung von Kaſſenmitgliedern gerade 


Recht der ſozialen Krankenverſicherung nicht weſensgleich ſind. 
Jener hat die Kaſſenkranken ärztlich zu behandeln; um ſeine Figur 
rankt ſich das Netzwerk der kaſſenärztlichen Rechtsverhältniſſe. Der 
Vertrauensarzt iſt dazu da, die Arbeitsunfähigkeit des Verſicher⸗ 
ten (Vorausſetzung für den Anſpruch auf Krankengeld!) und die Ver⸗ 
ordnung von Verſicherungsleiſtungen (durch den behandelnden Kaſ⸗ 
ſenarzt) in den erforderlichen Fällen wa Hierzu wird er 
von der Krankenkaſſe angeſtellt, und zu ſolcher Anſtellung iſt die 
Kaſſe verpflichtet ($ 369 b RVO .). In die Behandlung des Kaſſen⸗ 
arztes darf der Vertrauensarzt nicht eingreifen; er hat jenem 
gegenüber aber eine gewiſſe Kontrollfunktion. Um nach der Neu: 
ordnung der kaſſenärztlichen Rechtsbeziehungen auch in das Ver⸗ 
krauensärzteweſen eine beſſere Ordnung zu bringen, hat die Dikt⸗ 
BD. des RPräſ. v. 26. Juli 1930 das RVerſA. ermächtigt, als 
Rechtsverordnung „Beſt. für die Auswahl der Vertrauensärzte, 
für den Vertragsinhalt und für die Sicherung der Unabhängig⸗ 
keit“ (gegenüber Kaſſenbürokratie und ärztlichen Intereſſenver⸗ 
tretungen) zu erlaſſen. In der Entſch. ſtellt das RArbG. zunächſt 
klar, daß die hiermit dem RVerſA. eingeräumte Rechtsſetzungs⸗ 
macht auch die Regelung des Abſchluſſes und der Form des Ver⸗ 
trauensarztvertrages umſchließt. Hierin iſt ihm beizuſtimmen; den 
Gründen iſt nichts hinzuzufügen. Ebenſo trifft es zu, daß ein der 
vorgeſchriebenen („geſetzlichen“) Schriftform ermangelnder Ver⸗ 
trag zwiſchen einer Krankenkaſſe und einem Arzt, der ihr ver⸗ 
trauensärztliche Dienſte 15 ſoll, nichtig iſt. Hier wäre aller⸗ 
dings ein Schwanken möglich geweſen, ob nicht — ähnlich wie 
dies früher bei tarifvertraglich vorgeſchriebener Schriftform für 
Arbeitsverträge angenommen wurde und auch heute noch an⸗ 
genommen werden muß, wenn eine Tarifordnung Schriftform 
vorſchreiben ſollte — bei Nichtbeachtung der für den Sondertyp 
vorgeſchriebenen Form ein Arbeits (Dienſt⸗) Vertrag des allge⸗ 
meinen Rechts wirkſam zuſtande komme. Indeſſen liegt in § 369 b 
RVO. i. Verb. m. den Belt. des RVerfA. eine erſchopfende 
Regelung für vertrauensärztliche Verträge vor, und die Zulaſ⸗ 
jung anderer Verträge nach dem Grundſatz der Vertragsfreiheit 
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auf eine beſonders gewiſſenhafte und ſtrenge Erfüllung ſeiner 
Dienſtpflichten zurückzuführen ſein. 

Die Vorgänge des 21. Juli 1933 können aber in anderer 
Richtung rechtliche Bedeutung haben. War der mit den Vor⸗ 
gängen eingetretene Zuſtand nicht bloß vorübergehender Art, ſon⸗ 
dern wurde die ärztliche Tätigkeit des Kl. durch die Vorgänge, 
insbeſ. durch eine allgemeine Weigerung der Kaſſenmitglieder, ſich 
von ihm noch unterſuchen zu laſſen, wenn auch ohne ſein Ver⸗ 
ſchulden für eine nicht nur verhältnismäßig unerhebliche Zeit, ſon⸗ 
dern dauernd oder doch für nicht abſehbare oder längere Zeit 
lahmgelegt, ſo kommt die Anwendung des § 323 BGB. in Frage. 
Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung verliert der, dem die aus einem 
gegenſeitigen Vertrage obliegende Leiſtung infolge eines von kei⸗ 
nem Bertragsteil zu vertretenden Umſtandes unmöglich wird, den 
Anſpruch auf die Gegenleiſtung. Das Verhalten und Vorgehen 
der Bekl. gegenüber dem Kl. ſcheint nun gerade dadurch beſtimmt 
worden zu ſein, daß ſie ihm das volle Gehalt weiterzahlen ſollten, 
ohne noch die volle vertragliche Gegenleiſtung von ihm erlangen 
zu können. Eine Entſch. iſt z. Z. noch nicht möglich, da der Tat⸗ 
richter die hier erforderlichen tatſächlichen Feſtſtellungen bisher 
nicht getroffen hat. 

Umgekehrt ſcheidet die Anwendung des 8323 BGB. für die 
weiteren auf Vertragserfüllung gerichteten Klageanſprüche aus 
den Monaten Oktober, November, Dezember 1933 aus, wenn das 
am 11. Mai auf den 30. Sept. 1933 gekündigte alte Vertragsver⸗ 
hältnis v. 1. Juni 1933 ab nicht durch ein neues erſetzt worden 
iſt, das erſt mit dem 31. Dez. 1933 geendigt hat. Hier wird 
weſentlich, ob das vom Kl. behauptete neue Vertragsverhältnis, 
deſſen ſchriſtlich niedergelegte Beſt. die Parteien v. 1. Juni 1933 
ab durch Zahlung und vorbehaltloſe Annahme des darin herab⸗ 
geſetzten Gehalts tatſächlich angewendet haben, in Wirklichkeit gar 
nicht rechtswirkſam zuſtande gekommen iſt. Die Bekl. wenden ein, 
daß der ſchriftliche Vertragsentwurf nicht unterſchrieben worden 
iſt. Das BG. hat angenommen, daß die von den Parteien vor⸗ 
geſehene Niederſchrift der Bedingungen des neuen Vertrages le⸗ 
diglich Beweiszwecken dienen ſollte, und hat deshalb der Nicht⸗ 
vollziehung des Vertragsentwurfes keine das Zuſtandekommen des 
Vertrages hindernde Bedeutung beigemeſſen. Es hat dabei aber 
folgendes überſehen. 

Die VO. des RPräſ. v. 26. Juli 1930 über die Behebung 
finanzieller, wirtſchaftlicher und ſozialer Notſtände (RGBl. J, 311) 
hat im Abſchn. 4 Titel 2 Art. 1 Nr. 48 dem § 368 RVO. einen 
Abſatz 2 zugefügt, der die Beziehungen zwiſchen Krankenkaſſen 
und Arzten regelt. Nach deſſen Nr. 2 Unterabs. 5, die bei der auf 
Grund der NotBD. v. 8. Dez. 1931 erfolgten Neufaſſung der 
89 368 bis 373 RVO. unverändert in den 8 369 b Abſ. 4 über⸗ 
gegangen iſt, erläßt das RVerſA. „Beſt. für die Auswahl der 
Vertrauensärzte für den Vertragsinhalt und für die Sicherung 
der Unabhängigkeit“. Solche Beſt, find ausweislich des Reichs⸗ 
anzeigers unter dem 23. Dez. 1930 ergangen und unter dem 
18. Juli 1932 neu gefaßt worden (abgedr. in Heinemann, 
Kaſſenarztrecht, 2. Aufl. S. 197 ff. und 3. Aufl. S. 169 ff.). Ihr 
Abſchnitt B betrifft die hauptamtlichen Vertrauensärzte und ſchreibt 
in ſeinem mit „Vertragsinhalt“ überſchriebenen Unterabſchn. II im 
§ 10 beider Faſſungen vor, daß der Kaſſenvorſtand mit dem ge⸗ 
wählten Arzt einen ſchriftlichen Vertrag über die Anſtellung als 
Vertrauensarzt zu ſchließen hat. Wörtlich genommen gehört frei⸗ 
lich die Vertragsform nicht zum Vertragsinhalt, deſſen Regelung 
dem RVerſel. durch die VO. v. 26. Juli 1930 aufgetragen war; 
doch wird ſolche Auslegung der mit der VO. verfolgten Abſicht 


würde auf eine Umgehung der beſonderen Regelung hinauslaufen. 
Das kann nicht der Sinn jener Vorſchr. ſein. Der Sachverhalt iſt 
auch anders als beim gewöhnlichen Arbeitsvertrag; bei der An⸗ 
ſtellung von Vertrauensärzten bei Krankenkaſſen ſpielt ein un⸗ 
mittelbares öffentliches Intereſſe mit, wie denn überhaupt durch 
die Regelung von 1930/32 das Recht der Vertrauensärzte dem 
öffentlichen Beamtenrecht angenähert worden iſt. Nicht frei von 
Bedenken iſt das Urteil des RArb Gg. nur in einem dritten Punkte. 
Wenn dem Vertrauensarzt die Dienſtausübung durch die Haltung 
der Kaſſenmitglieder erſchwert worden iſt und dies auf eine be⸗ 
ſonders gewiſſenhafte und ſtrenge Erfüllung ſeiner Dienſtpflichten 
zurückzuführen war, ſo muß zunächſt gefragt werden, warum die 
Autorität ſeiner der Sache nach amtlichen Stellung nicht geſtützt 
worden iſt. Dieſe Frage liegt allerdings außerhalb des im Urteil 
zu prüfenden Tatbeſtandes. Aber es muß befremden, daß das 
R ArbGG. aus der Sachlage eine nach 8323 BGB. zu beurteilende 
Unmöglichkeit der Dienſtleiſtung des Vertrauens⸗ 
arztes herleiten will. Damit wird erneut die arbeitsrechtlich un⸗ 
gemein wichtige Frage aufgeworfen, wie weit der Bereich ſich 
erſtreckt, innerhalb deſſen von Möglichkeit oder Unmöglichkeit der 
geſchuldeten Leiſtung des Angeſtellten oder Arbeiters geſprochen 
werden kann — und wo umgekehrt der Bereich beginnt, inner⸗ 
halb deſſen es ſich um die Möglichkeit der Leiſtungsentgegennahme 


nicht gerecht. Sie ging offenſichtlich dahin, eine allgemeine Ord⸗ 
nung der Vertragsbeziehungen zwiſchen Krankenkaſſen und Ver⸗ 
trauensärzten durch Beſtimmungen des RVerſA. ſicherzuſtellen. Die- 
ſem Zweck dient auch die Vorſchr. der Schriftlichkeit des Anſtellungs⸗ 
vertrages des Vertrauensarztes, welche etwaige Zweifel über den In⸗ 
halt der Vertragsbedingungen verhütet und die Nachprüfung ihrer 
Übereinſtimmung mit den übrigen zur Regelung des Vertragsver⸗ 
hältniſſes getroffenen Beſt. des RVerſA. erleichtert. Da die Beſt. 
des RVerſA. das Vertragsverhältnis geſetzlich regeln und nicht 
etwa nur Richtlinien für die Verwaltung enthalten, beruht die An⸗ 
ordnung der Schriftlichkeit auf Geſetz. Nach 8 126 BGB. wird die 
geſetzliche Schriftform erſt mit unterſchriftlicher Vollziehung der 
Vertragsbedingungen erfüllt, und nach § 125 S. 1 BGB. iſt des- 
halb der Vertrag der Parteien, deſſen Bedingungen ſie in einem 
unvollzogen gebliebenen Entwurf niedergelegt hatten, trotz ihrer 
Anwendung wegen Nichtbeobachtung der geſetzlich vorgeſchrie⸗ 
benen Form nichtig. Die am 18. Aug. zum 31. Dez. 1933 aus⸗ 
geſprochene und mit der Zuſicherung der gekürzten Bezüge bis 
dahin verbundene Kündigung war ſomit ein Schlag ins Leere. 
Es iſt auch nicht möglich, in ihr eine Zurücknahme der am 
11. Mai friſtgemäß zum 30. Sept. 1933 erklärten Kündigung 
des urſprünglichen Vertragsverhältniſſes zu finden, da ſie ohne 
jeden erkennbaren Zuſammenhang mit der Kündigung v. 11. Mai 
erfolgt iſt. Das Vertragsverhältnis zwiſchen den Parteien hat 
daher mit dem 30. Sept. 1933 ſein Ende erreicht und das BG. 
die Gehaltsanſprüche des Kl. aus der Zeit nach dem 30. Sept. 
1933 zu Unrecht zugeſprochen. 
(RArbG., Urt. v. 6. Juni 1934, RAG 60/34. — Konſtanz.) 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte 
I. Reich 
Reichsfinanzhof 


Berichtet von den Reichsfinanzräten Arlt, Bodenſtein, Ott 
und Sölch 


Ude Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 88 8 Nr. 3, 14 GrErwStG. Steuerfreiheit nach 
98 8 Nr. 3, 14 GréErwStG. iſt nicht ausgeſchloſſen, wenn 
bei einer Zwangsverſteigerung, die von einer Erben» 
gemeinſchaft wegen einer zum Nachlaß gehörenden Hypo— 
thek hinſichtlich des belaſteten Grundſtücks betrieben wird, 
ein Miterbe als Meiſtbieter den Zuſchlag erhält, nachdem 
er auf Grund einer zwiſchen ihm und den anderen Mit- 
erben zur Erzielung eines möglichſt hohen Kaufpreiſes 
und damit zur Rettung der Hypothek getroffenen Verein- 
barung in eigenem Namen auf das Grundſtück geboten 
hatte. f) 

Int Urteil II A 372/32 v. 20. 0 1932 hat der RF. aus⸗ 
geſprochen und eingehend begründet, daß der perſönlich haftende 
Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft, der zur Rettung einer 
für die Geſellſchaft eingetragenen Hyp. das belaſtete Grundſtück 
in eigenem Namen, wenn auch für Rechnung der Geſellſchaft, er⸗ 
ſteigert, auf die Steuervergünſtigung des § 14 keinen Anſpruch 


und der Mitwirkungshandlungen des Arbeitgebers handelt. Dieſe 
Frage ausführlich zu beſprechen, iſt hier nicht der Ort. Die Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit aber, mit der das RArbGG. fie zuungunſten des 
Vertrauensarztes beantworten zu wollen ſcheint, muß befremden. 


Prof. Dr. Lutz Richter, Leipzig. 


Zu 1. Die Gründe vorſtehenden Urteils ſprechen für ſich ſelbſt. 

Intereſſant iſt aber die folgende ſich aufdrängende Frage: 
Nach § 14 GrErwStcg. wird eine Steuerermäßigung nur ge⸗ 
währt, wenn dem Erwerber ſeit einem Jahr vor der Beſchlag⸗ 
nahme des Grundſtücks die Hyp. zuſtand. Dabei wird die Zeit, in 
der der Erblaſſer die Hyp. beſeſſen hat, miteingerechnet. Kommt 
es nun zu einer Teilung zwiſchen den Miterben, ſo entſteht die 
Frage, ob neben der Zeit, in der der Erblaſſer die Hyp. beſeſſen 
hat, auch die Zeit, in der der Nachlaß die Hyp. beſeſſen hat, dem 
Miterben, der das Grundſtück zur Rettung der Hyp. erwirbt, ein⸗ 
gerechnet wird. Trotz des einſchränkenden Wortlauts muß dies 
m. E. bejaht werden, obwohl ſonſt, z. B. bei der Fuſion von 
AH, nach § 306 HGB. — Urteil v. 5. Aug. 1932 (StW. 1932 
Nr. 1068) — der R§ H. eine ausdehnende Auslegung der Zuſam⸗ 
menrechnungsbeſtimmung nicht zugelaſſen hat. 


RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 
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hat. An dieſem Grundſatz iſt feſtzuhalten. Er gilt auch für den 
Fall, daß ein Miterbe ein Grundſtück erſteigert, auf dem für 
die Erbengemeinſchaft eine Hyp. eingetragen iſt, da die rechtliche 
Stellung des Miterben hinſichtlich der Anteile an den einzelnen 
Gegenſtänden des Geſamtguts im weſentlichen dieſelbe iſt wie die 
des Geſellſchafters einer Kommanditgeſellſchaft. Hätte alſo im 
vorl. Falle die BeſchwF. lediglich in eigenem Namen ohne jede 
Vereinbarung mit ihrem Miterben das Meiſtgebot abgegeben 
und daraufhin den Zuſchlag erhalten, ſo konnte ihr die Steuerver⸗ 
günſtigung des §S 14 GrErwStc6. nicht zugute kommien. 

Hier aber hat die Beſchw§. nach dem Akteninhalt bei dem 
Anſteigern des Grundſtücks auf Grund einer Vereinbarung aller 
Miterben gehandelt, die bezweckte, ihr ſelbſt den Erwerb des 
Grundſtücks und zugleich die Rettung der Hyp. der Erbengemein⸗ 
ſchaft zu ermöglichen. 

Um dieſes Ziel zu erreichen, hätten die Beteiligten auch fol⸗ 
gende zwei Wege einſchlagen können: 

1. Die Erbengemeinſchaft hätte das Meiſtgebot in eigenem 
Namen abgeben, ſich den Zuſchlag erteilen laſſen und dann das 
Eigentum an dem Grundſtück auf die BeſchwF. übertragen konnen. 

In dieſem Falle wäre dem Erwerb des Grundſtücks ſeitens 
der Erbengemeinſchaft unter den übrigen Vorausſetzungen des $ 14 
GrerwStd. die Steuervergünſtigung des § 14 zugute gekommen. 
Denn Erſteher und Hypothekeugläubiger wären identiſch geweſen. 
Aber auch der Eigentumsübergang von der Erbengemeinſchaft 
auf die BeſchwF. wäre nach § 3 Ziff. 3 GrErwStG. ſteuerfrei ge⸗ 
weſen, da ihm ein Vertrag zwiſchen Miterben zum Zwecke der 
Teilung eines zum Nachlaß gehörigen Gegenſtandes zugrunde ges 
legen hätte. Nach 8 2041 BGB. gehört nämlich zum Nachlaß, was 
auf Grund eines zum Nachlaß gehörenden Rechts oder durch ein 
Rechtsgeſchäft, das ſich auf den Nachlaß bezieht, erworben wird. 
Durch den Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung wäre demnach 
das Grundſtück an Stelle der vorher zum Nachlaß des Ehemanns 
der BeſchwF. gehörenden Hyp. Nachlaßgegenſtand geworden. 

2. Die Erbengemeinſchaft hätte aber auch in eigenem Namen 
auf das Grundſtück bieten, die Rechte aus dem Meiſtgebot an die 
denen abtreten und dieſer dann den Zuſchlag erteilen laſſen 
önnen. 

In dieſem Falle wäre auf das an ſich ſteuerpflichtige Meiſt⸗ 
gebot unter den übrigen Vorausſetzungen des § 14 die Steuer⸗ 
vergünſtigung des § 14 anzuwenden geweſen. Ebenſo wäre die 
Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot nach 85 Abſ. 4 Nr. 4 
i. Verb. m. $8 Nr. 3 GrErwStch. ſteuerfrei geweſen. Denn auch 
dieſe Abtretung wäre zum Zweck der Auseinanderſetzung unter 
den Miterben hinſichtlich eines zum Nachlaß gehörenden Gegen⸗ 
ſtandes erfolgt, indem der Anſpruch auf den Zuſchlag nach § 2041 
BGB. an Stelle der Hypothekenforderung in die Nachlaßmaſſe 
eingetreten wäre. Der Zuſchlag des Grundſtücks wäre endlich wie 
bei Kettengeſchäften ſteuerfrei geweſen, weil das dem Zuſchlag zu⸗ 
grunde liegende Rechtsgeſchäft, die Abtretung der Rechte aus dem 
Meiſtgebot, ſteuerfrei geweſen wäre. 

Wenn nun die Beteiligten anſtatt eines dieſer beiden ſteuer⸗ 
begünſtigten Umwege den unmittelbaren, zu demſelben Ziel füh⸗ 
renden Weg gewählt und, z. B. um die erheblichen Koſten der 
mehrmaligen Umſchreibung im Grundbuch zu erſparen, die 
Beſchw F. beauftragt haben, in eigenem Namen zu bieten und ſich 
dann auch den Zuſchlag erteilen zu laſſen, weil ſie ja das Grund⸗ 
ſtück endgültig behalten ſollte, jo kann die BeſchwF. dadurch nicht 
ſchlechter geſtellt werden als in den beiden erſten Fällen. Dem 
Zuſchlag an die BeſchwF. liegen eben dann wie bei Ketten⸗ 
geſchäften zwei ſteuerbegünſtigte Rechtsvorgänge zugrunde, die zum 
Eigentumsübergang geführt haben: Einmal der Auseinander- 
ſetzungsvertrag unter den Miterben, der das Grundſtück der 
Beſchwep. endgültig zuwies, und dann die Vereinbarung, daß das 
Meiſtgebot zum Zwecke der Rettung der Hyp. abgegeben werden 
ſollte, und die dementſprechende Abgabe des Meiſtgebots. 

(RFH, Urt. v. 9. Mai 1934, II A 254/33.) 
* 


2. 88 Nr. 3 GrErwStG. 88 Nr. 3 GrErw StG. iſt 
eutſprechend anzuwenden beim Erwerb auf Grund von 
Verträgen, die nach Auflöſung eines Württembergiſchen 
Kondominats zwiſchen den Inhabern der freigewordenen 
Kondominatsanteile zum Zwecke der Teilung der zum 
Fideikommißvermögen gehörenden Grundſtücke abge— 
ſchloſſen werden. 

Das Rittergut St. (Schloß⸗ und Dorflehen), ein auf landes⸗ 
herrlicher Verleihung (Lehensbrief v. 11. April 1660) beruhendes 
württembergiſches Stammgut (Kondominat), iſt durch Familien⸗ 
ſchluß v. 27. März 1931 auf Grund der Art. 1 und 3 Abf. 1 
des württemberg. Geſetzes über die Auflöſung der Fideikommiſſe 
o. 14. Febr. 1950 (RegBl. 1930, 21) aus der fideikommiſſariſchen 
Bindung ausgeſchieden. In demſelben Vertrage haben ſich die nun⸗ 
mehrigen Inhaber der freigewordenen Kondominatsanteile, zu 
denen auch der BeſchwG. gehörte, über die zum bisherigen Fidei⸗ 


kommißvermögen gehörigen Grundſtücke in der Weiſe auseinan⸗ 
dergeſetzt, daß dieſe Grundſtücke teils in das Alleineigentum des 
BeſchwG., teils in das Alleineigentum des anderen Anteilsin⸗ 
habers übergingen, teils beiden Inhabern zum Miteigentum je 
zur Hälfte übertragen wurden. 

Zur GrErwSt. herangezogen, beantragte der Beſchwerde⸗ 
gegner Steuerfreiheit auf Grund des $8 Nr. 3 GrErwStch., indem 
er den Standpunkt vertritt, daß es ſich im vorl. Falle bei der 
Begründung des Stammgutes um eine in Form einer Simul⸗ 
taninveſtitur vollzogene Samtbelehnung gehandelt habe, durch die 
für die jeweiligen Kondominatsinhaber eine auf ihrer Zugehörig⸗ 
keit zur nachfolgeberechtigten Deſzedenz des erſten Inhabers be⸗ 
ruhende und deshalb dem Weſen der Erbengemeinſchaft entſpre⸗ 
chende Gemeinſchaft zur geſamten Hand entſtanden ſei, was auch 
im Art. 16 des württemberg. FideikommißauflöſungsG. v. 14. Febr. 
1930 anerkannt werde. Der hierauf geſtützte Einſpruch wurde vom 
Fin A. als unbegründet zurückgewieſen, weil nach dem für Württem⸗ 
berg maßgebenden gemeinen Recht die Kondominatsinhaber nicht 
in Geſamthandgemeinſchaft, ſondern in Bruchteilsgemeinſchaft ge⸗ 
ſtanden hätten. 

Demgegenüber hat das Fin®er. die Befreiungsvorſchrift des 
§ 8 Nr. 3 für anwendbar erklärt. Auf Grund lehensrechtlicher Er⸗ 
wägungen hält es zwar nicht für feſtſtellbar, daß im vorl. Falle 
das Kondominat auf einer deutſchrechtlichen Belehung zur ge⸗ 
famten Hand (in solidum) beruht habe, da im Auseinanderſet⸗ 
zungsvertrag v. 27. Marz 1931 von unabgeteilten Hälften geſpro⸗ 
chen werde und da die Bruchteile der Beteiligten nach einer Guts⸗ 
beſchreibung aus dem Jahre 1900 im Laufe der Zeit fortgeſetzt ge⸗ 
wechſelt hätten. Im übrigen hat jedoch das FinGer. den Stand⸗ 
punkt des BeſchwG. gebilligt, indem es zur Begründung im weſent⸗ 
lichen folgendes ausführt: 

Die Gemeinſchaft der letzten Kondominatsinhaber beruhe auf 
der erſten Samtbelehnung; ihr Beſitz ſei daher ein ſolcher ex pacto 
et providentia majorum, jo daß inſofern auch bei dem BeſchwG. 
ein dem Erbgang ähnlicher Erwerb vorliege. Demgemäß habe auch 
das bereits erwähnte württemberg. FideikommißauflöſungsG. im 
Art. 16 auf die von der fideikommiſſariſchen Bindung freigewor⸗ 
denen Kondominatsanteile die weſentlichen Beſt. des BGB. über 
die Erbengemeinſchaft (§§ 2033—2041) für anwendbar erklärt und 
damit die Gemeinſchaft der Inhaber freigewordener Anteile eines 
Kondominats ſachlich der Erbengemeinſchaft gleichgeſtellt. Dieſe 
Regelung ſei in der Begr. des Geſetzentwurfs ausdrücklich mit 
dem Hinweis gerechtfertigt, daß hier „ähnliche Rechtsverhältniſſe“ 
vorlägen. Hiernach müſſe bei aufgelöſten württemb. adligen Fami⸗ 
lienfideikommiſſen das Kondominat auch i. S. des § 8 Nr. 3 GrErw⸗ 
StG. als eine der Erbengemeinſchaft entſprechende Gemeinſchaft 
behandelt werden. Genau ſo wie mehrere Erben oder Erbeserben 
ſeien auch die Kondominatsinhaber ohne ihr Zutun durch Ge⸗ 
ſamtnachfolge in ihre Rechte eingetreten. In gleicher Weiſe wie 
den Miterben vor der Auseinanderſetzung der Nachlaß gehöre, ge⸗ 
höre den Kondominatsinhabern das Fideikommißvermögen. Sie 
hätten wie Miterben gemeinſchaftliches Eigentum an einem über⸗ 
kommenen Gut, das noch nicht auseinandergeſetzt ſei. Ein Unter⸗ 
ſchied beſtehe nur in der Ableitung des Rechts. Während die Erben 
als Rechtsnachfolger ihres letzten Vormannes, nämlich des Erb⸗ 
laſſers, auf Grund Erbrechts ihre Rechte erworben hätten, ſtamme 
der Erwerb der Kondominatsinhaber nicht von ihrem letzten, ſon⸗ 
dern von ihrem erſten Vormann, dem Gründer oder Stifter 
des Fideikommiſſes, auf Grund deſſen fürſorglicher Bindung. 

Der Senat hat kein Bedenken, dieſen Ausführungen in allen 
Punkten beizutreten. Sie entſprechen der Rechtsauffaſſung, die 
er ſchon in feinem Urteil II A 75/31 v. 28. Juli 1931 als nahe⸗ 
liegend bezeichnet hat, ohne daß in dieſer Hinſicht damals nach 
Lage des zu entſcheidenden Falles eine beſtimmte Stellungnahme 
erforderlich war. Die gleiche Auffaſſung wird auch im Schrifttum 
vertreten von Ott, GrErwStG., 3. Aufl., Bem. 31 zu 88, ebenſo 
in JW. 1932, 1437 und in StW. 1934 Sp. 78. Auch die Ausfüh- 
rungen der Rechtsbeſchwerdebegründung, mit denen das Finder. 
ſeinen bisherigen Rechtsſtandpunkt aufrechterhält, enthalten keiner⸗ 
lei Geſichtspunkte, die eine von der Begr. der Berufungsentſchei⸗ 
dung abweichende Beurteilung rechtfertigen könnten. 

Es mag dahingeſtellt bleiben, ob bis zum Freiwerden 
der Kondominatsanteile die Gemeinſchaft der jeweiligen Inhaber, 
abgeſehen von der fideikommiſſariſchen Bindung, einer gemein⸗ 
rechtlichen Bruchteilsgemeinſchaft hätte gleichgeſtellt werden kön⸗ 
nen. Jedenfalls wäre dann durch die im Art. 16 AuflG. für die 
freigewordenen Kondominatsanteile getroffene landesgeſetzliche Re⸗ 
gelung die bisherige Bruchteilsgemeinſchaft in zuläſſiger Weiſe 
durch eine in den weſentlichſten Punkten der Erbengemeinſchaft 
gleichende Geſamthandgemeinſchaft erſetzt worden. Auf dieſem 
Standpunkt ſteht auch das Urteil des RF. II A 82/33 v. 27. Sept. 
1933. Anders tft die Rechtslage z. B. bei badiſchen Kondomina⸗ 
ten, die laut Geſetz v. 18. Juli 1923 ſeit 9. Mai 1919 als Mit⸗ 
eigentum nach Bruchteilen gelten (vgl. RF. II A 213/27 v. 
8. Juli 1927. Unhaltbar iſt es namentlich, wenn das Fin A. zur 
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Begr. der RBeſchw. u. a. ausführt, die im Art. 16 AuflGG. den 
Inhabern der Kondominatanteile auferlegten Rechtsbeſchränkun⸗ 
gen gegenüber den Rechten von Bruchteilseigentümern müßten 
wohl darin ihren Grund haben, daß man die condominii auch 
zur Aufhebung der von der Auflöſung an ſich nicht betroffenen 
Gemeinſchaft habe veranlaſſen wollen. Läge tatſächlich den Vorſchr. 
des Art. 16 der vom Fin A. angenommene geſetzgeberiſche Gedanke 
zugrunde, ſo würde gerade darin eine beſondere Rechtfertigung 
der Anwendbarkeit des 88 Nr. 3 GrErwStG. zu erblicken fein. 
Denn auch dieſe Steuervergünſtigung verfolgt in erſter Linie 
den Zweck, den Miterben die Aufhebung der von ihnen nicht ver⸗ 
einbarten Geſamthandgemeinſchaft und die Beſeitigung der ſich aus 
einer ſolchen Gemeinſchaft ergebenden wirtſchaftlichen Erſchwerun⸗ 
gen zu erleichtern und auf dieſe Weiſe die Nachlaßgrundſtücke wie⸗ 
der in den freien Verkehr zu überführen. 
(RFH., Urt. v. 27. April 1933, II A 375,33.) 
1. 


3. 8 8 Nr. 3 GrErwStch. Durch den Eintritt eines 
fremden Erbteilserwerbers in die Geſamthandgemein— 
ſchaft der Miterben wird die Anwendbarkeit des 88 Nr. 3 
GrErw StG. weder ausgeſchloſſen noch eingeſchränkt, ſo— 
weit bei der Erbteilung den einzelnen Miterben Nachlaß⸗ 
grundſtücke oder Grundſtücksbruchteile zugewieſen werden 
(Abweichung von R§H. 12, 71 und 26, 94). +) 

In notariſcher Verhandlung v. 29. Febr. 1932 erklärten drei 
Miterben des am 4. Juli 1894 verſtorbenen Emil T., nämlich 
1. die Witwe Margarete T., 2. die Witwe Hedwig T., 3. die Ehe⸗ 
frau K. (Beſchwerdegegnerin) ſowie 4. der nicht zu den Erben 
gehörende P. als Kaufer eines weiteren (dem Erben Georg T. 
angefallenen) Erbanteils, daß an dem Nachlaß die unter Nr. 1 
aufgeführte Miterbin zu 8, die zu 2 und 3 aufgeführten Mit⸗ 
erbinnen zu je / und der Erbteilskäufer P. ebenfalls zu / be⸗ 
teiligt ſeien. Sodann vereinbarten die vier Anteilsberechtigten zum 
Zwecke der Auseinanderſetzung, daß das Eigentum an einem zum 
Nachlaß gehörigen Grundſtück zu den vorbezeichneten ideellen An⸗ 
teilen auf fie übergehen ſolle. Im Verfahren aus § 24 GrErwStG. 
iſt ſtreitig geworden, ob die erſtrebte Eigentumsübertragung auf 
die Beſchwerdegegnerin nach §8 Nr. 3 GrErwStG. ſteuerfrei iſt 
oder ob die nach § 24 erforderliche Beſcheinigung der Steuerſtelle 
von einer Steuervorauszahlung abhängig gemacht werden kann. 

Die Steuerſtelle hält Steuerpflicht in Höhe von / % = 2/81 
des Grundſtückswerts für gegeben und beruft ſich für ihre Auf⸗ 
faſſung auf das Urteil des erk. Sen. II A 55929 v. 23. Okt. 
1929 (RF. 26, 94). Demgegenüber vertritt das Fincher. den 
Standpunkt, daß der vom RF. im vorbezeichneten Urteil dar⸗ 
gelegte Zweckgedanke des 88 Nr. 3 im vorl. Falle zur völligen 
Steuerfreiheit der Beſchwerdegegnerin führen müſſe; der in die⸗ 
ſem Urteil entſchiedene Fall habe inſofern anders gelegen, als 
damals das Nachlaßgrundſtück nur den Miterben und nicht auch 
dem fremden Erbteilskäufer zugewieſen worden ſei, während im 
vorl. Falle der Erbteilskäufer bei der Auseinanderſetzung einen 
dem erworbenen Erbanteil entſprechenden ideellen Grundſtücks⸗ 
anteil zum Miteigentum erworben habe. Hiergegen richtet ſich 
die RBeſchw. der Steuerſtelle mit dem Antrage auf Wiederherſtel⸗ 
lung des Einſpruchsbeſcheides. 

Die Beſchw. kann keinen Erfolg haben, da dem Fincker. 
jedenfalls im ſteuerlichen Ergebniſſe beizutreten iſt. 

Der beſchwerdeführenden Steuerſtelle iſt allerdings zuzu⸗ 
geben, daß das angefochtene Urteil mit der Entſch, des RF. 


Zu 3. Nach § 8 Ziff. 3 GrErwStc. darf eine Grunderwerb⸗ 
ſteuer beim Erwerb von Nachlaßgrundſtücken auf Grund von Aus⸗ 
einanderſetzungsverträgen zwiſchen Miterben ſowie beim Erwerb 
durch Miterben in der Teilungsverſteigerung nicht erhoben wer— 
den. Die Auslegung dieſer Belt. iſt bereits einmal (NH. 12, 71 
gegenüber 8, 297) vom NFH. in einem wichtigen Punkte geändert 
worden, und jetzt tritt abermals durch obiges Urt. gegenüber dem 
Urt. v. 23. Okt. 1929, II A 559/29: StW. 1929 Nr. 1006 eine 
Auslegungsänderung ein. Der Umfang der Beſt. darf wohl jetzt, 
wie folgt, zuſammengefaßt werden: 

J. Die Übertragung von Erbteilen auf einen 
Miterben durch einen anderen Miterben oder auf einen Fremden 
durch einen Miterben oder einen anderen Freniden bleibt nach 
8 2033 BGB. grundſätzlich grunderwerbsſteuerfrei, weil die Erben⸗ 
gemeinſchaft ſteuerlich als rechtsfähig behandelt wird. Nur die 
Vereinigung ſämtlicher Erbteile in der Perſon eines Nicht⸗ 
erben löſt nach 8 1 GrErwStG. die Steuerpflicht aus: Urt. v. 
21. Okt. 1927, II A 456/27: StW. 1927 Nr. 614, während die Ver⸗ 
fen s ſämtlicher Erbteile in der Perſon eines Erben ſteuer⸗ 
rei iſt. 

II. Die Aufteilungder Erbengemeinſchaft iſt: 

1. ſteuerfrei, ſoweit Grundſtücke oder Grundſtücksbruchtetle 
einem Miterben zugeteilt werden. Im Gegenſatz zu der für die 


In dieſer Rſpr., die ſich mit dem Urteil II A 23/23 v. 
17. April 1923 (RF. 12, 71) an die auf Oü G., Kommandit⸗ 
geſellſchaften und Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts beziehende 
Entſch. des Gren. Gr. 8. 4/22 v. 9. April 1923 (RF. 12, 76) 
anſchließt, hat nämlich der erk. 2. Sen. der Geſamthandgemein⸗ 
ſchaft der Miterben für die Grunderwerbſteuer die gleiche ſteuer⸗ 
liche Rechtsfähigkeit beigelegt wie den vorbezeichneten Geſellſchaf⸗ 
ten. Damit iſt gejagt, daß einerſeits die Übertragung eines Erb- 
teils (§ 2033 Be B.), auch wenn fie einen Wechſel im Perſonen⸗ 
ſtande der im übrigen fortbeſtehenden Erbengemeinſchaft herbei⸗ 
führt, keinen nach §1 GrErwStch. ſteuerpflichtigen Eigentums⸗ 
übergang an den Nachlaßgrundſtücken darſtellt und daß anderer⸗ 
ſeits bei der Veräußerung eines Nachlaßgrundſtücks ſowie bei dem 
Erwerb eines Grundſtücks zum Nachlaß nicht die einzelnen Teil⸗ 
nehmer an der Erbſchaft, ſondern die ſteuerlich ſelbſtändige Erben⸗ 
gemeinſchaft ſelbſt i. S. des § 20 GrErwStc. als ſteuerpflichtiger 
Veräußerer bzw. Erwerber anzuſehen iſt. Dabei iſt, wenn ein 
Nachlaßgrundſtück an mehrere Miterben oder dritte Perſonen 
zu Bruchteilseigentum übertragen wird, hinſichtlich eines jeden 
Bruchteils ein ſelbſtändiger Steuerfall gegeben, der für ſich auf 
die etwaige Anwendbarkeit einer Befreiungsvorſchrift und vernei⸗ 
nendenfalls auf die Anwendbarkeit der Berechnungsvorſchrift des 
§ 15 Abſ. 1 GrErwSt®. zu prüfen iſt (vgl. RFH. II A 320/25 
v. 10. Juli 1925 — RES. 17, 40; II A 215/27 v. 1. Jan. 1927; 
II A 2738/32 v. 24. Jan. 1933). In Anwendung dieſer Grundſätze, 
an denen feſtzuhalten iſt, hat der Senat in dem vorbezeichneten 
Urt. v. 10. Juli 1925 in einem Falle, in welchem jemand Grund⸗ 
ſtücke in eine aus ihm, ſeinem Vater und anderen Perſonen 
beſtehende OHG. eingebracht hatte (§ 15 Abſ. 3), jede Anwendung 
des $8 Nr. 4 GrErwStG. mit der Begr. abgelehnt, daß die Grund⸗ 
ſtücke nicht an die einzelnen Teilhaber der OHG., ſondern an die 
DHS. ſelbſt als eine ſteuerlich rechtsfähige Perſon veräußert wor⸗ 
den ſeien, dieſe Geſellſchaft aber zu den Geſellſchaftern in keinem 
Verwandtſchaftsverhältniſſe ſtehe. Ebenſowenig aber wie in dem 
Falle des § 15 Abſ. 3 die einzelnen Teilhaber der Geſellſchaft als 
Erwerber gelten, ſind fie im Falle des § 15 Abſ. 1 als Ver⸗ 
äußerer anzuſehen. Folgerichtig kann daher auch im Falle des § 15 


Aufteilungsverordnung getroffenen Regelung iſt es dabei gleich— 
gültig, ob die Zuteilung im Verhältnis zu der Beteiligung des 
Erben an der Erbengemeinſchaft erfolgt. Erhält von zwei Mit⸗ 
erben der eine das Grundſtück, der andere die übrigen Werte des 
Nachlaſſes, ſo tritt volle Steuerfreiheit ein; ja auch wenn der das 
Grundſtück übernehmende Erbe noch etwas zuzahlt, indem er ſeinen 
Miterben abfindet, iſt keine Steuerpflicht gegeben. Gleichgültig iſt 
jetzt — im Gegenſatz zur früheren Rſpr. —, ob die Erbengemein⸗ 
ſchaft auch Erbſchaftskäufer umfaßt; 

2. ſteuerpflichtig, ſoweit ein Grundſtück oder Grundſtücks⸗ 
bruchteil einem Teilnehmer der Erbengemeinſchaft, der nicht Mit⸗ 
erbe iſt, insbef. alſo einem Erbſchaftskäufer, zugeteilt wird. ft 
der Fremde ſchon vor dem 1. Okt. 1919 in die Erbengemeinſchaft 
eingetreten, ſo kommt ihm die Steuervergünſtigungsvorſchrift des 
§ 15 Abſ. 1 GrErwStG. zugute. Die Steuer bleibt in Höhe des⸗ 
jenigen Anteils an dem erworbenen Grundſtück oder Grundſtücks⸗ 
bruchteil, der ſeiner Beteiligung an der Erbengemeinſchaft am 
1. Okt. 1919 entſpricht, außer Anſatz. Hat er z. B. vor dem 1. Okt. 
1919 7 Erbteil erworben und wird ihm ein ganzes Nachlaß⸗ 
grundſtück zugeteilt, fo tritt in Höhe von ½ dieſes Grundſtücks 
Grunderwerbsſteuerfreiheit ein. 

RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 
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Abf. 1, wenn es ſich um die Übertragung eines Nachlaßgrundſtücks 
handelt, die Anwendung des §8 Nr. 3 den erwerbenden Miter⸗ 
ben jedenfalls nicht mit der Begr. teilweiſe verſagt werden, 
daß zu den Veräußerern i. S. des § 20 ein fremder Erbteilskäufer 
gehöre. Es kann ſich vielmehr in ſolchem Falle nur fragen, ob nach 
dem Sinne des $8 Nr. 3 GrErwSt6. der Eintritt eines fremden 
Erbteilskäufers in die Geſamthandgemeinſchaft der Miterben die 
Steuerfreiheit des Erwerbs von Nachlaßgrundſtücken auch für die 
Miterben ſchlechthin ausſchließt, wie es im Urteil des RFH. 
12, 71 der Amtl. Sammlg. angenommen worden iſt. Das iſt jedoch 
in Übereinſtimmung mit dem FinGer. zu verneinen. Allerdings 
kann der Wortlaut des §8 Nr. 3, wo nicht, wie im früheren 
Reichsſtempel c. von „Teilnehmern an einer Erbſchaft“, ſondern 
von „Miterben“ die Rede iſt, für die gegenteilige Auffaſſung ſpre⸗ 
chen, da der fremde Erbteilserwerber zwar zu den Teilnehmern 
an einer Erbſchaft, aber nicht zu den Miterben gehört. Auf der 
anderen Seite iſt jedoch nicht erſichtlich, was den Geſetzgeber hätte 
veranlaſſen können, im Falle des Eintritts eines fremden Erbteils⸗ 
käufers in die Geſamthandgemeinſchaft der Miterben nicht nur 
dieſem Erbteilserwerber, ſondern auch den Miterben ſelbſt die die⸗ 
ſen ſonſt zuſtehende Steuerfreiheit für den teilungshalber verein⸗ 
barten Erwerb von Nachlaßgrundſtücken zu verſagen, zumal der 
Verkauf eines Erbanteils an einen Fremden durch die übrigen 
Miterben nur verhindert werden kann, wenn dieſe die erforder⸗ 
lichen Mittel zur Ausübung des ihnen nach $ 2034 BGB. zuſtehen⸗ 
den Vorkaufsrechtes beſitzen. 

Der Senat iſt hiernach in Abweichung von ſeiner früheren 
Rſpr. zu der Auffaſſung gelangt, daß nach dem Sinn und Zweck 
des §8 Nr. 3, den Miterben die Auseinanderſetzung über die 
Nachlaßgrundſtücke durch ut, von Steuerfreiheit zu er⸗ 
leichtern, dieſe Steuerfreiheit für den Grundſtückserwerb der Mit⸗ 
erben durch den Eintritt eines fremden Erbteilskäufers in die 
Geſamthandgemeinſchaft weder ganz noch teilweiſe ausgeſchloſſen 
wird. Nur der nicht zu den Miterben gehörige Erbteilskäufer, 
deſſen Erbteilserwerb ſteuerfrei geblieben iſt, kann bei der Aus⸗ 
einanderſetzung mit den Miterben für ſich keine Steuerfreiheit 
aus 88 Nr. 3 beanſpruchen. Er iſt vielmehr nach dem ganzen 
Werte des ihm zugeteilten Nachlaßgrundſtücks oder Grundſtücks⸗ 
bruchteils ſteuerpflichtig, da bei ihm auch die Anwendung der Be⸗ 
rechnungsvorſchrift des § 15 Abſ. 1 GrErwStG. durch § 15 Abſ. 2 
ausgeſchloſſen wird. Ihm ſtehen als Veräußerer i. S. des § 20 
GrErwStG. nicht die einzelnen an der Auseinanderſetzung betei⸗ 
ligten Miterben, ſondern die Erbengemeinſchaft als ſteuerrechtlich 
ſelbſtändige Perſönlichkeit gegenüber. 

(RFH., Urt. v. 18. Mai 1934, II A 409/33.) 
* 


4. 829 RSiedlG. Zur Frage, inwieweit eine nach 
829 Abſ. 2 RSiedlG. abgegebene Verſicherung der Nach- 
prüfung durch die Finanzbehörden unterliegt. f) 

Nach den unbeſtrittenen tatſächlichen Feſtſtellungen des an⸗ 
gefochtenen BU. hat die Deichbaugenoſſenſchaft S. (Beſchwerde⸗ 
gegnerin), die entſprechend ihrer Satzung nicht nur einen Deich 
gebaut, ſondern auch das eingedeichte und ihr von dem preu⸗ 
ßiſchen Staat zur Verfügung geſtellte Gelände unter Mitwirkung 
des zuſtändigen Kulturamts F. im Wege der Bildung von Ren⸗ 
tengütern beſiedelt hat, von der Firma H. GmbH. in Berlin 


Zu 4. Der Entſch. iſt beizuſtimmen. 

Nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes iſt die vom Kultur⸗ 
amt in der vorgeſchriebenen Form abgegebene Verſicherung ohne 
weiteres hinzunehmen, d. h. ohne jede weitere Nachprüfung in 
tatſächlicher oder rechtlicher Hinſicht. Zu prüfen iſt nur, ob die 
vorl. Beſcheinigung der Formvorſchrift entſpricht. 

Da letzteres der Fall iſt, erübrigen ſich alle weiteren Er⸗ 
örterungen. 

Wenn aber in der Entſch. ausgeführt worden iſt, der erk. 
Sen. würde bei eigener Prüfung, falls ſeine Zuſtändigkeit hier⸗ 
ſür alſo nicht durch das Geſetz ausgeſchloſſen wäre, rechtliche Be⸗ 
denken haben, ob der Erwerb der hier in Frage kommenden 
Miethäuſer der Durchführung des Siedlungsverfahrens gedient 
habe durch Verwendung des Weiterverkaufserlöſes, ſo iſt dieſe 
Auffaſſung nicht in Einklang zu bringen mit dem grundlegenden 
Sinn des Geſetzes. 

Unter § 29 fallen alle „Geſchäfte und Verhandlungen“, die 
zur Durchführung von Siedlungsverfahren dienen, nicht nur 
ſolche, die unmittelbar, ſondern auch ſolche, die mittelbar, alſo 
auch im Zuſammenhang mit ſpäter vorzunehmenden Geſchäften, 
dem Siedlungszwecke dienen, demgemäß auch Finanzgeſchäfte 
(3. Aufl. d. Komm. z. RSiedlG. v. Ponfick⸗Weuzel 829 
Anm. 1, 3 und Ponfick: JW. 1923, 279 letzter Abf.). 

Der Hinweis des erk. Sen. am Schluß des Urteils, daß feine 
Entf. nicht im Widerſpruch mit dem Urteil des 5. Sen. des 
RF H. v. 10. Nov. 1933 ſtehe, weil in der vorl. Beſchwerdeſache 


mehrere Grundſtücke (ein Hausgrundſtück in B. und Induſtrie⸗ 
gelände im Kreiſe T.) übereignet erhalten. Die Übereignung ge⸗ 
ſchah vergleichsweiſe zur teilweifen Deckung des Schadens, den 
die Firma durch Nichtausführung des ihr übertragenen Deich⸗ 
baues der Beſchwerdegegnerin verurſacht hatte und zu deſſen Er⸗ 
fat fie durch einen Schiedsſpruch verurteilt worden war. Die Be⸗ 
ſchwerdegegnerin beabſichtigt, dieſe Grundſtücke, die unſtreitig für 
die Beſiedlung nicht in Frage kommen, weiter zu veräußern und 
ſich dadurch Geldmittel zur Erfüllung ihrer Siedlungsaufgaben zu 
verſchaffen. 

Wegen des Erwerbes der im Kreiſe T. gelegenen Grund⸗ 
ftüde hat die Steuerſtelle (Kreisausſchuß T.) die Beſchwerdegeg⸗ 
nerin zur Grunderwerbſteuer in Höhe von 3/100 mal 150 000 = 
4500 An (Reichsſteuer) herangezogen und den Steueranſpruch 
im Einſpruchsbeſcheid aufrechterhalten. Sie hat ihr die bean⸗ 
ſpruchte Steuerfreiheit aus § 29 RSiedlG. verſagt, weil der be- 
ſteuerte Grundſtückserwerb nicht zur Durchführung eines Sied⸗ 
lungsverfahrens i. S. des RSiedlG. gedient habe, vielmehr außer⸗ 
halb des Rahmens dieſes Geſetzes liege, ſo daß auch die vom 
Kulturamt für den Erwerb nach § 29 Abſ. 2 Riedl. erteilte 
Beſcheinigung für die Steuerbehörden nicht bindend ſei. Auf die 
Ber. der Beſchwerdegegnerin hat jedoch das Finger. ihr die be⸗ 
anſpruchte Steuerfreiheit auf Grund des § 29 A bſ. 2 NSiedl®. 
gewährt, indem es die Beſcheinigung des Kulturamts für maß⸗ 
gebend und ihre ſachliche Nachprüfung im Anſchluß an die Rſpr. 
des RF. für unzuläſſig erklärt. Hiergegen richtet ſich die 
RBeſchw. der Steuerſtelle, mit der die Wiederherſtellung des Ein⸗ 
ſpruchsbeſcheides begehrt wird. 

Das Rechtsmittel kann keinen Erfolg haben, da dem an⸗ 
gefochtenen Urteil jedenfalls im ſteuerlichen Ergebniſſe beizutreten 
iſt. Unter der Geltung des § 29 RSiedlG. in feiner urſprünglichen 
Faſſung v. 11. Aug. 1919 hat der erk. 2. Senat die nach 829 
Abſ. 2 erteilten Beſcheinigungen nur in tatſächlicher Hin⸗ 
ſicht als für die Steuerbehörden bindend angeſehen, im übrigen 
aber für dieſe Behörden die Befugnis und die Verpflichtung an⸗ 
erkannt, die Beſcheinigungen in rechtlicher Hinſicht auf ihre Rich⸗ 
tigkeit nachzuprüfen. Von dieſem Standpunkte aus find insbeſ. die 
nachſtehend bezeichneten Entſch. ergangen, in denen z. T. trotz 
Vorliegens einer auf Grund des § 29 Abſ. 2 ausgeſtellten Be⸗ 
ſcheinigung die Steuerfreiheit aus § 29 Abſ. 1 verſagt worden iſt: 

1. II A 114/22 v. 7. Juli 1922 = RES. 10, 285; 

2. II A 182/22 v. 13. Okt. 1922 Riß. 10, 289; 


3. II A 103%)22 v. 13. Okt. 1922 Mrozek, Kart. Rechts⸗ 
ſpruch 10 zu $8 Nr. 9 GrErwStG.; 
4. II A 76/23 b. 24. April 1923 Morzek, Kart. Rechts⸗ 


ſpruch 5 zu $8 Allgemeines GrErwStG.; 

5. II A 176/23 v. 12. Okt. 1923 RF. 13, 37. 

In den zu 2 und 3 bezeichneten Urteilen hat der RFH. 
auch Bezug genommen auf den Beſchluß des K. v. 16. Sept. 
1921 (Johow 53, 270), in dem ein ähnlicher Standpunkt ver⸗ 
treten wird. 

Dieſer Rſpr. des NFSH. iſt der Geſetzgeber durch das AbGeſ. 
v. 7. Inni 1923 entgegengetreten. Wie bei der Beratung des Ge⸗ 
ſetzes klar zum Ausdruck gekommen iſt, ſollte insbeſ. durch den in 
den Abſ. 2 des § 29 RSiedlGG. neu aufgenommenen Satz 2 „die 
Verſicherung unterliegt nicht der Nachprüfung durch die Finanz⸗ 
behörden“ auch die vom NH. bisher anerkannte Befugnis der 


die Beſchwerdegegnerin die Grundſtücke ſelbſt erworben habe, 
während in dem Urteil des 5. Sen. es ſich um eine mittelbare 
Lieferung handelt, kann nach obigen Ausführungen nicht ganz 
ohne Widerſpruch entgegengenommen werden. 

Dieſes Urteil des 5. Sen. (RH. 34, 252) nimmt das Recht 
einer rechtlichen Nachprüfung der abgegebenen Verſicherung für 
die Steuerbehörde in Anſpruch, die gerade durch den Abſ. 2 des 
§.29 RSiedlG. ausgeſchloſſen werden ſoll und auch dem Sinne 
dieſes Geſetzes widerſpricht. Vielmehr muß der durch dies Urteil 
aufgehobenen und zutreffenden Entſch. des Finger. beigetreten 
werden. Abgeſehen hiervon iſt die Nachprüfung der Rechtsfrage 
gerade bei mittelbarem Zuſammenhang ſo gut wie unmöglich. 
Der Steuerbehörde muß überlaſſen werden, wenn ſie die ab⸗ 
gegebene Verſicherung für falſch hält, im Dienſtaufſichtswege eine 
Abänderung bei der hierfür zuſtändigen Behörde zu erwirken 
(vgl. Komm. von Ponfick wie oben). ö y 

Schließlich ſteht dieſes Urteil des 5. Sen. auch im Wider⸗ 
ſpruch zu den bereits zehn Jahre früher unmittelbar nach der 
neuen Faſſung des § 29 RSiedlG. ergangenen zutreffend begrün⸗ 
deten Ausführungen in der Entſch. des RES. v. 12. Okt. 1923, 
wonach nunmehr unbedenklich die in der bisherigen Rſpr. des 
NFH. anerkannte Befugnis der Finanzbehörden, die Verſicherun⸗ 
gen der Siedlungsunternehmen in rechtlicher Hinſicht nachzuprü⸗ 
fen, in Wegfall kommt (3. Aufl. d. Komm. z. NSiedl®. v. Pon⸗ 
fick⸗Wenzel 8 29 Anm. 10 a). 

RA. Dr. Ponfick, Berlin. 
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Finanzbehörden und FinGer., die Verſicherungen in rechtlicher 
Hinſicht nachzuprüfen, beſeitigt und die Verantwortung für ihre 
Richtigkeit in tatſächlicher und rechtlicher Hinſicht ausſchließlich 
den beteiligten Siedlungsunternehmungen auferlegt werden. Die⸗ 
ſem erkennbaren Willen des Geſetzgebers hat der erk. Sen. in ſei⸗ 
ner weiteren Rſpr. Rechnung getragen und ſich auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß jedenfalls in den ſeit dem Inkrafttreten des 
AbGef. eingetretenen Steuerfällen die Steuerbehörden bei Vor⸗ 
legung einer nach 8 29 Abf. 2 ausgeſtellten Beſcheinigung nur 
noch zu prüfen haben, ob dieſe Beſcheinigung von einer zuſtän⸗ 
digen Stelle ausgeſtellt iſt und den vorgeſchriebenen Inhalt hat, 
ob ſie ſich insbe]. auch auf den für die Beſteuerung in Frage 
kommenden Rechtsvorgang bezieht (val. II A 248—44/5 v. 
26. Juni 1925, II A 224/26 v. 30. April 1926 = Kart. Rechts⸗ 
ſpruch 11 zu §8 GröErwStch. Allgemeines, II A 522/27 v. 
13. Dez. 1927 Kart. Rechtsſprüche 12, 13 zu $ 8 GrErwStG. 
Allgemeines). 

Damit ſteht es nicht in Widerſpruch, wenn der Senat im 
Urteil II A 171/23 v. 26. Okt. 1923 (Re. 13, 40) trotz Vorlie⸗ 
gens einer Beſcheinigung die Freiheit von der Kraftfahrzeug⸗ 
ſteuer um deswillen verſagt hat, weil § 29 fi nur auf rechts⸗ 
geſchäftliche Handlungen („Verhandlungen und Geſchäfte“) be⸗ 
ziehe, das Fahren mit einem Kraftfahrzeug aber keine rechts⸗ 
geſchäftliche Handlung darſtelle. Im übrigen haben dagegen die 
gemeinnützigen Siedlungsunternehmen vor Ausſtellung ihrer Be⸗ 
ſcheinigungen unter eigener Verantwortung zu prüfen, ob ein 
Siedlungsverfahren i. S. des RSiedlG. vorliegt und der „An⸗ 
trag“ oder die „Handlung“ (worunter die im § 29 Abſ. 1 ge⸗ 
dachten „Geſchäfte“ und „Verhandlungen“ zu verſtehen find), „zur 
Durchführung eines ſolchen Verfahrens erfolgt“. Dieſe Prüfung 
umfaßt auch die Rechts frage, ob ein Grundſtücksgeſchäft nur 
dann i. S. des § 29 Abſ. 1 „zur Durchführung eines Siedlungs⸗ 
verfahrens dient“, wenn die übertragenen Grundſtücke ſelbſt 
zur Beſiedlung beſtimmt ſind, oder ob ſchon ein mehr oder weniger 
naher Zuſammenhang des Grundſtücksgeſchäfts mit dem eigent⸗ 
lichen Siedlungsverfahren der Vorausſetzung des § 29 Abſ. 1 ge⸗ 
nügt. Hiernach erſcheint es auch nicht angängig, einer formell 
ordnungsmäßigen, insbef, auch von der zuſtändigen Stelle aus⸗ 
geſtellten Beſcheinigung die bindende Wirtung für die Finanz⸗ 
behörden mit der Begr. zu verſagen, daß das von der Beſchei⸗ 
nigung betroffene Geschäft, ganz außerhalb des Rahmens eines 
Siedlungsverfahrens liege“ und daß deshalb die geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen für die Abgabe einer Verſicherung nach § 29 Abſ. 2 
überhaupt nicht gegeben ſeien. Wie Ott, Erläuterungsbuch zum 
GrErwStGd., 3. Aufl., Bem. 176 zu 88 mit Recht bemerkt, 
würde ſich auf dieſem Umwege die Nachprüfung der Verſicherung 
auf ihre Richtigkeit in rechtlicher Beziehung in jedem einzelnen 
Falle erreichen laſſen, obſchon fie gerade durch 829 Abf. 2 in 
ſeiner neuen Faſſung ſchlechthin ausgeſchaltet werden ſollte. Von 
dieſem Standpunkte aus hat der erk. Sen. einerſeits durch Urteil 
II A 83/31 v. 9. Juni 1931 (Mrozek, Steuerkartei, Rechtsſpruch 28 
zu 88 Allgemeines, Gr&iw&tß.) in einem Falle, in dem jemand, 
der ſein eigenes Gut für Siedlungszwecke hergeben wollte, ſich 
ein Erſatzgut gekauft hatte, dieſem Grundſtücks erwerb' die 
. aus 8 29 REiedl®. verſagt, weil eine den Vorſchr. 
des Abſ. 2 entſprechende Beſcheinigung nicht vorgelegt war und 
der Senat bei eigener Prüfung die Vorausſetzungen des 8 29 
Abſ. 1 nicht als erfüllt anſah; von demſelben Standpunkt aus hat 
der Senat andererſeits in dem oben bereits angeführten Urteil 
II A 153/31 v. 2. Juni 1931 beim Vorliegen einer den Erfor⸗ 
derniſſen des § 29 Abſ. 2 entſprechenden Beſcheinigung einem 
Siedler, der, um ein von ihm angekauftes Siedlungsgrundſtück 
bezahlen zu können, eigenen Grundbeſitz veräußert hatte, für dieſe 
Veräußerung Steuerfreiheit bewilligt, obſchon der Senat 
bei zuläffiger eigener Prüfung das Vorliegen der Vorausſetzun⸗ 
gen des § 29 Abſ. 1 verneint haben würde. 

Auch im vorl. Falle findet der Senat keinen Anlaß, von der 
dargelegten Rechtsauffaſſung über den Sinn des 8 29 Abſ. 2, der 
ſich inzwiſchen auch das RG. (NG. 128, 160 )) angeſchloſſen hat, 
abzugehen. Damit iſt aber im Hinblick auf die vorgelegte 
Beſcheinigung des Kulturamts F. die Freiſtellung der Be⸗ 
ſchwerdegegnerin von der ſtreitigen Grunderwerbſteuer geboten. 
Dieſe Beſcheinigung hat den im § 29 Abſ. 2 vorausgeſetzten 
Inhalt, und das vorbezeichnete Kulturamt F., unter deſſen Lei⸗ 
tung und Beaufſichtigung die Beſiedlung des eingedeichten Gelän- 
des durchgeführt wurde, war auch zu der Ausſtellung der Beſchei⸗ 
nigung ſachlich und örtlich zuſtändig. In dieſer Beziehung iſt auf 
die Urteile des Rc. II 4 522/27 v. 13. Dez. 1927 (Mrozek, 
Steuerkartei, Rechtsſpruch 13 zu §8 Grerw Stg., Allgemeines) 
ſowie II A 412/30 v. 28. Okt. 1930 (RFH. 27, 213) zu verweiſen. 
Danach iſt es namentlich für die Anwendung des § 29 Riedl. 
ohne Bedeutung, daß die Beſchwerdegegnerin ſelbſt nicht zu den 
ſtaatlich anerkannten gemeinnützigen Siedlungsunternehmen i. S. 


1) JW. 1930, 2296. 


des §1 RSiedIG. gehört; es genügt vielmehr, daß es ſich um 
eine ſog, objettiv gemeinnützige Siedlung handelt. 

Bei eigener Prüfung der Vorausſetzungen für die Steuer⸗ 
freiheit aus § 29 Abſ. 2 würde der erk. Sen. allerdings auch bei 
Berückſichtigung der im RStBl. 1931, 216 abgedruckten Aus⸗ 
legungsgrundſätze der Reichsregierung, betr. § 29 RSiedlG. 
(Schreiben des RM. v. 6. Febr. 1931 und Schreiben des 
RArbM. v. 16. Febr. 1931) rechtliche Bedenken haben, ob der 
Erwerb der im Kreiſe T. belegenen Grundſtücke ſchon des⸗ 
halb i. S. des § 29 Abſ. 1 zur Durchführung des in der Eindei⸗ 
chung und Beſiedlung des eingedeichten Geländes beſtehenden Sied⸗ 
lungsverfahrens gedient hat, weil der Erlös aus dem von 
der Beſchwerdegegnerin beabſichtigten Weiterverkauf der T. 
Grundſtücke für den vorbezeichneten Siedlungszweck verwendet 
werden ſoll (vgl. das oben angeführte Urt. des RES. II A 
16/23 v. 24. April 1923). Die vorl. bindende Beſcheinigung des 
Kulturamts aus 8 29 Abſ. 2 hindert ihn jedoch, dieſe Bedenken 
zur Geltung zu bringen. 

Mit dem Urteil des 5. Senats des RF. V A 104/2 v. 
10. Nov. 1933 (RSH. 34, 252 JW. 1934, 447), welches in einer 
Umſatzſteuerſache im Falle einer aus der Beſcheinigung ſelbſt ſich 
ergebenden nur „mittelbaren Lieferung“ dieſer Beſcheinigung die 
bindende Kraft verſagt, ſteht die vorſtehende Entſch. nicht im 
Widerſpruch, zumal im vorl. Falle die Beſchwerdegegnerin als 
Siedlungsunternehmerin ſelbſt die Grundſtücke erworben hat. 
Eine Anrufung des Großen Senats nach § 66 Abſ. 1 RAbgd. er⸗ 
ſchien daher nicht erforderlich. 

(RI, 2. Sen., Urt. v. 28. März 1934, II A 420/33.) 


* 


x5. $H1Nr1UmiSt® Der Betrieb einer Fähre im 
Bodenſee, deren Wegſtrecke in allen Punkten dem deutſchen 
Ufer näher liegt als dem ausländiſchen, iſt umſatzſteuer— 
pflichtig. 

(RFH., 5. Sen., Urt. v. 1. Juni 1934, V A 186/33 8.) 


Reichsverſicherungsamk 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke und Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin 


P* Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerfA.) abgedruckt] 


[O Wird in den „Eutſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (EuM.), abgedruckt. 


1. 8 113 Abſ. 1 ArbVermG. Das Vorliegen einer 
Abfindung oder Entſchädigung i. S. § 113 Abſ. 1 Nr. 3 Arb⸗ 
VermG. wird nicht ohne weiteres dadurch ausgeſchloſſen, 
daß kein einmaliger Betrag, ſondern laufende Bezüge ge⸗ 
währt werden. Gewährt der Arbeitgeber dem entlaſſenen 
Arbeitnehmer eine laufende Beihilfe auf unbeſtimmte 
Zeit oder ſolange, bis ihm Ruhegeld, Rente oder ähnliche 
Bezüge zuſtehen, ſo kann dies dafür ſprechen, daß es ſich 
um eine Verſorgung handelt, die keine Abfindung oder 
Entſchädigung darſtellt. Unerheblich iſt es, wenn dem 
Arbeitgeber die Mittel zur Gewährung der Beihilfe aus 
öffentlichen Mitteln zur Verfügung geſtellt werden. 


(AVerſel., Entſch. v. 1. Dez. 1933, IIIa Ar 134/33; Cu. 35, 380.) 
8. 


* 


2. 8 74 Ubi. 2 ArbVermG. Beſteht an einem Orte 
für ein Gewerbe die Übung, daß die Lehre ſchon zu Oſtern 
beendet wird, auch wenn ſie nach dem Lehrvertrag einige 
Tage länger dauern ſollte, und wird der Lehrling ent⸗ 
ſprechend dieſer Übung im gegenſeitigen Einverſtändnis 
zu Oſtern entlaſſen, ſo erliſcht die Verſicherungsfreiheit 
gemäß § 74 Abſ. 3 Ang VerſG. zwölf Monate vor der Ent- 
laſſung. 

Iſt im Einzelfall die Feſtſtellung gerechtfertigt, daß nach dem 
Willen beider Vertragsteile die Lehrzeit trotz des entgegenſtehenden 
Wortlauts des ſchriftlichen Vertrages von vornherein „zu Oſtern“ 
enden ſollte, jo würde das Lehrverhältnis zu Oſtern durch Zeit⸗ 
ablauf erlöſchen; die Verſicherungsfreiheit würde alſo gem. 8 74 
Abſ. 3 bereits zwölf Monate vor dieſem Zeitpunkt (Oſtern) aufhören, 
jo daß die Anwartſchaftszeit (vgl. 5 95 ArbVermG.) des Lehrlings 
für die Gewährung des nach Beendigung der Lehrzeit arbeitslos ge⸗ 
wordenen nunmehrigen Geſellen für die Gewährung von Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung unbedenklich als erfüllt anzuſehen wäre. Die Anwart⸗ 
ſchaftszeit von 52 Wochen würde aber auch erfüllt fein, wenn nach 
dem Vertrag die Lehre erſt einige Tage nach Oſtern enden ſollte, die 
tatſächliche Beendigung aber gemäß allgemeinem Ortsgebrauch ſchon 
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zu Oſtern erfolgt. Ein Erlöſchen des Lehrvertrages „durch Zeitablauf“ 
liegt zwar nicht vor, wenn das Lehrverhältnis vorzeitig abgebrochen 
wird, ohne daß eine ſolche Abkürzung im Lehrvertrage vorgeſehen 
war. Von einem vorzeitigen Abbrechen der Lehre kann aber nicht 
geſprochen werden, wenn es an einem Orte der allgemeinen Übung 
entſpricht, die Beendigung der Lehre — und damit auch des Be⸗ 
ſchäftigungsverhältniſſes — ſchon zu Oſtern eintreten zu laſſen, auch 
wenn nach dem ſchriftlichen Lehrvertrag die Lehrzeit noch einige Tage 
länger gedauert hätte. Bei dem Beſtehen eines ſolchen Brauches iſt 
von vornherein damit zu rechnen, daß das Beſchäftigungsverhältnis 
nicht erſt zu dem im Vertrage angegebenen Zeitpunkte, ſondern ſchon 
einige Zeit vorher beendet werden wird. Die Rechtslage iſt daher 
ebenſo zu beurteilen, wie wenn die Parteien die Möglichkeit einer 
Abkürzung der Lehre im Lehrvertrag ſelbſt vorgeſehen hätten. 
(RVerſA., Entſch. v. 15. Dez. 1933, IIIa Ar 145/33; Eu M. 35, 373.) 
[8 


* 


3. 8 93 ArbBermb. Hat ein Verſicherter feine 
Arbeitsſtelle aufgegeben, um ſeiner vertraglichen Ver- 
pflichtung als Siedler zur unentgeltlichen Mitarbeit bei 
der Errichtung einer vorſtädtiſchen Kleinſiedlung i. ©. der 
BO. zur vorſtädtiſchen Kleinſiedlung und Bereitſtellung 
von Kleingärten für Erwerbsloſe v. 23. Dez. 1931 nachzu- 
kommen, jo kann darin ein berechtigter Grund zur Auf⸗ 
gabe der Arbeitſtelle i. S. von 8 93 i. Verb. m. § 90 Abſ. 2 
Nr. 2 ArbVerm G. liegen. 

Nach 8 93 Abſ. 1 ArbVermG. erhält ein Arbeitsloſer u. a. für 
ſechs Wochen keine Arbeitsloſenunterſtützung, wenn er ſeine Arbeits⸗ 
ſtelle „ohne wichtigen oder ohne berechtigten Grund (8 90 Abſ. 2 
Nr. 1, 2, 4, 5) aufgegeben hat“. Die Aufnahme der unentgeltlichen 
Mitarbeit in einer vorſtädtiſchen Kleinſiedlung (VO. v. 23. Dez. 1931) 
ſtellt in den Fällen der vorliegenden Art keinen „wichtigen“ Grund 
zur vorzeitigen Löſung eines von dem Siedler abgeſchloſſenen ent⸗ 
geltlichen Arbeitsvertrages dar. Denn ob ein wichtiger Grund i. S. 
des 8 93 Abſ. 1 vorliegt, richtet ſich nach den arbeitsrechtlichen Ge⸗ 
ſetzesvorſchriften; die Erfüllung des mit der gemeinnützigen Baugeſell⸗ 
ſchaft abgeſchloſſenen Siedlervertrages geht, privatrechtlich geſehen, der 
Erfüllung eines von dem Siedler eingegangenen Dienſtvertrages nicht 
ohne weiteres vor. 

Liegt demnach hier kein „wichtiger“ Grund für die Aufgabe der 
Arbeitsſtelle des Siedlers vor, ſo kann doch ein „berechtigter“ Grund 
i. S. der 88 93 Abf. 1, 90 Abſ. 2 Nr. 2 gegeben fein. Hiernach liegt 
u. a. ein berechtigter Grund zur Arbeitsaufgabe vor, wenn die Arbeit 
dem Arbeitsloſen mit Rückſicht auf ſein ſpäteres Fortkommen nicht 
zugemutet werden kann. Ob dieſe Vorausſetzung erfüllt iſt, hängt 
von der Lage des Einzelfalls ab. Da die Erlangung einer Siedler⸗ 
ſtelle in einer vorſtädtiſchen Kleinſiedlung dem Siedler die Möglich⸗ 
keit ſchaffen ſoll, ſich zur Ergänzung ſeines ſonſtigen Einkommens 
den Lebensbedarf einer Familie aus der Siedlerſtelle zu erarbeiten, 
ſo wird der Beſitz einer Siedlerſtelle für das ſpätere Fortkommen des 
Verſicherten im allgemeinen von weſentlichem Werte ſein. Es iſt die 
Abſicht des Geſetzgebers geweſen, den Erwerbsloſen zu ermöglichen, 
ſich im Laufe der Zeit den Lebensunterhalt aus ihrer Scholle zu be⸗ 
ſchaffen und fie nach Möglichkeit kriſenfeſt zu machen. Hat daher 
ein Verſicherter ſeine Arbeitsſtelle aufgegeben, um ſeiner vertraglichen 
Verpflichtung als Siedler zur unentgeltlichen Mitarbeit bei der Er⸗ 
richtung einer vorſtädtiſchen Kleinſiedlung i. S. der gen. VO. nach⸗ 
zukommen, ſo kann darin ein „berechtigter“ Grund zur Aufgabe 
der Arbeitsſtelle liegen. Dem Antrag auf Arbeitsloſenunterſtützung 
kann daher ohne Auferlegung einer Sperrfriſt entſprochen werden. 

(RVerſA., Entſch. v. 15. Dez. 1933, IIIa Ar 149/33; EuM. 35, 378.) 


18. 
* 


4. 8 89a Abſ. 3 ArbVermG. Daß der Inhaber des 
Wandergewerbeſcheins nach deſſen Inhalt nur als Arbeit- 
nehmer für einen beſtimmten Arbeitgeber tätig iſt, ſchließt 
die Anwendung des $ 89a Abſ. 3 nicht aus. 

Inhaber von Wandergewerbeſcheinen find nach § 89 a Abſ. 3 in 
keinem Falle als arbeitslos anzuſehen. Nach dem klaren und ein⸗ 
deutigen Wortlaut läßt die Vorſchrift keine Ausnahme zu. Ein Be⸗ 
ſchäftigungsloſer, der Inhaber eines auf ſeinen Namen ausgeſtellten 
Wandergewerbeſcheins iſt, iſt danach nicht als arbeitslos anzuſehen. 
Das Geſetz macht dabei keinen Unterſchied, daß er den Gewerbebetrieb 
im Umherziehen nur als Angeſtellter für Rechnung einer Firma 
ausübt; er, nicht die Firma, iſt Inhaber des Wandergewerbeſcheins. 
Nach § 55 GewO. bedarf eines Gewerbeſcheins, wer „in eigener 
Perſon“ das Wandergewerbe ausübt, z. B. den Verkauf von Waren 
vornimmt, gleichviel ob die Ausübung für eigene oder fremde Rech⸗ 
nung erfolgt. Der Wandergewerbeſchein hat in dieſen Fällen nicht die 
Eigenſchaft einer Legitimationskarte. Beide Urkunden ſind nach der 
GewdO. zu unterſcheiden. Auch wird die Anwendung des $ 89a Abſ. 3 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Firma für ihren Bedienſteren 
die mit dem Gewerbe verbundene Steuer entrichtet hat. Den Inhabern 


von Wandergewerbeſcheinen iſt aber die Möglichkeit gegeben, den 
Schein beim Eintritt der Arbeitsloſigkeit beim Arbeitsamt nieder⸗ 
zulegen, um dadurch die Anwendung des 8 89a Abſ. 3 auszuſchließen. 


(RVerſ A., Entſch. v. 1. Dez. 1933, IIIa Ar 139/33; EuM. 35, 376.) 


Reichsverſorgungsgericht 
[* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
verſorgungsgerichts abgedruckt! 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin 


1. Ein Anſpruch auf Zahlung der Reſtabfindung 
einer nach den 88 72—85 RVerſorg G. bewilligten Kapital⸗ 
abfindung würde den Erben eines inzwiſchen verſtorbenen 
Beſchadigten nur dann zuſtehen, wenn mit der Übermei- 
fung der Abfindungsſumme an das Ortsamt für Krieger⸗ 
fürſorge eine Auszahlung der Abfindungsſumme an den 
Beſchädigten bereits als erfolgt und fo die Abfindungs⸗ 
ſumme als zur Erbmaſſe der Verſtorbenen gehörend an⸗ 
zuſehen wäre; das iſt aber nicht der Fall. Da die Kapi⸗ 
talabfindung auch nach ihrer Bewilligung ein Kannbezug 
bleibt (vgl. 8 83 Abſ. 1 RVerforg®.), jo kann auch in dieſem 
Falle auf die Auszahlung des Reſtabfindungsbetrages 
nicht geklagt werden. 

(RVerſorgGer., Urt. v. 12. Juni 1934, M Nr. 5233/32, 1.) 


* 


2. Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe bei Verwen⸗ 
dung in: Kommunalbank für Niederſchleſien (RVerſorgcker., 
Entſch. v. 28. Juni 1934, M Nr. 30 174/31, 12); Staatsbank in 
Altenburg i. Thür. (RVerſorgGer., Entſch. v. 30, Juni 1934, 
M Nr. 26 430/31, 2); Körperſchaften des öffentlichen Rechts, 
nämlich: Hannoverſche Landeskreditanſtalt in Hannover 
(RVerſorgczer., Entſch. v. 7. März 1934, M Nr. 31459/31,8), öffent» 
lichen Verſicherungsanſtalt der ſächſ. Sparkaſſen — Oeva 
(ABerforgGer., Entſch. v. 7. März 1934, M Nr. 10 948/32, 8), Elek⸗ 
trizitätswerk Mittelbaden AG. in Lahr in Baden (RVer⸗ 
forg®er., Entſch. v. 8. März 1934, M Nr. 28 958/81, 8); 

dagegen kein Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe bei: 
preuß. Dampfkeſſelüberwachungsverein (RF M. v. 17. April 
1934, A 4900 —1752 1 B); Oſtdeutſche Eiſenbahngeſellſchaft in 
Königsberg (RVerſorgGger., Urt. v. 7. Juni 1934, M Nr. 37 440/30, 2); 
ſächſiſche Hebammen (RVerſorgGer., Urt. v. 12. Juni 1934, 
Mir. 10 836/32, 1). 

* 


3. Zum Begriff „Dienſteinkommen“ und „Einkom⸗ 
men“ i. S. der Ruhensvorſchriften, insbeſ. der 88 64—67 
Ref. v. 30. Juni 1933 (RGBl. I, 447). Das bisherige Recht 
kannte nur die „Tätigkeit“, für die eine Vergütung ges 
zahlt wird; jetzt heißt es „Beſchäftigung im Dienſte des 
Reichs“. Dagegen iſt der Begriff des „Dienſteinkommens“ 
gefallen, zuvor wird nur noch von „Einkommen“ ges 
sprochen. Sachlich hat ſich aber hier nichts geändert. Ein 
Rechtsanwalt, der das Reich in einem Prozeß vertritt und 
dafür fein Honorar erhält, bezog ſicherlich kein „Dienſt— 
einkommen“, das Honorar gehört aber zweifellos zu ſei⸗ 
nem „Einkommen“; jedoch ſeine Tätigkeit iſt keine Be⸗ 
ſchäftigung „im Dienſte des Reichs“, obwohl ein Dienſt⸗ 
vertrag zugrunde liegt. Im „Dienſte“ des Reichs wird 
nur der beſchäftigt ſein, der in dieſer Beſchäftigung einer 
Aufſicht unterſteht, der Dienſtvorgeſetzte hat, die ihm An⸗ 
weifungen erteilen können. Nur in einem ſolchen Falle 
würde man nach dem Sprachgebrauch von einer Beſchäf⸗ 
tigung im Dienſte des Reichs ſprechen können. Der Rechts⸗ 
anwalt aber handelt nach eigenem Ermeſſen, er tft kein 
Untergebener einer Reichsſtelle. Ebenſo liegt die Sache 
bei Perſonen, die eine vertragliche Veſtellung auf Lie⸗ 
ferung eines Werkes (3. B. eines Seehandbuchs) vom Reich 
entgegennehmen. 

(RVerſorgcher., Entſch. v. 30. Juni 1934, M Nr. 6862/31, 2.) 
* 


4. Der Rechtsauſpruch gemäß $ 41 Abs. 3 Satz 1 
RVerſorgG. a. F. iſt durch die VO. v. 4. Juni 1932 Teil 1 
Kap. III Art. 1 Nr. 3 u. Art. 5 Abſ. 3 in einen Kannbezug 
umgewandelt worden, und zwar auch dann, wenn er für 
die Zeit vor dem 1. Aug. 1932 geltend gemacht iſt oder noch 
wird. Aber nach Art. 5 Abf. 2 geſchieht die Umwandlung 
erſt „mit Wirkung v. 1. Aug. 1932“ ab, nicht ſchon ſeit der 
Vollendung des 15. Lebensjahres des Kindes, entſprechend 
der von 18 auf 15 Jahre durch die VD. herabgeſetzten 
Höchſtdauer. 

(RVerſorgcger., Entſch. v. 39. Juni 1934, M Nr. 14333/32, 2.) 
* 
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5. Handelt es ſich um die Regelung von Verſor⸗ 
gungsgebührniſſen, die einmal als DB.⸗Rente und zum 
andern auf Grund der VO. v. 4. Okt. 1907 betr. die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Landespolizei in Deutſch-Südweſtafrika 
bezogen werden, jo iſt 8 8 Abſ. 4 ARG. deshalb nicht an- 
wendbar, weil dieſer Abſatz nur die im 88 Abſ. 1—3 a. a. O. 
erwähnten verſchiedenen Verſorgungsarten im Auge hat. 
Wie bereits im RVerſorgGer.⸗Urt. v. 20. Dez. 1933, 
M Nr. 15 29932, 2 näher ausgeführt iſt, handelt es ſich bei 
der Verſorgung eines früheren Landespolizeibeamten in 
Deutſch⸗Südweſtafrika auf Grund der erwähnten VO. v. 
1907 um ein BeamtBerforg®., das den Landespolizei⸗ 
beamten die gleiche Verſorgung gewährt, wie wenn ſie 
Militärperſonen und zwar Schutztruppenangehörige ge— 
weſen wären. Daraus folgt die Anwendung aller für die 
Militärverſorgung geltenden Vorſchriften auf dieſe Art 
der Beamtenverſorgung und daher iſt, wie auch in der 
vorher genannten RVerſorgGerEntſch. dargelegt wird, 
die Vorſchrift des $ 63 Nr. 2 RVerſorgG. über das Ruhen 
der Verſorgungsgebührniſſe anzuwenden. 

(VerſorgGer., Urt. v. 10. Juli 1934, M Nr. 19967/31, 2.) 
* 


6. Das Rückforderungsrecht nach 8 79 Abi. 3 RVer⸗ 
ſorgG. kann zweifellos ohne jede Zeitbeſchränkung auch 
über das 55. Lebensjahr hinaus geltend gemacht werden, 
ſolange ſich ein Kapitaliſierungsfaktor errechnet. 

(RVerſorgGer., Entſch. v. 24. Juli 1934, M Nr. 6092/32, 10.) 
* 


7. Selbſtfahrer i. S. der Durchf Vo. zu 87 RVer⸗ 
forg®. v. 8. Mai 1929 (RGBl. I, 93) find nur ſolche mit 
Handbetrieb, nicht mit Motorantrieb. 

(RVerſorgGer., Entſch. v. 1. Aug. 1934, M Nr. 6820/33, 10.) 


— 
II. Länder 


Oberverwaltungsgerichte 
Preußen 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht 


1. 88 113, 115, 118 Abſ. 1—4 PrWaſſG. i. Verb. m. 
Schleſ. Vorflutedikt v. 20. Dez. 1746. 

1. Die Unterhaltungspflicht an einem Waſſerlaufe 2. 
oder 3. Ordnung iſt eine öffentlich rechtliche, jedoch durch 
8 118 Abſ. 1 WaſſG. an das privatrechtliche Eigentum am 
Waſſerlaufe geknüpfte Verbindlichkeit. 

2. Ablehnung der Rechtsauffaſſung, daß nach Schleſ. 
Auenrecht mit Rückſicht auf die Zugehörigkeit der Aue zur 
Grundherrſchaft die Unterhaltungspflicht auf dem ganzen 
Gute hafte. 

3. Mit Dereliktion der Aue vor Inkrafttreten des 
WaſſG. v. 7. April 1913 durch Grundbuchverzicht find fo- 
wohl die private wie öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtungen 
des bisherigen Auenberechtigten verſchwunden. 

Durch den Bereich einer Gutsherrſchaft in Schl. fließen zwei 
Waſſerlaufe 2. Ordnung. Bei einer Schau der beiden Wafferläufe 
am 7. Juni 1932 wurden verſchiedene Mängel au ihnen feſtgeſtellt; 
für die Beſeitigung einer größeren Zahl dieſer Mängel wurde der 
Eigentümer der Gutsherrſchaft als polizeipflichtig angeſehen. Durch 
Vfg. v. 23. Juni 1932 gab ihm der Landrat als Waſſerpolizeibehörde 
auf Grund der 88 40 ff. Pol Verw. v. 1. Juni 1931 (PrGS. 
77ff.), der 88 114, 118—120, 342 und 347 PrWaſſch. v. 7. April 
1913 ſowie des ſchleſ. Auenrechts u. a. auf, die im Schauprotokoft 
feſtgeſtellten Mängel zu beſeitigen. Der Eigentümer der Gutsherr⸗ 
ſchaft machte im Beſchwerdewege geltend, nicht unterhaltungspflichtig 
zu fein, weil er ſchon vor dem Inkrafttreten des Waſſch. auf das 
Eigentum an den fraglichen Waſſerläufen, wo die zu beſeitigenden 
Mängel liegen, verzichtet habe und an den in Frage kommenden 
Stellen auch nicht anliege. Der RegpPräſ. wies die Beſchw. zurück. 
Die dagegen erhobene Klage im Verwaltungsſtreitverfahren wies der 
BezAusſch. ab. 

Der 5. Sen. des OVG. hob das Urt. des BezAusſch. auf und 
ſetzte die waſſerpolizeilichen Vfg. des Landrates außer Kraft. 

Der BezAusſch. hat feſtgeſtellt, daß der Kl. auf das Eigentum 
an deujenigen Strecken des Baches, für die er durch die beiden 
waſſerpolizeilichen Vfg. als Unterhaltspflichtiger in Auſpruch ge⸗ 
nommen worden iſt, durch Erklärungen gegenüber dem GBA. 
verzichtet hat und daß dieſer Verzicht am 28. März 1913, alſo vor 
dem Inkrafttreten des Waſſch. v. 7. April 1913, in die Grund⸗ 
bücher der Waſſerlaufe eingetragen worden iſt. Gleichwohl hat er 
den Kl. für unterhaltspflichtig angefehen, indem er ausgeführt hat: 
Durch den Verzicht ſeien allerdings die privatrechtlichen Beziehungen 
des Kl. zu den fraglichen, durch den Verzicht herrenlos gewordenen 
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Waſſerläufen erloſchen; hierdurch habe ſich aber an der öffentlich⸗ 
rechtlichen Unterhaltungspflicht nichts geändert, weil dieſe auf deim 
ganzen Gute ruhe. Bei der Beratung des WaſſchEntw. in der 
Unterkommiſſion des PrLT. für das ſchleſ. Auenrecht ſei ausgeführt 
worden, daß im Falle etwaiger Dereliktion der Aue die Unter⸗ 
haltungslaſt nicht kraft Geſetzes auf die Anlieger abgewälzt wer⸗ 
den könne, daß weiter die beſtehende Unterhaltungslaſt eine öffeutlich⸗ 
rechtliche ſei, die mit Rückſicht auf die Zugehörigkeit der Aue zur 
Grundherrſchaft auf dem ganzen Gute hafte und daher durch 
Dereliktion der Aue allein nicht beſeitigt werden könne, und daß 
endlich es als unbillig zu bezeichnen ſei, auf Grund willkürlicher 
Dereliktion des wertloſen Auenrechts die koſtſpielige Unterhaltungs⸗ 
laſt kraft Geſetzes auf die Anlieger zu übertragen. Bei Lenhard⸗ 
Reichau, PrWaſſch., Anm. 8 zu 8 118, S. 103 ſei unter Berufung 
auf die Rechtsanſicht von Lette und v. Rönne, Die Landes⸗ 
kulturgeſetzgebung des Preuß. Staats, 1854, 677ff. ausgeführt, 
daß durch Verzicht auf das Eigentum an dem Waſſerlauf der Auen⸗ 
berechtigte ſich ſeiner Verpflichtung nicht entziehen könne, weil 
letztere auf dem ganzen Gute ruhe. Dieſe Rechtsanſicht treffe 
nicht nur für diejenigen Dereliktionen von Waſſerläufen zu, die nach 
dem Inkrafttreten des PrWaſſch. vorgenommen worden ſeien, ſondern 
auch für die früheren Dereliktionen. Es gelte mithin auch im Streit⸗ 
falle nach 8 118 Abſ. 4 (gemeint iſt offenbar Abſ. 3) Waſſch. die 
grundſätzliche Beſt. des 8 118 bj. 1 a. a. O., wonach den Guts⸗ 
herrſchaften die Unterhaltungspflicht in dem früheren Umfange ver⸗ 
bleibe, ſoweit beim Inkrafttreten des Waſſch. keine gegenteilige Ob⸗ 
ſervanz beſtehe, was der Kl. nicht nachgewieſen habe. 


Mit Recht rügt die Rev., daß dieſe Ausführungen die Vorſchr. 
des § 118 Abſ. 1 u. 3 Waſſch. verletzen. Im § 118 Abſ. 1 iſt be⸗ 
ſtimmt, daß den Gutsherrſchaften, denen das Eigentum an einem 
Waſſerlauf 2. oder 3. Ordnung auf Grund des ſchleſ. Auenrechts zu⸗ 
ſteht, die Unterhaltungspflicht in dem bisherigen Umfange ver⸗ 
bleiben ſoll; ſoweit aber beim Inkrafttreten des Geſetzes (1. Mai 
1914) eine gegenteilige Obſervanz beſteht, ſoll es dabei ſein Bewenden 
behalten. An dieſem klaren, eindeutigen Wortlaut des Geſetzes 
müſſen die Ausführungen des Vorderrichters ſcheitern, daß es für 
die Unterhaltungspflichk nicht auf die privatrechtlichen Beziehungen 
des Kl. zu den betreffenden Waſſerläufen, ſondern auf die öffentlich⸗ 
rechtliche — nach Meinung des BezAusſch. auf dem ganzen Gute 
ruhende — Unterhaltungspflicht ankomme. Richtig iſt, daß die 
Unterhaltungspflicht eine öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit iſt, aber 
das Geſetz hat fie im § 118 Abf. 1 Waſſch. an das privat⸗ 
rechtliche Eigentum am Waſſerlauf geknüpft. Wenn der Ge⸗ 
ſetzgeber gemeint haben ſollte, die Unterhaltungspflicht des Auen⸗ 
berechtigten habe ſich nach dem bisherigen Rechtszuſtande durch Ver⸗ 
zicht auf das Eigentum am Waſſerlauf nicht wegſchaffen laſſen, oder 
wenn er auch nur der Rſpr. dieſe Frage zur Entſch. überlaſſen wollte, 
jo hätte er die Beſt. im 8 118 Ab. 1 etwa dahin faſſen müſſen, 
daß den Gutsherrſchaften, denen an einem Waſſerlauf 2. und 3. Ord⸗ 
nung auf Grund des ſchleſ. Auenrechts die Unterhaltungspflicht ob⸗ 
liege, dieſe in dem bisherigen Umfange verbleibe; nicht aber durfte er, 
wie es im 8 118 geſchehen iſt, ſagen, daß die Unterhaltungspflicht 
den Gutsherrſchaften verbleibe, denen das Eigentum auf 
Grund des ſchleſ. Auenrechts zuſtehe; denn damit wurde 
die Unterhaltungspflicht ausdrücklich vom Eigentum an den Waſſer⸗ 
laufen abhängig gemacht. Zum mindeſten tt ein Wille des Geſetz⸗ 
gebers, dem Auenberechtigten die Unterhaltungspflicht ohne das 
privatrechtliche Eigentum an dem Waſſerlauf aufzuerlegen, nicht zum 
Ausdruck gekommen, und er wäre daher, ſelbſt wenn er vorgelegen 
hätte, unbeachtlich. Das Geſetz erweiternd auszulegen, muß aber nicht 
nur an dem klaren Wortlaut des 8 118 Abſ. 1 ſcheitern, ſondern 
verbietet ſich auch im Hinblick auf § 113 Abſ. 1 Satz 2 Waſſch., 
der beſtimmt, daß beim Inkrafttreten des Geſetzes beftegende öffentlich 
rechtliche Verbindlichkeiten zur Unterhaltung eines Waſſerlaufs oder 
ſeiner Ufer erlöſchen, ſoweit ſie nicht in dem Geſetz aufrechterhalten 
jind, und der damit den Kreis der Unterhaltungspflichtigen er⸗ 
ſchöpfend umſchreibt. Auf die Frage, ob nach ſchleſ. Auenrecht die 
Unterhaltungspflicht durch Verzicht auf das Eigentum lediglich an 
dem Waſſerlauf beſeitigt werden kann, kam es in dieſem Zuſammen⸗ 
hang ſonach gar nicht an. Daß der Abſ. 3 des 8 118, der beſtimmt, 
die Vorſchr. in Abſ. 1 ſolle auch gelten, wenn der Auenberechtigte 
auf ſein Eigentum verzichtet, nicht auf die Vergangenheit bezogen 
werden kann, alſo nicht rückwirkende Kraft hat, iſt nach ſeinem 
Wortlaut ohne Zweifel. 


Daß die Unterhaltungspflicht des Kl. nicht auf 8 118 Waſſch. 
geſtützt werden kann, da er das Eigentum an den fraglichen Waſſer⸗ 
laufſtrecken in rechtswirkſamer Weiſe (8 928 Abſ. 1 BGB.) vor 
dem Inkrafttreten des Waſſch. aufgegeben hatte, iſt vorſtehend er⸗ 
örtert. Auch aus anderen Beſt. des Waſſch. ergibt ſich die Unter⸗ 
haltungsverpflichtung nicht. In Betracht kommt nur § 115 WaſſG. 
i. Verb. m. dem ſchleſ. Auenrecht. Nach 8 115 Abſ. 1 Nr. 2 liegt 
die Unterhaltung eines natürlichen Waſſerlaufs 2. Ordnung den für 
dieſen Zweck zu bildenden Waſſergenoſſenſchaften ob. Bis eine Waſſer⸗ 
genoſſenſchaft gebildet iſt, find dieſe Waſſerläufe nach Abſ. 2 ebenda 
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von den bisher dazu Verpflichteten zu unterhalten. Da Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften für die beiden Waſſerläufe nicht gebildet worden ſind, 
fragt es jich alſo, ob dem Kl. bis zum Inkrafttreten des Waff®. 
trotz ſeines Eigentumsverzichts die Unterhaltungspflicht obgelegen hat. 
In den Beratungen der von dem KT. eingeſetzt geweſenen Unter⸗ 
kommiſſion über das ſchleſ. Auenrecht iſt allerdings angenommen 
worden, „daß die beſtehende Unterhaltungspflicht des Auenberechtigten 
eine öffentlich-rechtliche ſei, welche mit Rückſicht auf die Zugehörig⸗ 
keit der Aue zur Grundherrſchaft auf dem ganzen Gute hafte und 
daher durch Dereliktion der Aue allein nicht beſeitigt werden könne“ 
(vgl. Bericht der 13. Kommiſſion über die 1. Leſung eines Waſſch., 
Anl. III Nr. 606 0 ©. 49). Auch findet ſich dieſe Anſicht bei Len⸗ 
hard⸗Reichau S. 303 unter Hinweis auf Lette⸗v. Rönne: 
Die Landeskulturgeſetzgebung des Preuß. Staates Bd. II S. 677ff. 
Eine Begr., weshalb die Unterhaltungspflicht auf dem ganzen Gute 
ruhe, findet ſich aber nirgends. Die bei Lenhard-⸗Reichau 
d. a. O. angeführte Stelle von Lette-v. Rönne enthält nichts 
Einſchlägiges. Die Anſicht kann als richtig auch nicht anerkannt 
werden. 

Das ſchleſ. Vorflutedikt v. 20. Dez. 1746 (Korns Schleſiſche 
Ediktenſammlung Bd. II S. 392 Nr. 53, auch abgedr. bei von 
Möller: Schleſiſche Ediktenſammlung S. 78), das wegen des zu⸗ 
gunſten der Provinzialgeſetze im Abſ. 1 des § 7 Geſ. v. 28. Febr. 
1843 (GS. 41) gemachten Vorbehalts aufrechterhalten geblieben war 
(ObTrib. 18, 541 PräjNr. 2193; OVG. 24, 276), beſtimmte, daß 
„alle unterwerts liegenden Grund-Herrfchaften und deren Unter⸗ 
thanen ſchuldig ſind, dem oberwerts liegenden, wenn das Waſſer von 
desſelben Grund und Boden anders nicht abzuleiten iſt, ... die Vor⸗ 
flut zu machen“. Die Heranziehung auch der Untertanen der Guts⸗ 
herrſchaften ergibt, daß die Unterhaltungspflicht den Gutsherrſchaften 
nicht deshalb obliegen ſollte, weil ſie die Herrſchaft über das von 
dem Waſſerlauf durchfloſſene Gebiet hatten, ſondern weil ihnen nach 
Auenrecht das Eigentum an den Waſſerläufen zukam; denn ſoweit 
ſie ſich dieſes Eigentums etwa zugunſten ihrer Untertanen entäußert 
hatten, ſollten inſoweit dieſe räumungspflichtig ſein. Das iſt auch 
ſtets der Standpunkt der Rſpr. geweſen. Das ObTrib. (ObTrib. 20, 
448; vgl. auch Lette⸗v. Rönne Bd. II Abſ. 2 S. 600) hat 
i. J. 1850 entſchieden, daß in Schleſien nach dem ſchleſ. Vorflutedikkt 
„die Gräben, Bäche und Flüſſe, ſofern es die Polizeibehörde für er⸗ 
forderlich erachtet, von den Grundbeſitzern, über deren Gründe ſie 
laufen, geräumt werden“. Der Gerichtshof hat wiederholt (OVG. 
24, 276; 36, 302) ausgeſprochen, auch im Geltungsgebiet des ſchleſ. 
Vorflutediktes gelte der Rechtsſaz, daß demjenigen, dem an einem 
Privatfluſſe das ausſchließliche Eigentum — i. S. der Geſamtheit der 
Nutzungsrechte — zuſteht, die geſetzliche Pflicht zur Räumung ſelbſt 
dann obliegt, wenn er nicht Uferbeſitzer iſt. Die Unterhaltungspflicht 
iſt alſo immer als das Gegenſtück zu dem Eigentum des Auen⸗ 
berechtigten angeſehen worden. Davon war übrigens auch die Begr. 
zum Entw. des WaffG. ausgegangen (vgl. dort S. 62, 141/142). 
Ein innerer Grund für die Annahme, die Verpflichtung „ruhe auf 
dem ganzen Gute“ und nicht nur auf dem Waſſerlaufe, iſt auch nicht 
erſichtlich. Iſt aber ein Rechtsſatz, der die Grundherrſchaft zur Unter⸗ 
haltung des Waſſerlaufs auch dann verpflichtet, wenn ſie das Eigen⸗ 
tum an dem Waſſerlauf aufgegeben hatte, im Bereich des ſchleſ. 
Auenrechts nicht nachweisbar, ſo entfällt eine Inanſpruchnahme des 
Kl. auch nach 8 115 Abſ. 2 Waſſch. 

(ProVG., 5. Sen., Urt. v. 22. März 1934, V C 28/33.) 
Ber. von RA. Ernſt Böttger, Berlin. 
* 


2. 8112 Pre VG. v. 30. Juli 1883 (GS. 195). Einer 
Partei iſt ein Verſchulden von Angeftellten ihres Prozeß- 
vertreters nicht zuzurechnen. Vorausſetzung iſt aber 
immer, daß den Prozeßvertreter ſelbſt kein Verſchulden 
trifft. Ein ſolches Verſchulden iſt dann nicht anzunehmen, 
wenn ein langjähriger, ſonſt zuverläſſiger Bürogehilfe 
einen Eingang verſehentlich in falſche, nicht im Gebrauch 
befindliche Akten legt, obwohl der Rechtsanwalt ge— 
nügende Kontrollvorſchriften, insbeſ. über die Führung 
des Friſtenregiſters, erlaſſen hat und die Innehaltung 
der Friſten ſelbſt genügend überwacht. 

Die Kl. ſind durch Beſcheid v. 7. Nov. 1931 zu Beiträgen 
gem. §9 Komm Abg. für die Koſten der Erneuerung von Bür⸗ 
gerſteigen herangezogen worden. Die Einſprüche wies der Ma⸗ 
giſtrat durch Beſcheid v. 7. Juni 1932 zurück. Der Beſch. wurde 
dem Vertreter der Kl., RA. G., im Büro am 10. Juni 1932 zu 
Händen eines Büroangeſtellten durch einen ſtädtiſchen Beamten 
zugeſtellt. Die Klage ging jedoch erſt am 24. Nov. 1932 beim 
BezAusſch. ein. Der BezAusſch. hat die Klage unter Ablehnung 
des Antrages auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand als ver⸗ 
ſpätet abgewieſen. Gegen das Urteil des BezAusſch. haben die 
Kl. Rev. eingelegt. Das OVG. gab dem Rechtsmittel ſtatt. 

Der Streit der Parteien betrifft die Frage, ob den Kl. gegen 
die Verſäumung der Klagefriſt die Wiedereinfegung in den vorigen 


Stand zu gewähren ift. Hierüber hat das Rev., weil es fi 
um die Prüfung einer geſetzlichen Ausſchlußfriſt handelt, ohne an 
die Feſtſtellungen der Vorinſtanz gebunden zu fein, ſelbſtäudig zu 
entſcheiden. 

Ausweislich der Zuſtellungsurkunde iſt der Einſpruchsbeſcheid 
des Magiſtrats einem Büroangeſtellten des Vertreters der Kl. zu⸗ 
geſtellt worden; nach den Erklärungen des RA. und den abgege⸗ 
benen eidesſtattlichen Verſicherungen hat der Bürovorſteher das 
Schriftſtück einem Angeſtellten zur Notierung der Notfriſt über⸗ 
geben; dieſe Notierung iſt aber unterblieben, der Beſcheid iſt viel⸗ 
mehr verſehentlich in andere Akten gelangt und dort erſt vom 
RA. G. am 18. Nov. 1932 aufgefunden worden. Hiernach liegt 
jedenfalls ein Verſchulden eines Angeſtellten vor, das zur Folge 
hatte, daß die Klagefriſt nicht gewahrt wurde. 

Wie indeſſen das OVG. in der Entſch. OVG. 70, 460 be⸗ 
reits anerkannt hat, iſt ein Verſchulden von Angeſtellten eines 
Prozeßvertreters einer Partei dieſer nicht zuzurechnen. Voraus⸗ 
ſetzung für die Gewährung der Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand iſt immer, daß den Prozeßvertreter ſelbſt kein Verſchul⸗ 
den trifft. Dies hat der Gerichtshof im Gegenſatz zum BezAusſch. 
angenommen. Ein RA. hat regelmäßig Termine vor den Gerichten 
wahrzunehmen, er iſt daher nicht in der Lage, alle Eingänge ſelbſt 
in Empfang zu nehmen; er muß dies vielmehr vielfach ſeinem 
Büroperſonal überlaſſen. Sache des NA. iſt es aber, geeignete 
Anordnungen dafür zu treffen, daß ihm alle Eingänge vorgelegt 
werden. Unſtreitig ſind die Angeſtellten, welche mit der Entgegen⸗ 
nahme der Eingänge im Büro des RA. G. betraut ſind, ſchon 
ſeit längeren Jahren im Bürodienſt tätig. Tatſachen, daß der RA. 
bei der Auswahl der Bürokräfte nicht mit genügender Sorgfalt 
vorgegangen ſei, ſind nicht geltend gemacht worden. Abgeſehen von 
der allgemeinen und ſelbſtverſtändlichen Vorſchr., daß alle Ein⸗ 
gänge dem RA. vorzulegen ſeien, beſteht nach dem Inhalt der 
eidesſtattlichen Verſicherungen im Rechtsanwaltsbüro die beſondere 
Übung, daß alsbald nach der Zuſtellung von Schriftſtücken für 
dieſe Eingänge Notfriſten notiert werden müſſen, daß der Friſten⸗ 
kalender dann dauernd kontrolliert wird, auch der RA. ſelbſt 
hieran durch Akten- und Regiſterprüfung beteiligt iſt. Wenn nun 
im vorl. Falle trotz der gegebenen Kontrollvorſchriften ein im 
übrigen zuberläſſiger Angeſtellter den Eingang in falſche, nicht im 
Gebrauch befindliche Akten gelegt hat, jo kann dies Verſehen dem 
Prozeßvertreter ſelbſt nicht zur Laſt gelegt werden, es kann aber 
auch nicht feſtgeſtellt werden, daß er es an ausreichender Über⸗ 
wachung hat fehlen laſſen; ein Tatbeſtand, wie dem Urt. in OVG. 
70, 460 zugrunde liegt, iſt hier jedenfalls nicht gegeben. 

Das Urteil des BezAusſch. war hiernach aufzuheben. Die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung 
der Klagefriſt war den Kl. gem. 8 112 LVG. zuzubilligen. 


(PrOG., 2. Sen., Urt. v. 29. Mai 1934, II C 88/33.) 
Ber. von Sen Präſ. von Kries, Berlin. 
* 


3. 88 6, 8 Abſ. 3, 77 Prͤomm Abg. v. 14. Juli 1893 
(GS. 152). Baupolizeigebühren. 

1. 8 6 Komm AbgG. unterſcheidet zwei Arten von 
Baupolizeigebühren. Abſ. 1 behandelt Gebühren für die 
— tatſächlich ausgeſprochene — Genehmigung und die 
— tatſächlich durchgeführte — Beaufſichtigung von Bau⸗ 
ten, Abſ. 2 Gebühren für alle fonftige Tätigkeit der Bau⸗ 
polizei, wie z. B. Materialprüfung, Prüfung von Vorent- 
würfen und die Tätigkeit im Genehmigungsverfahren, 
falls es — ſei es wegen Rücknahme des Antrags oder 
Rerfagung — nicht zu einer Genehmigung kommt. 

2. Geb. find, ſoweit fie nur Gebühren aus 8 6 Abſ. 1 
vorſehen, nicht genehmigungspflichtig, wohl aber ſoweit 
fie ſolche aus 86 Abſ. 2 an ordnen (8 8 Abſ. 3 Komm Abg.. 

3. Genehmigt werden kann nur eine bereits beſchloſ⸗ 
ſene Gebo. Eine vorherige Zuſtimmung genügt nicht. 
Eine ſtillſchweigende Genehmigung kennt 8 77 Komm- 
Abg. nicht. 

Eine Baugeſellſchaft reichte ein Projekt für eine Teilbe⸗ 
bauung ihres Grundſtücks in der Liſtraße in B. mit der Bitte um 
baupoltzeiliche Genehmigung ein. Die Baugenehmigung wurde ihr 
gem. $ 12 FluchtlGö. verſagt, weil die Lſtraße noch keine fertige 
Straße ſei. Für die Tätigkeit der Baupolizei aus Anlaß dieſes 
Prüfungsverfahrens wurde die Baugeſellſchaft von dem Bezirks⸗ 
amt auf Grund der GebO. v. 7. April 1930 i. d. Faſſ. des Nach⸗ 
trags v. 22. Sept. 1931 zu einer Gebühr herangezogen. Nach 
fruchtloſem Einſpruch und erfolgloſer Klage legte ſie Rev. ein, 
auf welche hin das OVG. die Kl. von der Heranziehung frei⸗ 
ſtellte. 

Der Heranziehung liegt die GebO. v. 7. April 1930 zugrunde, 
welche durch beide ſtädtiſchen Körperſchaften beſchloſſen iſt. Die 
SED. ſieht Grundgebühren für die „Genehmigung und 
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Beaufſichtigung“ von Neubauten uſw. ſowie Zuſchlags⸗ 
und Sondergebühren für „ſonſtige Amtshandlungen 
der Baupolizei“ vor. Unter den Sondergebühren werden in 
§ 3 3. B. ſolche für die Prüfung von Bauſtoffen und Bauweiſen, 
von Vorentwürfen und unter VI für begonnene Prüfungen von 
Baugeſuchen, die infolge Zurückziehung des Antrags oder Ver⸗ 
ſagung nicht zur Genehmigung geführt haben, vorgeſchrieben. Die 
Heranziehung gründet ſich auf dieſe Beſt. des 8 3 zu VI. 

Es fragt ſich zunächſt, ob ein gehöriges Ortsrecht vorliegt. 
Gegen den Inhalt des Ortsrechts iſt, ſoweit er hier in Frage 
kommt, nichts einzuwenden. Die wegen Unbeſtimmtheit ungültige 
Vorſchr. zu Ziff. 10 des Nachtrags („20 —50 7) beeinträchtigt 
die Gültigkeit des Ortsrechts im ganzen nicht. In formeller 
Hinſicht iſt zu prüfen, ob das Ortsrecht einer Genehmigung durch 
1 Aufſichtsbehörde bedurfte, zutreffendenfalls ob eine ſolche er⸗ 
teilt iſt. 

Die Geb. findet ihre rechtliche Grundlage in S 6 Komm⸗ 
AbgG. § 6 Abſ. 1 geſtattet den Gemeinden: „für die Genehmigung 
und Bcaufſichtigung von Neubauten ... ſowie für die ordnungs⸗ 
und feuerpolizeiliche Beaufſichtigung von Meſſen uſw. Gebühren 
zu erheben“. 

Nach § 6 Abſ. 2 dürfen die Gemeinden ferner: „für einzelne 
Handlungen ihrer Organe (für eine Tätigkeit), die im weſent⸗ 
Nen im Intereſſe einzelner erfolgen, Verwaltungsgebühren er⸗ 

eben“. 

Der jetzige Wortlaut des Abſ. 2 beruht auf dem Geſ. v. 
26. Aug. 1921 (GS. 495). Der Abſ. 1 bezieht ſich nur auf die 
Tätigkeit der ſtädtiſchen Bau⸗, Ordnungs⸗ und Feuerpolizei, der 
Abſ. 2 auch auf die Tätigkeit ſonſtiger ſtadtiſcher Organe. Der 
Abſ. 1 betrifft nur die dort beſonders genannte Tätigkeit der 
ſtädtiſchen Bau- uſw. Polizei, nämlich die Genehmigung 
und die Beaufſichtigung von Neubauten und die Be⸗ 
aufſichtigung von Meſſen uſw. Der Abſ. 2 iſt nicht nur 
hinſichtlich der Organe der Stadt, ſondern auch hinſichtlich 
der Art ihrer Tätigkeit, ſofern ſie nur im Intereſſe ein⸗ 
zelner erfolgt, unbeſchränkt. Unter Abſ. 2 fällt daher auch jede 
ſonſtige Tätigkeit der Bau⸗ uſw. Polizei, ſofern es ſich nicht um 
die Erteilung einer Baugenehmigung oder die 
durchgeführte Beaufſichtigung von Bauten und 
Meſſen handelt. Es war gerade der Zweck der Nov. von 1921, den 
früher fo gut wie bedeutungsloſen Wortlaut des Abſ. 2 (vgl. hierzu 
den urſprünglichen Inhalt der Ausf Anw. zum KommAbdgb. Art. 6 
zu 2, Nöll⸗Freund⸗Suren S. 489) zu ändern und den 
Gemeinden in weiterem Umfange als bisher die Möglichkeit zu 
geben, Vergütungen für die Tätigkeit ihrer Organe zu verlangen. 
Während es nach der bisherigen Rechtslage nicht möglich war, 
auf Grund einer auf § 6 Abf. 1 Kommabgs. beruhenden GebO. 
eine Baupolizeigebühr zu erheben, wenn der Bau nicht oder nur 
unter ſolchen Bedingungen, die zu erfüllen der Bauunternehmer 
ablehnte (R.⸗ u. PrVerwBl. 19, 19), genehmigt war, oder wenn 
eine Genehmigung i. S. der Gebührenerhebung um deswillen 
nicht vorlag, weil nicht auch eine ſtatiſche Prüfung vorgenom⸗ 
men war (vgl. OVG. 50, 51; 58, 149; R.⸗ u. PrVerwBl. 32, 69; 
34, 9, 621), ermöglicht es jetzt die Neufaſſung des § 2 Abi. 2, 
durch eine auf ihn gegründete GebO., auch dieſe Tatbeſtände zu 
erfaſſen, insbeſ. alſo auch Gebühren zu erfordern, falls die bean⸗ 
tragte Baugenehmigung verſagt wird (vgl. Nöll⸗Freund⸗ 
Surén, Anm. 6h zu $ 6 KommAbgG.). 

Während aber GebO. aus § 6 Abſ. 1 KommAbgch. einer 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde nicht bedürfen, iſt folche für 
Ordnungen aus § 6 Abſ. 2 durch $ 8 Abi. 3 KommAbgG. i. d. Faſſ. 
des Geſ. v. 26. Aug. 1921 (GS. 495) ausdrücklich vorgeſchrieben 
(vgl. Moll⸗Kreuter, Anm. 2 zu 88 Komm AbgG.; Nöll⸗ 
Freund⸗Surén, Anm. 9 zu §S 6 KommAbgb.). 

Wie oben bereits dargelegt, bezieht ſich die ſtreitige GebO. 
nicht allein auf die Genehmigung und Bcauſichtigung von Bauten, 
ſondern auch auf ſonſtige Amtshandlungen der Baupolizei. Der 
Vertreter des Bekl. hat ausdrücklich zugegeben, daß die Ordnung 
auf § 6 Abſ. 1 und 2 KommAbgG. gegründet ſei. Da es ſich im 
vorl. Streit um eine Gebühr für begonnene Prüfung bei nach⸗ 
folgender Verſagung der Genehmigung handelt, iſt die GebO. nur 
rechtswirkſam zuſtande gekommen, perfekt geworden, wenn ſie die 
für B. erforderliche Genehmigung des OPräſ. erhalten hat. 

Hinſichtlich der Stellungnahme der Auffichtsbehörde haben 
die vom Senat angeſtellten Ermittlungen folgendes ergeben. Die 
Zentrale der ſtädtiſchen Baupolizei hat dem OPräſ. den Ent⸗ 
wurf der BaupolGebO. vorgelegt. Der OPräſ. hat mit Vfg. 
v. 22. Jan. 1929 der Ordnung i. d. Faſſ. des Entwurfs unter ge⸗ 
wiſſen Bedingungen zugeſtimmt. Erſt am 22. Jan. 1930 und 
3. April 1930 haben die ſtädtiſchen Körperſchaften den Entwurf 
zum Beſchluß erhoben. In gleicher Weiſe iſt hinſichtlich des Nach⸗ 
trags verfahren, auch hier liegt nur eine Zuſtimmung des OPräſ. 
zu einem Entwurf vor, der erſt mehrere Monate ſpäter durch die 
ſtädtiſchen Korporationen zum Beſchluß erhoben worden iſt 
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Das bürgerliche Recht kennt eine vorherige Zuſtimmung 
(Einwilligung) — 8 183 BGB. — und eine nachträgliche Zuſtim⸗ 
mung (Genehmigung) — 8 184 BGB. —, welche in gleicher Weife 
die Handlung, welcher zugeſtimmt wird, rechtsverbindlich werden 
laſſen. Eine entſprechende Anwendung dieſer Grundſätze des bürger⸗ 
lichen Rechts auf die öffentlich⸗rechtliche Genehmigung und Zuſtim⸗ 
mung des §77 KommAbgG. iſt jedoch abzulehnen. Die Genehmi⸗ 
gung des § 77 Komm Abg. iſt ein Akt der Staatsaufſicht. Er ſetzt 
eine Willensentſchließung der beaufſichtigten Organe voraus, da 
ohne ſolche die Prüfung vom Standpunkt der Staatsaufſicht nicht 
möglich iſt. Der Gemeindebeſchluß muß daher der Genehmigung 
vorhergehen. Das iſt hier nicht geſchehen, die Beſchlüſſe der Ge⸗ 
meinde ſind vielmehr viele Monate ſpäter erſt gefaßt. Es iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daß veränderte Verhältniſſe inzwiſchen auch eine 
Anderung der Einſtellung der Aufſichtsbehörde zur Folge gehabt 
haben können, die vielleicht zu einer anderen Stellungnahme ge⸗ 
führt haben würde. Daß der OPräſ. am 22. Jan. 1929 dem Ent⸗ 
wurf zugeſtimmt hat, zwingt alſo nicht zu der Annahme, daß er 
nach Ablauf von mehr als einem Jahre auch wirklich genehmigt 
hätte. 

Nun hat der OPräſ. allerdings am 22. Jan. 1929 um Überſen⸗ 
dung von neun Stück des Amtsblatts erſucht, in welchem die Ord⸗ 
nung öffentlich bekanntgemacht worden iſt, und dieſe Bek. enthielt 
den Zuſatz, der OPräſ. habe durch Vſg. v. 22. Jan. 1929 zuge⸗ 
ſtimmt. Es ſind die verlangten neun Amtsblätter ſeinerzeit dem 
OPräſ. auch überſandt. Weiter hat der OPräſ. von der GebO. 
auch aus Anlaß des ihm überreichten Entwurfs des Nachtrags 
Kenntnis erlangt. Er hat weder bei Zuſendung der Amtsblätter 
noch bei Vorlage des Entwurfs für den Nachtrag zum Ausdruck 
gebracht, daß die Ordnung ſeine Billigung nicht finde, ja er hat 
ſogar dem Entwurf des Nachtrags am 5. Febr. 1931 ausdrücklich 
zugeſtimmt. 

Daß die Genehmigung eines Nachtrags — wie ſolche hier 
übrigens gar nicht vorliegt — die fehlende Genehmigung der 
Ordnung nicht erſetzt, iſt ſtändige Rſpr. (R.⸗ u. PrVerwBl. 48, 
283). Man könnte aber aus der vorherigen Zuſtimmung i. Verb. 
m. dem Schweigen auf die Überſendung der Amtsblätter und der 
Zuſtimmung zu dem Entwurf des Nachtrages auf eine ſtillſchwei⸗ 
gende Genehmigung ſchließen. Der Gedanke, daß ſtillſchweigend 
durch ſchlüſſige Handlungen ein Wille zum Ausdruck gebracht wer⸗ 
den kann, iſt dem öffentlichen Recht keineswegs ganz fremd (vgl. 
OVG. 9, 41; 13, 179; R.⸗ u. PrVerwBl. 19, 161; 33, 599; die 
Entſch. II C 243/26 und II C 169/28 halten einen ſtillſchweigen⸗ 
den Beitritt kommunaler Körperſchaften zu einer Maßgabe der 
Genehmigung für angängig, wenn die kommunale Körperſchaft 
ſich überhaupt über die Maßgabe ſchlüſſig geworden iſt). Daß aber 
die Aufſichtsbehörde ihre Stellungnahme aus § 77 Komm⸗ 
AbgS. ſtillſchweigend durch ſchlüſſige Handlungen rechtswirkſam 
ſoll erklären dürfen, kann nicht anerkannt werden. Von der Ge⸗ 
nehmigung (Zuſtimmung) der Aufſichtsbehörde hängt das In⸗ 
krafttreten der AbgO. ab. Der Zeitpunkt muß einwandfrei feſt⸗ 
ſtehen, damit erkennbar iſt, welche Tatbeſtände unter die Ordnung 
fallen. Dem Abgabepflichtigen muß die Möglichkeit der Prüfung 
offenſtehen, ob die Genehmigung erteilt iſt. Ihm kann nicht zu⸗ 
gemutet werden zu prüfen, ob die Aufſichtsbehörde durch ſchlüſſige 
Handlungen ſtillſchweigend ihre Einwilligung erteilt hat. Vom 
1. April 1932 ab müſſen ſämtliche kommunalen Abg. O. öffentlich 
bekanntgemacht werden, Genehmigungs- und Zuſtimmungsver⸗ 
fügungen find mit zu veröffentlichen (vgl. S 18 KommAbgG. i. d. 
Faſſ. des Art. III Nr. 14 And VO. v. 8. April 1932 [GS. 161], 
Abſchn. O I 1 RdErl. v. 1. April 1932 [MBli V. 373]). Dieſer 
Vorſchr. könnte bei Zulaſſung ſtillſchweigender Genehmigungen 
nicht entſprochen werden. 

Vorliegend fehlt es mithin an der für die angewandten Teile 
der GebO. erforderlichen Genehmigung, das Ortsrecht iſt inſoweit 
noch nicht perfekt geworden. Die Heranziehungsverfügung war 
mithin nach Aufhebung der dies verkennenden Vorentſch. außer 
Kraft zu ſetzen. 

(prOVG., 2. Sen., Urt. v. 27. Febr. 1934, II C 81/33.) 
Ber. von SenPräſ. von Kries, Berlin. 


Ba den 
Badiſcher Verwaltungsgerichtshof 
Berichtet von Oberverwaltungsgerichtsrat Klotz, Karlsruhe 


1. 8 4 FreizügG. Bedeutung dieſer Beſtimmung; 
ihr Verhältnis zum Reichsfürſorgerecht. Tatſächliche 
Voraus ſetzungen zur Abweiſung eines Zuziehenden. 

Der Dentift X. in O. mietete in W. eine Vierzimmerwohnung 
auf den 1. Nov. 1933 und zahlte 25 RA Draufgeld. Am 23. Okt. 
1933 erklärte die Vermieterin den Mietvertrag für ungültig und 
ſandte das Draufgeld zurück. An demſelben Tage ſchrieb das Bür⸗ 


63. Jahrg. 1934 Heft 36/37) 


Rechtſprechung 


germeiſteramt W. an K., daß es den beabſichtigten Zuzug nach W. 
verweigere. Die Beſchw. des X. wurde durch das Bezirksamt W. 
mit Vfg. v. 14. Nov. 1933 verworfen. 

Auf Klage wurde die bezirksamtliche Vfg. aufgehoben. 

Die Entſch., womit die Fernhaltung des X. vom Zuzug in 
die Stadtgemeinde W. ausgeſprochen werden ſollte, war dem Be⸗ 
zirksamt vorbehalten ($ 2 Bad Aufenthalts d. v. 5. Mai 1870; vgl. 
Bad Verw. 1876, 222). Was die letztere geſetzliche Vorſchr. be⸗ 
trifft, ſo hat der Miniſterialbevollmächtigte geltend gemacht, daß 
durch § 34 Abſ. 1 Ziff. 1 der vom MdeF. auf Grund des Bad⸗ 
Ausländer Pol. v. 27. April 1933 erlaſſenen, am 2. Juni 1933 
in Kraft getretenen Ausländer Pol VO. v. 27. Mai 1933 „das Bad⸗ 
Aufenthalts. v. 5. Mai 1870“, alſo wohl das ganze Geſetz, „auf⸗ 
gehoben“ ſei; der Kl. hat eingewendet, jene VO. habe von den 
Beſt. des Aufenthalts. nur diejenigen aufgehoben, welche die 
Ausländer betreffen; daß auch nach Auffaſſung des Md J. nur 
letztere und keine andere Tragweite der Beſt. des § 34 Abſ. 1 Ziff. 1 
Ausländer PolVO. zukommen follte, iſt dem Gerichtshofe nicht 
zweifelhaft. Die mit der Klage angefochtene Vfg. kann alſo keine 
andere fein, als die durch die zuſtändige Staatspolizeibehörde (8 2 
Bad Aufenthalts.) ausgeſprochene Abweiſung ſelbſt, wenn auch 
dieſe Vfg. ſich äußerlich als eine Entſch. auf Beſchw. gegen die 
Entſchließung der Gemeindebehörde darſtellt. Der Inhalt der be⸗ 
zirksamtlichen Vfg. war der, daß aus Erwägungen, die im Ge⸗ 
biete des Fürſorgeweſens lagen, dem Kl. verboten wurde, nach W. 
überzufiedeln. Die Vfg. des Bezirksamts war alſo eine polizeiliche; 
ſie beeinträchtigte den Kl. in dem Rechte der freien Bewegung, 
konnte ihn alſo in feinen Rechten verletzen (vgl. Bad Verw. 1933, 
135; 1925, 151). Mithin war die verwaltungsgerichtliche Klage 
gegen die bezirksamtliche Vfg. zuläſſig (§ 4 Abſ. 1 Ziff. 1 VRPflG.). 

Mit der Frage, ob die Beſt. des § 4 FreizGG. mit dem neu⸗ 
zeitlichen Fürſorgerecht noch vereinbar iſt, haben ſich neuerdings 
Rſpr. und Schrifttum vielfach beſchäftigt; hierwegen wird im all⸗ 
gemeinen auf Baath, Erl Buch, 9. Aufl., zur FürſPflVO., S. 495 
Bezug genommen. Im beſonderen iſt zu erwähnen, daß nach Mei⸗ 
nung des Bay VGH. einer Abweiſung i. S. von § 4 Freiz®. 
ſchon im Hinblick auf $ 6 Ab. 2 daſelbſt eine praktiſche Bedeutung 
wohl kaum zukommen wird, da nach $ 7 Fürs O. in der Regel 
unmittelbar nach dem Anzuge bereits ein gewöhnlicher Aufent⸗ 
halt begründet ſein wird (vgl. R.⸗ u. PrVerwBl. 48, 220; 50, 
159). Mit dem in der letztgenannten Entſch. zum Ausdruck gebrach⸗ 
ten Gedanken, im Hinblick auf § 7 Abſ. 2 FurſB . ergebe ſich eine 
weſentliche Einſchränkung der Auslegung des Begriffs „neu An⸗ 
ziehender“ gegenüber der bisherigen Rſpr., iſt es vereinbar, wenn 
Breuer in dem Aufſatze „Das Ausweiſungsrecht“ (Zf§W. 1932, 
516 ff.) die Meinung vertritt, $ 4 Frei5®. konne nur ſelten An⸗ 
wendung finden, weil die Gemeinden in den ſeltenſten Fällen von 
dem Zuzuge des Hilfsbedürftigen ſo rechtzeitig erfahren, daß ſie 
ihn noch abweiſen konnen (S. 518 l. Sp. unten a. a. O.). Noch 
unter der Geltung des UWG. (vgl. Reger 32, 324 ff.) führt das 
Sächſ O VG. in einem Streitfall (in welchem ein Rentenemp⸗ 
fänger der Invalidenverſicherung, der von ſeinem Aufenthaltsort 
aus bei der Gemeindebehörde eines anderen Ortes um Erteilung 


des „Wohnungsmeldeſcheines“ nachgeſucht, hierauf aber den Be⸗ 


ſcheid erhalten hatte, daß ihm der Aufenthalt nicht geſtattet werde) 
aus, es ſei nicht zu beanſtanden, wenn die Behörden „über das 
Recht zu einem künftigen Aufenthalte“ entſcheiden (S. 327 a. a. O.), 
denn nicht allein der Zuzugsluſtige habe unter Umſtänden ein 
ſchutzwürdiges Intereſſe, vor der Überſiedlung zu erfahren, ob er 
dazu als berechtigt anerkannt wird, ſondern auch der Gemeinde 
könne daran gelegen ſein, durch vorherige Klarſtellung der Rechts⸗ 
lage tunlichſt denjenigen Schwierigkeiten zu entgehen, die ihr die 
Abweiſung Neuanziehender regelmäßig verurſacht (S. 326/27 a. 
a. O.). Dieſe Rechtsmeinung ſteht nicht in Widerſpruch zu demjeni⸗ 
gen, was aus Rſpr. und Schrifttum der letzten Jahre oben angeführt 
wurde; ſie läßt ſich auch unter der Geltung des neuzeitlichen Für⸗ 
ſorgerechts vertreten, da ihr keine Norm des letzteren entgegen⸗ 
ſteht; der Gerichtshof tritt jener Meinung bei. Von der fortdauern⸗ 
den Anwendbarkeit des § 4 Freiz&. geht übrigens auch das Urt. 
des Württ VGH. (WürttRpfl Z. 1933, 169 ff., beſ. 171 r. Sp.) 
aus. 

War alſo das Bezirksamt berechtigt, über die Frage, ob der 
Zuzug des X. nach W. zu dulden ſei, vor ſeinem Umzuge dahin 
zu erkennen, jo ergab doch die Prufung des Klagevorbringens, daß 
die Staatspolizeibehörde das Vorliegen der Vorausſetzungen für 
eine Abweiſung nach § 4 Freizſiß. zu Unrecht annahm. Wohl be⸗ 
fand ſich der Kl. im Zeitpunkte der angefochtenen Vfg. in wirt⸗ 
ſchaftlich nachteiliger Lage, und dieſe Lage hatte ſich nicht plötzlich 
von einer günſtigen zu einer ungünſtigen geſtaltet, ſondern war 
die Wirkung einer allmählichen, durch mehrere Vorkommniſſe der 
vorausgegangenen Jahre eingetretenen Verſchlechterung in den 
Verhältniſſen des Kl. Er hatte als Dentiſt in den letzten Jahren 
unter beruflichem Wettbewerb zu leiden, kam nach und nach mit 
Mietzinsbeträgen in Rückſtand, es erging Räumungsbefehl des 


AG. O. gegen ihn, ſeither wurden einzelne Mietzinsbeträge be- 
zahlt, und ſchließlich wurde die Räumung gegen Mitte Oft. 1933 
bewirkt. Im letztgenannten Zeitpunkte erging wegen einer Forde⸗ 
rung einer Mobelſchreinerei Arreſtbefehl, worauf der Gerichtsvoll⸗ 
zieher die Möbel pfändete und der Firma übergab. Waren die 
Geldmittel des Kl. zeitweiſe knapp, ſo trug hierzu jedenfalls bei, 
daß ein Teil der ihm ſelbſt zuſtehenden Forderungen nicht ſofort 
nach der Entſtehung zu verwirklichen war. Dies gilt auch für For⸗ 
derungen des Kl. aus der Zahnbehandlung von Krankenkaſſenmit⸗ 
gliedern. Nach dem Verlaſſen O.s fand der Kl. für ſich und feine 
Familie Unterkunft bei ſeinen Schwiegereltern in L. Zuſammen⸗ 
faſſend ergibt ſich das Bild, daß der Kl. ſeit einigen Jahren ſich 
und ſeine zahlreiche Familie nur mit Schwierigkeiten durchbringen 
konnte, daß aber der überwiegende Teil dieſer Schwierigkeiten vor⸗ 
übergehender Natur war (zu vgl. Arnoldt, Erl Buch zum 
FreizG., Anm. 4 Abſ. 1 zu § 4, S. 48), und daß der Kl., wie ſich 
aus dem Eintreten ſeiner Schwiegereltern mit der Gewährung von 
Unterkunft ergibt, in jener Zeit nicht ohne wirtſchaftlichen Rück⸗ 
halt aus dem Kreiſe von Angehörigen blieb. Der Kl. iſt arbeits⸗ 
fähig und arbeitswillig, nach der Außerung des Bürgermeiſters in 
O, iſt er als tüchtig in ſeinem Beruf bekannt, ſein Verhalten gab 
zu Beanſtandungen keinen Anlaß. Offentliche Fürſorge hat er noch 
nicht in Anſpruch genommen. Daraus folgt, daß er nach Kräften 
und — ungeachtet ſchwieriger Verhältniſſe — nicht ohne Erfolg 
bemüht war, durch wirtſchaftliche Lebensführung ſich und ſeine 
zahlreiche Familie durchzubringen. Nach dem Geſagten kann da⸗ 
von nicht die Rede ſein, daß der Kl. nicht hinreichende Kräfte be⸗ 
ſitze, um ſich und ſeinen nicht arbeitsfähigen Angehörigen den not⸗ 
dürftigen Lebensunterhalt zu verſchaffen ($ 4 Abf. 1 Satz 1 
FreizG.). 

Der Miniſterialbevollmächtigte hat geltend gemacht, der Kl. 
könne ſich auch in der Stadtgemeinde W. keine dauernde Lebens⸗ 
möglichkeit verſchaffen, da auch dort ſchon ein Zahnarzt und ein 
Dentiſt praktizieren, die beigeladene Gemeinde W. hat hinzugefügt, 
daß der Kl. in W. mit der Zulaſſung zur Allg. Ortskrankenkaſſe 
nicht werde rechnen können. Ob der Kl. als anerkannter Kriegs⸗ 
beſchädigter gleichwohl Ausſicht auf dieſe Zulaſſung hat (vgl. VO. 
v. 27. Juli 1933 und 20. Nov. 1933 über die Zulaſſung von Zahn⸗ 
ärzten und Zahntechnikern bei den Krankenkaſſen [RGBl. I, 541, 
983]), bedarf hier nicht der Unterſuchung, denn die Gefahr, daß 
der Kl. entſprechende Arbeitsgelegenheit und Verdienſt nicht fin⸗ 
den werde, iſt kein Nachweis i. S. des § 4 Freiz®. (vgl. Bay VG. : 
Reger 52, 380/881; auch SächſOVG. ebenda 52, 567/568); jene 
Gefahr begründet nur die Beſorgnis vor künftiger Verarmung; 
dieſe berechtigt aber nach ausdrücklicher Vorſchr. des § 4 Abſ. 2 
Fre. nicht zur Abweiſung (vgl. a. a. O. S. 381). 

Da nach dem Dargelegten die obwaltenden tatſächlichen Ver: 
hältniſſe jede Berechtigung der Behörde zu der angefochtenen Vfg. 
ausſchloſſen, war die letztere aufzuheben ($ 4 Abſ. 2 Ziff. 2 
VRPflG.). 

(BadVGh., Entſch. v. 19. Dez. 1933, 234/33.) 


Thüringen 
Thüringiſches Oberverwaltungsgericht 
Berichtet von Oberverwaltungsgerichtsrat Knauth, Jena 


1. 8155 RAbgO. Verzinſung von Erftattungsbe> 
trägen. Zuläſſigkeit der Zuſammenrechnung von Einzel- 
beträgen unter 100 . 

Der Berufungsausſchuß hat die Verzinſung abgelehnt, weil, 
wenn ſich wie hier der zu erſtattende Betrag aus mehreren Teil⸗ 
beträgen unter 100 RM zuſammenſetze, die zu verſchiedenen Zeiten 
entrichtet worden ſeien, 8 155 RAbgoO. nicht anwendbar ſei. Er 
beruft ſich dabei auf ein Urt. des Rc. v. 11. April 1923 (1A 
229/22: StW. 1923 Nr. 611) und die Zinsanweiſung des NEM. 
v. 14. Jan. 1927 und 22. Mai 1930. Dort wird dieſe Auffaſſung 
in der Tat vertreten. Sie iſt uber weder in dem Urt. noch in der An⸗ 
weiſung näher begründet und erſcheint nicht zutreffend. Die Faſſung 
der Vorſchr. bietet jedenfalls zu der einſchränkenden Auslegung 
keinen Anlaß. Ihr Zweck aber weiſt auf eine andere Auslegung hin. 
Denn ihr liegt offenbar der Gedanke zugrunde, daß dem Stener⸗ 
pflichtigen die vorübergehende Entziehung von Beträgen bis zu 
100 RA zugemutet werden kann, ohne daß er dafur durch die Ge⸗ 
währung von Zinſen entſchädigt werden muß. Für dieſe Frage der 
Zumutbarkeit kann es aber keine Rolle ſpielen, ob der zu erſtattende 
Betrag zu verſchiedenen Zeiten in Raten, die für ſich die 100 
Grenze nicht erreichen, entrichtet worden iſt, ſondern dafür kann 
es nur darauf ankommen, was dem Steuerpflichtigen in dem frag⸗ 
lichen Falle insgeſamt zu Unrecht entzogen worden iſt, und alſo 
nur entſcheidend fein, daß der Steuerpflichtige in dem Steuer⸗ 
falle, auf den ſich die in Frage kommende Erſtattung bezieht, 
insgeſamt mehr als 100 , entrichtet hat, die nach 88 151, 
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152 RAbgO. wieder erſtattet werden müſſen. Deshalb können und 
müſſen, um feſtzuſtellen, ob die 100K. U⸗Grenze des 8 155 erreicht 
iſt, gegebenenfalls alle Einzelleiſtungen zuſammengerechnet werden, 
die denſelben Erſtattungsfall betreffen, d. h. in ein und 
demſelben Steuerfalle aus einem der in S$ 151, 152 RAbgO. be⸗ 
zeichneten Grunde zu erſtatten ſind. Deshalb muß dann aber auch der 
Geſamtbetrag ohne Rückſicht darauf verzinſt werden, wann 
die Einzelbeträge, aus denen er ſich zuſammenſetzt, entrichtet worden 
find. Denn von weiteren Vorausſetzungen, als daß „die nach SS 151, 
152 zu erſtattenden Beträge“ 100 RM überſteigen und der Zius⸗ 
betrag nicht unter 1 . bleibt, iſt die Verzinſungspflicht nicht ab⸗ 
hängig. „Die nach 88 151, 152 zu erſtattenden Beträge“ find aber 
eben der Geſamtbetrag, der jeweils nach 88 151, 152 in einem be⸗ 
ſtimmten Steuerfalle zu erſtatten iſt. Deshalb läßt ſich auch aus der 
Beſtimmung, daß die Zinſen „von der Entrichtung an“ zu be⸗ 
zahlen ſind, nicht ſchließen, daß ſchon am Entrichtungstage er⸗ 
ſtattungsfähige Beträge von mehr als 100 RM vorliegen müſſen, 
denn das würde ſich aus ihr nur notwendig ergeben, wenn nach dem 
Vorderſatze für die Verzinſung vorausgeſetzt wäre, daß der ein⸗ 
zelne zu erſtattende Teilbetrag höher als 100 RA wäre. 
(ThürOVG., Urt. v. 30. Mai 1934, C 9/34.) 


D. Ausländiſche Gerichte 
Sſterreich 
Gſterreichiſches Patentamt 


1. 8 58 (2) OſterrPatch. Die behauptete offenkundige 
Vorbenutzung muß durch beſtimmte Tatſachen begründet 
werden. Die bloße Möglichkeit der erfindungsgemäßen 
Verwendung einer im Gebrauch befindlichen Maſchine ge— 
nügt nicht zur Verſagung des Patentes. 

Die BeſchwF. hatte in ihrem Einſpruche behauptet, daß es ihr 
bekannt ſei, daß einzelne ihrer öſterreichiſchen Kunden bei der von 
ihr gelieferten Maſchine die Papierbahn abweichend von der Be⸗ 
dienungsvorſchr. (rote Linie der überreichten Zeichnung) ſo geführt 
hätten, wie ſie es in der vorgelegten Zeichnung mit blauer Linie 
eingetragen habe. Sie hat aber keine Kunden genannt, bei denen 
eine ſolche Führung tatſächlich vorgenommen wurde, und auch 
keinerlei Beweiſe für ihre Behauptung angeboten. 

In ihrer Beſchw. ſteht ſie nun auf dem Standpunkte, daß ein 
ſolcher Beweis gar nicht notwendig ſei, es genüge, daß die Papier⸗ 
bahn fo gefiihrt werden könne und daß bei einer ſolchen Führung 
die gleiche Wirkung erzielt werde, wie nach Anſpruch 1 der angemel⸗ 
deten Maſchine. 

Dieſer Standpunkt der BeſchwßF. iſt jedoch irrig. Gemäß 8 58 
(2) PatG. muß die behauptete offenkundige Vorbenutzung durch be⸗ 
ſtimmte Tatjachen begründet werden, wenn der Einſpruch Erfolg 
haben ſoll; die bloße Möglichkeit der erfindungsgemäßen Verwendung 
einer im Gebrauch befindlichen Maſchine genügt nicht zur Verſagung 
des Patentes. 

Es hatten alſo beſtimmte Firmen ſowie Ort und Zeit der an⸗ 
geblichen Vorbenutzung angeführt und dieſe Behauptungen unter Be⸗ 
weis geſtellt werden müſſen. Ebenſo hätte der Beweis erbracht werden 
mäffen, daß bei der behaupteten, von der Bedienungsvorſchr. abwei⸗ 
chenden Benutzung der bekannten Maſchine tatſächlich die gleiche Wir⸗ 
kung erzielt werde wie nach der angefochtenen Anmeldung. 

(Oſterr Patel, (Beſchwalbt. B), Entſch. v. 13. Febr. 1934, A 4239/31.) 


Ber. von ORegR. Bindewald, Berlin. 


Oſterreichiſches Zundesminiſterinm 


2. 8 3 Abſ. 1 Ziff. 4 Oſterr MarkSchch. „Strahlen“ 
für landwirtſchaftliche Produkte, insbeſondere Eier, als 
Marke nicht eintragbar. 

Wie bereits in der Beanſtandung v. 10. Jan. 1934 ausgeführt 
wurde, wird durch die Bezeichnung „Strahlen“ beim Publikum 
der Anſchein erweckt, daß es ſich um Waren handelt, deren Ge⸗ 
brauchswert durch Beſtrahlung erhöht wurde. Da jedoch einerſeits 
durch ſolche Beſtrahlung der Gebrauchswert nicht erhöht würde, an⸗ 
dererſeits nach eigener Angabe der Schutzwerberin gar Keine Be⸗ 


ſtrahlung vorliegt, enthalt die Marke eine unrichtige, zur Täuſchung 
des Publikums geeignete Angabe und iſt daher gemäß § 3 Abſ. 1 
Ziff. 4 MarkSh6. von der Regiſtrierung ausgeſchloſſen. 

Wenn die Hinterlegerin vermeint, die Bezeichnung „Strahlen⸗ 
eier“ ſei nur deshalb zuſtande gekommen, weil von der ſtrahlenden 
Reinheit, mit der die Ware behandelt wird, geſprochen werden ſollte, 
ſo muß betont werden, daß es nicht darauf ankommt, von welcher 
Abſicht oder Anſchauung ſich die Schutzwerberin bei der Hinterlegung 
leiten läßt, ſondern lediglich darauf, welche Wirkung die Marke nach 
ihrem Inhalte bei den beteiligten Verkehrskreiſen hervorruft. Im 
pborl. Falle iſt kein Zweifel, daß das Wort „Strahlen“ als Hin⸗ 
weis auf eine Beſtrahlung der Ware aufgefaßt werden wird, zumal 
ja gerade dieſe Art der Behandlung in den letzten Jahren auf ſani⸗ 
tärem und diätetiſchem Gebiete beſonders beliebt geworden iſt (ſiehe 
beſtrahlte Milch u. dgl.). Die Löſchung der Marke iſt daher gerecht⸗ 
fertigt. 

(Ofterr Bund Min. f. Handel u. Verkehr, Beſch. v. 12. Febr. 1934, 
Am 12/34.) 


Ber. von ORegR. Bindewald, Berlin. 
* 


3. 8 3 Abſ. 1 Ziff. 2 OſterrMarkSchG. „Knäckerli“ 
für Backwaren und diätetiſche Nahrungsmittel, „Panper⸗ 
fetto“ für Bad» und Konditorwaren nicht eintrag bar. 

Das Wort „Knäckerli“ iſt, wie die Markenſchutzwerberin 
ſelbſt zugibt, von dem Worte Knäcke (Brot) abgeleitet. Da mit dem 
übrigens in der Firma der Hinterlegerin (... Knäckebrotwerke ...) 
enthaltenen Worte Knäckebrot ein in Skandinavien heimiſches Schrot⸗ 
brot (Vollkornbrot) bezeichnet wird (vgl. den Großen Brockhaus, 
Aufſatz Knäckebrot), könnte es jedenfalls gemäß § 3 Abſ. 1 Ziff. 2 
Mark SchG. nicht als Schutzmarke für Backwaren eingetragen werden. 
Das Wort Knäckerli mag zwar ein neugebildeter Ausdruck fein, es 
unterſcheidet ſich aber ſo wenig von dem verkehrsbekannten Worte 
Knäckebrot, daß es der Verkehr nicht als unterſcheidendes Zeichen, 
ſondern lediglich als beſchreibende Angabe auffaſſen muß (ogl. Be⸗ 
ſcheid des Bund Min. für Handel und Verkehr v. 2. Dez. 1926: 
PatBl. 1927, 58), dies um jo weniger als ein analoges Wort: 
Leckerli in den beteiligten Verkehrskreiſen gebräuchlich und bekannt 
iſt (vgl. Beſcheid des Handelsminiſteriums v. 6. Aug. 1906: Pat Bl. 
1907, 242) als Name für kleine Pfefferkuchen, die in der Schweiz, 
beſonders in Baſel (Baſeler Leckerli) bereitet werden (vgl. den Großen 
Brockhaus, Aufſatz Leckerli). Daher iſt das Wort Knäckerli als 
Schutzmarke für die im Warenverzeichnis angeführten Waren gemäß 
8 8 Abſ. 1 Ziff. 2 MarkSchch. nicht zuläſſig. 

Das Markenwort „Panperfetto“ (Marke Nr. 83 180 
[Bern]) iſt nichts anderes als die zuſammengezogenen und als ein 
Wort geſchriebenen, der italieniſchen Sprache angehörigen Wörter 
pan und perfetto, zu deutſch Brot und vollkommen. Der Einwand, 
daß der Ausdruck für Brot im Italieniſchen pane und nicht pan 
laute, iſt ganz hinfällig, da das e im Auslaut italieniſcher Haupt⸗ 
wörter ſehr häufig abgeſtoßen wird und es iusbeſ. eine große Anzahl 
von Verbindungen des Wortes pane in der verkürzten Form pan 
mit Eigenſchaftswörtern und von Redensarten gibt, die das Wort 
pan enthalten: Es ſei nur erinnert an die Ausdrücke und Redens⸗ 
arten: pan duro, pan Secco, pan fresco, pan grattato, pan pepato, 
pan di zucchero, mangiare pan solo, aver trepan per coppia, 
esser una zuppa e un pan molle uſw. (vgl. Rigutini⸗Bulle, 
Neues italieniſch-deutſches Wörterbuch, 1897, Tauchnitz⸗Höpli, Auf⸗ 
ſatz pane). Daß die beiden Wörter zu einem Worte vereinigt find, iſt 
unerheblich, da ſolche Zuſammenziehungen im Italieniſchen üblich ſind 
(man ſagt z. B. auch panforte für panpepato) und überdies bei 
Wortmarken weit weniger das Schriftbild entſcheidet als der Wort⸗ 
klang. Selbſt zugegeben, daß das Schriftbild der Marke ſich etwa, 
wenn auch nur ganz geringfügig, von demjenigen der beiden Wörter 
pan (e) und perfetto unterfcheidet, jo iſt der Wortklang nur in ganz 
ſorgfältiger Ausſprache, alſo praktiſch überhaupt nicht zu unter» 
ſcheiden. 5 

Die Marke iſt daher gleichfalls gemäß § 3 Abſ. 1 Ziff. 2 
MarkSchch. vom Schutze ausgeſchloſſen. 

(Oſterr Bund Min. f. Handel u. Verkehr, Beſch. v. 25. Nov. 1933, 
Am 381,33.) 


Ber. von ORegR. Bindewald, Berlin. 
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